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Vorwort 

Die Volks anwaltschaft legt dem Nationalrat ihren Vierten Bericht vor, der 
über die Tätigkeit in der Zeit vorn 1 .  Jänner bis 3 1 .  Dezember 1980 Auf­
schluß gibt. 

Der bisherigen Übung folgend besteht auch dieser Bericht aus zwei Teilen, 
nämlich einern Allgemeinen und einern Besonderen Teil, sowie einern Stati­
stischen Anhang. Der Allgemeine Teil enthält neben Hinweisen über die 
Entwicklung des Aufgabenbereiches und der Tätigkeit der V olksanwalt­
schaft auch Ausführungen über den Fortgang der Bearbeitung der von der 
Volksanwaltschaft in ihren bisherigen Berichten gemachten Wahrnehmun­
gen und Anregungen. Der Besondere Teil enthält die Berichte der drei 
Volksanwälte über ihre Aufgabenbereiche mit einer kurzen Darstellung 
bestimmter Beschwerdefälle und den Ergebnissen der bezughabenden Pru­
fungsverfahren der Volks anwaltschaft. Im Statistischen Anhang sind alle 
Beschwerden ausgewiesen, die dem Bereich der Bundesverwaltung zuzu­
ordnen waren. Sonstige, an die Volksanwaltschaft herangetragene Anlie­
gen, für die die Volksanwaltschaft nicht zuständig war, wurden in den 
Anhang nicht aufgenommen. 

Die Volksanwälte nehmen auch diesen Bericht zum Anlaß, ihren Mitarbei­
tern für die geleistete Unterstützung den Dank auszusprechen. 

Der vorliegende Bericht wurde in der kollegialen Sitzung der Volksanwalt­
schaft am 26. Mai 198 1  einstimmig beschlossen. 

Wien, im Mai 1980 

Robert Weisz 
Dr. Franz Bauer 
Gustav Zeillinger 
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1 Inanspruchnahme und Tätigkeit der Volks anwaltschaft 

1.1 Entwicklung des Geschäftsanfalles 

Im Berichtszeitraum vom 1 . Jänner bis 3 1 .  Dezember 1 980 wurden an die 
Volksanwaltschaft insgesamt 4 075 Beschwerden und sonstige Anliegen 
herangetragen. Die folgenden Anfallszahlen zeigen die Entwicklung in den 
letzten drei Jahren: 

1 978 : 3 353 
1 979: 3 407 
1 980: 4 075 

Der Geschäftsanfall in den ersten vier Monaten des Jahres 1 98 1  (1 887) 
zeigt, daß die Inanspruchnahme der Volksanwaltschaft weiterhin steigt und 
bis zum Ende des Jahres mit über 5 000 Beschwerden zu rechnen sein wird. 

1.2 Telefonische Auskünfte 

Mit dem zunehmenden Interesse und Verständnis der Bürger für die Tätig­
keit der Volks anwaltschaft ist auch die Zahl der telefonischen Anfragen 
stark gestiegen. Im Berichtsjahr wurden an die Volksanwaltschaft rund 
5 000 telefonische Anfragen gerichtet. Durch Aufklärung und Hinweise 
über die Rechtslage konnte hiebei dem Informationsbedürfnis der recht­
suchenden Bevölkerung Rechnung getragen werden. Die starke Inan­
spruchnahme der Volksanwaltschaft für derartige Informationen und Bera­
tungen zeigt, daß der Staatsbürger im Umgang mit den Behörden auf eine 
Hilfestellung angewiesen ist, der sich die Volks anwaltschaft - will sie den 
Erwartungen der Bevölkerung als Serviceeinrichtung gerecht werden -
nicht entziehen kann. 
Hiezu ist allerdings zu bemerken, daß mit dieser Tätigkeit ein rechtskundi­
ger Mitarbeiter ausgelastet ist, der somit für die Prüfungstätigkeit der 
Volksanwaltschaft nicht zur Verfügung steht (siehe Punkt 2 Personal­
situation). 

1 .3 Sprechtage 

Um dem schon aus den Vorjahren bekannten Wunsche der Bevölkerung 
nach einer persönlichen Aussprache mit dem Volksanwalt Rechnung zu 
tragen, wurden im Berichtsjahr insgesamt 252 ( 1979 : 238) Sprechtage abge­
halten, davon 68 ( 1979: 66) außerhalb von Wien. Bei den 1 84 ( 1 979: 1 72) 
Sprechtagen in Wien haben 775 ( 1 979 : 905) Personen vorgesprochen, bei 
den Sprechtagen außerhalb von Wien 1 1 94 ( 1 979: 1 073). 

Um auch in ländlichen Gebieten der Bevölkerung den Zugang zur Volks­
anwaltschaft zu erleichtern, wurden Sprechtage nicht nur in den Landes­
hauptstädten, sondern auch in Bezirksstädten abgehalten, wobei bis zum 
Zeitpunkt der Berichterstattung nahezu alle Bezirke Österreichs besucht 
werden konnten. Damit wird auch einem von den Bundesländern geäußer-
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ten Anliegen Rechnung getragen. In diesem Zusammenhang soll nicht 
unerwähnt bleiben, daß bei der durch die Sprechtage bedingten Reisetätig­
keit zweifelsohne die Inanspruchnahme eines Dienstwagens eine Erleichte­
rung mit sich bringen 'Yür�e. Die Vol.ksanwaltschaft h�t jedoch von der 
Anschaffung des für sie Im Bundesfmanzgesetz an sich vorgesehenen 
Dienstkraftwagens aus den in der Bundesverwaltung allgemein empfohle­
nen Sparsamkeitserwägungen Abstand genommem. 
Eine wesentliche Verbesserung .für die rechtsuchende Bevölkerung konnte 
im Berichtszeitraum durch ein Ubereinkommen der Volksanwaltschaft mit 
dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag erzielt werden. Nach die­
sem Übereinkommen steht an den Sprechtagen der Volksanwaltschaft 
außerhalb von Wien ein von der jeweils zuständigen Rechtsanwaltskammer 
namhaft gemachter Anwalt zur erstmaligen kostenlosen Rechtsauskunft in 
Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten zur Verfügung. Bisher mußten die 
Beschwerdeführer, die mit derartigen Auskunftsersuchen an die Volksan­
waltschaft herangetreten waren, an die Amtstage bei Gericht oder an den 
Beratungsdienst der Rechtsanwaltskammern verwiesen werden, der aller ­
dings nicht i n  allen Bundesländern eingerichtet ist. Die nunmehr getroffene 
Regelung erlaubt es, die Beschwerdeführer in solchen Fällen direkt an den 
der Volksanwaltschaft am Sprechtag, und zwar meist sogar im selben 
Haus, zur Verfügung stehenden Rechtsanwalt zu verweisen, sodaß dem 
Rechtsuchenden ein zusätzlicher Weg erspart bleibt. Durch den Umstand, 
daß der für die erstmalige kostenlose Rechtsauskunft vorgesehene Rechts­
anwalt als Funktionär der Rechtsanwaltskammer tätig wird und durch die 
Beratung kein Vertretungsverhältnis entsteht, ist eine größtmögliche 
Objektivität sichergestellt. 

1 .4 Übertragung von Prüfungsaufgaben durch die Länder 

Im Berichtsjahr wurde die Volksanwaltschaft von drei weiteren Ländern 
auch für den Bereich ihrer Verwaltung für zuständig erklärt. Das vom 
Steiermärkischen Landtag bereits am 7. Dezember 1 979 beschlossene Lan­
desverfassungsgesetz trat am 1 3 . März 1 980  in Kraft (LGBI. Nr . 7 / 1 980) . 
Das Land Kärnten hat d iese Regelung mit Landesverfassungsgesetz vom 
3 1 .  Jänner 1 980 beschlossen, welche mit 24. April 1 980 in Kraft getreten ist 
(LGBI. Nr . 25/ 1 980) .  Für die Verwaltung des Landes Oberösterreich 
wurde die Volksanwaltschaft mit Landesverfassungsgesetz vom 6. März 
1 980 für zuständig erklärt (LGBI. Nr . 2 8/ 1 980) .  Das vom Niederösterrei­
chischen Landtag am 30. Oktober 1 980 beschlossene Landesverfassungsge­
setz ist am 1 .  Jänner 1 98 1  in Kraft getreten (LGBI. Nr . 0003-0). Mit 1 .  Mai 
198 1 ist das Burgenländische Landesverfassungsgesetz vom 9. März 198 1 
(LGBI. Nr . 1 8 / 1 9 8 1  in Kraft getreten, womit die Volksanwaltschaft auch 
für die Verwaltung des Burgenlandes für zuständig erklärt wurde. Damit 
haben zum Zeitpunkt der Berichterstattung sieben Länder von der im Bun­
desgesetz über die Volksanwaltschaft vorgesehenen Möglichkeit, die 
Volksanwaltschaft auch für den Bereich der Landesverwaltung für zustän­
dig zu erklären, Gebrauch gemacht. 

1 .5 Änderung der Geschäftsverteilung der Volksanwaltschaft 

8 

Da im Jahre 1 980 drei weitere Länder die Volksanwaltschaft auch für ihren 
Verwaltungsbereich für zuständig erklärt haben, mußte die Geschäftsver -
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teilung der Volksanwaltschaft neu gefaßt werden. Die neue Geschäftsver ­
teilung wurde am 2. April 1 98 0  beschlossen und im BGBI. Nr. 1 58/80 
kundgemacht. S ie sieht eine Auf teilung der Aufgaben der Volksanwalts­
chaft in Bund und Ländern auf die drei Volks anwälte nach Sachgebieten 
vor . Der Text der auch derzeit gültigen Geschäftsverteilung ist im Anschluß 
an den Allgemeinen Teil dieses Berichtes abgedruckt. 

1 .6 Prüfungsvedahren und Erledigungen 

Die Volksanwaltschaft war auch im Berichtszeitraum bemüht, die Prü­
fungsverfahren rasch und unbürokratisch durchzuführen. Allerdings wer­
den in zunehmendem Maße auch Beschwerden an die Volksanwaltschaft 
herangetragen, die umfangreiche Sachverhaltsermittlungen erfordern und 
häufig nicht ohne die Bestellung von Sachverständigen und ohne V or­
nahme eines Ortsaugenscheines abgeschlossen werden können. In diesen 
Fällen ist eine längere Dauer des Prüfungsverfahrens unvermeidbar .  Mitun­
ter ist es erforderlich, Prüfungsverfahren im Hinblick auf präjudizielle Ver­
fahren bei anderen Verwaltungsbehörd,en oder Gerichten zu unterbrechen. 
Die Verfahrensdauer hängt aber insbesondere auch davon ab, ob der 
Volksanwaltschaft die zur Besorgung ihrer Prüfungstätigkeit erforderli­
chen Mitarbeiter zur Verfügung stehen (vgl. Punkt 2 Personalsituation) . 
Wie die Volksanwaltschaft bereits in ihrem 3 .  Bericht an den Nationalrat 
festgestellt hat, wird aber die Dauer des Prüfungsverfahrens bei der V olks­
anwaltschaft maßgeblich durch die für die Stellungnahme der befaßten 
Ressorts benötigte Zeit bestimmt. Die Volksanwaltschaft muß auf diesen 
Umstand nochmals mit Nachdruck hinweisen, weil sich auch im Berichts­
zeitraum keine Verbesserung herbeiführen ließ. Wie die Volks anwaltschaft 
nämlich häufig feststellen muß, werden von den Ressorts nicht selten vier 
bis fünf Monate für die Stellungnahme benötigt. 
Im Berichtszeitraum wurden von der Volksanwaltschaft 3 497 Beschwerde­
fälle erledigt. Ohne Berücksichtigung jener Anliegen, die nicht dem Ver­
waltungsbereich zuzuordnen sind, wurde in 43% der bearbeiteten 
Geschäftsfälle dem Beschwerdeführer ein Prüfungsergebnis mitgeteilt, ohne 
daß es eines formellen Prüfungsverfahrens bedurfte. Hiezu gehören insbe­
sondere jene Beschwerdefälle, bei denen die Volksanwaltschaft aufgrund 
der bestehenden Rechtslage ohne weiteres Verfahren feststellte, daß der 
Beschwerde keine Berechtigung zukam. Hier wurden auch jene Geschäfts­
fälle berücksichtigt, bei de.n�n e;st im Zug� eines Prü�ung�v�rfahrens . die 
mangelnde Beschwerdelegltlmauon oder die UnzuläSSIgkelt IOfolge eines 
anhängigen Verwaltungsverfahrens festgestellt wurde. Auch die Erledigung 
in Form von Auskünften, die aufgrund einer Prüfung und rechtlichen Beur­
teilung des an die Volksanwaltschaft herangetragenen Sachverhaltes erfolg­
ten, sind dieser Beschwerdegruppe zuzuordnen. 
In 36% der Beschwerdefälle konnte der behauptete Mißstand im Prüfungs­
verfahren der Volksanwaltschaft nicht bestätigt werden. 2 1  % der geprüften 
Beschwerden erwiesen sich als berechtigt; in 83% dieser Fälle wurde der 
Beschwerdegrund behoben. 
Abschließend seien - um auch einen internationalen Vergleich der Tätig­
keit der Volksanwaltschaft zu ermöglichen - die entsprechenden Ver­
gleichszahlen aus dem Bericht der Schwedischen Justizombudsmänner für 
die Zeit vom 1 .  Juli 1 979 bis 30. Juni 1 980 angeführt. Danach wurden im 

9 
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Berichtsjahr 2 990 Beschwerden erledigt und zwar 38% ohne weiteres Prü­
fungsverfahren, 44% als unberechtigt nach Überprüfung und 1 2% mit Bean­
standungen und weiteren M.�ßnahmen. Die restlichen Beschwerden entfie­
len auf Bereiche, denen in Osterreich keine entsprechende Erledigungsart 
bzw. Kompetenz gegenübersteht wie beispielsweise unmittelbare diszipli­
näre Maßnahmen. 

1.7 Öffentlichkeitsarbeit und internationale Kontakte 

Die Volks anwaltschaft hat ihre Teilnahme an der Bürgerservicesendung 
des ORF "Ein Fall für den Volksanwalt?" auch im Berichtszeitraum fortge­
setzt, die an 4 1  Samstagen als Live-Sendung ausgestrahlt wurde. Nach den 
letzten Infratestergebnissen erreicht diese Sendung durchschnittlich eine 
halbe Million Zuseher; die höchsten Einschaltziffern liegen bei rund 
700 000 Zusehern. Der häufig geäußerten Kritik an der zu knapp bemesse­
nen Sendezeit konnte bisher vom ORF noch nicht Rechnung getragen wer- _ 

den. Auch die Zusammenarbeit mit dem Bundespressedienst des Bundes­
kanzleramtes wurde im Berichtsjahr weitergeführt. Abschließend sei auch 
auf die Vortragstätigkeit und die Publikationen der Volksanwaltschaft hin­
gewiesen, wodurch zu einem besseren Verständnis für Aufgaben und Tätig­
keit der Volks anwaltschaft beigetragen wird. 
Im Oktober 1980 fand in Israel die 2. Internationale Ombudsmann-Konfe­
renz statt, an der 22 Staaten teilgenommen haben. Auch die V olksanwalt­
schaft nützte diese Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch und zur Vertie­
fung ihrer internationalen Kontakte. Außerdem haben die Ombudsmänner 
von Australien, Kanada, den Philippinen und Schweden der Volksanwalt­
schaft Besuche abgestattet. 

2 Personalsituation und räumliche Unterbringung der Volksan­
waltschaft 

1 0  

Derzeit stehen der Volksanwaltschaft sieben Bedienstete der Verwendungs­
gruppe A (bzw. Entlohnungsgruppe a), fünf der Verwendungsgruppe B 
(bzw. Entlohnungsgruppe b), sieben der Verwendungsgruppe C (bzw. Ent­
lohnungsgruppe c) sowie sechs der Verwendungsgruppe D (bzw. Entloh­
nungsgruppe d) zur Verfügung. Dies ergibt einen Personalstand von 
25 Bediensteten. Bei den seinerzeit über �ie personelle Ausstatt�ng der 
Volksanwaltschaft g�.führten Gesprächen gmg man mangels vergleichbarer 
Erfahrungswerte in Osterreich vom internationalen Durchschnitt von etwa 
2 000 Beschwerden auf Bundesebene im Jahr aus. Dabei wurde angenom­
men, daß bei einem solchen Geschäftsanfall 26 Mitarbeiter der Volksan­
waltschaft erforderlich wären. Im Hinblick auf die Ungewißheit des tat­
sächlichen Geschäftsanfalles wurde aber der anfängliche Personalstand mit 
1 8  Bediensteten veranschlagt. Tatsächlich wurden schon im ersten Jahr 
beträchtlich mehr als 2 000 Beschwerden eingebracht. Aufgrund der auch 
in den Folgejahren zunehmenden Inanspruchnahme der Volksanwaltschaft 
wurde der Personalstand der Volksanwaltschaft schrittweise auf den der­
zeitigen Stand von 25 angehoben, wobei im Stellenplan für das Jahr 1980 
keine Vermehrung von Planstellen erfolgte. In der Zwischenzeit hat sich 
der Geschäftsanfall dadurch noch wesentlich erhöht, daß sieben Bundeslän-
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der von der im § 9 des Bundesgesetzes über die Volks anwaltschaft veran­
kerten Ermächtigung Gebra�ch gemacht un� die V olksanwaltsc�aft auch 
für den Landesvollzugsbereich für zuständig erklärt haben. Dieser An­
schluß von sieben Bundesländern brachte nicht nur ein zahlenmäßiges An­
steigen der Beschwerden mit sich, sondern bedingt auch - wie dies von 
allen Bundesländern übereinstimmend angeregt wurde - eine Erhöhung 
der Sprechtage außerhalb Wiens, um allen rechtsuchenden Personen den 
Zugang zur Volks anwaltschaft zu erleichtern. Waren es im Jahre 1980 noch 
4 075 Beschwerden, die an die Volksanwaltschaft herangetragen worden 
waren, so wird im Jahre 198 1 bei konstanter Weiterentwicklung des 
Geschäftsanfalles wie er in den ersten vier Monaten des Jahres 198 1 
edolgte, der Beschwerdeanfall rund 5 000 Beschwerden im Jahr betragen, 
wobei noch die telefonische Auskunftserteilung ins Kalkül zu ziehen ist, die 
im Durchschnitt monatlich 400 bis 600 Auskünfte umfaßt. In den ersten 
vier Monaten des Jahres 198 1 wurden von der Volksanwaltschaft insgesamt 
33 Sprechtage außerhalb Wiens abgehalten, bei denen 707 Beschwerden 
ein�ebracht wurden. Im Vergleichszeitraum des Vorjahres wurden dagege.n 
an msgesamt 23 Sprechtagen �ur 392 B�schwerdefälle herangetragen. Die 
Volks anwaltschaft hält daher die Bewälugung des erhöhten Geschäftsanfal­
les nur durch eine entsprechende Personalaufstockung für möglich, da mit 
dem derzeit zur Vedügung stehenden Personal die ordnungsgemäße Edül­
lung des Gesetzesauftrages der Volksanwaltschaft nicht mehr sichergestellt 
erscheint. Ein Vergleich mit Schweden zeigt, daß die Justizombudsmänner 
bei einem durchschnittlichen Geschäftsanfall von etwas mehr als 
3 000 Beschwerden im Jahr mit einem Personalstand von 60 bis 70 Bedien­
steten ausgestattet sind, von denen die Hälfte rechtskundige Beamte sind. 
Es liegt qaher auf der Hand, daß die Prüfung von über 5 000 Beschwer­
den in Österreich mit nur sieben juristischen Mitarbeitern qualitativ 
schlechter edolgen muß, als die Prüfung der rund 3 000 Beschwerden in 
Schweden mit 30 juristisch geschulten Mitarbeitern. Die Volksanwaltschaft 
vertritt daher zusammenfassend die Ansicht, daß zwar insbesondere durch 
Verbesserung der technischen Ausstattung der Volksanwaltschaft die 
Effektivität der Prü�ungsvedahren geringfügig gestei�ert werden könnt�. 
Um aber den derzeit vorhandenen Geschäftsanfall mit Edolg zu bewälu­
gen, wäre zumindest eine schrittweise Vermehrung der Planstellen bei der 
Volksanwaltschaft edorderlich, wobei zunächst um zwei juristische Mitar­
beiter der Verwendungs gruppe A (bzw. Entlohnungsgruppe a), um einen 
Referenten der Verwendungsgruppe B (bzw. Entlohnungsgruppe b) sowie 
um zwei Bedienstete der Verwendungsgruppe D (bzw. Entlohnungsgruppe 
d) aufzustocken wäre. Es soll auch nicht unerwähnt bleiben, daß neben der 
Prüfungstätigkeit der Volksanwaltschaft auch die jährliche Erstattung der 
Berichte an den Nationalrat und an sieben Landtage zu einer Mehrbela­
stung geführt hat, sodaß eine der zu schaffenden Planstellen der Ver­
wendungsgruppe A für die Mitarbeit an diesen Berichten und ihre redaktio­
nelle Gestaltung vorgesehen werden muß. 

Im Zusammenhang mit der notwendigen Personalaufstockung auf 25 Mit­
arbeiter im Jahre 1 980 mußte auch die Frage einer endgültigen räumlichen 
Unterbringung der Volksanwaltschaft gelöst werden, weil die derzeitige 
Unterbringung im Haus Johannesgasse 1 4  keine räumliche Erweiterung 
gestattet und die Büronutzfläche von rund 800 m2 nicht mehr ausreicht, um 
den Raumbedad der Volks anwaltschaft zu decken. Dazu kommt noch, daß 
für die angernieteten Räumlichkeiten in der Johannesgasse ein jährlicher 

1 1  
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Mietzins von fast 1 Million Schilling zu entrichten ist. bie Unterbringung 
der Volltsanwaltschaft konnte nun nach umfangreichen Bemühungen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen sowie dem Bundesmi­
nister für Bauten und Technik in der Weise gelöst werden, daß der Volks­
anwaltschaft die ursprünglich für Zwecke des Bundesministeriums für 
Finanzen vorgesehene Hälfte des bundeseigenen Objektes Singerstraße 
1 7  - 1 9  zur Verfügung gestellt wird. Die bereits renovierte andere Hälfte 
dieses Objektes wurde in der Zwischenzeit von der Finanzprokuratur bezo­
gen. Bei zügigem Fortschreiten der noch erf�rderlichen Adaptierungsarbei­
ten könnte im Herbst des Jahres 1982 eine Übersiedlung der Volks anwalt­
schaft in die neuen Amtsräume erfolgen. Voraussetzung hiefür ist aller­
dings die Bereitstellung der für die Adaptierungsarbeiten nötigen Mittel. 
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1145 

BUNDESGESETZBLATT 
FüR DIE' REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 1980 Ausgegeben am 22. April 1980 64. Stück 

1�8. Ge.chäftsverteilung der Volksanwaltschaft 

1&8. Geschäftsverteilung der Volksanwalt­
schaft 

Die Volksanwahschut hat am 2. Aprrl 1980 
auf Gr.und des § 8 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 
2<4. Feber 1977, BGB!. Nr. 121, über die VO'lkJ­
alllW.altschaft folgende Geschäftsveneilung be­
schlossen: 

S 1. Aufgaben der Volksanw.altichaft sind von 
den einzdnen Mitgliedern der Volksarrwaltschaft 
selliständig wahrzunehmen, soweit nicht § 8 der 
GeschäftsordnuJ1ß der VO'lksoalllWaltscbaft eine 
kollegiale Besdrlußfassung vorsieht. 

S 2. Dem Vorsitzenden obliegen: 

1. Ausübung der Djensthoheit geg",nüber den 
Bediensteten der V oIks:mwoaltsch?ft gemäß 
S 8 Albs. 2 des B'U11Idesgesetzes über die 
V oIksalllWal tschaf t; 

2. Personalangelegen:heit",n der VolksUlJW.alt­
schait unter Bedachtnahme :l>ut § '8 Abs. 1 
des Bundesgesetzes über die Volksanwalt­
scha.ft; 

3. Or�aniutio�elegenheiten der Vruksan­
waltschaft; 

<4. Entscheidungen .über Bef.an.genheitsanzeigen 
gemäß S 15 des BundesgesetzCi über die 
Volksan.waltschaft in Zusammenhang mrt 
§ 7 AVG 1950; 

5. Eiooeruf.ung und Leitung der ko})eg�en 
��7)Ungen der Volksan,w:l>ltschaft; 

6. Awgilben der VoJ.ksa.n,w:l>ltschaft, soweit 
die,e nich't durch rue S§ 3 bis 5 der Ge­
schäf�sverteilung ellliaßt sjnd. 

§ 3. Dem Volksanw.alt Robert Weis.z obliegen: 

(1) Die Aufg .. ben der VolksanwaJ.tschaft, die 
ihrem �acblichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich n.acbstehender Bundesminister.ien fadlen: 

1. Bundeskanz>ler:lmt; 
2. Bundesministeri-um für Gesundheit und Um­

.weItschutz; 

2 

3. ßundesminist.erium für sozi�le Ve1"Walrung; 
<4. Bundesministeriuan tür Verkehr. 

(2) Die Aufgaben der VOilksan.waltschaft, die 
nachstehende Angelegenheiten des Vel'W�Loungs7 
bereiches jener Länder betreffen, welche die 
VolksalllWaltschaft gemäß S 9 des Bundesgesetzes 
über die Volksall'Wzltsdn·ft f.ür zustänoig erk·lärt 
haben: 

1. Angelegen'heiten, die der Landesamtsdirek­
tion zugeordnet sind, dienst- und besOII­
dungsrechtliche Angeolege1l!heiten der Landes­
und Gememdebedie/llSteren sowje der Wje­
ner Landeslehrer ; 

2. Ge9Undheits�esen; 
3. Sozi.a}wesen; 
-4. Verkehrswesen mit Ausnahme der Straßen­

polizei. 

S -4. Dem Volksanw.alt Dr. Frall!Z &uer oblie­
gen: 

(1) Die A�alben der Volksall'Waitschaft, dit 
ihrem sachlichen Inhalt noach in den Wirkungs­
bereich n·acbstehender Blmdesministerien iaHen: 

1. Bunde!lll1iruster.>uan für A.uswärtige Ange­
legenheiten; 

2. Bundesministerium für Bauten und Techmk; 
3. Bundesminister.um für Land- und Forst­

wirtscb.aft; 
4. Bund�ministedwn i:ür Unt>erricht und 

Kunst; 
5. Bundesministeriwn rur W:issen�chaft und 

Forschung. 

(2) Die Auf.ga:ben der VolksalllW.altlScbaft, we 
nachstehende AngelegenJlC�iten des V el'lW�lwngs­
bereiches jener Länder betreffen, welche die 
VolksalllW�tschaft gemäß S 9 des ßundesgesellZes 
über die Vo�ksanwaltschaft für zuständj,g erklärt 
·haben: 

1. Gemeindea.ngelegenheiten mit Ausnahme der 
dienst- und besoldungs rechtlichen Angele­
genheiten der. Gemeindebewensteten sowie 
der Gemeindeabgaben; 

108 
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2. Rwrnordnung, Wohn- UM Siedlung_esen, 
Bau- und Straßen recht, Vel'W\altung landes­
eit;ener Gebäude und Liegenschaften sowie 
von Lande.stonds; 

3. Angel�enheiten der Lanq- und Forstwirt­
schaft, Wasser- 'IHld Enrergiewiruduit; 

4. Schul- und Emiehung_esen, Kultur- <und 
Sporcwesen; dienst- .und beso1dungsremdiche 
Allßelqen:heiten der L'.lndedmrer, mit Aus­
nahme jener des Landes Wien. 

S S. Dem Vollua.rrwalt Gustav Zeiilinger ob­
li�en: 

�1) Die Aufg..ben .der Volksaivwaltschaft, die 
iltrem sacblicben Inhalt nach in .den Wirkungs­
bereich noachstehender Bundesministerien fallen: 

1. Bundesministeflium für Finanzen; 
2. Bundesministerium für Handel, Gewerbe 

und Industrie; 
3. ß<Undesministerium für Inneres; 
4. ;Sundesmimsterlwn für Justiz; 
5. Bundesministerium für Landesverteidi&ung. 

(2) Die Aufgaben der Voiksa.mvaksmaft, die 
n'.lchstehende ,Angekgmbeiten des VefTWaJtungs­
bereimes jener Länder betreffen, welche die 
Volksall'Waltsc:hait gemäß S 9 des Bun.desgesetzes 

über die Volksanwaltschaft für zuständit; eddärt 
haben: 

1. Angelegenheiten der Landesfinanzen, Landes­
und Gemeindeabgaben.; 

2. Gewerbewesen; 
3. Soaaubü",enmafts- und PersonefUltaDdun­

gelegenheiten, Bevölkerungs- und Wähler­
evidallll; 

4. StraßeopoJizei. 

S 6. In begründeten .Einzelfällen kann eine 
Auqabe der Vo!luan.walt:schaft :Ni Antrag des 
für die Bebanc:iung nach dieser Gesmiiftsvertei­
lung ZlUstän<ligen Voibanwaltes einem anderen 
Volksal1'Wdt .durch koYegiale Besmlußiassung zu­
gewiesen werden. Diese Beschlußiauung erfordert 
Einrtirnmjpeit der VolksaDWälte. Von der 
lWderung der Zuständigkeit ist dem Beschwerde­
führer smrift.l.im Mitteilung ZIU mamen. 

. S 7. Die Gesmäftsverteihml wt jedenlalls bei 
Wechsel des Vorsitteoden neu ru besch1ießen. 

S 8. Die Geschäftsvertäung der VoJktamvalt­
schaft vom .1. Jcli .1977, BGßI.. Nr. 357, in der 
FauuJIC BGBI. Nr. 45711977 und BGßI.. Nr. 221'1 
1978 tritt a.ußer Kraft. 

Zei11lqer 
YeIsz 
Bauer 

Druck der Osurre.idWdlen Scaatsdruckerei 
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Aufgabenbereich des Volksanwaltes Robert Weisz: 

Dem Volks anwalt Robert Weisz obliegen: 
Die Aufgaben der Volks anwaltschaft, die ihrem sachlichen Inhalt nach in 
den Wirkungsbereich nachstehender Bundesministerien fallen: 
Bundeskanzleramt; 

Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz; 

Bundesministerium für soziale Verwaltung; 

Bundesministerium für Verkehr. 

Volksanwalt Robert Weisz hatte im Berichtszeitraum vom 1 .  Juli bis 
3 1 .  Dezember 1980 den Vorsitz der Volksanwaltschaft inne. 

1 Bundeskanzleramt 

Allgemeines 

27 der im Berichtszeitraum eingebrachten Beschwerden betrafen das Bun­
deskanzleramt. Wie schon bisher bildeten dienst- und besoldungsrechtliche 
Angelegenheiten den Schwerpunkt. Es gab aber auch noch Beschwerden 
über die Verletzung des Datenschutzes im Zusammenhang mit der Erstel­
lung der Haushaltslisten und Ausgabe der Lohnsteuerkarten im Herbst des 
Jahres 1979. Im Dritten Bericht an den Nationalrat hat die Volksanwalt­
schaft darauf hingewiesen, daß laut einer Stellungnahme des Bundeskanz­
leramtes Untersuchungen durchgeführt würden, auf deren Grundlage ein 
neu es Konzept für künftige Erhebungen erarbeitet werden soll, das den 
Bestimmungen d�s Datenschutzge�etzes voll Rech�ung trä�. Die fot·�ge­
setzte Prüfung dieser Angelegenheit brachte noch Immer kem endgültiges 
Ergebnis, da das Bundeskanzleramt mitteilte, die diesbezüglichen Arbeiten 
seien noch nicht abgeschlossen; die Lösung dieser Problematik sei im übri­
gen derzeit nicht vordringlich, weil sie erst mit der Erstellung der neuen 
Haushaltslisten im Jahre 1982 wieder aktuell werde. 
Zu dem im Dritten Bericht an den Nationalrat aufgezeigten Härtefall im 
Zusammenhang mit der Bemessung eines Fahrtkostenzuschusses hat das 
Bundeskanzleramt mittle�eile Stellung bezogen. Nach Ansicht des Bun­
deskanzleramtes sei eine Anderung der gesetzlichen Bestimmungen über 
den Fahrtkostenzuschuß abzulehnen. Bei den auf Grund der Anregung der 
Yolksanwaltschaft angestellten Überlegungen habe sich gezeigt, daß ei�e 
Anderung der Anspruchsvoraussetzungen zwar erkannte Härtefälle künftig 
vermeiden könnte, aus der Neuregelung aber stets neue Härtefälle abgelei­
tet werden könnten. Eine wirtschaftlich und finanziell vertretbare Lösung 
mit einer auf jeden Bediensteten anwendbaren Bemessungsgrundlage -
etwa die kürzeste Entfernung zwischen Wohnort und Dienststelle in Ver-

17  
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bindung mit dem Bahntarif - würde zwangsläufig bei einzelnen Bedienste­
ten zu einer Minderung des bisherigen Fahrtkostenzuschusses führen. Die 
Volksanwaltschaft kann die Auffassung des Bundeskanzleramtes nicht tei­
len. Der Fahrtkostenzuschuß bezweckt die Abgeltung des Mehraufwandes, 
der einem Bediensteten erwächst, wenn die notwendigen monatlichen 
Fahrtauslagen für das billigste öffentliche Beförderungsmittel, das für den 
Bediensteten zweckmäßigerweise in Betracht kommt, den Fahrtkostenan­
teil, den der Bedienstete selbst zu tragen hat (Eigenanteil), übersteigen. 
Nach Ansicht der Volksanwaltschaft ist und bleibt es unbefr iedigend, bei 
der Bemessung des Fahrtkostenzuschusses eine fiktive Wegstrecke, d. h. 
eine Verbindungslinie zwischen Dienststelle und Wohnort, die es in der 
Realität gar nicht gibt, zugrunde zu legen. Die Abgeltung eines tatsächlich 
erwachsenden Mehraufwandes im Vergleich zu anderen Bediensteten sollte 
auch von den tatsächlichen Gegebenheiten und nicht von Fiktionen ausge­
hen. 
Zu erwähnen ist auch die Beschwerde eines Bundesbediensteten, die sich 
gegen die Verkürzung des UrIaubsanspruches bei Ableistung des Präsenz­
dienstes richtete. Wenn allgemein von einem gesetzlichen, Mindestur laub 
gesprochen werde, sei es nicht einzusehen, warum gerade jene, die dem 
VaterIand dienten, von diesem MindesturIaub ausgeschlossen würden. 
N ach Auffassung der Volksanwaltschaft ist dieses an sie herangetragene 
Anliegen nicht unberechtigt. Nach § 16 Abs. 2 des Arbeitsplatzsicherungs­
gesetzes gebührt dann, wenn in das jeweilige Urlaubsjahr Zeiten eines Prä­
senzdienstes fallen, ein Ur laub durch den Dienstgeber nur in dem Ausmaß, 
das dem um die Dauer des Präsenzdienstes verkürzten Urlaubsjahr ent­
spricht. Diese Regelung gab keinerlei Anlaß zu Beschwerden, als der 
�rundwehrdienst noch �llgemein neun Monate dauerte, di� Präsen.zdiene� 
Jedoch schon nach achtemhalb Monaten abrüsten und auf dIese Welse zweI 
Wochen Urlaub in Anspruch nehmen konnten. Nach der Verkürzung des 
Grundwehrdienstes ist dieser "Urlaub" des Präsenzdieners jedoch wegge­
fallen. Die Aliquotierungsvorschrift des Arbeitsplatzsicherungsgesetzes 
besteht aber weiter . Nach Meinung der Volksanwaltschaft steht diese 
Bestimmung in ei�em .al!ffallenden Mißverhältnis zu den Bestimmungen 
des nunmehr veremhelthchten Urlaubsrechtes. Gemäß § 27 a Abs. 2 des 
Vertragsbedienstetengesetzes (der Beschwerdeführer ist Vertragsbedienste­
ter des Bundes) beträgt in dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis 
als Vertragsbediensteter begründet wurde, das Urlaubsausmaß für jeden 
begonnenen Monat des Dienstverhältnisses ein Zwölf tel des jährlichen Aus­
maßes. Hat das Dienstverhältnis in diesem Kalenderjahr ununterbrochen 
sechs Monate gedauert, so gebührt der volle Erholungsurlaub. Es kann also 
z. B. jemand sein Dienstverhältnis am 1 .  Juni eines Kalenderjahres begin­
nen und nach sechs Monaten, d. h. im Dezember dieses Kalenderjahres, 
den vollen Urlaubsanspruch konsumieren. Der Präsenzdiener hingegen 
muß eine Verkürzung seines Urlaubsanspruches hinnehmen. Es stellt sich 
die Frage, ob eine solche Regelung dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
gerecht wird. Dit; . Volksanwaltschaft regt daher an, die Gesetzeslage einer 
diesbezüglichen Uberprüfung zu unterziehen. Da es sich jedoch um eine 
Bestimmung des Arbeitsplatzsicherungsgesetzes handelt, wäre dafür der 
Bundesminister für soziale Verwaltung zuständig. 
Gegenstand von Beschwerden bei der Volksanwaltschaft war auch die 
Bemessung der Verwendungszulage gemäß § 30 a Abs .  1 Z 3 des Gehalts­
gesetzes 1 956. Die Beschwerdeführer wiesen darauf hin, daß jüngere 
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Beamte, die in eine Leitungsfunktion berufen würden, eine finanzielle 
SchlechtersteIlung in Kauf nehmen müßten. Die Prüfung durch die Volks­
anwaltschaft ergab, daß diese Beschwerden berechtigt s ind. Allerdings 
handelt es s ich dabei um Härtefälle, die in der Gesetzeslage begründet sind. 
Gemäß § 30 a Abs . 1 Z 3 gebührt dem Beamten, der dauernd ein besonderes 
Maß an Verantwortung für die Führung der Geschäfte der allgemeinen 
Verwaltung zu tragen hat und diese Verantwortung über dem Ausmaß an 
Verantwortung liegt, das Beamte in gleicher dienst- und besoldungsrechtli­
cher Stellung tragen, eine ruhegenußfähige Verwendungszulage. Durch 
diese Verwendungszulage gelten alle Mehrleistungen des Beamten in zeitli­
cher und mengenmäßiger Hinsicht als abgegol��n. Jüngere Beamte, die vor 
ihrer Berufung in eine Leitungsfunktion eine:; . Uberstundenvergütung nach 
§ 1 6  GG 1 956 erhalten haben, können nach Ubernahme der Leitungsfunk­
tion eine finanzielle Einbuße dadurch erleiden, daß die nach § 30 a Abs . 1 
Z 3 nach Biennien zu bemessende Mehrleistungsko�ponente der Verwen­
dungszulage geringer ist, als die vorher ausgezah lte Uberstundenabgeltung. 
Dies ist darauf zurückzuführen, daß der Biennalsprung bei einem Beamten 
einer niedrigeren Dienstklasse ein verhältnismäßig geringes Ausmaß 
erreicht, die Verwendungszulage jedoch mit höchstens vier Biennien 
bemessen werden kann, wobei in der Regel aber schon ein bis zwei Bien­
nien für die Abgeltung der besonderen Verantwortung entfallen. Da es 
nach Ansicht der Volksanwaltschaft nicht vertretbar erscheint, daß die 
Übernahme einer Leitungsfunktion im Bereich der öffentlichen V �.rwaltung 
mit einer finanziellen SchlechtersteIlung verbunden ist, wäre eine Anderung 
der bestehenden Gesetzeslage geboten. 
Weiters hat die Volksanwaltschaft in ihrem Dritten Bericht an den Natio­
nalrat unter Pkt. 2 .4 des Allgemeinen Teiles die Frage des Aufwandersatzes 
behandelt und ausgeführt, daß das Kostenris iko auch bei Obsiegen ein 
wesentliches Hindernis für die Anrufung des VW.-Gerichtshofes darstellt. 
Durch die mit Verordnung des Bundeskanzlers vom 1 1 .  Mai 1 98 1 ,  BG BI. 
Nr . 22 1 ,  vorgenommene Anhebung der Aufwandersätze erfolgte zwar eine 
Verbesserung gegenüber der bisherigen Regelung. Nach Ansicht der Volks­
anwaltschaft reicht diese Anhebung allerdings nicht aus, weil dadurch nicht 
einmal die tarifmäßigen Rechtsanwaltskosten abgegolten werden. 
Schließlich sind noch jene Beschwerden zu erwähnen, die die Schlechter ­
steIlung von Adoptivmüttern bezüglich des Abfertigungsanspruches betref­
fen ; Adoptivmütter haben im Gegensatz zu den leiblichen Müttern nach 
der derzeitigen Gesetzeslage keinen Anspruch auf Abfertigung, wenn sie 
ihr Dienstverhältnis selbst kündigen, um sich ausschließlich der Pflege und 
Erziehung des angenommenen Kindes widmen zu können. Einer dieser 
Beschwerdefälle ist im folgenden dargestellt. 

Einzelfälle 

1 . 1  Anspruch auf Abfertigung für Adoptivmütter 
VA ZI. 22 - W 1 /79 
eh. Z. war Volksschullehrerin in Wien. Im Jahre 1 978 adoptierte sie ein 
Kind und trat einen Karenzurlaub an. Da sie davon überzeugt war ,  daß sie 
sich dem Kind längere Zeit voll widmen sollte, da es schon öfters die 
Bezugsperson hatte wechseln müssen, löste sie ihr öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis auf. Dabei mußte sie zur Kenntnis nehmen, daß aufgrund 
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der ge�etzlicheI?- Bestimmungen des Gehaltsgese�zes 1 �56 ein Anspruch al:lf 
Abferugung, wie er Müttern nach der Geburt emes Kindes zusteht, für sie 
ni�ht gegeben war. In dieser �ngleichen Behandlung erblickte sie einen 
MIßstand und führte darüber bel der Volksanwaltschaft Beschwerde. 
Die Volksanwaltschaft teilte der Beschwerdeführerin dazu mit, daß sich 
ihre Kritik offensichtlich nicht auf einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung beziehe und daher in dieser Richtung kein Prüfungsverfahren durch­
zuführen sei. Da jedoch das Anliegen der Beschwerdeführerin nicht unbe­
rechtigt erschien, holte die Volks anwaltschaft Stellungnahmen vom Staats­
sekretär im Bundeskanzleramt, Dr. Löschnak, und vom Bundesminister für 
soziale Verwaltung ein. 
Staatssekretär Dr. Löschnak führte zum Beschwerdevorbringen aus, daß 
die Bindung des Abfertigungsanspruches im § 26 Abs. 2 Z 2 des Gehaltsge­
setzes 1956 an die Geburt eines eigenen Kindes inhaltlich den Regelungen 
des Angestelltengesetzes und des Vertragsbedienstetengesetzes entspreche. 
Auch im Arbeitsrecht bestehe zur Zeit kein gesetzlicher Anspruch auf 
Abfertigung, wenn eine Dienstnehmerin das Dienstverhältnis selbst kün­
digt, weil si.� infolge Adoption eines Kindes die Berufstätigkeit aufgibt. 
Durch eine Anderung des Mutterschutzgesetzes sei im Jahre 1976 zwar die 
Adoptivmutter hinsichtlich des Anspruches auf Karenzurlaub sowie des 
Kündigungs- und des Entlassungsschutzes jenen Dienstnehmerinnen, die 
ein Kind geboren haben, gleichgestellt worden; auf die Abfertigungsbestim­
mungen des Angestelltengesetzes habe diese Regelung jedoch keinen Ein­
fluß. Die Einbeziehung des Adoptivfalles in den § 26 Abs. 3 Z 2 des 
Gehaltsgesetzes 1956 würde die vergleichbaren arbeitsrechtlichen Vor­
schriften präjudi�ieren, dies ums<;, mehr, als aus Glei�hheitsgründen der 
an�fru<:hsberec�ugte Personenkr�ls. entsprechend erweitert werden m.üßte, 
wel Kinder mcht nur von weiblichen, sondern auch von männlichen 
Bediensteten adoptiert werden können. An eine Einbeziehung von Adoptiv­
Kindern in die Regelung des § 26 Abs. 3 Z 2 des Gehaltsgesetzes 1956 sei 
auch in Hinkunft nicht zu denken. 
Der Bundesminister für soziale Verwaltung führte aus, daß die Abferti­
gungsansprüche ursprünglich vorwiegend als Maßnahmen zum Schutz des 
Arbe�tsplatzes u�d zur Existenzsiche:ung bis zur Erla�gung eines neuen 
Arbeitsplatzes emgeführt worden selen. Man habe sie daher auf Fälle 
beschränkt, in denen der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis durch Kündi­
gung zur Auflösung brachte oder dem Arbeitnehmer durch sein Verhalten 
berechtigten Grund zur vorzeitigen Auflösung gab. Im Zuge der sozialpoli­
tischen Entwicklung sei diese Pflicht zur Zahlung von Abfertigungen auch 
auf andere Fälle ausgedehnt und durch die Angestelltengesetznovelle 197 1 
den weiblichen Angestellten nach der Geburt eines lebenden Kindes das 
Recht eingeräumt worden, aus dem Arbeitsverhältnis auszutreten, wobei 
ihnen ei.n Teil der �esetzlichen Abfertigung g�w�hrt bleiben s?llte. Es 
bestehe Jedoch noch Immer der Grundsatz, daß 10 Jenen Fällen, 10 denen 
der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis selbst beendet, eine Abfertigung 
grundsätzlich - �bgesehen von den im Gesetz au�drücklich an�eführten 
Maßnahmen - mcht gebührt. Selbst wenn auf selten des Arbeitnehmers 
sehr triftige und anerkennenswerte Gründe für die· Auflösung des Arbeits­
verhältnisses durch ihn vorlägen, gewähre das Gesetz keine Abfertigungs­
ansprüche. Man könne daher auch die Nichtgewährung von Abfertigungs­
ansprüchen an Adoptivmütter nicht schlechthin als -unsachlich und untrag-
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bar bezeichnen, wenngleich es ?atürlich vom sozialpoliti.schen Standpun�t 
wünschenswert wäre, den Bereich der Anspruchsberechugung auf Abferti­
gung möglichst auszuweiten. 
Die Volksanwaltschaft vermag sich den von den beiden Ressorts geäußer­
ten Standpunkten nicht vorbehaltlos anzuschließen. Vor allem ist zu beden­
ken, daß bei Adoption eines Kleinkindes - wie im Beschwerdefall - die 
an die Adoptivmutter gestellten Anforderungen keinesfalls geringer einzu­
schätzen sind als die der leiblichen Mutter. Darüber hinaus ist evident, daß 
eine Adoftion grundsätzlich gesellschaftspolitisch positiv bewertet werden 
muß, wei dadurch nicht nur dem Kind, sondern auch der Allgemeinheit ein 
Dienst erwiesen wird. Nach Ansicht der Volksanwaltschaft müßten diesel­
ben Gründe, die für die Gewährung von Mutterschaftskarenzurlaub an die 
Adol?tiv�utter: bestim�end waren! a�ch für den Abferti�ungsanspruch 
Gülugkelt beSitzen. Die Problematik 1m Zusammenhang mit der von der 
Geburt abhängigen Frist der Kündigungserklärung wäre analog zum Mut­
terschutzgesetz (Tag der Annahme an Kindes Statt) lösbar. Die Volksan­
waltschaft regt daher an, durch legislative Maßnahmen die derzeitige 
Benachteiligung der Adoptivmütter in bezug auf den Abfertigungsanspruch 
zu beseitigen. 

2 Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

Allgemeines 

Dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz waren im 
Berichtszeitraum 33 Beschwerden zuzuordnen. 
Die Volksanwaltschaft hat im Dritten Bericht an den Nationalrat darauf 
hingewiesen, daß offenbar weite Kreise der Bevölkerung nicht darüber 
informiert sind, wann und in welcher Weise Entschädigungsansprüche bei 
Impfschäden geltend gemacht werden können, und offenbar auch die 
Bezirksverwaltungs- und Gemeindebehörden nicht über ausreichende 
Informationen vedügen, weshalb der Volksanwaltschaft eine geeignete 
Aufklärung edorderlich erscheine. Dieser Anregung der Volksanwaltschaft 
hat der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz Rechnung getra­
ge�. Am 3. Juni 1980 erging ein Erlaß des Bundesmi�isteriums für G�sun�­
helt und Umweltschutz an alle Landeshauptmänner, 10 dem ausführhch die 
rechtlichen und medizinischen Voraussetzungen für Ansprüche nach dem 
Impfschadengesetz klargestellt und die Behandlung von Anträgen bezüg­
lich derartiger Entschädigungsansprüche eingehend erläutert wurden. 
Ebenfalls an den Dritten Bericht anknüpfend, stellt die Volksanwaltschaft 
fest, daß der in § 224 der Gewerbeordnung vom Gesetzgeber erteilte Auf­
trag, bezüglich der nicht apothekenpflichtigen pflanzlichen und tierischen 
Drogen eine Verordnung zu erlassen, noch immer nicht erfüllt ist. Im Prü­
fungsvedahren der Volks anwaltschaft hat der Bundesminister für Gesund­
heit und l!mwelt,schll;tz seinerzeit dahingehend Stellung �enommen, daß 
zweckmäßIgerwelse eme umfassende Regelung aufgrund emes zu erlassen­
den Arzneimittelgesetzes abgewartet werden soll. Wie die Volksanwalt­
schaft feststellte, ist zwar in der Folge vom Bundesministerium für Gesund­
heit und Umweltschutz ein Gesetzentwud fertiggestellt worden, der sich 
derzeit im Begutachtungsvedahren befindet, doch wurde in diesem Gesetz-
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entwud hinsichtlich dei nicht apothekenpflichtigen pflanzlichen und tieri­
schen Drogen wieder nur auf § 224 der Gewerbeordnung verwiesen. Dies 
bedeutet, daß die zuständigen Organe der Voll ziehung bei der Lösung der 
g�genständlichen Proble!Dati� um keinen Schritt weitergek0!D!Den. sind. In 
dIesem Zusammenhang 1st dIe Stellungnahme des Bundesm10Istenums für 
Handel, Gewerbe und Industrie im Begutachtungsvedahren zum Entwud 
eines Arzneimittel�esetzes zu erwähnen. Zur Tatsache, daß die Frage, 
inwieweit Arzneimittel im Kleinhandel außerhalb von Apotheken in Ver­
kehr gebracht werden düden, durch eine Verweisung auf § 224 der Gewer­
beordnung gelöst werde, wurde ausgeführt, daß das Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz wiederholt ersucht worden sei, die im Ent­
wud eines Arzneimittelgesetzes vorgesehene Regelung über die Abgabe 
von Arzneimitteln an Letztverbraucher außerhalb von Apotheken noch vor 
Einleitun� �es �llgemeinen Begutachtungsvedahrens mit .dem Vertreter des 
Bundesm10Istenums für Handel, Gewerbe und Industne zu besprechen. 
Diesem Ersuchen habe das Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz ni�ht entsprochen. Hinsichtlich de.r Ausschöpfun� �er "yer­
ordnungsermächugung des § 224 GewO 1973 seI vom Bundesm10Istenum 
für Gesundheit und Umweltschutz darauf hingewiesen worden, daß zweck­
mäßigerweise eine umfassende Regelung aufgrund eines zu erlassenden 
�zneimittelgesetz�s abgewartet werden solle. We�halb das Bu,?-desminist�­
num für GesundheIt und Umweltschutz nunmehr 1m Entwud emes ArzneI­
mittelgesetzes hinsichtlich der Frage der Arzneimittelabgabe an Letztver­
braucher außerhalb von Apotheken auf § 224 GewO 1973 zurückgegriffen 
habe, erscheine daher unverständlich, und es werde auch in den Erläuterun­
gen keine Erklärung für diesen Sinneswandel gegeben. Die V olksanwalt­
schaft teilt vollinhaltlich den Standpunkt des Bundesministeriums für 
Handel, Gewerbe und Industrie. Die vom Bundesministerium für Gesund­
heit und Umweltschutz gewählte Vorgangsweise erweckt den Eindruck, 
daß eine vom Gesetzgeber gewollte Regelung verzögert oder gar verhin­
dert werden soll. Die Volksanwaltschaft weist nochmals nachdrücklich dar­
auf hin, daß im § 224 der Gewerbeordnung ein klarer Verordnungs auftrag 
normiert wurde, der von Organen der Vollziehung nicht in Frage gestellt 
werden darf. Die Volks anwaltschaft regt daher an, daß entweder um�e­
hend der Verordnungs auftrag gemäß § 224 Gewerbeordnung edüllt WIrd 
oder, wie es vom Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz seiner­
zeit für zweckmäßig erachtet worden war, entsprechende Bestimmungen 
über die län�st übedällige Abgrenzung der Verkaufsrechte des Drogen­
kleinhandels 10 das Arzneimittelgesetz aufgenommen werden. 
Beschwerden an die Volksanwaltschaft gab es auch im Zusammenhang mit 
Entschädigungen nach dem Epidemiegesetz sowie mit der Aufbewahrungs­
pflicht für Radiologen nach der Strahlenschutzverordnung, die im folgen­
den kurz dargestellt werden. 

Einzelfälle 

2.1 Aufbewahrungspflicht für Radiologen gemäß S 70 der Strahlenschutzver­
ordnung 
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VA Zl. 1 - W 2/80 BM Zl. IV - 440 502/3-5/79 
Dr. W. Sch. aus Graz war Facharzt für Radiologie und unterlag als solcher 
den Bestimmungen des § 70 der Strahlenschutzverordnung 1972, wonach 
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er die Aufzeichnungen über die Anwendung von Röntgenstrahlen minde­
stens 30 Jahre aufzubewahren hat. Nachdem er aus gesundheitlichen Grün­
den in Pension gegangen war, war er zur Beibehaltung der Ordinations­
rä�mlichkeiten gezwungen, um genug Platz für die Archivierung de.r Au.f­zeichnungen zur Verfügung zu haben. Dadurch mußte er auch welterhm 
die Miete für diese Räume bezahlen, was er als unzumutbar empfand und 
deshalb bei der Volksanwaltschaft darüber Beschwerde führte. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde festgestellt, daß hier 
nicht ein Mißstand in der Verwaltung, sondern offensichtlich ein im Gesetz 
begründeter Härtefall vorliegt. Die gesetzlichen Vorschriften verpflichten 
den Arzt zur Aufbewahrung, ohne eine Entschädigung für die Kosten vor­
zusehen, die ihm daraus erwachsen, wobei auch nicht geklärt ist, was nach 
Auflassung der Praxis (z. B. durch Pensionierung oder Tod des Arztes) mit 
diesen Aufzeichnungen zu geschehen hat. Die Beschwerde erscheint der 
V olksanwaltschaft daher durchaus berechtigt. 
Auch die von der Volksanwaltschaft kontaktierte Österreichische Ärzte­
kammer ist sich der Problematik der Aufbewahrungspflicht bewußt und 
würde eine Handhabung, wie sie derzeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land besteht und sich dort bestens bewährt hat, begrüßen. Dementspre­
chend sollte in jedem Bundesland die Gesundheitsbehörde ein Archiv anle­
gen, in dem diese Aufzeichnungen alphabetisch geordnet aufbewahrt wer­
den, wodurch Schwierigkeiten wie im gegenständlichen Beschwe��efall 
vermieden werden können. Weiters äußerte sich die Osterreichische Arzte­
kammer dahingehend, daß die Aufzeichnungen, die jeweilige Therapie 
betreffend, aus medizinischen Gründen nach wie vor mindestens 30 Jahre 
aufbewahrt werden sollen, während bei Aufzeichnungen über die Diagnose 
eine zehnjährige Aufbewahrungszeit genügen würde. 
Die Volksanwaltschaft ist der Ansicht, daß der derzeitige Zustand unbefrie­
digend ist, und nimmt daher den gegenständlichen Beschwerdefall zum 
Anlaß, auf die bestehende Problematik hinzuweisen und entsprechende 
gesetzliche Maßnahmen anzuregen. 

2.2 Entschädigung nach dem Epidemiegesetz 1 950 
VA ZI. 1 2  - W 2180 BM ZI. IV - 51 700/2-7/8 1 
F. E. führt ein Kaufhaus in Attnang-Puchheim. Einer seiner Angestellten 
wurde aufgrund der Bestimmungen des Epidemiegesetzes für die Zeit vom 
19 .  bis 27. Dezember 1 977 wegen Erkrankung ihres Kindes an Scharlach 
die Ausübung ihres Berufes als kaufmännische Angestellte untersagt. Dieser 
Absonderungsbescheid der Bezirkshauptmannschaft erging an die Arbeit­
nehmerin, wobei auch darauf hingewiesen wurde, daß für den Verdienst­
entgang innerhalb einer �rist vo� 30 Tage� eine Entschädigung gel�end 
gemacht werden könne. Eme zweite Ausfertigung wurde an den Arbeitge­
ber geschickt. Entsprechend der Belehrung im Bescheid hat die Arbeitneh­
merin einen Antrag auf Ersatz des Verdienstentganges gestellt. In Erwar­
tung dieser Entschädigung hat der Arbeitgeber den Verdienst inzwischen 
ausgezahlt. 
Nachdem dieser Entschädigungsantrag vom 24. Feber 1 978 keine Erledi­
gung erfahren hatte, erhob F. E. am 27. Apri l 1 980 bei der Volks anwalt­
schaft darüber Beschwerde. 
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Im Prüfungsvedahren war der Stellungnahme des Bundesministers für 
Gesundheit und Umweltschutz zu entnehmen, daß entsprechend den 
Bestimmungen des Epidemiegesetzes der Arbeitgeber die Vergütung an 
dem für die Zahlung des Entgeltes im Betrieb üblichen Termin auszuzahlen 
habe, wodurch der Anspruch auf Vergütung auf ihn übergehe und er diesen 
Anspruch auf Vergütung innerhalb von sechs Wochen vom Tage der Auf­
hebung der behördlichen Maßnahme bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
geltend zu machen habe, widrigenfalls der Anspruch erlösche. 
Wie bei der Prüfung festgestellt werden konnte, hat im gegenständlichen 
Fall die Dienstnehmerin mit Schreiben vom 9. Jänner 1978 bei der Bezirks­
hauptmannschaft Vöcklabruck um Vergütung des Verdienstentganges 
ersucht. Erst am 23. Mai 1979 hat die Bezirkshauytmannschaft Vöckla­
bruck die Dienstnehmerin darüber informiert, daß ihr Dienstgeber den 
Vergütungsbetrag auszuzahlen hat und damit der Anspruch auf Vergütung 
auf diesen übergeht. Nachdem dies der Beschwerdeführer, ohne durch den 
Absonderungsbescheid darüber informiert zu sein, aus Gründen der Für­
sorgepflicht des Dienstgebers bereits unmittelbar nach der Absonderung 
veranlaßt hatte, ist er damit zum Anspruchsberechtigten geworden und 
hätte somit die Frist für die Geltendmachung der Vergütung versäumt. 
Dieses Prüfungsergebnis konnte jedoch von der Volksanwaltschaft nicht 
als befriedigend angesehen werden. Nach Auffassung der Volksanwalt­
schaft liegt im gegenständlichen Fall ein Verschulden der Bezirksverwal­
tungsbehörde vor. Abgesehen von der Tatsache, daß die Belehrungen im 
Absonderungsbescheid äußerst dürftig erteilt wurden, waren sie überdies 
geeignet, den dem Beschwerdeführer unterlaufenen Rechtsirrtum geradezu 
herbeizuführen. Außerdem hätte bei einer unverzüglichen Bearbeitung des 
Antrages der Dienstnehmerin der Beschwerdeführer noch rechtzeitig auf 
die rechtlichen Bestimmungen aufmerksam gemacht werden können, 
wodurch die Versäumung der Frist vermieden worden wäre. 
Im Hinblick auf diesen Sachverhalt und den Umstand, daß über den Antrag 
der Dienstnehmerin zum Zeitpunkt der Prüfung durch die Volksanwalt­
schaft noch immer nicht entschieden war, hat der Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz über Anregung der Volksanwaltschaft doch 
noch eine positive Erledigung herbeiführen können, indem angenommen 
wurde, daß der Beschwerdeführer seine Arbeitnehmerin zur Antragstellung 
in seinem Namen bevollmächtigt hat. Außerdem hat der Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz den gegenständlichen Fall zum Anlaß 
genommen, in einem Runderlaß an alle Landeshauptmänner auf die ein­
schlägigen Bestimmungen hinzuweisen und zu einer entsprechenden Beleh­
rung der von solchen Maßnahmen betroffenen Personen zu sorgen. 
Da somit noch im Zuge des Prüfungsvedahrens der Beschwerdegrund 
behoben und durch den Erlaß des Bundesministers Maßnahmen zur Ver­
meidun� ähnlicher Fälle gesetzt wurden, waren weitere Veranlassungen 
durch dIe Volks anwaltschaft nicht notwendig. 

3 Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Allgemeines 

24 

Den Ressortbereich des Bundesministers für soziale Verwaltung betreffend, 
wurden im Berichtszeitraum 617 Beschwerden an die Volksanwaltschaft 
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herangetragen. Es zeigt sich somit ein leichter Rückgang im Vergleich zum 
Vorjahresbericht (702 Beschwerden), doch ist der Bereich der sozialen Ver­
waltung nach wie vor am stärksten von Beschwerden aus der Bevölkerung 
betroffen. 

Den größten Raum nehmen wieder jene Beschwerden ein, die eine sozial­
versicherungsrechtliche Angelegenheit zum Gegenstand haben. Für die 
Volksanwaltschaft ist evident, daß ein Großteil der Beschwerden daraus 
resultiert, daß das Sozialversicherungsrecht ein nicht mehr vertretbares 
Ausmaß an Unüberschaubarkeit angenommen hat ; dies gilt sowohl für den 
Bereich des Leistungsrechtes als auch hinsichtlich der Feststellung der 
j eweiligen Versicherungspflicht. Dazu kommt noch, daß durch die Not­
wendigkeit des Einsatzes der elektronischen Datenverarbeitung die an sich 
schon nicht mehr verständliche Rechtsmaterie in Erledigungen (Bescheide, 
Verständigungen usw.) umgesetzt wird, die es dem "Konsumenten" voll­
ends unmöglich machen, seine gesetzlichen Ansprüche wahrzunehmen 
bzw. zu überprüfen. Das von den Vertretern der Verwaltung in diesem 
Zusammenhang ins Treffen geführte Argument, diese Umstände seien 
schlechthin unvermeidbar, kann von der Volks anwaltschaft nicht zur 
Kenntnis genommen werden. Ein Beibehalten des derzeitigen Zustandes ist 
auch damit nicht zu rechtfertigen, daß Interessenvertretungen und private 
Verbände es übernommen haben, den in den meisten Fällen völlig ratlosen 
Staatsbürger zu informieren und aufzuklären. Wie die an die V olksanwalt­
schaft herangetragenen Fälle vielfach zeigen, kommt diese Beratung oft zu 
spät, sod�ß de� B�troff�nen ein unwiederbr inglicher �chaden ent�teht; 
darüber hmaus 1st nIcht emzusehen, daß wegen der völlig unzulänglichen 
Form sozialversicherungsrechtlicher Entscheidungen der Betroffene darauf 
angewiesen ist, nach einem Experten zu suchen, der ihm die erforderliche 
Aufklärung geben kann. Außerdem liegt auf der Hand, daß auch diese 
Beratungstätigkeit - wenn auch nicht immer den Betroffenen selbst -
Geld kostet, sodaß auch das Argument der Verwaltungsvertreter , verständ­
lichere Erledigungen der SozialversicherungSträger würden einen zu hohen 
Verwaltungs aufwand erfordern, ins Leere gehen muß. Die V olksanwalt­
schaft vertritt jedenfalls die Auffassung, daß ein Großteil der derzeit von 
den Sozialversicherungsträgern herausgegebenen Computerbescheide 
"staatsbürgerfeindlich" ist und einer Verwaltung, die als Serviceeinrichtung 
verstanden werden will, nicht gerecht wird. In rechtlicher Hinsicht ist dazu 
noch festzustellen, daß gemäß § 357 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 
die §§ 58 ,  59 bis 61 und § 62 Abs . 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes über Inhalt und Form der Bescheide anzuwenden sind. Gemäß 
§ 60 AVG 1950 sind in der Begründung eines Bescheides die Ergebnisse des 
Ermittlungsverfahrens ,  die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwä­
gungen und die darauf gestützte Beurteilung der Rechtsfrage klar und 
übersichtlich zusammenzufassen. Bei Betrachtung der Computerbescheide 
muß auch dem Nicht jur isten sofort klar werden, daß diesen gesetzlichen 
Erfordernissen praktisch nicht Rechnung getragen wird. Gäbe es daher 
eine rechtliche Instanz, die die Bescheide der Sozialversicherungsträger 
auch in formeller Hinsicht überprüfen würde - durch die Klage beim 
Schiedsgericht der Sozialversicherung tritt der Bescheid aus dem Rechtsbe­
stand, und es wird über den Anspruch dem Grunde nach neu entschieden 
- ,  müßte ein Großteil dieser Bescheide wegen Mangelhaftigkeit behoben 
werden. Die Problematik der mangelhaften Computerbescheide der Sozial­
versicherungsträger gewinnt noch insofern an Bedeutung, als das Gesetz 
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dem Leistungsempfänger eine Reihe von Verpflichtungen auferlegt, die bei 
Nichterfüllung zu einer LeistungsrückfoEderung führen können; hier sind 
die zahlreichen Rückforderungen von Uberbezügen an Ausgleichszulage 
bzw. Witwenpension zu nennen. Der Volksanwaltschaft scheint hier ein 
krasses Mißverhältnis zwischen der Verpflichtung des Leistungsempfängers 
vorzuliegen, die Richtigkeit eines Computerbescheides zu erkennen, und 
d�r V erpflichtu�g des Sozialversicherungsträger.s, seine Entscheidungen .in 
elOer verständlichen Form herauszugeben. Die Volks anwaltschaft tr Itt 
daher mit Nachdruck dafür ein, daß auch Computerbescheide hinsichtlich 
ihrer Form und ihres Inhaltes den diesbezüglichen Bestimmungen des All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes gerecht werden. 
Einen Schwerpunkt der Beschwerden im Sozialbereich bilden nach wie vor 
jene über die Durchführung der medizinischen Untersuchungen bei den 
Sozialversicherungsträgern und bei den Schiedsgerichten der Sozialversi­
cherung sowie über die Abwicklung des Verfahrens beim Schiedsgericht 
der Sozialversicherung selbst. Hauptgrund für die Beschwerden sind die 
mang�lhaften Untersuchungen durch die Sac�verständ igen, die bisweilen 
demütigende Behandlung durch Sachverständige und der Umstand, daß 
das Gericht für den jeweiligen Fall nicht die erforderliche Zeit und 
Sorgfalt aufwende. Die Volksanwaltschaft hält es daher für dringend 
erforderlich, daß die laufenden Arbeiten zur Einführung der Sozialge­
r ichtsbarkeit in Osterreich möglichst rasch abgeschlossen werden. 
Häufiger Anlaß zur Beschwerde bei der Volksanwaltschaft ist auch die Tat­
sache, daß einem Begriff, wie z. B. der Arbeitsfähigkeit, unterschiedliche 
Inhalte unterlegt sind. In der Krankenversicherung wird der Begriff 
Arbeitsunfähigkeit anders verstanden als in der Arbeitslosenversicherung ; 
die Invalidenämter wiederum gehen von einem anderen Invaliditätsbegriff 
aus als die Pensionsversicherungsträger ; das Arbeitsamt ist an die von der 
Pensionsversicherungsanstalt festgestellte Arbeitsunfähigkeit gebunden, 
nicht jedoch umgekehrt. Wenn auch anerkannt werden muß, daß diese 
unterschiedlichen Beurteilungen aus ihrer historischen Entwicklung zu ver­
stehen sind, darf doch nicht übersehen werden, daß dem vom Staatsbürger 
aufzubringenden Verständnis Grenzen gesetzt sind. Die Volksanwaltschaft 
regt daher an, derartigen Gesetzesbegriffen nach Möglichkeit einen ein­
heitlichen Sinn zu unterlegen. 
Die Volksanwaltschaft hat schon im 2 .  und 3 .  Ber icht an den Nationalrat 
auf die zahlreichen Beschwerden im Zusammenhang mit der Anrechnung 
eines fiktiven Einkommens aus einem früheren landwirtschaftlichen Besitz 
auf den Ausgleichszulagenanspruch hingewiesen. Auch im Berichtszeit­
raum war diesbezüglich ein beträchtlicher Beschwerdeanfall. Im Hinblick 
darauf, daß dem Pensionsbezieher grundsätzlich vom Gesetz her ein Min­
desteinkommen garantiert ist, welches jährlich mittels Richtsatzes neu fest­
gestellt wird, sollte darangegangen werden, die noch bestehenden - auf 
�iner �iktion beruhe,nden - Au�nahmeI? zu beseitigen. Dies gilt a�ch �ür 
Jene ElOkommen, die dem PensIOnsbezIeher zwar nur zwölfmal Jährlich 
zufließen, ihm jedoch bezüglich des Ausgleichszulagenanspruches auch bei 
den Pensionssonderzahlungen angerechnet werden. Die Volksanwaltschaft 
mißt der ausnahmslosen Sicherstellung eines gesetzlich gewährleisteten 
Mindesteinkommens des Pensionisten große Bedeutung zu, weshalb auch 
in diesem Bericht empfohlen wird, die erforderlichen legislativen Maßnah­
men umgehend in d ie Wege zu leiten. 
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Einige Beschwerden wurden wieder im Zusammenhang mit der bekannten 
Problematik der sogenannten "Zweidrittel-Deckung" für die vorzeitige 
Alterspension bei langer Versicherungsdauer an die Volksanwaltschaft her­
angetragen. Es handelt s ich dabei vorwiegend um weibliche Beschwerde­
führer! die ihr� unselbständige Erwerbst�tigkeit. seine.rzeit wegen d�r ��zie­
hung Ihrer Kinder aufgegeben und seither die Beiträge zur freiwilligen 
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung bezahlt haben. Obwohl sie 
auf diese Weise weit mehr als die 420 für die vorzeitige Alterspension bei 
langer Versicherungsdauer erforderlichen Versicherungsmonate erworben 
haben, s ind sie vom Pens ions anspruch ausgeschlossen, weil s ie das Erfor­
dernis des Vorliegens von 24 Pflichtversicherungsmonaten innerhalb der 
letzten 36 Kalendermonate nicht erfüllen. Die Volksanwaltschaft hat diese 
Problematik schon wiederholt aufgezeigt und weist neuerlich darauf hin, 
daß die derzeitige Gesetzeslage von den Betroffenen mit Recht als nicht 
befriedigend angesehen wird. Es müßte jedenfalls berücksichtigt werden, 
daß die Schlechterbewertung der sicher nicht mehr billigen Beiträge zur 
freiwilligen Weiterversicherung in der Pensionsversicherung eine Ungleich­
heit darstellen, die umso schwerer ins Gewicht fällt, wenn einerseits in der 
Öffentlichkeit immer wieder der Wert der Kindererziehung in der Familie 
betont wird, die Mütter aber andererseits neben sonstigen mater iellen 
Nachteilen, die mit der Beendigung ihrer Besch�ftigung verbunden . s ind, 
auch von der früheren Inanspruchnahme der PensIOn ausgeschlossen Sind. 

Obwohl es diesbezüglich nur eine Beschwerde gegeben hat, möchte die 
Volksanwaltschaft auf folgende Problematik hinweisen : Derzeit kommt es 
immer wieder vor, daß ältere Personen, die ihren Anspruch auf Hilflosen­
zuschuß beim Schiedsgericht der Sozialversicherung durchzusetzen versu­
chen, in diesem Verfahren völlig unvertreten sind, weil s ie einerseits keine 
vertretungsbefugten Angehörigen mehr haben und andererseits nicht in der 
Lage sind, mit einer vertretungsbefugten Institution Kontakt aufzunehmen. 
In der Regel beschränkt sich ihr zwischenmenschlicher Kontakt auf die 
Pflegeperson (Nachbarin, Hausbesorgerin usw.), die jedoch im Schiedsge­
richtverfahren nicht vertretungsbefugt ist. 
Der Volksanwaltschaft ist bekannt, daß insbesondere von den Richtern die­
ser Zustand als unbefriedigend angesehen wird, weil auf diese Weise das 
Verfahren ohne Beteiligung einer Verfahrenspartei durchgeführt werden 
muß. Die Volksanwaltschaft regt daher an, daß auch Pflegepersonen in den 
Kreis der zur Vertretung vor dem Schiedsgericht Berechtigten einbezogen 
werden. 
Beschwerden sind auch darüber bei der Volksanwaltschaft eingelangt, daß 
nach der derzeitigen Praxis der Sozialversicherungsträger die Schwerstbe­
schädigtenzulage nach dem Krie.gsopferversorgungsge�etz be.i der Feststel­
lung des Anspruches auf Ausgleichszulage als aus übrIgen Einkünften des 
Pensionsberechtigten erwachsendes Nettoeinkommen gemäß § 292 ASVG, 
§ 1 40 BSVG bzw. § 1 49 GSVG berücksichtigt werden. Die Volksanwalt­
schaft ist bei der Prüfung dieser Beschwerden zur Ansicht gelangt, daß die 
derzeitige gesetzliche Regelung einer KlarsteIlung bedarf. Nach den 
genannten gesetzlichen Bestimmungen haben zwar Einkünfte, "die wegen 
des besonderen körperlichen Zustandes gewährt werden", wie die demon­
strativ aufgeZäh lten Hilflosenzuschüsse, Blindenzulagen usw., für die Fest­
stellung des Anspruches auf Ausgleichszulage außer Betracht zu bleiben . 
Die Sozialversicherungsträger und das Oberlandesgericht Wien einerseits 
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sowie die Schiedsgerichte der Sozialversicherung andererseits sind sich 
nicht darüber einig, ob die Schwerstbeschädigtenzulage nach dem 
KOVG 1957 zu den Einkünften zu rechnen ist, die wegen des besonderen 
körperlichen Zustandes gewährt werden. Die Schiedsgerichte der Sozial­
versicherung sind der Auffassung, daß die Schwerstbeschädigtenzulage zu 
diesen Einkünften zählt, die Pensionsversicherungsträger und das Ober­
landesgericht Wien sind gegenteili�er Auffassung. Obwohl nach Ansicht 
der Volksanwaltschaft die derzeitige Formulierung der entsprechenden 
gesetzlichen Bestimmung wohl eindeutig - nämlich zugunsten der 
Schwerstbeschädigtenzulagenbezieher - erscheint, wird im Hinblick auf 
die tatsächlich erfolgten unterschiedlichen Beurteilungen angeregt, daß der 
Gesetzgeber diese Frage einer eindeutigen Klärung zuführt. 
An Beschwerden, die nicht in den Bereich der Sozialversicherung fielen, 
sind jene zu erwähnen, die die Landesinvalidenämter - fast ausschließlich 
im Zusammenhang mit der Gewährung von Kriegsopferrenten - und die 
Arbeitsmarktverwaltung - Gewährung von Arbeitslosengeld, Insolvenz­
ausfallsgeld, Karenzurlaubsgeld usw. - betrafen. Die den Bereich der 
Arbeitsmarktverwaltung betreffenden Beschwerden erwiesen sich zum Teil 
als berechtigt (siehe Einzelfälle). 
Abschließend ist noch darauf hinzuweisen, daß die Problematik der Aliquo­
tierun� des Ur�aubsansp�ches bei Ableistung des Präs�nzdienstes. so.wie die 
Normierung eInes Abfertigungsanspruches für Adoptlvmütter, die Im vor­
liegenden Bericht im Kapitel Bundeskanzleramt dargestellt wurden, weil 
die diesbezüglichen Beschwerden von öffentlich Bediensteten an die V olks­
anwaltschaft herangetragen wurden, in erster Linie auch den Ressortbe­
reich des Bundesministers für soziale Verwaltung tangieren. 

Einzelfälle 

3.1 Zurückweisung eines Leistungsantrages nach vorangegangener KlagsrUck­
nahme 

28 

VA Zl. 37 - W 3/79 
A. D. aus Wien erhob bei der Volks anwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten ihren neuerlichen Antrag 
auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension zurückgewiesen habe, 
obwohl ihr beim Schiedsgericht der Sozialversicherung zugesichert worden 
sei, die Klagsrücknahme würde ihr eine neuerliche AntragsteIlung ermögli­
chen. 
Die Volks anwaltschaft hat im Prüfungsverfahren festgestellt, daß über die 
Frage der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages nach einer Klagsrück­
nahme divergente Rechtsauffassungen bestehen, die in der Literatur und 
Judikatur ihren Niederschlag gefunden haben. Nach der geltenden Rechts­
lage haben die pnfall-.bzw. Pensionsversi.cherungsträ�er einen Antrag auf 
Zuerkennung eIner Leistung zurückzuweisen, wenn die Zuerkennung des 
Anspruches auf die gleiche Leistung abgewiesen oder eine solche Leistung 
entzogen worden ist und vor Ablauf eines Jahres nach Rechtskraft der Ent­
schei�ung der neuerliche Antrag eingebracht wird, ohne daß eine wesentli­
che Anderung des zuletzt festgestellten Gesundheitszustandes glaubhaft 
bescheinigt ist o?er inne�h�lb e�ner vom V �rsicherungsträger g�setzt�n 
angemessenen Fnst bescheInigt Wird. Gegen eIne solche Zurückweisung Ist 
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ein Rechtsmittel nicht zulässig. Die Anwendung dieser Bestimmung ist für 
den Fall problematisch,. daß de� neuerlichen �tragstellu!1g eine Klagsrück­
nahme vorangegangen Ist, da eme rechtskräftige Entscheidung fehlt. 
Die Volksanwaltschaft hält daher die Beschwerde für berechtigt, weil die 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten bei der Zurückweisung des 
Antrages der Beschwerdeführerin von dem Standpunkt ausgegangen ist, die 
gesetzlich vorgesehene Jahresfrist für eine neuerliche AntragsteIlung sei 
vom Zeitpunkt der Klagsrücknahme aus zu beurteilen. Ein weitere Maß­
nahme der Volksanwaltschaft konnte jedoch aufgrund der Gesetzeslage 
nicht erfolgen. Die Volksanwaltschaft hält aber im Hinblick auf die unter­
schiedliche Praxis der Sozialversicherungsträger eine Bereinigung der nicht 
eindeutig geklärten Rechtslage durch den Gesetzgeber für erforderlich. 

3.2 Nachträgliche Gewährung eines fiktiven Ausgleichszulagen-Vorschusses 
VA Zl. 592 - W 3/79 
A. St. aus Oberpullendorf führte bei der Volks anwaltschaft darüber 
Beschwerde, daß die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft es trotz seiner jahrelangen Bemühungen unterlassen habe, ihm Klar­
heit über seinen Ausgleichszulagenanspruch zu seiner Pension zu verschaf­
fen, über den mit mehreren Verständigungen und Bescheiden entschieden 
worden sei. 
Die Volks anwaltschaft nahm im Prüfungsverfahren Einsicht in die Ver­
waltungsakten der Anstalt, wobei folgender Verfahrensablauf festgestellt 
wurde : 
Mit Bescheid vom 9. Feber 1974 anerkannte die Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft den Anspruch des Beschwerdeführers auf 
Erwerbsunfähigkeitspension ab 1. Oktober 1973 und stellte gleichzeitig 
fest, daß über den Anspruch �uf Ausgleichszulage nach Absch�uß der n�ch 
laufenden Erhebungen entschieden werden würde. Am 10. Mal 1976 ergmg 
eine Verständigung über die Gewährung einer "vorläufigen Ausgleichszu­
lage" mit dem Hinweis, die endgültige Feststellung des Ausgleichszulagen­
anspru<:hes k�nne erst n�ch der Entscheidung des Landesinvalidenamtes 
für Wien, NIederösterreich und Burgenland über den Anspruch des 
Beschwerdeführers auf Zusatzrente erfolgen. Dieser Verständigung lag 
eine Abrechnung bei, derzufolge sich ein Nachzahlungsbetrag in der Höhe 
von 6 1  835 S ergeben hatte, wovon 1 871,70 S als Krankenversicherungs­
beitrag abgezogen worden und der Rest von 59 963,30 S für etwaige 
Ersatzforderungen des Landesinvalidenamtes einbehalten worden war. Der 
Saldo der Nachzahlung betrug also Null. Mit Bescheid vom 24. Juni 1977 
wurde über den Ausgleichszulagenanspruch endgültig mit Bescheid ent­
schieden und in der Abrechnung festgestellt, daß der in der Zeit von 
1. Oktober 1973 bis 3 1. Dezember 1976 durch überhöhte Vorschußleistun­
gen an Ausgleichs�ulage zu viel angewiesene Betrag von 1 0 12,30 S in 
Raten auf den PenSIOnsbezug aufgerechnet würde. 
Weitere Bescheide wurden am 27. September 1979, 7 . November 1979 und 
3 1. Dezember 1980 erlassen, mit welchen über die Kinderzuschuß- und 
Ausgleichszulagenansprüche des Beschwerdeführers entschieden wurde. 
Gegen diese Bescheide erhob der Beschwerdeführer jeweils Klage beim 
Schiedsgericht der Sozialversicherung für Burgenland. Die schiedsgerichtli-
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chen Verfahren endeten nach KlarsteIlung der Tatsache, daß der 
Beschwerdeführer nur zur Hälfte Eigentümer eines landwirtschaftlichen 
Besitzes war (die Ausgleichszulagenfeststellungen gingen vorher davon aus, 
daß er Alleineigentümer wäre), mit einem Vergleich, in dem sich die 
Anstalt verpflichtete, einen neuen Bescheid über den Ausgleichszulagenan­
spruch ab 1 .  Jänner 1979 zu erlassen, in dem das Hälfteeigentum des 
Beschwerdeführers für seinen Ausgleichszulagenanspruch berücksichtigt 
würde. Dieser Bescheid erging am 6. August 1980. 

Aufgrund dieser durch Akteneinsicht gewonnenen Feststellungen der 
Volksanwaltschaft wurde die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft um eine Stellungnahme zum Beschwerdevorbringen ersucht. 
Insbesondere wurde um Aufklärung gebeten, wie es laut Bescheid vom 
24. Juni 1977 zu einer überhöhten Vorschußleistung an Ausgleichszulage in 
der Zeit vom 1 .  Oktober 1973 bis 31 .  Dezember 1976 gekommen sein soll, 
wenn entsprechend der Abrechnung zur Verständigung vom 10. Mai 1976 
der Nachzahlungssaldo Null betragen hatte und eine Ausgleichszulage tat­
sächlich erst ab 1 .  Juni 1976 ausgezahlt worden war. Weiters sollte die 
Anstalt dazu Stellung nehmen, aus welchen Gründen sie sich vor dem 
Schied.sgericht der S,?zialversicherung auf dem . Vergleichswege zu einer 
neuerlichen Entsche1dung über den Ausgle1chszulagenanspruch des 
Beschwerdeführers wegen seines nunmehr erwiesenen Hälfteeigentums an 
dem für den Ausgleichszulagenanspruch zu berücksichtigenden Grundbe­
sitz ab 1. Dezember 1979 verpflichtet habe, da doch sein Hälfteeigentum 
zum Zeitpunkt der Ausgleichszulagengewährung ab 1. Oktober 1973 fest­
gestanden sei. 
In der Stellungnahme der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft erfolgte zwar eine ziffernmäßig sehr detaillierte Darstellung der 
einzelnen Verfahrensschritte und Erledigungen, auf die von der Volksan­
waltschaft aufgezeigten Unklarheiten und Widersprüche wurde jedoch kei­
nerlei Bezug genommen. Als Folge des Einschreitens der Volksanwaltschaft 
erging am 24. Oktober 1980 ein Bescheid, mit welchem über die "Neufest­
stellung der Ausgleichszulage" ab dem Beginn des Ausgleichszulagenan­
spruches ( 1 .  Oktober 1973) und nicht erst ab 1 .  September 1979 wegen der 
seinerzeit unrichtig angenommenen Eigentumsverhältnisse am Grundbesitz 
abgesprochen wurde. Dies ergab einen Nachzahlungsbetrag von 
3 430,60 S. 
N ach der geltenden Gesetzeslage ist über Anträge auf Zuerkennung von 
Leistungen aus der Pensionsversicherung binnen sechs Monaten nach deren 
Einlangen ein Bescheid zu erlassen, und der Versicherungsträger hat den 
Leistungsanspruch zu bevorschussen, wenn seine Leistungspflicht dem 
Grunde nach feststeht, ein Bescheid jedoch innerhalb der genannten Frist 
wegen ungenügender Klärung des Sachverhaltes nicht erteilt werden kann. 
Die Volksanwaltschaft hat daher in der Vorschußgewährung 32 Monate 
nach Beginn des Leistungsanspruches einen Mißstand in der Verwaltung 
festgestellt, zu�al der. rückwir�end mit 1 .  O�tober 1973 festgestellte V?r­
schußbetrag "slcherhe1tshalber' zur Gänze embehalten worden war. Eme 
Leistun�sbevor�chussu�g fü! einen so lan�e zurückliegenden Nachzah­
lungszeltraum 1st nämlich smnlos, wenn keme Auszahlung erfolgt. Dazu 
kommt, daß im Fall des Beschwerdeführers kein Grund für die Gewährung 
eines Ausgleichszulagenvorschusses anstelle der Feststellung der endgülti­
gen Leistung vorgelegen war, weil ein Ersatzanspruch des Landesinvaliden-
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amtes auf den Nachzahlungsbetrag nur dann entstanden wäre, wenn die 
vorläufige Zusatzrente bei der �ndgültigen Entscheidun& entzogen oder 
herabgesetzt worden wäre. In elOem solchen Fall wäre Jedoch der Aus­
gleichszulagenanspruch um die gänzlich weggefallene oder verminderte 
Zusatzrente zu erhöhen gewesen, sodaß Beträ�e für den entstandenen 
Ersatzanspruch des Landesinvalidenamtes ohnehlO zur Verfügung gestan­
den wären. Durch diese fiktive Vorschußzahlung ist aber eine Situation 
entstanden, die es dem Beschwerdeführer in der Folge unmöglich machte, 
die weiteren Entscheidungen der Anstalt auch nur einigermaßen nachzu­
vollziehen. 
Von einer Empfehlung an den Bundesminister für soziale Verwaltung 
wurde im Hinblick auf die im 3. Bericht an den Nationalrat dargelegte Pro­
blematik im Zusammenhang mit dem Aufsichtsrecht über die Sozialversi­
cherungsträger in Leistungssachen Abstand genommen. 

3.3 Pensionsverlust durch mißverständliche Auskünfte eines Sozialversiche­
rungsträgers 
VA Zl. 663 - W 3/79 
E. J. aus Laa/Thaya wandte sich an die Volksanwaltschaft, weil er eine um 
monatlich fast 800 S geringere Pension von der Sozialversicherungsanstalt 
�er gewerblichen Wirtschaft zuerkannt erhalten habe, als ihm in einem 
Überprüfungsverfahren in Aussicht gestellt worden war. 
Im Prüfungsverfahren stellte die Volksanwaltschaft folgendes fest: 
Der Beschwerdeführer hatte am 17. April 1978 - nicht zuletzt aufgrund 
einer einschlägigen Verlautbarung der Anstalt - bei der Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft einen Antrag auf Prüfung seines 
Anspruches auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungs dauer für 
den Fall der Beendigung seiner selbständigen Erwerbstätigkeit gestellt. Zu 
diesem Zeitpunkt waren bereits die einschneidenden neuen Bestimmungen 
über die "Wanderversicherung", die für Pensionsstichtage ab 1. Jänner 
1979 in Kraft treten sollten, bekannt. Im November 1978 gingen dem 
Beschwerdeführer zwei bis auf die Pensionshöhen völlig gleichlautende, 
vom Computer der Anstalt am 2.  November 1978 erstellte Mitteilungen des 
Inhaltes zu, die Höhe seiner Pension würde unter Berücksichtigung der 
derzeitigen Gesetzeslage monatlich 2 634,70 S (als Gesamtleistung) bzw. 
2 0 18,70 S betragen. Ab 1. Jänner 1979 würde die Pension im erhöhten 
Ausmaß voraussichtlich 2 806 S monatlich betragen. Der Beschwerdeführer 
hat - gestützt auf die bekanntgegebene Höhe der Pension ab 1. Jänner 
1 979 - seine Gewerbeberechtigung als Voraussetzung für die Inanspruch­
nahme der Pension im März 1979 zurückgelegt. Mit Bescheid der Anstalt 
vom 14. Mai 1979 wurde sodann die Höhe der Alterspension des 
Beschwerdeführers ab 1. April 1979 mit monatlich 2 029,40 S festgestellt. 
Von der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft wurde 
zwar eine Vergleichsberechnung für den Pensionsanspruch des Beschwer­
deführers nach den bis 31 .  Dezember 1978 in Kraft gestandenen und nach 
den ab 1. Jänner 1 979 neuen Bestimmungen durchgeführt. Die entspre­
chenden Computer-Mitteilungen über das Ergebnis dieser Vergleichsbe­
rechnung mußten dem Beschwerdeführer jedoch unverständlich bleiben, da 
sie keinen Hinweis enthielten, daß der höhere Penionsanspruch nur gege-
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ben sei, wenn er die Pension noch mit einem Stichtag im Jahre 1978 in 
Anspruch nehme. Er mußte daher annehmen, seine Pension würde ab 
1 .  Jänner 1979 tatsächlich 2 806 S betragen. Dies wäre aber nur der Fall 
gewesen, wenn der Beschwerdeführer vom Ergebnis der Vergleichsberech­
nung unmißverständlich und sofort verständigt worden wäre, was Anfang 
November 1978 an sich noch möglich gewesen wäre. 
Die y olksanwaltschaft hält �ie Beschw�rde für berechtigt, .weil keine Diff�­
renzlerung der Texte für dIe elektromsche DatenverarbeItungsanlage, dIe 
zur Durchführung der Vergleichsberechnung eingesetzt worden ist, vorge­
sehen worden war, die es dem Adressaten ermöglicht hätte, die unter­
schiedliche Bedeutung der Mitteilungen über die Pensionshöhen zu erken­
nen. Darüber hinaus werden die vom Computer erstellten Mitteilungen und 
Bescheide nicht mehr von dazu befugten Angestellten gezeichnet, die bei 
dieser Gelegenheit die Unzulässigkeit von Inhalten bzw. die Dringlichkeit 
einer Mitteilung wahrnehmen könnten. Durch das Einschreiten der V olks­
anwaltschaft wurde der Bundesminister für soziale Verwaltung veranlaßt, 
einen Entwurf für eine Regierungsvorlage auszuarbeiten, die es ermögli­
chen sollte, über den Beschwerdefall hinaus alle jene Härtefälle zu beseiti­
gen, die mit der neuen Wanderversicherun�sregelung eine niedrigere Pen­
sionsbemessung erfahren hatten. Diese RegIerungsvorlage wurde mit der 3 .  
GSVG-Novelle in  den Rechtsbestand übernommen. 

3.4 Höhc dcs Pcnsionsvorschusscs - ExistCDZschwicrigkcitcD 
VA ZI. 5 - W 3/80 

32 

Die Beschwerdeführerin E. B. aus Wien hatte aus ihrer unselbständigen 
Beschäftigung zuletzt ein Nettoeinkommen von monatlich 1 1  000 S und 
nach dem Verlust ihres Beschäftigungsverhältnisses einen entsprechenden 
Anspruch auf Arbeitslosengeld. Ab dem Zeitpunkt jedoch, als sie einen 
Antrag auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension eingebracht hatte, 
gebührte ihr während des Verfahrens zur Feststellung eines Pensionsan­
spruches nur noch ein Anspruch auf eine Vorschußleistung vom Arbeitsamt 
von monatlich 3 390 S. Diesen Vorschuß bezog die Beschwerdeführerin 
längere Zeit, da der Antrag auf Berufsunfähigkeitspension abgelehnt wor­
den war und sie dagegen die Klage beim Schiedsgericht der Sozialversiche­
rung erhoben hatte. 
Über die Höhe des Pensionsvorschusses führte E. B. Beschwerde bei der 
Volksanwaltschaft, weil dieser in Relation zu ihrem Aktivbezug zur Exi­
stenzsicherung nicht ausreiche. 
Die Volksanwaltschaft stellte fest, daß ein Mißstand in der Verwaltung 
nicht vorliegt, weil die Beh<;,rden entsprechend den gesetzlichen V. orsc�rif­
ten vorgegangen waren. DIes wurde auch der Beschwerdeführenn mItge­
teilt. Die Volks anwaltschaft hält es jedoch für angebracht, die Problematik 
der Höhe des Pensionsvorschusses darzulegen, da die derzeitige Regelung 
zu zahlreichen Härtefällen fuhrt. 
Der Grund für die Bevorschussung der Pension aus der Arbeitslosenversi­
cherung liegt darin, daß durch die AntragsteIlung auf eine Pension aus dem 
Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit zum Ausdruck gebracht 
wird, die Versicherte halte sich für nicht mehr arbeitsfähig, so daß eine der 
Voraussetzungen fur einen Anspruch auf Arbeitslosengeld, nämlich die 
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Arbeitsfähigkeit, nicht mehr angenommen werden kann; es wird daher 
noch während des an sich grundsätzlichen Bestandes eines Anspruches auf 
Arbeitslosengeld nur mehr die wesentlich geringere Pensionsbevorschus­
sung gewährt. Dies führt in vielen Fällen zu einem derart erheblichen Ein­
kommensabfall, so daß die Betroffenen ihren Verpflichtungen nicht mehr 
nachkommen können. Daß. im Fall� der schließlichen. Ablehnung des 
Antrages auf Gewährung eIner PensIOn aus dem Versicherungsfall der 
geminderten Arbeitsfähigkeit - und damit dem Nachweis der Arbeitsunfä­
higkeit - der Differenzbetrag zwischen der Vorschußzahlung und der 
Höhe des Arbeitslosengeldes nachgezahlt wird, ändert nichts an der Tatsa­
che erheblicher Schwierigkeiten während des Vorschußbezuges. Im Falle 
der schließlichen Gewährung der Pension ist sowohl die Vorschußzahlung 
als auch das Arbeitslosengeld aus der Pensionsnachzahlung zu ersetzen. Bei 
Berücksichtigung dieses Ersatzanspruches der Arbeitsämter auf die Pen­
sionsnachzahlung wäre vielen Versicherten geholfen, wenn auch während 
eines Pensionsfeststellungsverfahrens das Arbeitslosengeld zur Auszahlung 
käme, sofern der Anspruch darauf noch nicht erschöpft ist. Derzeit kom­
men Versicherte nur aus Gründen der Begriffsbestimmung in schwierige 
wirtschaftliche Situationen, weil mit der AntragsteIlung auf Gewährung 
�iner Pen�ion aus .de� V ersicherun�sfall der geminderten Arbeitsfähigkeit 
Ihre Arbeitsunfähigkeit als Ausschließungsgrund für den Anspruch auf 
Arbietslosengeld verbunden wird. 

3.5 Ungerechdertigte Ablehnung des Kostenersatzes für einen Hubschrauber­
transport 
VA Zl. 9 - W 3/80 
G. D. aus Wien nahm als aktive Sportlerin am 4. Juli 1976 an einem Kanu­
Rennen �uf de! Donau bei Linz teil u!ld kenterte aufg�nd einer durch die 
große Hitze eIngetretenen BewußtseInsstörung. Nach Ihrer Bergung war 
sie auf Grund schwerer Atem- und Herzrhythmusstörungen bewußtlos und 
wurde in ein Krankenhaus in Linz eingeliefert, von wo sie nach einer kur­
zen Untersuchung und Annahme eines hysterischen Ausnahmezustandes in 
das Wagner-Jauregg-Krankenhaus in Linz überstellt wurde. Um zirka 
18.30 Uhr begab sich der ärztliche Betreuer der Kanuten, der Lungenfach­
arzt Prim. Dr. H. E. in das Krankenhaus, um sich nach dem Zustand der 
Kanutin zu erkundigen. Es kam zu einer Auseinandersetzung mit dem 
dienstführenden Assistenzarzt; Prim. Dr. E. wies darauf hin, daß es sich um 
einen Unfall mit Wasseraspiration in die Luftwege handle, während der 
Assist�nzarzt an seiner psychiatrischen Di�gnose festhielt und die dara�s 
resultierende Behandlung fortsetzte. Da Pnm. Dr. E. ernste Folgen für die 
Gesundheit und das Leben der D. befürchtete, ließ er um 2 1 .30 Uhr die 
Kanutin mittels Hubschraubers des Innenministeriums in die Intensivstation 
der Ersten Chirurgischen Abteilung des Krankenhauses der Stadt Wien 
transferieren. Unmittelbar nach der Landung in Wien um 23 Uhr wurde 
der Verunglückten 400 ml trübe Flüssigkeit aus der Lunge abgesaugt. Wäh­
rend dieses Vorganges erfolgte die Rückkehr des Bewußtseins der Verun­
glückten. 
Am 16. Juli 1979, also mehr als drei Jahre nach dem Unfallereignis, erhielt 
G. D. den von der Finanzprokuratur der Republik Österreich beantragten 
Zahlungsbefehl zur Zahlung der Flugtransportkosten von Linz nach Wien 
in der Höhe von 13 875 S. Auf ihre Anfragen erfuhr sie, daß die Wiener 
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Gebietskrankenkasse zwar die Krankenbehandlungskosten übernommen 
habe, den Ersatz der Flugtransponkosten jedoch ablehne. Darüber führte 
sie Beschwerde bei der Volksanwaltschaft. Im Prüfun�sverfahren der 
Volks anwaltschaft erwies sich die Beschwerde als berechtigt. Die Wiener 
Gebietskrankenkasse stützte ihre Ablehnung auf die Bestimmungen ihrer 
Krankenordnung, wonach nur die Transponkosten in das nächstliegende 
. geeignete Kra!1ke�haus zu ersetzen seien. ÜbersteIlungskosten vo� einem 
Krankenhaus m em anderes könnten nur ersetzt werden, wenn dies auf­
grund besteh.end�r Lebensgefahr unbedingt e�ord.erlich sei. Diese. V oraus­
setzungen selen 1m Fall der Beschwerdeführenn mcht gegeben. Die V olks­
anwaltschaft stellte jedoch fest, daß dieser Standpunkt durch die geltende 
Gese.tzeslage und .die dazu ergang�ne Ju�ikatur nich� gede.ckt ist. Mit 
U�ll vom 1 3: Mal 1960 hat das Schledsgencht der Sozlalve�slcherung für 
NIederösterreich festgestellt, daß Überführungskosten von em�r Kranken­
anstalt in eine andere dann zu übernehmen sind, wenn die Überführung 
ärztlicherseits aus Gründen der Behandlung als notwendig erkannt wird. 
Im Uneil des Schiedsgerichtes der Sozialversicherung für Wien vom 
27. Feber 1 961  wurde ausgesprochen, daß aus § 1 3 1  Abs. 4 ASVG, wonach 
Bergungskosten und die Kosten der Beförderung bis ins Tal bei Unfällen in 
Ausübung von Spon und Touristik nicht ersetzt werden, argurnenturn e 
contrario folgt, daß alle anderen Leistungen bei Sponunfällen vom Kran­
kenversicherungsträger nach d�n allgemeinen Grundsätzen zu übernehmen 
sind. Die Notwendigkeit der ÜbersteIlung der Beschwerdeführerin in das 
Wien er Krankenhaus wurde in einem Gutachten des Vorstandes der Ersten 
Chirurgischen Abteilung des Lainzer Krankenhauses bestätigt, in dem aus­
gefühn wurde, d3:ß die. in �ien erfolgte Behan�lung "wohl als vital. anzuse­
hen" gewesen sei, wetl die Beschwerdeführenn, "wenn schon mcht von 
einer Lebensrettung gesprochen werden solle, so doch vor einem bleiben­
den Schaden bewahn werden konnte". 
Da die Wiener Gebietskrankenkasse aufgrund des Einschreitens der Volks­
anwaltschaft mit Einverständnis der Beschwerdeführerin eine einmalige 
Aushilfe aus dem Unterstützungsfonds gewährte, mit der die Flugtranspon­
kosten annähernd abgedeckt werden konnten, war der Beschwerdegrund 
behoben; weitere Veranlassungen der Volksanwaltschaft konnten unter­
bleiben. 

3.6 Verlust des Pensionsanspruches durch rückwirkenden Ausschluß aus der 
Bauem-Pensionsversicherung 

34 

VA Zl. 15 - W 3/80 
L. H. aus Esternberg erhob Beschwerde bei der Volksanwaltschaft darüber, 
daß die Sozialversicherungsanstalt der Bauern mit Bescheid vom 7. Septem­
ber 1 979 ihren Antrag auf Gewährung einer Erwerbsunfähigkeitspension 
mangels Erfüllung der Wanezeit abgelehnt habe, obwohl Erwerbsunfähi�­
keit medizinisch festgestellt sei und sie Beiträge zur Pflichtversicherung m 
der Pensionsversicherung der Bauern bis 1979 gezahlt habe. 
Im Prufungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde folgendes festgestellt: 
Die Beschwerdeführerin war aufgrund eines Gütergemeinschaftsveruages 
zusa!Dmen mit ihrem Gatten Hälfteeigentü�erin eines landwi�chaftlichen 
Betriebes. Der Gatte der Beschwerdeführenn war aufgrund sem er unselb-
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ständigen Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland seit dem 
Jahre 1 958  von der Pflichtversicherung nach dem damaligen landwirt­
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsgesetz ausgenommen, sodaß die 
Beschwerdeführerin der Pflichtversicherung unterlag. Der Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern war somit die Erwerbstätigkeit des Gatten der 
Beschwerdeführerin in der Bundesrepublik Deutschland bekannt. Anläßlich 
der AntragsteIlung der Beschwerdeführerin auf Erwerbsunfähigkeitspen­
sion wurde der Gatte der Beschwerdeführerin im Juli 1 978 rückwirkend ab 
1 .  November 1 969 in die Pflichtversicherung nach dem landwirtschaftli­
chen Zuschußrentenversicherungsgesetz bzw. dem späteren Bauernpen­
sionsversicherungsgesetz einbezogen, während die Beschwerdeführerin aus 
der Pflichtversicherung ausgeschieden wurde, weil mit dem Inkrafttreten 
des Zusatzabkommens zum 2. österreichisch-deutschen Sozialversiche­
rungsabkommen die unselbständige Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland keinen Ausnahmegrund für die Pflichtversicherung in der 
österreichischen Bauernpensionsversicherung mehr bildete. Gegen diese 
Feststellung wurde Einspruch beim Landeshauptmann für Oberösterreich 
erhoben, der die Entscheidung jedoch ebenso bestätigte wie schließlich das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung . Die Beiträge zur Pflichtversi­
cherung, die die Beschwerdeführerin im guten Glauben, damit für einen 
Pensionsanspruch aus eigener Pensionsversicherung die Voraussetzungen 
zu schaffen, gezahlt hatte, wurden von der Anstalt dem Gatten gutgeschrie­
ben, der für die g leiche Zeit Versicherungszeiten in der Bundesrepublik 
Deutschland erworben hatte. Auch die Anerkennung der Beitragszahlun­
gen im Rahmen der Formalversicherung war nicht möglich. Durch die Aus­
scheidung der Beschwerdeführerin aus der Pflichtversicherung nach zehn 
Jahren der Beitragszahlung war die Wartezeit für di�. beantragte Erwerbs­
unfähigkeitspension nicht erfüllt. Eine gesetzliche Anderung, die zwölf 
Jahre nach der Einbeziehung der Besch'Yerdefü�rerin in die . Pflichtversi­
cherung den Ausnahmegrund von der PflIchtversIcherung für Ihren Gatten 
beseitigte, hatte nach Ablauf von weiteren zehn Jahren zur Folge, daß der 
Beschwerdeführerin der Pensionsanspruch nicht zustand, für den sie 
22 Jahre lang die Beiträge zur Pflichtversicherung gezahlt hatte. 
Bei der gegebenen Sach- und Rechtslage stellte die Volksanwaltschaft fest, 
daß in der Entscheidung des Sozialversicherungsträgers zwar kein Miß­
stand in der Verwaltung gelegen ist. Sie vertritt aber die Auffassung, daß 
die Rechtsvermutung, wonach alle verlautbarten Gesetze dem Staatsbürger 
bekannt sein müssen, im vorliegenden Fall die Grenzen der Zumutbarkeit 
überschreitet. 

3.7 Ungerechtfertigte und umständliche Ermittlungen emes Sozialversiche­
rungsträgers 
VA ZI. 5 1  - W 3/80 
Dipl.-Ing. Dr . H. Z. aus Schärding führte bei  der Volks anwaltschaft 
Beschwerde über eine seiner Meinung nach umständliche und schikanöse 
Vorgangsweise der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten im 
Zusammenhang mit der Feststellung von Versicherungszeiten. Obwohl er 
alle erforderlichen Unterlagen beigebracht habe und aus den Zeugnissen 
zwangsläufig der Semesterbesuch abgeleitet werden könne, verlange die 
Pensionsanstalt neben den Zeugnisabschriften der Hochschule für Boden­
kultur auch einen Nachweis über das jeweilige Semester . Darüber hinaus 
würden hinsichtlich der Arbeitsdienst- und Militärdienstzeiten Nachweise 
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verlangt, die praktisch nicht erbracht werden können. Die geforderten Zeu­
genaussagen seien ihm wieder zurückgesendet worden, weil nicht aus­
drücklich auf die strafrechtliche Verfolgbarkeit wissentlich unwahrer Anga­
ben hingewiesen worden sei. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft erwies sich die Beschwerde 
als berechtigt. 
Nach der geltenden Rechtslage hat die Pensionsversicherungsanstalt höch­
stens zwölf Semester des Besuches einer Hochschule als Ersatzzeit in der 
Pensionsversicherung anzurechnen, und zwar jedes Studiensemester mit 
vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Semester fallenden 
1. Oktober bzw. 1. März. Diese Regelung erfordert tatsächlich die Einho­
lung von Semesternachweisen durch die Pensionsanstalten. Der Beschwer­
deführer hatte jedoch in seinem Antrag auf Feststellung der Versicherungs­
zeiten angegeben, daß er sein Hochschulstudium im Oktober 1946 begon­
nen habe, und sein am 12. Juli 1950 ausgestelltes Diplom vorgelegt. Aus 
dieser Tatsache hätte die Anstalt schließen müssen, daß kein Studienseme­
ster unbelegt geblieben sein konnte, weil ansonsten die mit dem Diplom 
abgeschlossene Hochschulausbildung nicht bereits im Juli 1950 hätte been­
det sein können. 
Hinsichtlich des von der Anstalt als erforderlich bezeichneten Vermerkes 
über die strafrechtliche Verfolgbarkeit wissentlich unwahrer Angaben in 
den Zeugenerklärungen stellte die Volks anwaltschaft fest, daß dies wohl 
einer von den Sozialversicherungsträgern geübten Praxis entspricht, eine 
zwingende gesetzliche Vorschrift darüber jedoch nicht besteht. Die Rück­
sendung von Zeugenerklärungen zur Ergänzung des fraglichen Zusatzes, 
noch dazu ohne den Hinweis auf das Erfordernis, die Zeugen von der 
Ergänzung in Kenntnis zu setzen, war nach Ansicht der Volksanwaltschaft 
ungerechtfertigt. 
Da im gegenständlichen Fall der Beschwerdeführer den Aufforderungen 
der Anstalt schon Folge geleistet hatte - seine Beschwerde bei der Volks­
anwaltschaft sollte eine Praxisänderung bei der Anstalt bezwecken - und 
die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten die unnötigen Belastun­
gen des Beschwerdeführers bedauerte, waren im konkreten Fall weitere 
Veranlassungen der Volksanwaltschaft nicht erforderlich. Nach Auffassung 
der Volksanwaltschaft haben die Sozialversicherungsträger jedoch dafür 
Sorge zu tragen, daß derartige Fehlleistungen in Hinkunft unterbleiben. 

3.8 Unterschiedliche Beurteilung der Invalidität durch Pensionsversicherungs­
träger und Landesinvalidenamt 

36 

VA Zl. 1 12 - W 3/80 
M. K. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
die von ihr beantragte Invaliditätspension zu Unrecht nicht ausbezahlt 
würde, obwohl vom Landesinvalidenamt seinerzeit das Vorliegen der Inva­
lidität mittels Invalideneinstellungsscheines festgestellt worden sei. Nun­
mehr werde beim Schiedsgericht der Sozialversicherung die Frage der Inva­
lidität nochmals geprüft und sie habe sich weiteren medizinischen Untersu­
chungen zu unterziehen. 

Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Landesin­
validenamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland mit Bescheid aus 
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dem Jahre 1975 bescheinigt hatte, daß die Beschwerdeführerin aufgrund 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50% dem Kreis der begünstig­
ten In�aliden nach dem Invalid�neinste!lun�s�esetz angehöre. An diese 
Beurteilung des Grades der Arbeitsunfähigkeit 1st aber nach der geltenden 
Gesetzeslage der Pensionsversicherungsträger nicht gebunden. Bezüglich 
des Anspruches auf Invaliditätspension hat vielmehr eine gesonderte über­
prüfung des Vorlieg�ns .der Inv3:lid�tät zu .edolgen. Weil in den einz�l�en 
Vedahren unterschledltche Krltenen bel der Prüfung der Invaltdltät 
zugrunde zu legen sind, kommt es zu unterschiedlichen Vedahrensergeb­
nissen. Diese unterschiedliche Beurteilung der medizinisch gleichen Fakten 
ist aber für den Betroffenen sehr oft unverständlich. 
Auch die Volksanwaltschaft ist der Auffassung, daß die derzeitige Rechts­
lage nicht befriedigend ist. Nach den geltenden Bestimmungen ist es mög­
lich, daß Krankenversicherungsträger, Landesinvalidenamt, Arbeitsamt und 
Pensionsversicherungsträger bei der Beurteilung ein und desselben Begrif­
fes, nämlich . der Arbeitsunfähigkeit, zu jeweil� vet:�chiedenen Ergebnissen 
gelangen. Die Volksanwaltschaft hält daher eme Anderung der bestehen­
den Rechtslage für edorderlich. 

3.9 Ablehnung des Anspruches auf Karenzurlaubsgeld wegen des Bezuges einer 
geringfügigen Invaliditätspension 
VA 21. 125 - W 3/80 BM 21. 237 449/2-3/80 
S. H. aus Neunkirchen wurde im Jahre 1 977 nach einer Nierentransplanta­
t�on von der Pension�e�sic�erungsanstalt fü� �beiter ei.ne Invaliditätspen­
sIon zuerkannt. Da sie sich Jedoch gesundheltltch dazu m der Lage fühlte, 
übernahm sie bald darauf wieder eine Beschäftigung. Nach der Geburt 
ihres Kindes am 26. April 1 979, wobei ihr die gesetzlichen Leistungen aus 
der Sozialversicherung zuerkannt wurden, beantragte sie die Gewährung 
von Karenzurlaubsgeld nach den Bestimmungen des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes. Dieser Antrag wurde im Instanzenzug von den Arbeits­
marktbehörden abgelehnt. Darüber führte sie bei der Volksanwaltschaft 
Beschwerde und wies darauf hin, daß sie aufgrund ihrer Beschäftigung ord­
nungsgemäß ihre Beiträge zur Arbeitslosenversicherung bezahlt habe, wes­
halb ihr auch die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung zustehen 
müßten. 
Im Prüfungsvedahren der Volksanwaltschaft nahm der Bundesminister für 
soziale Verwaltung zunächst dahin gehend Stellung, daß die ablehnenden 
Entscheidungen der Unterbehörden zu Recht edolgt seien, weil nach den 
Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes im Falle des Bezuges 
einer Pension aus dem Titel der geminderten Arbeitsfähigkeit der Anspruch 
auf Karenzurlaubsgeld ruhe. Auch wenn es sich offensichtlich um einen 
Härtefall handle, sehe er sich nicht im Stande, im Hinblick auf die Gesetz­
mäßigkeit der Verwaltung der Beschwerdeführerin zu helfen; eine Geset­
zeSänderung halte er wegen eines einzelnen Sondedalles für nicht vertret­
bar. 
Die Volksanwaltschaft konnte sich dieser Auffassung nicht anschließen. Sie 
wies den Sozialminister auf die Tatsache hin, daß selbst im Falle des Bezu­
ges eines Erwerbseinkommens unter der Geringfügigkeitsgrenze, d. s. 
monatlich 1 800 S, ein gesetzlicher Anspruch auf Karenzurlaubsgeld 
besteht. Analog dazu müßte auch der Bezug einer Arbeitsunfähigkeitspen­
sion unter der Geringfügigkeitsgrenze gesehen werden. Dieser Rechtsauf­
fassung der Volksanw:altschaft schloß sich der Bundesminister für soziale 
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Verwaltung an; er verfügte die Auszahlung des Karenzurlaubsgeldes an die 
Beschwerdeführerin, wodurch der Beschwerdegrund behoben war. Weiters 
wurden die Landesarbeitsämter durch Erlaß angewiesen, daß in Hinkunft 
bei der Beurteilung des Anspruches auf Karenzurlaubsgeld die Rechtsan­
sicht der Volksanwaltschaft zu berücksichtigen ist. 

3.10 Verminderte Pensionsauszahlung durch Anwendung des falschen Aus­
gleichszulagen-Richtsatzes 
VA Zl. 147 - W 3/80 
Der Beschwerdeführer F. H. aus Wien bezieht eine Erwerbsunfähigkeits­
pension mit Ausgleichszulage von der Sozialversicherungsanstalt der Bau­
ern. Er wandte sich an die Volksanwaltschaft, weil seine Pension sowohl ab 
1 .  Jänner 1979 a�s auc� wi�de� ab 1. J�nner 198� i!l geringerer Höhe ausbe­
zahlt worden se1, als Jewe1ls 1m VOrjahr. Es se1 1hm während des ganzen 
Jahres 1979 nicht gelungen, von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
den Grund für die Verminderung seines Anspruches zu erfahren, und er 
befürchte, auch keine Aufklärung über die neuerliche Verminderung seines 
Anspruches ab 1. Jänner 1980 erhalten zu können. 
Die Prüfung der Angelegenheit durch die Volks anwaltschaft hat ergeben, 
daß die Beschwerde berechtigt war. Die Volksanwaltschaft hat festgestellt, 
daß von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern irrtümlich an Stelle des 
Richtsatzes für Pensionsberechtigte aus eigener Pensionsversicherung, die 
mit dem Ehegatten im gemeinsamen Haushalt leben (Familienrichtsatz), 
der Richtsatz für einen alleinstehenden Pensionsbezieher angewendet wor­
den war. Trotz der zahlreichen Versuche des Beschwerdeführers, eine Klä­
rung herbeizuführen, kam es zu keiner Behebung dieses Irrtums, obwohl 
nach Ansicht der Volksanwaltschaft bei entsprechend sorgfältiger Prüfung 
dieser Fehler hätte auffallen müssen. Erst aufgrund des Prüfungsverfahrens 
der Volks anwaltschaft hat die Sozialversicherungsanstalt der Bauern eine 
Richtigstellung ab Auswirkung des Irrtums vorgenommen und dem 
Beschwerdeführer den Fehlbetrag von 10 931,90 S ausbezahlt. Damit war 
der Beschwerdegrund behoben. 

3.1 1 Ablehnung einer Beschädigtenrente nach Kriegsopferversorgungsgesetz 
VA Zl. 188 - W 3/80 
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Bei P. T. aus Krakaudorf wurde eine hochgradige Schwerhörigkeit als 
Diens�beschädigung �ach deI? Kriegsopferversorgung.sges�tz .anerkannt 
und d1e dadurch bew1rkte Mmderung der Erwerbsfäh1gke1t mit 15 v. H. 
bewertet. Da im Laufe der Zeit sich das Leiden immer mehr verschlech­
terte, stellte er einen Antrag auf Neubemessung, wobei er vor allem auf die 
für ihn als Landwirt bestehenden Sonderverhältnisse in berufskundlicher 
Hinsicht verwies. Dieser Antrag wurde im Instanzenzug mit Entscheidung 
der beim Landesinvalidenamt für Steiermark errichteten Schiedskommis­
sion vom 3 1 .  Oktober 1979 abgewiesen, worüber er bei der Volksanwalt­
schaft Beschwerde führte. 
Vom Bundesminister für soziale Verwaltung wurde im Prüfungsverfahren 
der Volksanwaltschaft mitgeteilt, daß die Beurteilung und Einschätzung 
der Dienstbeschädigung nach den einschlägigen Bestimmun�en des Kriegs­
opferversorgungsgesetzes vom medizinischen Standpunkt m1t einer Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit von 15 v. H. richtig vorgenommen worden sei. 
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�ach n�nmehriger Beizi�hung eines �achverständil?en �er Berufskun�e sei 
Jedoch mfolge der für emen Landwirt zu berücksichttgenden berufltchen 
Sonderverhältnisse ein ungünstiges Zusammenwirken der teilkausalen 
Behinderungsfaktoren der Dienstbeschädigung festgestellt worden, 
wodurch eine Erhöhung der Minderung der Erwerbsfähigkeit auf ein ren­
tenberechtigendes Ausmaß zu erfolgen habe. Die beim Landesinvalidenamt 
für Steiermark errichtete Schiedskommission sei daher angewiesen worden, 
ihre Entscheidung vom � 1 .  Ok�ober 1 979 abzuändern u�d e�ne Beschädig­
tenrente entsprechend emer Mmderung der Erwerbsfähigkeit von 30 v. H. 
zuzuerkennen. 
Da somit noch im Zuge des Prüfungsverfahrens dem Anliegen des 
Beschwerdeführers entsprochen und somit der Beschwerdegrund behoben 
wurde, waren weitere Veranlassungen durch die Volksanwaltschaft nicht 
notwendig. 

3 . 12  Unklarer Computer-Bescheid über Hilflosenzuschuß-Anspruch 
VA Z1. 201  - W 3/80 
Der Sohn der 79jährigen J. M. aus Saalbach wandte sich an die Volksan­
waltschaft, weil seine Mutter den im folgenden wiedergegebenen Bescheid 
der Sozialversicherungsanstalt der Bauern vom 30. Jänner 1 980 erhalten 
hatte : 

BESCHEID 

DER MONATLICHE LEISTUNGSANSPRUCH WIRD IN FOL­
GENDER WEISE GEÄNDERT: 

PENSION 
HILFLOSENZUSCHUSS 
AUSGLEICHSZULAGE 
ZUSCHLAG 
- RUHEN 
- KRANKENVERSICHERUNG 

AB 0 1 .02.80 

676,60 
1 809,00 
2 8 1 6,40 

30,00 
1 809,00 

1 04,80 
AUSZAHLUNGSBETRAG 3 4 1 8,80 

BEGRUENDUNG 

DER HILFLOSENZUSCHUSS RUHT WEGEN ANSTALTS­
PFLEGE. 

SOZIALVERSICHERUNGSANSTALT DER BAUERN 
DER LEITENDE ANGESTELLTE : 

WIENER 
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In der ,,Aberkennung" des Hilfslosenzuschusses erblickten J. M. und ihr 
Sohn einen Mißstand in der Verwaltung. 
Die Volksanwaltschaft klärte den Beschwerdeführer darüber auf, daß der 
in Beschwerde gezogene Bescheid keine Aberkennung, sondern nur die 
Feststellung des Ruhens des Hilflosenzuschusses darstelle, der ohne weitere 
AntragsteIlung bei Wegfall des Ruhensgrundes (�staltspflege) �ieder aus­
gezahlt würde. Der Beschwerdeführer nahm dIes zur Kenntms, machte 
jedoch nunmehr als Beschwerde geltend, daß diese Bescheidinterpretation 
w�hl n�r �inem Experten möglich sei ; d�r �ech�unkundige Staatsbürger 
WIrd mIt emem solchen Computer-BescheId m dIe Irre geführt, da weder 
die tatsächlichen 13escheidwirkungen noch Hinweise auf die für die 
Bescheiderlassung maßgeblichen Gründe erkennbar seien. 
Da nach Ansicht der Volksanwaltschaft dieser Vorwurf nicht unberechtigt 
erhoben wurde, ersuchte sie die Sozialversicherungsanstalt der Bauern um 
Stellungnahme. Die Anstalt teilte mit, daß sie für den Hinweis auf die Man­
gelhaftigkeit der Computer-Bescheide dankbar sei, verwies jedoch darauf, 
daß die Massenabwicklung über die elektronische Datenverarbeitung 
bestimmte Konzessionen an die Form von Bescheiden im Sinne des Allge­
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes erfordere; im übrigen sei sie dabei, 
den Inhalt ihrer Bescheide generell zu überprüfen und werde auch den 
Bescheid der J. M. in diese Prüfung einbeziehen. 
Die Volks anwaltschaft vertritt jedenfalls die Auffassun�, daß die EDV­
bedingten "Konzessionen an die Form von Bescheiden" mcht so weit gehen 
dürfen, daß der Adressat der Erledigungen von Sozialversicherungsträgern 
nicht mehr in der Lage ist, die Konsequenzen einer Entscheidung zu erfas­
sen. Wie ausländische (z. B. in der Bundesrepublik Deutschland) Beispiele 
beweisen, können auch Computer-Bescheide der Sozialversicherungsträger 
ausführlicher und deutlicher gestaltet werden. Die Volksanwaltschaft tritt 
dafür ein, daß sich auch die Verwaltungsreformkommission mit diesen Fra­
gen beschäftigt, und wird daher diesbezüglich mit ihr Kontakt aufnehmen. 
Die V C?lksanwal�chaft wird sich a�ch weiterhin einge�end mit dieser Pro­
blematik beschäftigen und dem Nationalrat darüber berichten. 

3.13 Pensionsverlust durch rechtswidrige Inanspruchnahme der Leistungszustän­
digkeit eines Sozialversicherungsträgers 
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VA 21. 275 - W 3/80 
J. P. aus Salzburg war von der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft mit Bescheid vom Feber 1980 ab 1 .  Juni 1 979 eine Erwerbsunfä­
higkeitspension zuerkannt worden. Da ihm diese Pension als zu gering 
erschien und er überdies der Meinung war, daß die Pensionsversicherungs­
anstalt der Angestellten leistungszuständig sei, wo er im übrigen auch den 
Antrag eingebracht hatte, wandte er sich mit Beschwerde an die Volks an­
waltschaft. 
Im Prüfung�erfah�en der. Volksanv:altschaft wu�de festgestellt, daß d�r 
Beschwerdeführer Im Mal 1 979 sem 60. lebensjahr vollendet und dIe 
Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension bei der Pensionsversiche­
rungsanstalt der Ang�stel!ten beantragt h3:tte. V �n dies�r Anstalt wurde der 
Antrag .aus 2ust�ndlgkeltsgründen an d!e SozIalversIcherungsanstalt �er 
gewerblIchen WIrtschaft abgetreten, dIe dem Beschwerdeführer eme 
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Erwerbsunfähigkeitspension ab 1 .  Juni 1 979 zuerkannte. Zum Zeitpunkt 
der Bescheiderteilung, im Feber 1 980, war aber bereits wieder die Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten leistungszuständig . Der Pensionsan­
spruch gegenüber der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten wäre 
aber um monatlich 1 833,60 S höher gewesen, als die dem Beschwerdefüh­
rer zuerkannte Er:werbsunfähigkeitspe.nsion von der Sozialversicherungsan­
stalt der gewerblichen Wirtschaft. Dieser für den Beschwerdeführer ent­
scheidende Umstand war von keiner der beiden Anstalten erkannt worden. 
Auch in dem vom Beschwerdeführer gegen den Bescheid der Sozialversi­
cherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft angestrengten Verfahren vor 
dem Schiedsgericht der Sozialversicherung war auf diesen Umstand keine 
Rücksicht genommen worden. 
Die Volks anwaltschaft stellte fest, daß der Beschwerde Berechtigung 
zukam. Eine Veranlassung zur Berichtigung der Fehlentscheidungen 
konnte im Hinblick auf das ergangene Schiedsgerichtsurteil nicht erfolgen. 
Die Volks anwaltschaft gelangte jedoch zur Auffassung, daß der Beschwer­
deführer die Voraussetzungen für die vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer erfüllte. Dadurch war jedoch dem Beschwerdeführer ,  
weil es s ich um einen anderen Leistungsanspruch handelte, die Möglichkeit 
eröffnet, einen neuer lichen Pensionsantrag zu stellen. Dies wurde dem 
Beschwerdefü�rer von der V �lksanw�ltschaft mitgeteilt. Durch die stattge­
bende Entscheidung der PensIOnsversIcherungsanstalt über den Antrag des 
Beschwerdeführers wurde der Beschwerdegrund behoben. 

3 . 1 4  Vertahrensverzögerung bei Ersatz von Krankenbehandlungskosten im Aus­
land 
VA ZI. 350 - W 3/80 
F. D. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
er von der Wr . Gebietskrankenkasse nach Ablauf von sechs Monaten seit 
seiner Einreichung einer ärztlichen Kostennote noch keinen Kostenersatz 
erhalten habe. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest :  

Der Beschwerdeführer war während seines Spanienaufenthaltes von Jänner 
bis Feber 1 98 0  gezwungen gewesen, ärztliche Hilfe in Anspruch zu neh­
men. Er hatte sich vor seiner Abreise den im österreichisch-spanischen 
Abk?mmen über so�iale Sicherheit ve�raglich vorge.seh�nen Betreuung�­
schem besorgt, der Ihm von den spamschen Stellen 10 emen dort für die 
Inanspruchnahme der spanischen Krankenversicherung vorgesehenen 
Krankenschein umgetauscht worden war . Der zur Behandlung erschienene 
spanische Arzt nahm diesen Schein jedoch nicht entgegegen, sondern ver­
langte mit dem Hinweis Barzahlung, der Beschwerdeführer sollte nach sei­
ner Rückkehr die Refundierung der Kosten von der Wr . Gebietskranken­
kasse verlangen. Nach seiner Rückkehr nach Wien reichte der Beschwerde­
führer die Arztrechnung mit dem spanischen Krankenschein Ende Feber 
1 980 bei der Wr . Gebietskrankenkasse zum Kostenersatz ein. 
Auf Anfrage der Volksanwaltschaft, warum noch keine Kostenerstattung 
erfolgt sei, teilte die Wr . Gebietskrankenkasse mit, s ie habe sich bereits wie­
derholt an die spanischen Vertragspartner gewandt, um in Erfahrung zu 
bringen, aus welchen Gründen die Behandlung des Beschwerdeführers 
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nicht nach den Vertragsbestimmungen erfolgt und ob noch mit einer 
Kostenabrechnung der spanischen Krankenkasse zu rechnen sei. Vor dieser 
KlarsteIlung könnten dem Beschwerdeführer die Kosten nicht ersetzt wer­
den, da der behandelnde spanische Arzt möglicherweise auch noch eine 
Verrechnung mit der spanischen Krankenkasse vorgenommen habe und die 
Wr. Gebietskrankenkasse damit kostenpflichtig würde. Bei Ersatz der 
Kosten an den Beschwerdeführer ohne diese KlarsteIlung wäre zu 
befürchten, daß die Wr. Gebietskrankenkasse für die gleiche Leistung auch 
der spanischen Krankenkasse gegenüber kostenpflichtig werden könnte. 
Die Volks anwaltschaft konnte sich der von der Anstalt vertretenen Auffas­
sung nicht anschließen, weil die mangelnde Funktionsfähigkeit zwischen­
staatlicher Sozialversicherungsverträge nicht zu Lasten der Versicherten 
gehen kann. Die Beschwerde erwies sich daher als berechtigt. Mit der dar­
aufhin erfolgten Anweisung des Kostenersatzes durch die Wr. Gebietskran­
kenkasse war der Beschwerdegrund behoben. 

3 . 1 5  Fehlleistungen bei der Behandlung eines Antrages auf Pensionsvorschuß 
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VA ZI. 384 - W 3/80 BM ZI. 237 58512-3/81  
A.  F .  aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
das Arbeitsamt Bekleidung, Textil, Leder den Antrag auf Bevorschussung 
ihrer Invaliditätspension für die Zeit der Anhängigkeit des Verfahrens bei 
der zuständigen Pensionsversicherungsanstalt gesetzwidrig behandelt habe. 
Eine sachgerechte Entscheidung habe sie erst nach langen Bemühungen 
und unrichtigen mündlichen Auskünften erhalten. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest : 
Aufgrund des Antrages vom 17 . September 1 980 wurde die Beschwerdefüh­
rerin telefonisch verständigt, daß die AntragsteIlung beim zuständigen 
Sachbearbeiter des Arbeitsamtes mündlich zu erfolgen habe. Am 23 .  Sep­
tember 1980 wurde die AntragsteIlung sodann mündlich vorgenommen, 
worauf mit Bescheid vom 2. Oktober 1 980 der Antrag der Beschwerdefüh­
rerin auf Gewährung der "Notstandshilfe" abgelehnt worden ist. Gegen 
diesen Bescheid erhob sie mit der Begründung Berufung, sie hätte eine 
Bevorschussung der Invaliditätspension und nicht die Notstandshilfe bean­
tragt. Am 23 .  Oktober 1 980 brachte die Beschwerdeführerin einen neuerli­
chen Antrag auf Bevorschussung der Invaliditätspension ein, der mit 
Bescheid vom 1 2. November 1 980 ebenfalls mit der Begründung, es sei 
"kein Anspruch auf Notstandshilfe" gegeben, abgelehnt wurde. Am 
6. November 1 980 wurde die Beschwerdeführerin von der Berufungsstelle 
des Landesarbeitsamtes Wien für den 19 . November 1 980 "Ihre Berufung 
betreffend" zu einer mündlichen Aussprache vorgeladen. Am 26. Novem­
ber 1980 erfolgte sodann die Behebung des angefochtenen Bescheides 
durch das Landesarbeitsamt Wien mit der Maßgabe, daß über den Antrag 
der Beschwerdeführerin neuerlich zu entscheiden sei. Mit dem am 
3. Dezember 1980 erlassenen Ersatzbescheid wurde erstmals auf den 
Antrag der Beschwerdeführerin eingegangen und ihrem Antrag stattgege­
ben. 
Die Volksanwaltschaft kam zur Auffassung, daß die Beschwerde über die 
Vorgänge berechtigt war und teilte dies dem Bundesminister für soziale 
Verwaltung mit. Der Bundesminister für soziale Verwaltung gab der 
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Volksanwaltschaft in seiner Stellungnahme bekannt, daß aus diesem Falle 
die Konsequenzen gezogen und die Arbeitsämter beauftragt würden, 
größte Sorgfalt bei der Behandlung der Wünsche ratsuchender Personen 
walten zu lassen. 

3.16 Vom Pensionsversicherungsträger verschuldeter Ausgleichszulagen-Überbe­
zug 
VA Zl. 386 - W 3/80 
H. W. aus Filzmoos beschwerte sich bei der Volksanwaltscha� wegen der 
Rückforderung und Aufrechnung eines Ausgleichszulagen-Überbezuges 
von 78 01 8,40 S durch die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde folgendes festgestellt: 
Die Beschwerdeführerin hatte in ihrem Antrag vom 26. November 1 973 auf 
Gewährung einer Alterspension angegeben, seit 22. Oktober 1 96 1  verwit­
wet zu sein. Zu der ihr gewährten Alterspension war auch eine Ausgleichs­
zulage zuerkannt worden, wobei in der Begründung des Bescheides ange­
führt war, es sei der Richtsatz für Familienangehörige berücksichtigt wor­
den. Fünf Jahre später stellte die Sozialvt:rsicherungsanstalt der gewerbli­
chen Wirtschaft den Ausgleichszulagen-Überbezug fest und forderte ihn 
mit der Begründung zurück, daß die Beschwerdeführerin die Unrichtigkeit 
des herangezogenen Richtsatzes hätte erkennen müssen. Dagegen erhob 
die Beschwerdeführerin Klage beim Schiedsgericht der Sozialversicherung, 
welches dem Klagebegehren stattgab. Nach Ansicht des Schiedsgerichtes 
hätte die über 70jährige Klägerin mit dem Begriff "Familienrichtsatz" nicht 
unbedingt den Gedanken verbinden können, daß damit ihr längst verstor­
bener Ehegatte irrtümlich noch als lebend Berücksichtigung gefunden habe. 
Mit Urteil des Oberlandesgerichtes Wien wurde jedoch der Berufung der 
Sozialversicherungsanstalt �olge ge�eben ';Ind die Rückzahlungsverpflic�­
tung der Beschwerdeführenn bestätigt, weIl der Irrtum der Anstalt für sie 
erkennbar gewesen sei. 
Trotz dieser Rechtsmeinung des Oberlandesgerichtes hält die Volks an­
waltschaft die Beschwerde für berechtigt. Bei Anwendung der entsprechen­
den Sorgfalt hätte nämlich der Sozialversicherungsträger aufgrund des 
Umstandes, daß ein Antrag auf Witwenpension vorlag, die Nichtanwend­
barkeit des Familienrichtsatzes erkennen müssen. Die Volksanwaltschaft 
hält es nicht für vertretbar, daß beim einfachen Staatsbürger mehr voraus­
gesetzt wird als beim Sozialversicherungsträger, der im Hinblick darauf, 
daß seine Fehlleistungen ohne rechtliche Sanktion bleiben, in seiner Sorg­
losigkeit noch bestärkt wird. 

3.17 Verkürzung des AusKleichzulagenanspruches trotz Uneinbringlichkeit eines 
Teiles des Unterhalts beitrages 
VA Zl. 4 1 6  - W 3/80 
Th. H. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, 
daß die zu ihrer Pension von der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
gewährte Ausgleichszulage zu niedrig sei. Für die Feststellung ihres Aus­
gleichszulagenanspruches sei nämlich ein Unterhaltsbeitrag ihres geschiede-
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nen Gatten von monatlich 960 S angerechnet worden, obwohl sie tatsäch­
lich monatlich nur 594 S bekäme. Der geschiedene Gatte sei nämlich eben­
falls Bezieher einer Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, er 
sei jedoch aufgrund einer zivilgerichtlichen Entscheidung nur zur Leistung 
eines Unterhaltsbeitrages von monatlich 594 S verpflichtet, die auf dem 
Exekutionswege hereingebracht würden. Ihr Einkommen liege somit um 
monatlich 360 S unter dem Richtsatz, sodaß sie nicht über das Mindestein­
kommen verfüge, das gesetzlich zur Sicherung der Lebensführung eines 
Pensionsberechtigten vorgesehen sei. 

Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde festgestellt, daß die 
Bemessung des Ausgleichszulagenanspruches der Beschwerdeführerin der 
derzeitigen Rechtslage und der dazu ergangenen Judikatur entspricht. Für 
die Feststellung des Anspruches auf Ausgleichszulage sind nämlich Unter­
haltsansprüche gegenüber dem geschiedenen Gatten in der Weise zu 
berücksichtigen, daß der Pension und den sonstigen Einkünften der 
Anspruchsber�chtigten gleic�viel ob und in welc�er Höhe die Unterhaltslei­
stung tatsächlich erbracht wird, 1 5% des Nettoeinkommens des Unterhalts­
verpflichteten zuzurechnen sind. Die Zurechnung einer Unterhaltsleistung 
zur Pension des Ausgleichszulagenberechtigten unterbleibt aber vollstän­
dig, wenn die Unterhaltsforderung trotz durchgeführter Zwangsmaßnah­
men einschließlich gerichtlicher Exekutionsführung uneinbringlich ist oder 
die V erfol�ung des l! nterhal�sanspruch.es offenbar aussic�tslos erscheint. 
Darüber hinaus vermindert sich der mit 1 5% des Nettoeinkommens des 
Verpflichteten anzunehmende Unterhaltsbeitrag nach der seit 1 .  Jänner 
1 98 1  in Kraft stehenden Regelung in dem Ausmaß, in dem das dem Ver­
pflichteten verbleibende Nettoeinkommen den Richtsatz für alleinstehende 
Personen mit einem Pensionsanspruch aus eigener Pensionsversicherung 
unterschreitet. Das Prinzip der Zurechnung eines Unterhaltsbeitrages mit 
1 5% des Nettoeinkommens des Unterhaltsverpflichteten ohne Rücksicht 
darauf, in welcher Höhe die Unterhaltsleistung tatsächlich erbracht wird, 
ist somit ab 1 .  Jänner 1 9 8 1  gemildert worden. Nach der gegenwärtigen 
Rechtslage kann somit auf die Zurechnung der ganzen nicht aber eines Tei­
les der uneinbringlichen Unterhaltsforderung verzichtet werden. Ab 1 .  Jän­
ner 198 1  ist ein Unterhaltsbeitrag auch dann nicht zuzurechnen, wenn der 
Unterhaltspflichtige selbst nur über Einkünfte in der Höhe des Richtsatzes 
verfügt ; weiters vermindert sich der pauschal anzunehmende Unterhaltsbei­
trag um den Betrag, um den die Einkünfte des Verpflichteten den Richtsatz 
unterschreiten würden. Ist das Einkommen des Verpflichteten jedoch so 
hoch, .daß diese geminderte Zurechnungsbestimmung nich� anzuwenden 
und die Höhe des pauschal anzunehmenden UnterhaltsbeItrages wegen 
einer zivilgerichtlichen Entscheidung dennoch nicht zur Gänze einbringlich 
ist, dann bleibt die Anspruchsberechtigte - wie im vorliegenden Beschwer­
defall - mit ihren Einkünften unter dem Richtsatz. 

Nach Auffassung der Volksanwaltschaft hat die Milderung der Zurech­
nungsbestimmungen ab 1 .  Jänner 1 98 1  das Problem nicht zur Gänze besei­
tigt. Es müßte nämlich auch die Zurechnung des Teiles unterbleiben, der 
den Pauschalunterhaltsbeitrag wegen einer geri�htlichen Einschr�nku�g 
der Höhe des Unterhaltsanspruches unterschreitet. Wenn nämlich die 
Zurechnung eines Unterhaltsbeitrages bei Uneinbringlichkeit oder Aus­
sichtslosigkeit seiner Verfolgung zur Gänze zu unterbleiben hat, dann wäre 
auch auf die Zurechnung des Teiles des Unterhaltsbeitrages zu verzichten, 
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dessen Uneinbringlichkeit wegen einer zivilgerichtlichen Entscheidung 
ebenso feststeht, wie die Aussichtslosigkeit der Verfolgung des gesamten 
Unterhaltsbeitrages. Die Volksanwaltschaft regt daher an, die derzeit noch 
bestehende im Gesetz begründete Härte zu beseitigen. 

3 . 1 8  Verspätet entrichtete Sozialversicherungsbeiträge - Anspruch auf Lei­
stungswirksamkeit 
VA Zl. 430 - W 3/80 
Dr.  K. K. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, 
daß die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft Beiträge 
zur Pensionsversicherung, die er zwar verspätet, nämlich nach Ablauf der 
gesetzlich vorgese�enen Zwei�ahresfrist ab �älligkeit, �ber denn�)Ch gezahlt 
hätte, weder für die Wartezeit noch für die Höhe semes PensIOnsanspru­
ches berücksichtigt habe. 
Die Volksanwaltschaft hat im Prüfungsverfahren festgestellt, daß der 
Beschwerdeführer Beiträge zur Pensionsversicherung, die ihm für die Zeit 
vom 1 .  März 1 958  bis 30. September 1 962 vorgeschrieben worden waren, 
erst während der Zeit vom Jänner 1 962 bis Oktober 1 964, also nach Ablauf 
der Zweijahresfrist, bezahlt hatte. Als er seine Pension in Anspruch nehmen 
wollte, erfuhr er, daß diese Beiträge rechtsunwirksam entrichtet wurden 
und damit für seinen Pensionsanspruch nicht berücksichtigt werden konn­
ten. Eine Schließung der Versicherungslücke war nur durch nachträglichen 
Einkauf von Versicherungszeiten nach der 32 .  ASVG-Novelle möglich. 
Die Volksanwaltschaft gelangte zu dem Ergebnis, daß im vorliegenden Fall 
die Entscheidung des Sozialversicherungsträgers mit der Gesetzeslage und 
der dazu ergangenen Judikatur übereinstimmt. Zwar kann der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung in Fällen besonderer Härte auch Beiträge als 
wirksam entrichtet anerkennen, die für Zeiten der Beitragspflicht nach 
Ablauf der gesetzlichen Zahlungsfrist entrichtet worden sind. Die Anerken­
nung der wirksamen Entrichtung solcher Beiträge ist aber nach der ständi­
gen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes insoweit eingeschränkt, 
als dies weder zur Schaffung der Voraussetzungen für die Zuerkennung 
einer vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer noch zur 
Verbesserung des zukünftigen Leistungsanspruches aus der Pensionsversi­
cherung zulässig ist. 
Auch nach Auffassung der Volks anwaltschaft erlaubt es das gegenwärtig 
herrsche�de Uml.agesystem, auf del1! die Fina�zier�ng der Leistungen aus 
der PensIOnsversICherung beruht, nicht, auf die fnstgemäße Zahlung der 
Beiträge zur Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung zu verzichten, 
um die Leistungsfähigkeit der Pensionsversicherungsträger nicht zu gefähr­
den. Dennoch ist es unbefriedigend und gegen das Rechtsempfinden des 
Staatsbürgers, daß bezahlten Beiträgen, nur weil sie verspätet entrichtet 
wurden, keine Gegenleistung. gegenübersteht. Nach Ansicht der Volksan­
waltschaft wäre daher eine Anderung der Rechtslage geboten; es müßte 
nämlich möglich sein, eine Regelung zu finden, die das spekulative 
Moment ausschließt. Die dem Beschwerdeführer letztlich verbliebene Mög­
lichkeit des nachträglichen Einkaufes von Versicherungszeiten besteht mit 
Ablauf des Jahres 1 980 nicht mehr. Im übrigen konnte diese im Hinblick 
auf die zweimalige Beitragsleistung für ein und denselben Zeitraum keine 
zumutbare Lösung des Problems darstellen. 
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3.1 9 Ablehnung der Anrechnung von ungarischen Studienzeiten als Ersatzzeit in 
der österreichischen Pensionsversicherung 
VA Zl. 440 - W 3/80 
Dipl.-Ing. M. O. aus Hallein war am 1 1 . August 1 968 aus politischen Grün­
den aus Ungarn nach Österreich geflüchtet. Am 20. August 1974 war ihr 
die österreichische Staatsbürgerschaft verliehen worden. Mit Bescheid der 
Technischen Universität Wien vom 4 . Juli 1 978 war der von ihr an der 
Technischen Universität Budapest erworbene akademische Grad "Diplom­
Maschinenbauingenieur" nostrifiziert worden. Mit Bescheid der Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten vom 23. April 1 980 wurde ihr der 
nachträgliche Einkauf von Versicherungszeiten nach den Bestimmungen 
der 32. ASVG-Novelle bewilligt. In ihrer Beschwerde bei der Volksan­
waltschaft führte sie aus, daß ihr die Zeiten ihres Hochschulstudiums in 
Budapest (vom 1 .  September 1962 bis 3 1 .  Juli 1967) zu Unrecht für den 
nachträglichen Einkauf vorgeschrieben worden seien, weil diese Studien­
zeit ohnehin schon als Ersatzzeit in der Pensionsversicherung anzurechnen 
sei. Die Technische Universität in Wien habe nämlich ihr ungarisches 
Diplom nostrifiziert und im diesbezüglichen Bescheid zum Ausdruck 
gebracht, daß sie dadurch jene Rechte erworben habe, welche mit dem 
Besitz eines inländischen akademischen Grades verbunden sind. 

3.20 Nichtberücksichtigung des tatsächlichen Eintrittes der Berufsunfähigkeit 
VA Zl. 466 - W 3/80 
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E. Sch. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, 
daß der Anspruch ihres Gatten auf eine Berufsunfähigkeitspension nicht 
anerkannt worden sei, obwohl er so schwer erkrankt war, daß er seinen 
Leiden erlegen ist. 
Im Prüfungsverfahren stelle die Volksanwaltschaft fest, daß die V organgs­
weise des Sozialversicherungsträgers der geltenden Gesetzeslage entspricht. 
Eine �i<:htei!1bezi�hung der u�garischen Studienzeite� der B�schwerde­
führenn 10 die Beitragsvorschreibung für den nachträglIchen Emkauf von 
Versicherungszeiten wäre nur bei Erfüllung der persönlichen V orausset­
zungen n�ch dem Auslandsrenten-Übernahmege.setz mö�lich gewesen. 
Nach AnSicht der Volksanwaltschaft handelt es Sich um emen Härtefall, 
der in der Gesetzeslage begründet ist. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde folgendes festgestellt: 
Der Gatte der Beschwerdeführerin stellte im März 1979 einen Antrag auf 
Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension, der mit Bescheid vom Juni 
1 979 abgelehnt wurde. Die gegen diesen Bescheid erhobene Klage wurde 
vom Schiedsgericht der Sozialversicherung im Feber 1980 abgewiesen. 
Gegen diese Klagsabweisung erhob er Berufung an das Oberlandesgericht 
Wien. Unmittelbar nach der schiedsgerichtlichen Klagsabweisung wurde 
der Gatte der Beschwerdeführerin wegen eines Bronchialkarzinoms in ein 
Krankenhaus aufgenommen, in dem er im Mai an den Folgen dieses Lei­
dens verstarb. Der Berufung gegen das Urteil des Schiedsgerichtes gab das 
Oberlandesgericht Wien mit Erkenntnis vom 20. Juni 1 980, also bereits 
nach dem Tode des Klägers, keine Folge, weil es sich als Rechtsinstanz mit 
der ordnungsgemäßen Durchführung des schiedsgerichtlichen Verfahrens 
auseinanderzusetzen hatte und Neuerungen nicht vorgebracht werden 
konnten. 
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Nach der gege,:wärtigen �echtslage si�d Änderungen. des Gesundheitszu­
standes auch 1m Falle emer dramatischen Verschhmmerung während 
anhä!lgiger Verfahren zu� Feststellung �ines .Pen�io�sanspruches aus dem 
Versicherungsfall der gemmderten Arbeitsfähigkeit mcht mehr wahrzuneh­
men und können bei der schließlichen Entscheidun� nicht berücksichtigt 
werden. Nach Ansicht der Volksan�al�chaft sollte �m Ges�tz klargestellt 
werden, daß während der Anhängigkelt emes Schledsgenchtsverfahrens 
beim Oberlandesgericht Wien im Falle einer Verschlechterung des Gesund­
heitszustandes eine neuerliche AntragsteIlung beim Sozialversicherungsträ­
ger zulässig ist. 
Im übrigen scheint .dieser ��ll. nach Ansicht der Volksanwaltsc�aft de�tlich 
zu machen, daß die medlzlmschen Untersuchungen durch die ärztlichen 
Sachverständigen im Verfahren beim Schiedsgericht der Sozialversicherung 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt durchgeführt werden. 

3.21 Mangelhafte Koordination zwischen Kranken- und Pensionsversicherungs­
trägem 
VA Zl. 474 - W 3/80 
1. Sch. aus Wien wandte sich am 22. Oktober 1980 mit folgender 
Beschwerde an die Volksanwaltschaft : 
Ihr Gatte befinde sich seit 19 .  Feber 1980 im Psychiatrischen Krankenhaus 
der Stadt Wien. Die Wiener Gebietskrankenkasse habe nunmehr die Zah­
lung des Familiengeldes in der Höhe von täglich 326,04 S eingestellt und 
sei auch nicht bereit, die weiteren Kosten des Krankenhausaufenthaltes zu 
übernehmen. Der am 1 0. April 1 980 eingebrachte Antrag auf Gewährung 
einer Invaliditätspension sei von der Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter abgelehnt worden und das Verfahren beim Schiedsgericht der 
Sozialversicherung noch anhängig. Sie wisse nun nicht mehr, wovon sie mit 
ihren drei Kindern den Lebensunterhalt bestreiten solle. Außerdem müsse 
sie einen Teil des von der Krankenkasse erhaltenen Geldes zurückzahlen. 
Sie sei schon "von Amt zu Amt gelaufen" und wisse nun nicht mehr weiter. 
Die Volksanwaltschaft hat im Prüfungsverfahren festgestellt, daß die 
Beschwerde berechtigt war. Die Wiener Gebietskrankenkasse berichtete 
der Volksanwaltschaft, daß an läßlich einer Spitalseinschau im Psychiatri­
schen Krankenhaus im Einvernehmen zwischen Einschauarzt und Abtei­
lungsvorstand festgestellt worden sei, daß J. Sch. ab 1 .  Oktober 1 980 als ein 
Asylierungsfall, d. h. Pflegefall, zu betrachten sei. Die Pensionsversiche­
rungsanstalt der Arbeiter hatte jedoch kurze Zeit vorher den Antrag auf 
Gewährung einer Invali.ditätspens!on abg�lehnt und d�mit z�m Ausdruc� 
gebracht, daß Sch. arbeitsfähig sei. Auf diese unglaubhche Diskrepanz bel 
der Beurteilun� des Gesundheitszustandes eines Menschen von der V olks­
anwaltschaft hmgewiesen, veranlaßte die Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter unverzüglich (während des anhängigen Schiedsgerichtsverfahrens) 
eine neuerliche ärztliche Begutachtung des Gatten der Beschwerdeführerin 
und gewährte mit Bescheid vom 1 3. November 1 980 die invaliditätspen­
sion. Damit war der Beschwerdegrund behoben. 
Aufgrund dieses Beschwerdefalles möchte die Volksanwaltschaft auf fol­
gendes hinweisen : Die Entscheidungen der Sozialversicherungsträger 
mögen jeweils für sich allein betrachtet zum jeweiligen Zeitpu�kt r�chtig 
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gewesen sein. Die Volksanwaltschaft ist jedoch der Ansicht, daß Maßnah­
men der Asylierung durch die Krankenkasse nicht unabhängig von der Ent­
scheidung des zuständigen Pensionsversicherungsträgers, sondern nach 
Möglichkeit im Einvernehmen mit dem Pensionsversicherungsträger durch­
geführt werden sollten. Dies umso mehr als die Gesetzeslage vorsieht, daß 
die Pensionsversicherungsträger den Krankenversicherungsträgern ab 
Beginn der 27. Woche des Bezuges von Kranken-, Familien- bzw. Taggeld 
den Aufwand hiefür zu ersetzen haben. 
Dieser Beschwerdefall zeigt auch deutlich die Problematik auf, daß nach 
der derzeitigen Gesetzeslage die jeweiligen Behörden bei ihren Sachent­
scheidungen über bestimmte Begriffe, wie z. B. Arbeitsunfähigkeit, auf­
grund unterschiedlicher Maßstäbe zu jeweils unterschiedli�hen Beurteilun­
gen gelangen können. Die Volksanwaltschaft regt daher Überlegungen im 
Hinblick auf eine Vereinheitlichung auf gesetzlicher Ebene an. 

4 Bundesministerium für Verkehr 

Allgemeines 

48 

Im Berichtszeitraum wurden 169 Beschwerden, die den VoIlziehungsbe­
reich des Bundesministers für Verkehr betrafen, an die Volksanwaltschaft 
herangetragen. 
Wie schon bisher waren auch im Berichtszeitraum zahlreiche Beschwerden 
in dienst- und besoldungsrechtlichen Angelegenheiten, insbesondere bei der 
Postverwaltung und bei den Österreichischen Bundesbahnen, von der 
Volksanwaltschaft zu prüfen; die Beschwerden erwiesen sich jedoch in der 
Regel als nicht berechtigt. 
Wie auch dem statistischen Anhang dieses Berichtes zu entnehmen ist, war 
eine große Beschwerdehäufigkeit im Zusammenhang mit der Voll ziehung 
des Kraftfahrgesetzes, in erster Linie bei Entziehung von Lenkerberechti­
gungen, zu verzeichnen. Di� Ta�ache, daß dies.en Beschwerden seitens d.er 
Volksanwaltschaft verhältmsmäßlg oft Berechtigung zuerkannt wurde, 1st 
vor allem darauf zurückzuführen, daß eine Reihe der von der Volksan­
waltschaft geprüften Verwaltungsverfahren nur mangelhaft durchgeführt 
worden waren. 
Auch über die lange Wartezeit bei der Herstellung von Telefonanschlüssen 
wurde im Berichtszeitraum häufig Beschwerde geführt. Wie schon bisher 
führte das Einschreiten der Volks anwaltschaft in den meisten Fällen zu 
einer Behebung des Beschwerdegrundes. 
Die verzögerte Zustellung von Postsendungen war ebenso Beschwerdege­
genstand wie der Verlust von Paketsendungen bei der Post, vor allem, 
wenn die dafür geleistete Entschädigung in einern krassen Mißverhältnis 
zum tatsächlichen Wert der Postsendung gestanden ist. 
Ein häufiger Beschwerdepunkt war auch der Umstand, daß Zweitwoh­
nungsbesitzer die Rundfunk- "md Fernsehgebühr doppelt bezahlen müssen, 
wenn sie in der Zweitwohnung ein Empfangsgerät länger als "vorüberge­
hend" aufgestellt haben, wobei über diesen Begriff keine Klarheit herrscht. 
Für die Beschwerdeführer ist es nicht einsichtig, warum einerseits am 
Hauptwohnsitz mehrere Familienmitglieder gleichzeitig verschiedene Pro-
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gram me bei Bezahlung einer Gebühr konsumieren könnten, während bei 
einer geteilten Konsumation am Haupt- bzw. Zweitwohnsitz für die glei­
che Leistung eine doppelte Gebühr zu bezahle�. ist. Von der Postverwal­
tung wurde zwar schon vor längerer Zeit eine Anderung der diesbezügli­
chen Vorschriften in Aussicht gestellt, es ist jedoch bis zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieses Berichtes zu keiner Realisierung dieser Zusage gekom­
men. Die Volksanwaltschaft regt daher an, möglichst umgehend diese doch 
einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung betreffende doppelte Gebühren­
belastung zu beseitigen, deren Rechtfertigung - abgesehen von einem 
gewissen Schutz vor Mißbrauch, der im übrigen auch derzeit nicht gewähr­
leistet ist - nicht eingesehen werden kann. 

Eine an die Volks anwaltschaft herangetragene Beschwerde befaßte sich mit 
der Höchstzahl der beförderten Personen bei Schulbussen. Bei der Benüt­
zung von Schulbussen ergibt sich die Problematik, daß entsprechend § 106 
Abs. 3 zweiter Satz Kraftfahrgesetz (KFG) jeweils zwei Kinder zwischen 6 
und 14 Jahren als eine Person gelten und es dadurch möglich ist, in den 
Schulbussen doppelt so viele Schüler als zugelassene Personenplätze vor­
handen sind, zu befördern, wie beispielsweise in einem für 60 Personen 
zugelassenen Autobus 120 Schüler. Laut Beschwerde führt dies dazu, daß 
auch der Mittelgang des Busses von Schülern ausgefüllt ist und dieser 
Umstand bereits bei starken Bremsungen die Verletzungsgefahr erhöht 
bzw. bei Verkehrsunfällen ernste Folgen haben kann. Der Bundesminister 
für Verkeh! nahm �u dieser Problematik dahin gehend Stellung, �aß die 
Sonderbesummung Im § 6 Abs. 3 KFG 1967 generell ohne RücksIcht auf 
die Art des Fahrzeuges gelte und eine Abweichung davon, etwa für Omni­
busse, den Gleichheitsgrundsatz verletze. Im übrigen bestehe in § 106 
Abs. 1 KFG 1967 eine entsprechende Sicherheitsvorschrift, nach der von 
der dargelegten Formel (zwei Kinder statt eines Erwachsenen) nur dann 
voll Gebrauch gemacht werden darf, wenn die Sicherheit gewährleistet ist 
und die Beförderung nur so erfolgt, daß dadurch nicht die Aufmerksamkeit 
oder die Bewegungsfreiheit des Lenkers beeinträchtigt, seine freie Sicht 
behindert oder der Lenker oder beförderte Personen sonst gefährdet wer­
den. Eine durch Gesetzesnovelle zu bewirkende Abänderung dieser Formel 
würde auf großen Widerstand stoßen, weil dann eine Familie mit mehreren 
Kindern oftmals nicht mehr gemeinsam in einem kleineren PKW fahren 
könnte. 

Die Volks anwaltschaft teilt diese Auffassung des Bundesministers für Ver­
kehr nicht; vor allem erscheint die von ihm angeführte Sicherheitsvorschrift 
als nicht ausreichend. Die bestehende Regelung stellt zwar sicher, daß im 
Unglücksfall ein Haftender - der Autobuslenker .::::. zur Verfügung steht, 
sie bietet jedoch keine Gewähr dafür, daß Unglücksfälle nach Möglichkeit 
von vornherein ausgeschlossen werden. Auch der Hinweis auf das Gleich­
heitsgebot scheint der Volksanwaltschaft nicht zutreffend, weil das Risi­
koausmaß bei einem überfüllten Schulbus ohne entsprechende Aufsicht -
der Buschauffeur kommt dafür wohl nicht in Frage - mit dem eines 
PKW s, in dem die Kinder in der Regel zumindest von einem Elternteil 
beaufsichtigt werden, nicht vergleichbar ist. Da mit der derzeitigen gesetzli­
chen Regelung nach Ansicht der Volksanwaltschaft die erforderliche 
Sicherheit nicht hinreichend gewährleistet erscheint, stellt die Volksan­
waltschaft in Erwägung, die diesbezüglithen Bestimmungen abzuändern. 
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Schließlich ist noch auf die Problematik eines Beschwerdefalles hinzuwei­
sen, der die Rückübereignung eines von den ÖBB in Anspruch genomme­
nen Grundstückes zum Gegenstand hat. Das Eisenbahnenteignungsgesetz 
beinhaltet in seiner derzeitigen Fassung keine Regelung darüber, ob dem 
Enteigneten ein Rückübereignungsanspruch zukommt, wenn der öffentli­
che Zweck, für den enteignet wurde, weggefallen ist. Nach Auffassung der 
Volks anwaltschaft sollte auch im Eisenbahnenteignungsgesetz eine entspre­
chende KlarsteIlung über Rückübereignungsansprüche erfolgen, wie dies in 
anderen Rechtsgebieten der Fall ist. (Siehe auch den unter Punkt 4. 1 1  dar­
gestellten Einzelfall.) 

Einzelfälle 

4 . 1  Baulärm durch Kabelbauamt 
VA ZI. 35  - W 4/79 BM ZI. 5 9 1 7/ 19- 1 - 1 980 

50 

H. S .  aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft darüber Beschwerde, daß 
durch die vom Kabelbauamt der Post- und Telegraphenverwaltung durch­
geführten Arbeiten in der Hahngasse eine unzumutbare Lärm- und 
Geruchsbelästigung durch die bei diesen Arbeiten verwendeten Benzinag­
gregate entstehe. 
Im Prüfungsverfahren wurde der Volksanwaltschaft vom Bundesminister 
für Verkehr mitgeteilt, daß es sich bei diesen Kabelbauarbeiten um die Ein­
führung der Kabel in den Hauptverteiler des Ortsamtes Berggasse handle, 
welche größtenteils über die Kabelkanalanlage in der Hahngasse erfolge. 
Diese Arbeiten seien unbedingt notwendig und müßten, um Störungen im 
Fernsprechverkehr zu vermeiden, möglichst in der verkehrsschwachen Zeit 
am Wochenende oder in der Nacht durchgeführt werden. D ie Erzeugung 
des für die Beleuchtung erforderlichen Stromes erfolge mit Benzinaggrega­
ten, die auch hinsichtlich des Lärmschutzes geprüft und vom Amt der Wie­
ner Landesregierung zugelassen seien. Die Generaldirektion für die Post­
und Telegraphenverwaltung bemühe sich jedoch um eine Verminderung 
der Lärmbelästigung. 
Nachdem in den Wintermonaten offensichtlich diese Arbeiten eingestellt 
worden waren, führte H. S. im Frühjahr 1 980 neuerlich über die einset­
zende Bautätigkeit und die damit verbundenen Belästigungen der Anrainer 
Beschwerde. Die Volksanwaltschaft prüfte daher den gegenständlichen Fall 
nochmals. Bei diesem neuerlichen Einschreiten der Volks anwaltschaft 
konnte erreicht werden, daß die Kabelschächte in der Umgebung des 
Wählamtes Berggasse nunmehr mit einer aus dem öffentlichen Netz gespei­
sten Beleuchtung ausgestattet wurden. Bis zur Installierung dieser Beleuch­
tung hatte man bei den Arbeiten vorerst leise Benzinaggregate verwendet 
und nach dem neuerlichen Einschreiten der Volksanwaltschaft nur noch 
Petroleumgaslampen. Da somit durch die Installation einer aus dem öffent­
lichen Netz gespeisten Beleuchtung die die Belästigungen verursachenden 
Stromaggregate nicht mehr gebraucht wurden, konnte der Beschwerde­
grund als behoben betrachtet werden. 
Die Volksanwaltschaft ist der Ansicht, daß im Hinblick auf die gerade in 
Ballungszentren sehr oft gegebenen ständigen Belastungen durch Lärmein­
flüsse (Straßenlärm, Fluglärm, Baulärm usw.) von den zuständigen Stellen 
im Einzelfall alle möglichen Maßnahmen zur Lärmreduzierung jedenfalls 
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ausgeschöpft werden müßten. Daß im konkreten Fall hiefür entgegen den 
ursprünglichen Auskünften die technischen Möglichkeiten doch gegeben 
waren, wurde durch das Einschreiten der Volksanwaltschaft aufgezeigt, 
weshalb der Beschwerde Berechtigung zuerkannt wurde. 

4.2 Verzögerung einer Paketsendung beim Verzollungspostamt 
VA Z1. 40 - W 4179 BM Z1. 5 9 17/4 1 - 1 - 1980 
Für H. M. aus Wien wurde e in Postpaket mit Orchideenpflanzen am 
5. März 1979 in W est-Bengalen als Flugpost aufgegeben und erst am 
3. April 1979 durch das Postamt 1 222 zugestellt. Durch diese lange Zeit­
spanne zwischen Aufgabe und Zustellung war der Inhalt fast zur Gänze 
verdorben, wodurch ein finanzieller Verlust von zirka 1 000 S entstand. M. 
erblickte in diesem Umstand einen Mißstand in der Verwaltung und führte 
darüber Beschwerde bei der Volksanwaltschaft. 

Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft nahm der Bundesminister für 
Verkehr zum Beschwerdevorbringen dahin gehend Stellung, daß das Paket 
am 1 2. März 1979 ohne Begleitpapiere von der indischen Postverwaltung 
zugegangen, am selben Tag postalisch bearbeitet und zur inneren Beschau 
durch das Zollamt bereitgestellt worden sei. Für die lange Dauer der 
Zustellung wurde die verzögerte Behandlung durch das Zollamt, bzw. die 
späte Beibringung eines Pflanzenschutzzeugnisses durch den Beschwerde­
führer verantwortlich gemacht. 

Von der Volksanwaltschaft wurde daher auch der Bundesminister für 
Finanzen um Stellungnahme zum gegenständlichen Fall ersucht. Wie dieser 
Stellungnahme zu entnehmen war und in einer weiteren Stellungnahme 
durch den Bundesminister für Verkehr bestätigt wurde, trat die Verzöge­
rung entgegen den Ausführungen in der ersten Stellungnahme des Bundes­
ministers für Verkehr doch bei der postalischen Behandlung des Paketes 
auf. Bezüglich der späten Vorlage des Pflanzenschutzzeugnisses durch den 
Beschwerdeführer mußte festgestellt werden, daß diese Verspätung darauf 
zurückzuführen war, daß die Beförderung dieser als Eilbrief aufgegebenen 
Unterlagen durch die Post den Zeitraum von sechs Tagen in Anspruch 
nahm, wobei keine konkreten Hinweise für die Ursachen dieser Laufzeit­
verzögerung gefunden werden konnnten, sodaß auch hier Postverschulden 
angenommen werden mußte. Eine weitere Verzögerung ist auch dadurch 
eingetreten, daß vom Verzollungspostamt von der Möglichkeit, einen 
Sofortausdruck der zollamtlichen Bestätigung zu verlangen, kein Gebrauch 
gemacht wurde. 

Bei der Beurteilung des bei der Prüfung hervorgekommenen Sachverhalts 
gelangte die Volksanwaltschaft daher zu dem Ergebnis, daß die Vorgänge 
beim Verzollungspostamt 1 036 Wien im Zusammenhang mit der Zustel­
lung dieses Paketes an den Beschwerdeführer einen Mißstand in der Ver­
waltung darstellen. Dies auch deshalb, weil die dem Beschwerdeführer 
nach dem internationalen Postpaketabkommen gewährte Entschädigung in 
der Höhe von 308 S in keiner Relation zu dem von der Post verschuldeten 
tatsäch!ichen Schaden steht. Eine Er.npfehlung g�m. § 3 �es �undesge.setzes 
über die Volksanwaltschaft war mcht zu erteilen, weil die Fehlleistung 
nicht mehr rückgängig gemacht werden konnte und eine weitere Möglich­
keit der Schadensabgeltung aufgrund der Gesetzeslage nicht bestand. 

5 1  
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4.3 Gesetzwidrige Verwaltungs strafe nach dem Kraftfahrgesetz 

52 

VA ZI . 4S - W 4/79 BM ZI. S 9 1 8/ 1 6- 1 - 1 980 
J. G. R. verlegte seinen Wohnsitz von Innsbruck nach Rinn. Diese Über­
siedlung teilte er u. a. auch der Versicherungsgesellschaft mit, bei welcher 
er die Haftpflichtversicherung für seinen PKW abgeschlossen hatte. Die 
Versicherungsgesellschaft reagierte jedoch auf diese mehrere Male erfolg­
ten Mitteilungen nicht und schickte ihm die Vorschreibung für die fällige 
Prämie an seinen alten Wohnort, wodurch die Einzahlung unterblieb. 
Durch diese Unterlassung der Einzahlung der Folgeprämie wurde der Ver­
sicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei und teilte dies entspre­
chend den Bestimmungen des § 6 1  Abs. 3 Kraftfahrgesetz 1 967 der Bundes­
polizeidirektion Innsbruck als Zulassungsbehörde mit. Nachdem der Ver­
sicherungsnehmer die Zulassung seines Kfz nicht innerhalb eines Monates 
ab Eintreffen der Anzeige zur Abmeldung gebracht hatte, wurde von der 
Bundespolizeidirektion Innsbruck ein Verwaltungsstrafverfahr�n eingelei­
tet und mit Strafverfügung vom 6. Feber 1979 über R. wegen Ubertretung 
nach § 43 Abs. 4 lit. d in Verbindung mit § 6 1  Abs. 3 KFG 1 967 eine Ver­
waltungsstrafe in der Höhe von 1 000 S verhängt. Gegen diese Strafverfü­
gung erhob R. fristgerecht Einspruch und stellte darin die Gründe für die 
Unterl.assung �er Bezahlung der Folgeprämie d.ar. Außerde!ll le�te er eipe 
Bestätigung dieses Sachverhalts von der VersICherung bel. Diesem Em­
spruch wurde jedoch von der Bundespolizeidirektion Innsbruck nicht statt­
gegeben und mit Straferkenntnis vom 7. März 1979 neuerlich eine Verwal­
tungsstrafe verhängt, welche in Rechtskraft erwachsen ist. 
In dieser Bestrafung erblickte J. G. R. �inen Mißstan? in der Verwaltung, 
da er kurz nach der Meldung der VersICherung an die Zulassungsbehörde 
die Zahlung geleistet und sich daher nicht veranlaßt gesehen habe, das 
Fahrzeug zur Abmeldung zu bringen. 
Im Prüfungsverfahren kam die Volksanwaltschaft zu dem Ergebnis, daß 
das gegen den Beschwerdeführer durchgeführte Verwaltungsstrafverfahren 
mit Mängeln behaftet war, die - wären sie nicht unterlaufen - zur Ein­
stellung des Strafverfahrens geführt hätten. Die Volks anwaltschaft stellte 
daher in der Mangelhaftigkeit dieses Strafverfahrens einen Mißstand in der 
Verwaltung fest und erteilte dem Bundesminister für Verkehr die Empfeh­
lung, dies der Bundespolizeidirektion Innsbruck zur Kenntnis zu bringen. 
Erst aufgrund dieser Empfehlung stellte sich heraus, daß es sich um keinen 
Einzelfall gehandelt hat, sondern derartige Strafverfahren aufgrund einer 
irrigen Rechtsmeinung in allen ähnlich gelagerten Fällen durchgeführt wor­
den waren. 
Richtigerweise ist - wie im Prüfungsverfahren festgestellt wurde - von 
folgender Rechtslage auszugehen : Nach den Bestimmungen des § 43 Abs. 4 
lit. d KFG 1 967 hat der Zulassungsbesitzer sein Fahrzeug abzumelden, 
wenn u. a. die vorgeschriebene Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung für 
das Fahrzeug nicht besteht oder beendet ist. Bei einer verspäteten Bezah­
lung der Prämie oder Folgeprämie durch den Versicherungsnehmer ist 
zwar der Versicherer im Sinne des § 6 1  Abs. 3 KFG von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, ein Nichtbestehen oder eine Beendigung der Versiche­
rung ist jedoch damit noch nicht gegeben. Bei einem Zahlungsverzug ist 
daher der Zulassungsbesitzer aus diesem Umstand alleine noch nicht ver­
pflichtet, die Abmeldung seines Fahrzeuges gemäß § 43 Abs. 4 lit. d. KFG 
1 967 durchzuführen. Diese Verpflichtung entsteht erst bei Vorliegen eines 
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Umstandes, der das Nichtbestehen oder die Beendigung der für das Fahr­
zeug vorgeschriebenen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung zur Folge 
hat. 
Der Bundesminister für Verkehr hat daher dieses Ergebnis des Prüfungs­
vedahrens zum Anlaß genommen, alle Landeshauptmänner mit Erlaß auf 
diese Rechtslage hinzuweisen, um in Zukunft derartige Fälle möglichst zu 
verhindern. 

4.4 Verlust eines Paketes bei der Post 
VA Zl. 86 - W 4/79 BM Zl. 5 9 1 7/35- 1 - 1 980 
E. S. aus Wienerwald-Sulz hatte in Jerba/Tunis einen Teppich um zirka 
5 000 S gekauft und sich diesen von der Firma per Post an seinen Wohnort 
schicken lassen. Der Teppich wurde im Oktober 1 978 zur Post gegeben. 
Nachdem E. S. längere Zeit vergeblich auf die Zustellung des Paketes 
gewartet hatte, erfuhr er nach mehrmaligem Nachfragen am Abgabepost­
amt, daß zwar die Begleitpapiere vorlägen und für die Sendung 2 1 32 S an 
Eingangsabgaben vorgeschrieben worden seien, das Paket selbst jedoch 
abhanden gekommen sei. Als Ersatz dafür wurden ihm 462 S angeboten. 
II? Verlust �eines Pa�etes un.d der d�für angebotenen zu geringen Entschä­
digung erblIckte S. einen MIßstand In der Verwaltung und führte darüber 
Beschwerde bei der Volksanwaltschaft. 
Im Prüfungsvedahren der Volksanwaltschaft teilte der um Stellungnahme 
ersuchte Bundesminister für Verkehr mit, daß das Paket zwar beim Verzol­
lungspostamt 1 036 Wien eingelangt, jedoch offensichtlich vor der Weiter­
leitung an das Postamt 1238 Wien in Verlust geraten sei. Die von der Post­
inspektionlErhebungsdienst durchgeführten Nachforschungen seien ergeb­
nislos verlaufen. 
Aufgrund des Prüfungsergebnisses karn die Volksanwaltschaft zu der 
Ansicht, daß zwar die von der Post angebotene Entschädigung für das in 
Verlust geratene Paket den dafür maßgebenden Bestimmungen entsprach, 
da der Teppich nicht �ls Wert�aket �ufgegeb�n worden w:ar, bei d.er Beför­
derung des Paketes Jedoch nicht die für die Gewährleistung einer ord­
nungsgemäßen Zustellung edorderliche Sorgfalt angewandt wurde. Die 
Volksanwaltschaft stellte daher im Verlust des Paketes, der erwiesenerma­
ßen erst bei der Weiterleitung in Wien edolgt war, einen Mißstand in der 
Verwaltung fest. 
Zu dieser Mißstandsfeststellung teilte der Bundesminister für Verkehr mit, 
daß zum Zeitpunkt des Verlustes die Postämter 1 103 und 1 036 Wien Groß­
baustellen waren, wodurch die Sicherheitsverhältnisse beeinträchtigt wor­
den seien. Nach Abschluß der Bauarbeiten werde jedoch ein entsprechen­
des Kontrollsystem zur Vermeidung derartiger V odälle installiert werden. 

4.5 Entziehung der LeDkerberechtigung - Verfahrensverzögerung 
VA Zl. 89 - W 4/79 BM Zl. 5 91 8/34- 1 - 1980 
Dr. F .  M. aus Wien brachte in einer Beschwerde an die Volksanwaltschaft 
am 19. Juli 1 980 vor, daß ihm mit Bescheid der Bundespolizeidirektion 
Wien, Verkehrsamt, vorn 26. Juni 1 979 die Lenkerberechtigung für die 
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Gruppen B, C und F gemäß § 73 des Kraftfahrgesetzes 1 967 entzogen wor­
den sei, weil nach Ansicht der Behörde die erforderliche gesundheitliche 
Eignung nicht mehr gegeben war. Gegen diesen Bescheid habe er am 
1 3. Juli 1 979 Berufung erhoben, über welche der Landeshauptmann von 
Wien, Magistratsabteilung 70, noch immer nicht entschieden habe. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft wurde eine Stellungnahme 
des Bundesministers für Verkehr eingeholt und in die Verwaltungsakten 
Einsicht genommen. Dabei wurde festgestellt, daß die rechtzeitig einge­
brachte Berufung der Magistratsabteilung 70 am 30. Juli 1 979 unter Akten­
anschluß zur Entscheidung.vorgelegt worden und am 3. August 1979 dort 
eingelangt war. Nach der Ubermittlung eines Gutachtens des Allgemeinen 
Krankenhauses der Stadt Wien, Psychiatrische Universitätsklinik, durch die 
Magistratsabteilung 1 5  am 3 1 .  Jänner 1 980 wurde die in diesem Gutachten 
für notwendig befundene Probefahrt mit dem Berufungswerber am 16.  Sep­
tember 1 980 durchgeführt und schließlich das Verfahren mit Berufungsbe­
scheid vom 1 7. September 1 980 abgeschlossen. Diese Verfahrensdauer von 
zirka 1 3  Monaten wurde von der Magistratsabteilung 70 in einem Bericht 
an das Bundesministerium für Verkehr damit begründet, daß - insbeson­
dere wenn es sich um sehr alte Personen handelt - bei Beobachtungsfahr­
ten auch Vertreter des Verkehrspsychologischen Institutes zwecks genau­
erer und objektiver Beurteilung des Fahrverhaltens in psychologischer Hin­
sicht in konkreten Verkehrssituationen teilnehmen sollen und daher zur 
Lösung dieser Fragen Gespräche mit dem Verkehrspsychologischen Institut 
des Kuratoriums für Verkehrssicherheit geführt worden seien, die anfangs 
Sommer 1980 zu einem positiven Ergebnis geführt hätten. 
Abgesehen von der Tatsache, daß derartige Besprechungen weder im 
Kraftfahrgesetz noch in den Verfahrensgesetzen vorgesehen sind und sohin 
einen unnötigen Aufschub im Sinne des § 73 Abs. 1 AVG bedeuten, war aus 
dem Verwaltungs akt auch kein Hinweis auf eine tatsächlich erfolgte Kon­
taktaufnahme mit dem Verkehrspsychologischen Institut zu entnehmen. An 
der Probefahrt hatte auch kein Vertreter des Institutes teilgenommen. Aus 
dem Akt war nur ersichtlich, daß nach Einlangen des von der Magistratsab­
teilung 1 5  am 3 1 .  Jänner 1 980 übermittelten Gutachtens die Verwaltungs­
akten dem Bundesministerium für Verkehr am 19. Feber 1 980 vorgelegt 
und von diesem am 28.  Feber 1 980 wieder rückgemittelt worden waren. 
Der nächste im Akt ersichtliche Vorgang war die am 27. August 1 980 statt­
gefundene telefonis�he V erein�arung m�t .dem Bes<:hwer�eführe.r bezüglic� 
des Probefahrttermmes. Zu dieser AktiVität sah Sich die MaglStratsabtel­
lung 70 offensichtlich erst durch das Einschreiten der Volksanwaltschaft 
genötigt. 
Aufgrund dieses Sachverhaltes stellte die Volksanwaltschaft einen Miß­
stand im Bereich der Verwaltung fest und teilte dies dem Bundesminister 
für Verkehr mit. Weitere Maßnahmen der Volksanwaltschaft waren nicht 
erforderlich, da der Beschwerdegrund noch während des Prüfungsverfah­
rens behoben wurde. 

4.6 Entschädigung für in Verlust geratene Teile eines Segelbootes bei Expreß­
gut-Beförderung durch die ÖBB 
VA Zl. 1 36 - W 4/79 BM Zl. 5 91 6/24- 1 - 1979 
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ten mußte er feststellen, daß verschiedene Gegenstände .fehlten. Aufgrund 
seines Antrages auf Entschädigung wurden ihm von den ÖBB 836, 10  S aus­
bezahlt. Da die fehlenden Gegenstände einen Wert von insgesamt zirka 
3 700 S repräsentierten, erblickte er in dieser geringen Entschädigungs­
summe einen Mißstand in der Verwaltung und führte daruber Beschwerde 
bei der Volks anwaltschaft. 
In der im Rahmen des Prufungsverfahrens der Volks anwaltschaft abgege­
benen Ressortstellungnahme wurde ausgeführt, es sei im Zuge der Abliefe­
rung des Segelbootes festgestellt worden, daß einige Gegenstände fehlten. 
Die Abwaage der vorhandenen Teile habe ein Mindergewicht von 4 kg 
gegenüber den Angaben im Ablieferungsschein ergeben. Vom Beschwerde­
führer sei daraufhin ein Entschädigungsa1!trag bei der Zentralen Verkehrs­
einnahmen- und Reklamationsstelle der ÖBB in der Höhe von 3 740 S ein­
gebracht worden. Da es sich im vorliegenden Fall um eine internationale 
Beförderung nach dem "Einheitlichen Reglement betreffend den interna­
tionalen Eisenbahn-Expreßgutverkehr (TIEX)" gehandelt habe, sei die 
Behandlung des Schadensfalles entsprechend diesen Bestimmungen durch­
zuführen gewesen. In diesen Bestimmungen sei für einen festgestellten 
Gewichtsabgang und den dadurch entstandenen nachgewiesenen Schaden 
eine Höchstentschädigung von 50 Franken für jedes fehlende Kilogramm 
des Rohgewichtes als Entschädigung vorgesehen. An Hand dieser Bestim­
mungen sei daher der gesamte Entschädigungsbetrag unter Anwendung des 
Tageskurses berechnet worden. Die Entschädigungsleistung entspreche 
somit den gesetzlichen Bestimmungen. 
Da ein Mißstand bei der Schadenersatzleistung durch die ÖBB aufgrund 
der Gesetzeslage nicht gegeben war, bestand für die Volksanwaltschaft 
keine Möglichkeit zum Einschreiten, um den Beschwerdeführer zu einer 
dem tatsächlichen entstandenen Schaden entsprechenden Entschädigung 
zu verhelfen. 

4.7 Festsetzung des Vorrückungsstichtages in der Dienstklasse VI - Lange 
Dauer des Berufungsverfahrens 
VA ZI. 7 - W 4/80 BM ZI. 5 91 7/3- 1 - 1 980 
Der Postbedienstete K. D. aus Wien erhob am 28.  Oktober 1977 gegen den 
Bescheid der Post- und Telegraphendirektion für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland vom 1 0. Oktober 1977 fristgerecht Berufung gegen die im 
Bescheid festgelegt�n v: orruckung�stichtage. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Generaldlrekuon für dIe Post- und Telegraphenverwaltung, 
brachte nach D.urchführung eines Ermittlungsverfahrens das Ergebnis des 
LaufbahnvergleIches gemäß Art. III Abs. 3 der 30. Gehaltsgesetz-Novelle 
dem Berufungswerber am 1 7. August 1978 zur Kenntnis. Eine Stellung­
nahme zu diesem Ergebnis gab der Berufungswerber am 1 .  September 1978 
ab. 
Da der im 4 1 .  Dienstjahr stehende Bedienstete die endgültige Entscheidung 
über die Neufestsetzung des V orruckungsstichtages wegen der T erminfest­
legung für seine Ruhestandsversetzung dringend benötigte, bis zum Beginn 
des Jahres 1 �80 aber eine Berufungsentsc�eidung noch nicht ergangen war, 
wandte er SIch am 7. Jänner 1980 an dIe Volksanwaltschaft und führte 
Beschwerde über die lange Dauer des Berufungsverfahrens beim Bundesmi­
nisterium für Verkehr. 
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Die Volksanwaltschaft brachte diese Beschwerde am 9. Jänner 1980 dem 
Bundesminister für Verkehr zur Kenntnis, worauf am 29. Jänner 1980 der 
Berufungsbescheid erging, mit welchem die Berufung vom 28 .  Oktober 
1977 abgewiesen wurde. Am 15 .  April 1 980 erhielt die Volksanwaltschaft 
die Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr, in der die Tatsache 
der Abweisung der Berufung mitgeteilt wurde ; Ausführungen über die 
Gründe der langen Verfahrensdauer waren in der Stellungnahme nicht ent­
halten. Die Volks anwaltschaft sah sich daher veranlaßt, die Beurteilung der 
Beschwerdeangelegenheit aufgrund der Aktenlage vorzunehmen. 
Nach den Bestimmungen des § 73 Abs. 1 AVG 1950 sind die Behörden ver­
pflichtet, über Anträge von Parteien und Berufungen ohne unnötigen Auf­
schub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen, den Bescheid 
zu erlassen. Diese F!ist erstrec�te sich im bes�hwerdegegenstä�dlichen 
Berufungsverfahren bis Ende Apnl 1978. Tatsächltch wurde über die Beru­
fung jedoch erst am 29. Jänner 1 980 entschieden. Selbst bei Berücksichti­
gung des Umstandes, daß Dienstrechtsverfahren, die Laufbahnvergleiche 
beinhalten, einen größeren Zeitaufwand erfordern, erscheint der Volks an­
waltschaft die Dauer des Berufungsverfahrens nicht gerechtfertigt. Dies 
umso mehr, als nach der vom Beschwerdeführer am 1 .  September 1 978 
abgegebenen Stellungnahme zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens keine 
weiteren Feststellungen zum Sachverhalt notwendig waren. Obwohl zu die­
sem Zeitpunkt die sechsmonatige Frist bereits überschritten war, ließ die 
Behörde weitere 1 7  Monate bis zur Entscheidung verstreichen. Die Volks­
anwaltschaft stellte daher in der Dauer des Berufungsverfahrens einen Miß­
stand in der Verwaltung fest. 

4.8 Betriebsordnung für den nichtlinienmäßigen Personenverkehr - Behinde­
rung an Taxistandplätzen 
VA Zl. 1 6  - W 4/80 BM Zl. 5 9 1 7/9- 1 - 1 980 
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Die bei den Wiener Taxistandplätzen befindlichen Telefone sind seit Jän­
ner 1979 versperrt. Einen Schlüssel zu diesen Telefonen besitzen nur jene 
Taxiunternehmer, die das vom Verband des Österreichischen Transportge­
werbes vorgeschriebene Telefonpauschale zu zahlen bereit sind. Den ande­
ren Taxiunternehmern ist der Zugang zu den Telefonen verwehrt. Früher 
gab es bei den Taxirufapparaten Münztelefone, die eine geregelte Bedie­
nung des Apparates zuließen. Die Versperrung der Taxirufapparate hindert 
eine bestimmte Gruppe von Wiener Taxiunternehmern, der in § 50 Abs. 3 
der Betriebsordnung für den nichtlinienmäßigen Personenverkehr normier­
ten Pflicht nachzukommen, bei Ertönen des Signals den Taxirufapparat zu 
bedienen. Der Taxiunternehmer E. Sch. erblickte darin einen Mißstand in 
der Verwaltung und führte darüber bei der Volksanwaltschaft Beschwerde. 
Im Prüfungsverfahren der Volks anwaltschaft bezog der Bundesminister für 
Verkehr dahin gehend Stellung, daß es sich bei diesen Taxirufapparaten 
nicht um öffentliche Fernsprecher handle, welche jedermann zur Benüt­
zung zur Verfügung stehen. Die Taxirufanlagen seien auf Antrag des Ver­
bandes des Österreichischen Transportgewerbes errichtet worden, sodaß 
diese Genossenschaft fernmelderechtlich berechtigt sei, Dritten die vor­
übergehende oder ständige Mitbenützung des Anschlusses zu gewähren -
wobei dies auch gegen Entgelt erfolgen könne - bzw. Dritte von der Mit­
benützung des Anschlusses auszuschließen. Demnach stellt sich die Rechts-

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 57 von 161

www.parlament.gv.at



lage so dar, daß einerseits die Betriebsordnung für den nichtlinienmäßigen 
Personenverkehr eine Verpflichtung zur Bedienung der Taxirufapparate 
normiert, andererseits die Bestimmungen der Fernsprechordnung dazu füh­
ren, daß diese Verpflichtung nicht eingehalten werden kann. Die 
Beschwerde ist daher insoweit berechtigt, als sich daraus eine Benachteili­
gung einer bestimmten Gruppe von Taxilenkern ergibt. Nach Ansicht der 
Volksanwaltschaft wäre es Aufgabe des Verordnungsgebers, dafür Sorge 
zu tragen, daß von den Betroffenen nicht Unmögliches verlangt wird bzw. 
die Voraussetzungen zur Einhaltung der Bestimmungen auch gegeben sind. 
Die derzeitige Situation erscheint der Volksanwaltschaft jedenfalls unbe­
friedigend. 

4.9 Entziehung der Lenkerberechtigung 
VA ZI. 23 - W 4/80 BM ZI. 5 918/7- 1- 1980 
E.-A. B. aus Wien wurde am 2. November 1979 von Straßenaufsichtsorga­
nen beanstandet, da er als Lenker eines PKWs den Fahrstreifen gewechselt 
hatte, ohne den bevorstehenden Wechsel des Fahrstreifens den anderen 
Straßenbenützern anzuzeigen und dadurch eine im Einsatz befindliche 
Funkstreife zu einer Notbremsung gezwungen hatte. In der Anzeige über 
diesen Vorfall erachtete der Meldungsleger aufgrund des Alters des Bean­
s�andeten (77 Jahre) sow.ie dess�n . Fah�eis� die �örperliche und geistige 
Überprüfung des Angezeigten hmsichthch semer Eignung zum Lenken von 
Kraftfahrzeugen für angebracht. E.-A. B. mußte sich daraufhin einer 
Untersuchung beim Amtsarzt unterziehen. In seinem Gutachten vom 
20. Dezember 1979 beurteilte der Amtsarzt den Untersuchten wegen Arte­
riosklerosis cerebrali bis zur Beibringung eines psychiatrischen Gutachtens 
als zum Lenken von Kraftfahrzeugen nicht geeignet. Aufgrund dieses amts­
ärztlichen Gutachtens wurde E.-A. B. mit Bescheid der Bundespolizeidirek­
tion Wien vom 20. Dezember 1979 die Lenkerberechtigung entzogen. 
In diesem Vorgehen erblickte E.-A. B. einen Mißstand in der Verwaltung 
und beschwerte sich darüber bei der Volksanwaltschaft. 
Im Prüfungsverfahren wurde der Bundesminister für Verkehr um Stellung­
nahme ersucht, der die Akten des Verwaltungsverfahrens der Behörde 
I. Instanz dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz mit 
dem Ersuchen zuleitete, zu der Frage der gesundheitlich.en Eignung . des 
�eschwerdeführers zum Lenken von Kraftfahrzeugen eme gutächthche 
Außerung zu erstatten. 
Der für das Kraftfahrwesen bestellte ärztliche Amtssachverständige äußerte 
sich dahin�ehend, daß im amts ärztlichen Gutachten des Verkehrsamtes der 
Bundespohzeidirektion Wien vom 20. Dezember 1979 zwar die Diagnose 
,,Arteriosklerose" festgehalten, dies jedoch ohne erklärende Aufzeichnun­
gen geschehen sei ; das Gutachten sei daher nicht nachvollziehbar. Andere 
fachärztliche Befunde lägen in den Akten des Verwaltungsverfahrens nicht 
auf und auch in der polizeichefärztlichen Evidenz scheine der Beschwerde­
führer bis zu diesem Zeitpunkt nicht auf. 
Das Bundesministerium für Verkehr schloß sich der Feststellung des ärztli­
chen Amtssachverständigen im Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz vollinhaltlich an und gelangte ebenfalls zu der Auffassung, 
daß die wesentlichen Voraussetzungen, die für die Schlüssigkeit eines Gut-
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achtens maßgebend sind, im vorliegenden Fall nicht gegeben waren. Im 
Hinblick auf diesen Sachverhalt hob daher das Bundesministerium für Ver­
kehr in Ausübung des ihm nach § 68 Abs .  2 AVG 1950 zustehenden Auf­
sichtsrechtes den Bescheid der Bundespolizeidirektion Wien vom 
20. Dezember 1 979 auf. 
Da aufgrund des Einschreitens der Volksanwaltschaft das Bundesministe­
rium für Verkehr noch während der Prüfung die entsprechenden Maßnah­
men zur Behebung des Beschwerdegrundes getroffen hatte, waren weitere 
Veranlassungen durch die Volksanwaltschaf�. nicht notwendig. Die 
Beschwerde hatte sich als berechtigt erwiesen. Uber den Anlaßfall hinaus 
vertritt die Volksanwaltschaft die Auffassung, daß ein unbegründetes und 
undifferenziertes Abqualifizieren älterer Menschen nicht zulässig ist. 

4 . 1  0 Telefonanschluß - Gebührenerlaß für Gehörgeschädigte 
VA Zl. 73 - W 4/80 BM Zl. 5 9 1 7/29- 1 - 1 980 
J. H. aus Wien hat bei der Post- und Telegraphenverwaltung einen Antrag 
auf gebührenfreie Beistellung eines Hörverstärkers eingebracht, da sowohl 
er als auch seine Gattin an einer stark�n Minderung �es Hörvermögens lei­
den. Dem Antrag wurden auch ärztliche Atteste beigelegt. Von der Post 
wurde er daraufhin aufgefordert, ein fachärztliches Attest, aus dem hervor­
geht, daß er taub oder praktisch taub ist, vorzulegen. In dieser Aufforde­
rung erblickte er einen Mißstand in der Verwaltung und führte Beschwerde 
bei der Volksanwaltschaft. Seiner Meinung nach würde er für den Fall 
einer praktischen oder völligen Taubheit ohnehin kein Telefon benötigen. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft führte der Bundesminister für 
Verkehr in seiner Stellungnahme aus, daß sich die erst �pr relativ kurzer 
Zeit eingeführte Möglichkeit einer gebührenfreien Uberlassung von 
Zusatzeinrichtungen zu Fernsprechapparaten in der Praxis noch nicht so 
eingespielt habe, daß in allen Fällen sofort eine zweifelsfreie Beurteilung 
des Vorliegens der Anspruchsvoraussetzungen möglich und gewährleistet 
sei . Aufgrund der gemachten Erfahrungen werde in Fällen, in denen aus 
dem Grunde einer Minderung des Hörvermögens Zusatzeinrichtungen 
vom Fernsprechteilnehmer beansprucht werden, der Begriff der "prakti­
schen Taubheit" - dem sozialen Gehalt dieser Regelung entsprechend -
nicht zu eng ausgelegt werden dürfen. 
Gleichzeitig wurde vom Bundesminister für Verkehr auch veranlaßt, daß 
der gegenständliche Fall im Sinne des Beschwerdeführers erledigt wird. 
Da somit noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der Beschwerdegrund 
behoben wurde, waren weitere Veranlassungen durch die Volksanwalt­
schaft nicht notwendig. 

4 . 1 1 Eigentumsrückübertragung durch die ÖBB 
VA Zl. 94 - W 4/80 BM Zl .  5 9 1 6/ 1 3- 1 - 1 980 

58  

Der Vater des Dr. J .  G .  aus Zirl hatte im Ja��e 1 955  im Hinblick auf ein 
sonst drohendes Enteignungsverfahren den Osterreichischen Bundesbah­
nen zwei in seinem Besitz befindliche Grundstücke verkauft. Diese Grund­
stücke wären nach den damaligen Plänen für die gleismäßige Erschließung 
einer projektierten Werkstätte benötigt worden. Da dieses Projekt jedoch 
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nicht verwirklicht worden war, stellte Dr. 1:. G. einen Antrag auf Rücküber­
tragung der beiden Grundstücke. Die Osterreichischen Bundesbahnen 
lehnten dies jedoch ab, da sie die für die Werkstätte vorgesehene Fläche 
inzwischen an ein Privatunternehmen verkauft hatten und die bei den 
Grundstücke für die gleismäßige Erschließung dieses Unternehmens nun 
gebraucht wurden. 
Im Prüfungsverfahren der V olksanwaltsch.�ft nahm der Bundesminister für 
Verkehr dahin gehend Stellung, daß die OBB die fraglichen Grundstücke 
an den Anschlußbahnwerber zu vermieten ��absichtigten. Eine Rücküber­
tragung der Grundflächen würde von den OBB nicht in Erwägung gezo­
gen. Abschließend wurde noch darauf verwiesen, daß selbst im Falle einer 
Enteignung von Grundflächen nach den Bestimmungen des Eisenbahnent­
eignungsgesetzes bei Wegfall des Enteignungsgrundes ein Anspruch des 
Enteigneten auf Rückübertragung nicht bestehe. 
Dieser von den ÖBB eingenommene Standpunkt erschien der Volksan­
waltschaft jedoch nicht vertretbar, da zwar im Eisenbahnenteignungsgesetz 
konkrete Bestimmungen über eine Rückübereignung fehlen, auf anderen 
Rechtsgebieten sehr wohl diesbezügliche gesetzliche Regelungen getroffen 
sind. Der Volksanwaltschaft erschien jedenfalls die Ablehnung der Rück­
übereignung bedenklich, wenn der eine Enteignung ermöglichende Zweck 
tatsächlich nicht verwirklicht wird. 
Die Überlegungen der Volks anwaltschaft erfuhren eine Bestätigung auch 
durch das grundlegende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 
3. Dezember 1980. Darin wird klargestellt, daß wegen der der Enteignung 
anhaftenden Verknüpfung mit der Verwirklichung eines bestimmten 
öffentlichen Zweckes eine Rückübereignung zu erfolgen hat, wenn der 
öffentliche Zweck, der allein eine Enteignung rechtfertigt, weggefallen ist. 

Da es im gegenständlichen Beschwerdefall zu einer Enteignung nicht 
gekommen war, sondern die Grundflächen - zwar unter dem Druck einer 
drohenden Enteignung, aber doch freiwillig - verkauft worden waren, 
war die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes auf den vorliegenden 
Fall nicht unmittelbar anzuwenden. Nach Auffassung der V olksanwalt­
schaft würde es jedoch eine Unbilligkeit gegenüber dem Verkäufer bedeu­
ten, sein Begehren auf Rückgabe der Grundflächen mit dem Hinweis auf 
den "freiwilligen" Verkauf abzulehnen, da der Veräußerer, welcher 
schließlich der Behörde die Durchführung eines Enteignungsverfahrens 
durch die Einwilligung in den Verkauf erspart hatte, nicht schlechtergestellt 
sein sollte als der Enteignete. 
Im Zuge des Prüfungsverfahrens kam zwischen dem Beschwerdeführer und 
den ÖBB insofern eine Lösung zustande, als die Bundesbahnen zwar die 
für die Gleisanlagen notwendigen Grundflächen behalten, die nicht benö­
tigten Teile dem Beschwerdeführer jedoch zur Verfügung gestellt werden. 
Da somit der Beschwerdegrund behoben war, waren weitere Veranlassun­
gen durch die Volksanwaltschaft nicht notwendig. Die Volksanwaltschaft 
stellt jedoch zur Erwägung, im Hinblick auf das Erkenntnis des Verfas­
sungsgerichtshofes vom 3 .  Dezember 1980, B 206/75, im Eisenbahnenteig­
nungsgesetz eine entsprechende KlarsteIlung über Rückübereignungsan­
sprüche nach Enteignungen bzw. Vereinbarungen unter dem Druck einer 
drohenden Enteignung, wenn der Zweck der Enteignung weggefallen ist, 
vorzunehmen. 
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4 . 1 2  Rundfunk- und Femsehstärung durch CB-Funker - Mangelnde Abhilfe 
durch Funküberwachung 

60 

VA Zl. 108  - W 4/80 BM Zl . 5 9 17/38- 1 - 1980 
In einer Wohnhausanlage in Wien wurde durch einen CB-Funker der 
Radio- und Fernsehempfang empfindlich gestört. J. F. meldete diesen Sach­
verhalt der Funkü�erwachungsstelle der Post- und Telegraphenverwaltung, 
welche auch eine Uberprüfung veranlaßte. Ein Einschreiten gegen den CB­
Fupker er!olgte jedoch nicht. In dieser Unterlassung erblickte. J. F. einen 
MIßstand m der Verwaltung und führte darüber Beschwerde bel der Volks­
anwaltschaft. 
Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft teilte der Bundesminister für 
Verkehr mit, daß das vom Beschwerdeführer kritisierte Verhalten der 
Funküberwachungsstelle Wien durch Meinungsverschiedenheiten über die 
richtige Vorgangsweise von Organen dieser Dienststelle verursacht worden 
sei. Von der Generaldirektion für die POSt- und Telegraphenverwaltung sei 
daher der gegenständliche Fall zum Anlaß genommen worden, eine ent­
sprechende Dienstanweisung, in welcher die geltenden Bestimmungen 
sowie die einschlägige ]udika.tur in . Erinnerun& gerufen werden, zu erlas­
sen. Außerdem werde auch die örtlich zuständige Post- und Telegraphen­
direktion Wien angewiesen, den betreffenden Störfall im Sinne der gegebe­
nen Rechtslage umgehend zum Abschluß zu bringen. 

Die Volksanwaltschaft erachtete die Beschwerde als berechtigt. Da aber 
noch vor Abschluß des Prüfungsverfahrens von den zuständigen Stellen 
entsprechende Maßnahmen zur Behebung des Beschwerdegrundes gesetzt 
wurden, waren weitere Veranlassungen durch die Volksanwaltschaft nicht 
notwendig. 
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Aufgabenbereich des Volks anwalte s Dr. Franz 
Bauer : 

Dem Volksanwalt Dr. Franz Bauer obliegen : 
Die Aufgaben der Volks anwaltschaft, die ihrem sachlichen Inhalt nach in 
den Wirkungsbereich nachstehender Bundesministerien fallen : 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten; 
Bundesministerium für Bauten und Technik; 
Bundesministerium für Land- und Fontwirtschaft ; 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst; 
Bundesministerium für Wissenschaft und Fonchung. 

1 Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 

Allgemeines 
Den Ressonbereich des Bundesministeriums für Auswänige Angelegenhei­
ten betreffend wurden im Berichtszeitraum 1 4  Beschwerden an die V olks­
anwaltschaft herangetragen. 
Die Volksanwaltschaft hat in ihrem bisherigen Bericht an den Nationalrat 
darauf hingewiesen, daß durch den Aufgabenkreis des Bundesministers für 
Auswänige Angelegenheiten bedingt, der Großteil der aus diesem Resson­
bereich an die Volksanwaltschaft herangetragenen Anliegen nicht einen 
behaupteten Mißstand zum Gegenstand hatte, sondern in erster Linie Aus­
künfte und Hilfestellungen. Auch im Berichtszeitraum wurde bei einem 
überwiegenden Teil der an die Volks anwaltschaft gerichteten Anbringen 
eine Vermittlungstätigkeit der Volksanwaltschaft zum Bundesministerium 
für Auswänige Angelegenheiten bzw. zu den österreichischen Venretungs­
behörden im Ausland angesprochen. 
Diese Anbringen konnten nach Befassung des Bundesministers für Auswär­
tige An�elegenheiten bzw. der ihm n.achgeordneten Dienststellen jeweils 
durch die. gewünschte Auskunftsertel.Iun� oder Beratung abges.chlossen 
werden. Em besonderes Problem stellt 10 diesem Zusammenhang die Säum­
nis ausländischer Behörden dar, der der einzelne Staatsbürger ohne unmit­
telbare Rechtsverfolgungs- und Rechtsdurchsetzungsmöglichkeit gegen­
übersteht. Auch in diesen Fällen konnte durch Einschaltung der österreichi­
schen Vertretungsbehörden eine entsprechende Hilfestellung gewähn wer­
den bzw. wurde durch Bestellung eines Venrauensanwaltes die dem Ein­
schreiter bisher nicht aktualisiene Rechtsverfolgungsmöglichkeit eröffnet. 
Beschwerden, die sich auf die Tätigkeit des Bundesministeriums für Aus­
wänige Angelegenheiten bzw. der österreichischen konsularischen oder 
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diplomatischen Vertretungen im Ausland bezogen, erwiesen sich als nicht 
berechtigt. In einem derartigen Beschwerdefall wurden organisatorische 
Mängel bei der Konsularabteilung der österreichischen Botschaft in Rom, 
die mangelhafte Erreichbarkeit der österreichischen Vertretungsbehörden 
an Wochenenden und die Verrechnung von nach einem Diebstahl zur Ein­
holung der erforderlichen Auskünfte geführten Telefongespräche und Aus­
stellungsgebühren für den neuen Reisepaß in Beschwerde gezogen. 
Die Volksanwaltschaft fand im Prüfungsverfahren das Beschwerdevorbrin­
�en nicht best�tig�, w�ist aber darauf hin, daß österrei.chische Staatsbürger 
Im Ausland, die die Dienste der Vertretungsbehörden In Anspruch nehmen 
müssen, im Regelfall über die Bestimmungen des Konsulargebührengeset­
zes nicht informiert sind. Ohne die nach Ansicht der Volksanwaltschaft 
erforderliche diesbezügliche Information vor der Vornahme von gebühren­
pflichtigen Handlungen durch die Vertretungsbehörden werden daher 
Mißverständnisse und Unsti�migkeiten, die im vorliegenden Fall zur Erh�­
bung der Beschwerde an die Volks anwaltschaft geführt haben, auch In 
Zukunft nicht auszuschließen sein. Die Volksanwaltschaft regt daher an, 
die im Interesse der Staatsbürger nötigen Klarstellungen in einem Informa­
tionsblatt vorzunehmen, das bei den österreichischen Vertretungsbehörden 
im Ausland aufzulegen wäre. 

1 . 1  Ungerechtfertigte Kündigung eines Dienstverhältnisses bei der österreichi­
sehen Botschaft in Athen 

62 

VA Zl. 7 - B 1 /80 BM Zl .  680-VA-GS/80 
A. D .  aus Bruck/Mur führte für seine Tochter eh.  A.-D. deshalb be i  der 
Volks anwaltschaft Beschwerde, weil das Dienstverhältnis seiner Tochter als 
Übersetzerin bei der österreichischen Botschaft in Athen ungerechtfertigt 
aufgekündigt worden sei. Die Tochter des Beschwerdeführers habe in 
Athen eine g�tbezahlte Stelle als Röntgenassistentin aufgegeben um die 
�ätigkeit als lJbersetzerin a�zunehm�n. D�rch die .ungerechtfertigte. K�n­
dlgung habe sie nun auch keine Möghchkelt mehr, Ihre frühere Arbeit wie­
der aufzunehmen, da die Stelle zwischenzeitig besetzt worden sei. Durch 
die mündlich von Organen der österreichischen Botschaft in Athen abgege­
bene Zusage, in ein attraktives Dienstverhältnis bei der Botschaft aufge­
nommen und auf Dauer angestellt zu werden, habe sie in gutem Glauben 
ihre bisherige Position aufgegeben. Durch die ohne ersichtliche Gründe 
vorgenommene Kündigung sei ihr die Existenzgrundlage entzogen und es 
seien ihr daraus auch schwere finanzielle Nachteile entstanden. Die Kündi­
gung sei ohne Angabe von Gründen erfolgt, überdies von einem hiefür 
nicht zuständigen Bediensteten. d�r österreichischen Bots.chaft ausgespro­
chen worden. In der gesetzwidrigen Auflösung des Dlenstverhältmsses 
liege daher ein Mißstand im Bereich der Verwaltung, der der österreichi­
schen Vertretungsbehörde in Athen anzulasten sei. 
In dem von der Volksanwaltschaft durchgeführten Prüfungsverfahren 
stellte die Volksanwaltschaft fest, daß die Kündigung der Beschwerdefüh­
rerin nicht auf ein Fehlverhalten von Organen der österreichischen Bot­
schaft in Athen zurückzuführen war. Wie die Erhebungen ergaben, war im 
Frühjahr 1980 in Athen ein österreichisches Honorarkonsulat errichtet und 
I. L. zum Titulär bestellt worden. Aufgrund des Bestellungsvertrages hatte 
sich Honorarkonsul L. unter anderem verpflichtet, insbesondere für die 
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Monate Mai bis November jeden Jahres eine qualifizierte Hilfskraft, die 
der deutschen Sprache mächtig ist, auf seine Kosten der österreichischen 
Botschaft Athen zur Vedügung zu stellen. Diese Hilfskraft wurde nach der 
erwähnten Vereinbarung für den konsularischen Parteienverkehr einge­
setzt, t�at jedoch. in k�in �iens�- oder arbeitsrechtliche� V erhä�tnis zur 
.Repubhk Osterrelch. SIe bheb vIelmehr auch während dIeses ZeItraumes 
Angestellte des Honorarkonsuls L., wenngleich sie während der Verwen­
dung in den Räumen der österreichischen Botschaft Athen tätig war. In 
Entsprechung dieser Vereinbarung hatte Honorarkonsul L. die Beschwer­
deführerin ab 8 .  Mai 1980 der Botschaft Athen vorübergehend zur Vedü­
gung gestellt. Auf das Arbeitsverhältnis zwischen Honorarkonsul L. und 
der Beschwerdeführerin war das griechische Arbeitsrecht anzuwenden. Auf 
der Basis dieser arbeitsrechtlichen Bestimmung wurde die Beschwerdefüh­
rerin vorerst nur für eine Probezeit aufgenommen und eine definitive Auf­
nahme ausdrücklich vom Ergebnis der erbrachten Leistungen abhängig 
gemacht. Diese Probezeit beträgt nach griechischem Recht zwei Monate. 
Aus dem der V olksanwaltsch�ft vorgelegten Dienstvertrag geht auch her­
vor, daß keine Aufnahme als Übersetzerin edolgte, sondern sie als Sekretä­
rin des Honor�rkonsul� I. L., eines griechischen Sta�tsbürgers, angestellt 
worden war. DIe KündIgung vor Ablauf der ProbezeIt wurde von Hono­
rarkonsul L. mündlich ausgesprochen und A. D. das zustehende Entgelt 
�usbezahlt. Ein Fehlverhalten von O.rganen der ?ste.rreichisc�en . Botschaft 
10 Athen lag daher schon deshalb nlcht vor, weIl dIe österreichische Bot­
schaft nicht in eine Dienstgebedunktion eingetreten ist. Es war daher der 
Volksanwaltschaft bei der gegebenen Sach- und Rechtslage eine weitere 
Veranlassung nicht möglich, zumal die Beschwerdeführerin selbst in den 
von ihr anläßlich der Aufnahme des Arbeitsverhältnisses untedertigten 
Urkunden zur Kenntnis genommen hatte, daß durch ihre aushilfsweise 
Tätigkeit an der österreichischen Botschaft für Konsularzwecke das von ihr 
eingegangene private Arbeitsverhältnis zu Honorarkonsul L. nicht berührt 
werde und insbesondere ein Dienstverhältnis zur österreichischen Botschaft 
nicht entstehe. 

1 .2 Verweigerung der Akteneinsicht durch die Staatsanwaltschaft Magdeburg 
VA Zl. 10  - B 1 180 BM Zl. 839 VA/GS/80 

Ing. H. K. aus Wels teilte der Volksanwaltschaft mit, daß er im Juni 1980 
im Zuge eines Arbeitseinsatzes auf einer Baustelle der VOEST-Alpine in 
Isenburg von unbekannten Tätern nie�er�eschlagen und ausgeraubt wor­
den sei. Aufgrund der von der Volkspohzel der DDR durchgeführten Erhe­
bungen seien noch in der gleichen Nacht die Täter festgenommen worden ; 
einer der Beteiligten sei ein jugoslawischer Staatsbürger gewesen, der nach 
der Einvernahme na�h Österreich I:?eflüc�tet s�i. Dem Beschwen;lefü�rer sei 
der Aufenthaltsort dIeses Beschuldigten 10 WIen bekannt und dIe Mlttäter­
schaft sei durch Zeugenaussage erwiesen. Er habe daher beim kriminalpoli­
zeilichen Dienst der Polizei direktion Wels Anzeige gegen den von ihm 
identifizierten jugoslawischen Staatsbürger mit ordentlichem Wohnsitz in 
Wien erstattet. Die Bundespolizeidirektion Wels habe ihm mitgeteilt, daß 
eine weitere Yedolgung der gegenständlichen Angelegenh�it nur möglich 
wäre, wenn dIe Akten der Staatsanwaltschaft Magdeburg emgesehen wer­
den könnten. Sowohl der Bundespolizeidirektion Wels als auch dem 
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Beschwerdeführer sei jedoch die Akteneinsicht von der Staatsanwaltschaft 
Magdeburg verweigert worden. 

Im Prüfungsverfahren holte die Volksanwaltschaft eine Stellungnahme des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten ein, die aufgrund einer 
Befassung des Vertrauensanwaltes der österreich ischen Botschaft Berlin 
abgegeben worden war. Danach konnte festgestellt werden, daß in der 
pDR im gegenständlichen Fall die Akteneinsicht nur im Zuge eines in 
Österreich stattfindenden Gerichtsverfahrens möglich wäre. Aufgrund die­
ser von der Volksanwaltschaft an den Beschwerdeführer weitergeleiteten 
Information wurde dieser in die Lage versetzt, die zu seiner Rechtsverfol­
gung notwendigen Verfahrensschritte im Ausland einzuleiten. 

1 .3 Entschlagung einer Erbschah in der CSSR zugunsten eines Dritten 
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VA ZI. 14  - B 1 180 BM ZI. 47 VA-GS/8 1 
L. C. aus Wien führte bei der Volksanwaltschaft aus, daß sie nach ihrer am 
1 4. Jänner 1980 in der CSSR verstorbenen Mutter F. K. die vorhandene 
Erbschaft zur Gänze zugesprochen erhalten habe. Sie wolle sich aber dieser 
Erbschaft entschlagen und zugunsten von A. F. aus Mikulov auf das Erbe 
verzichten. Der begünstigte A. F., der in der CSSR seinen ordentlichen 
Wohnsitz habe, habe sich auch schriftlich bereit erklärt, die Erbschaft zu 
übernehmen. Bisher sei jedoch durch die tschechischen Behörden eine 
Abwi�klu�g in dem .von ihr l?e�nschten Sinne. nicht durc?geführt. worden. 
Auf eme dlesbezügltche schnftltche Anfrage beim zuständigen Gencht habe 
sie keine Antwort erhalten. 

L. C. befürchte nun, daß die Erbschaft, wenn sie von ihr nicht angetreten 
würde, dem tschechischen Staat anheimfalle und damit eine Zuwendung an 
eine dritte Person nicht mehr möglich sei. 

Wie die im Zuge des Prüfungsverfahrens befaßte Botschaft Prag mitteilte, 
würde ein Nic�tantritt der Erbschaft in der CSSR die gleiche Konsequenz 
haben wie in Österreich, sodaß bei der Entschlagung der Erbschaft ohne 
andere erbberechtigte Verwandte die Erbschaft dem Staat anheimfallen 
würde. Ohne den Antritt der Erbschaft könne daher der Wunsch nach 
Begünstil?ung einer dritten Person nicht realisiert werden. Hinsichtlich der 
erforderlichen Verfahrensschritte wurde auch der Vertrauens anwalt der 
Botschaft Prag befaßt und festgestellt, daß zur Weitergabe der Erbschaft an 
einen Dritten die Erbserklärung und die Bezahlung der hiefür erforderli­
chen Steuern notwendig ist. Nach Übertragung der Erbschaft durch das 
Staats notariat kann sodann die Schenkung an einen Dritten erfolgen, 
wofür allerdings Schenkungssteuer zu bezahlen und ein Schenkungsvertrag 
zu errichten ist. Zur Durchführung der Verfahrensschritte bedarf es keiner 
anwaltlichen Vertretung. Es ist bloß erforderlich, ein entsprechendes 
Schreiben an das zuständige Staatsnotariat zu richten und die Unterschrift 
auf diesem Schreiben notariell beglaubigen zu lassen. Durch die Aufklä­
rung der rechtlichen V orau�setzungen des von der Einschreiterin .bege?nen 
Rechtsgeschäftes durch die Volks anwaltschaft konnte auch 10 diesem 
Beschwerdefall im Zusammenwirken mit dem Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten ein Weg zur Rechtsdurchsetzung aufgezeigt wer­
den. 
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2 Bundesministerium für Bauten und Technik 

Allgemeines 
Aus dem Ressortbereich des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
wurden im Berichtszeitraum 85 Beschwerden an die Volksanwaltschaft her­
angetragen. Auch im Berichtszeitraum betraf ein Großteil der Beschwerden 
Folgewirkungen durch den Bundesstraßenbau, wobei eine Abhilfe durch 
die Volksanwaltschaft in vielen Fällen deshalb nicht möglich war, weil -
wie die Volksanwaltschaft in den Vorberichten schon eingehend dargelegt 
hat - nach den Bestimmungen des derzeit geltenden Bundesstraßengeset­
zes 1971 nicht alle mit dem Bau und Betrieb einer Bundesstraße verbunde­
nen Eingriffe bzw. Immissionen entschädigungsfähig sind. So fehlt es insbe­
sondere an der Rechtsgrundlage zum Ersatz des Verdienstentganges durch 
faktische Stillegung eines Gewerbebetriebes während der Dauer von Stra­
ßenbauarbeiten. Zahlreiche Beschwerden betrafen wieder Fragen der Teil­
bzw. Gesamtablöse von Objekten sowie deren Bewertung, wobei auch die 
Volksanwaltschaft zu der Auffassung gelangte, daß die im Sinne der ständi­
gen Judikatur des Verwaltungs�erichtshofes bei der Bew�rtung von Liege�­
schaften herangezogene Verglelchswertmethode auch nicht annähernd em 
solcher Entschädigun�sbetrag errechnet wird, der den Betroffenen in die 
Lage versetzt, ein gleichartiges Projekt wieder zu erwerben. Die bei der 
Entschädigung auftretenden Härtefälle fallen umso schwerer ins Gewicht, 
weil jeder Eingriff in das Eigentum des einzelnen, der im öffentlichen Inter­
esse und zum allgemeinen Besten erforderlich ist, vom Betroffenen ohne­
dies bereits ein Opfer verlangt, das jedoch nicht durch die unzulänglichen 
Kompensationsmaßnahmen der öffentlichen Hand als Bestrafung empfun­
den werden darf. Dazu kommt noch, daß - wie die Volks anwaltschaft aus 
Anlaß mehrerer bei ihr vorgebrachten Beschwerden festgestellt hat - Ent­
schädigungsleistl.�ngen oft erst Jahre nach der Enteignung bzw. nach 
Abschluß eines Übereinkommens mit den Betroffenen angewiesen werden, 
ohne eine entsprechende Valorisierung für den zwischenzeitig eingetrete­
nen Geldwertverlust vorzunehmen. Auch darin hat die Volks anwaltschaft 
eine Härte festgestellt, die dem einzelnen, der durch Enteignungs- oder 
Abtretungsmaßnahmen betroffen wird, nicht zugemutet werden kann. 
Die Volksanwaltschaft hat schließlich auch festgestellt, daß nach wie vor 
im Zuge von Straßenbaumaßnahmen nicht jene Sorgfalt angewendet wird, 
die bei Eingriffen in fremdes Eigentum erforderlich wäre. Wie die Volksan­
waltschaft bereits in ihrem Dritten Bericht an den Nationalrat zu Punkt 2 .4 
der Einzelfälle (Seite 52) dargelegt hat, sind bei Baurnaßnahmen die Eigen­
tumsverhältnisse zweifels frei festzustellen, damit konsens- und entschädi­
gungslose Inanspruchnahmen von Fremdgrundstücken vermieden werden 
können. Im Hinblick auf die im Anwendungsbereich des Bundesstraßenge­
setzes 197 1 in der geltenden Fassung erhobenen Beschwerden hat die 
Volks anwaltschaft daher die nunmehr zur Begutachtung ausgesendete 
Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesstraßengesetz 
1 971  abgeändert werden soll (Bundesstraßengesetznovelle 1980) begrüßt. 
Sollte eine Novellierung des Bundesstraßengesetzes - die von der Volks­
anwaltschaft mehrfach angeregt wurde - auf der Basis des vorgelegten 
Entwurfes erfolgen, so wird in vielen Fällen, die derzeit vom Anwendungs­
bereich des Gesetzes nicht erfaßt sind, eine Abhilfe möglich werden. 
In diesem Sinne scheint der Volksanwaltschaft die Aufnahme der Umwelt­
verträglichkeit in die grundsätzlichen Zielsetzungen des. Gesetzes von 
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besonderer Bedeutung, weil dadurch in stärkerem Ausmaß als bisher auf 
die Umweltbelastung einer geplanten Bundesstraße einzugehen sein wird. 
Durch die Einbeziehung der Umweltverträglichkeit in die Kriterien, die bei 
der Trassenverordnung zur Festlegung einer Bundesstraße zu beachten 
sind, rückt sie in ihrem Stellenwert an die Seite der bereits bisher zwingend 
vorgeschriebenen Kriterien der gefahrlosen Benützbarkeit, der Sicherheit, 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs sowie der Wirtschaftlichkeit. Sie 
wird daher zukünftig auch in dem nach § 4 Bundesstraßengesetz vorgese­
henen Stellungnahmeverfahren zu berücksichtigen sein. Auch die Einbin­
dung der Schutzinteressen von Anrainern sei besonders hervorgehoben. 
Damit wird dem betroffenen Personenkreis - wenngleich auch nicht in 
der Form von subjektiven öffentlichen Rechten - ein erweitertes Mit­
spracherecht bei der Bundesstraßenplanung eingeräumt, das stärker als bis­
her die Individualinteressen berücksichtigt. Durch die Aufnahme der 
Umweltverträglichkeit in den Grundsatzkatalog und der Schutzinteressen 
der Anrainer in die Bestimmungen über die Trassenverordnungen wird 
auch erreicht, daß im Falle der Anfechtung einer Trassenverordnung beim 
Verfassungsgerichtshof bei der Prüfung der Gesetzmäßigkeit dieser Ver­
ordnung auch diese Gesichtspunkte als Maßstab zu dienen haben, was ins­
besondere beim Widerstreit mehrerer Trassenvarianten dem Rechtschutzin­
teresse des einzelnen aber auch dem öffentlichen Interesse an einer best­
möglichen Straßenplanung dient. 

Auch einem weiteren Anliegen, auf das die Volksanwaltschaft in ihrem 
Dritten Bericht (Seite 49) besonders hingewiesen hat, würde durch die neu 
zu schaffende Bestimmung des § 7 a weitgehend Rechnung getragen. Im 
Entwurf dieser Bestimmung ist für den Bund als Planungsträger eine Vor­
sorgepflicht im Hinblick auf Beeinträchtigung der Nachbarn durch den 
künftigen Verkehr auf einer Bundesstraße enthalten. Im Rahmen dieser 
Vorsorgepflicht sollen dem Bund die Errichtung und Erhaltung von Lärm­
schutz- und sonstigen Einrichtungen zur Verminderung von Anrainerbe­
einträchtigungen obliegen. Weiters ist die Ablöse von überwiegend Wohn­
zwecken dienenden Gebäuden vorgesehen, wenn durch andere wirtschaft­
lich vertretbare Maßnahmen kein entsprechender Erfolg erzielt werden 
kann. Aufgrund dieser Gesetzesstelle könnten Härtefälle, wie sie von der 
Volksanwaltschaft beispielsweise in ihrem Ersten Bericht (Seite 3 1  f.) und 
in ihrem Dritten Bericht (Seite SO f.) dargestellt wurden, in Zukunft vermie­
den werden. 

Der Entwurf sieht im weiteren auch eine Verbesserung bei der Entschädi­
gungsbemessung vor und ersetzt in bestimmten Fällen den bisher zugrunde 
zu legenden und auf der Basis. der V ergleichswertmetho�e zu ermitte�nden 
Verkehrswert durch den WIederbeschaffungswert. Diese Begünstigung 
bleibt allerdings auf Objekte beschränkt, die den einzigen Wohnsitz des 
Betroffenen darstellen. Die Volksanwaltschaft vertritt hiezu die Auffas­
sung, daß zumindest in gleicher W.eise berücksi�htigungswürdig auch die 
Beanspruchung von dem Erwerb dienenden Objekten für Bundesstraßen­
zwecke anzusehen ist, da auch in diesem Fall die ermittelte Entschädigung 
im Regelfall nicht ausreicht, die wirtschaftliche Existenzfähigkeit des 
Betroffenen wiederherzustellen. Darüber hinaus scheint es der Volksan­
waltschaft erforderlich, im Hinblick auf die eingangs dargelegten Gedan­
ken zum Opfercharakter von Eingriffsmaßnahmen in das Privateigentum 
eine generelle Angleichung an die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhält-
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nisse in allen Fällen derartiger Eingriffe zu überlegen und den Ersatz des 
Wiederbeschaffungswertes nicht auf einzelne taxativ aufgezählte Fälle zu 
beschränken, zumal derartige Ausnahmetatbestände im Sinne des auch den 
Gesetzgeber bi.ndenden Gleichheitsgrundsatzes einer eingehende� sachli­
chen Rechtfertlgung bedüden. Nach der vorgesehenen Regelung Ist näm­
lich ein Landwirt, der eine landwirtschaftliche Nutzfläche bewirtschaftet, 
die für den Bundesstraßenbau in Anspruch genommen werden soll, schlech­
ter ge�tellt als �er Eigentümer eines �ohnobjektes� da bei Ent�ignung �er 
landWirtschaftlichen Nutzfläche auch In Zukunft die Entschädigung ledig­
lich nach dem Verkehrswert edolgt und nicht nach dem Wiederbeschaf­
fungswert. 
Die Volksanwaltschaft hat in ihren bisher erstatteten Berichten an den 
Nationalrat auch jeweils angeregt, Verbesserungen der ParteisteIlung von 
durch Bundesstraßenbaumaßnahmen betroffenen Personen zu erwägen. 
Auch diesbezüglich würde der vorgelegte Entwud der Bundesstraßenge­
setznovelle 1980 eine Verbesserung der Rechtsposition erzielen, da nun­
mehr im Enteignungsvedahren auch dinglich oder obligatorisch Berechtig­
ten ParteisteIlung zuerkannt werden soll. 
Schließlich soll auch der in der ständigen Judikatur des Vedassungsge­
richtshofes herausgebildete Grundsatz der Rückübereignung beanspruchter 
Grundstücke, die nicht für Maßnahmen nach dem Bundesstraßengesetz 
verwendet wurden, in Form eines formalrechtlich und materiellrechtlichen 
Anspruches gesetzlich geregelt werden, wodurch für die Betroffenen eine 
wesentliche Erleichterung bei der Rechtsdurchsetzung eintreten wird. 
Neben der zroßen Gruppe von Beschwerden im Zusammenhang mit dem 
Bundesstraßenbau wurden vereinzelt auch Beschwerden in Vermessungssa­
chen, in dienstrechtlichen Belangen des Ressorts sowie in Angelegenheiten 
des Wohnhauswiederaufbaufonds sowie der Wohnbauförderung herange­
tragen. 

2.1 Konsenslose Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke 
VA Zl. 54 - B 2/79 BM Zl. MP 4580 
A. B. aus Wien ist Eigentümer eines Grundstückes im Gemeindegebiet von 
Streithofen. In den Jahren 1 972 - 1974 wurden im Zusammenhang mit der 
Verbreiterung der Bundesstraße 1 Straßenbauarbeiten im Bereiche dieses 
Grundstückes durchgeführt. In seiner Beschwerde führte A. B. aus, daß 
eine 5 m2 große Teilfläche ohne seine Zustimmung und ohne Rechtstitel in 
Anspruch genommen worden sei und er hiefür auch keine Entschädigung 
erhalten habe. In einer solchen Vorgangsweise liege ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung. 
Im Prüfungsvedahren stellte die Volksanwaltschaft fest, daß die Grund­
grenzen infolge eines Abbruches eines Gebäudeteiles nicht genau festge­
stellt worden waren und aus diesem Grunde ein 5 m2 großes Teilstück tat­
sächlich ohne Rechtstitel in Anspruch genommen worden war. Die Volks­
anwaltschaft gelangte daher auch in diesem Falle (vgl. Fall 2.4 im Dritten 
Bericht an den Nationalrat Seite 52) zu der Schlußfolgerung, daß in der 
Unterlassung der zweifelsfreien Feststellung der Eigentumsverhältnisse vor 
Baube�inn ein Mißsta�d im .Bereich �er yerwaltung gelegen ist. Durch eine 
derartige Vorgangswelse Wird nämlich Jene Sorgfalt außer acht gelassen, 
die das rechtsstaatliche Prinzip von der Verwaltung verlangt. 
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Eine Empfehlung durch die Volksanwaltschaft konnte deshalb unterblei­
ben, weil im Zuge eines zwischenzeitig durchgeführten Enteignungsverfah­
rens die gegenständliche Fläche enteignet und entsprechend entschädigt 
worden ist. Der Bundesminister für Bauten und Technik hat aus Anlaß die­
ses Beschwerdefalles der Volksanwaltschaft eine abschließende Stellung­
nahme übermittelt und ausgeführt, daß bei der konsens los in Anspruch 
genommenen Grundfläche es sich um einen Grundstreifen mit einer Länge 
von 1 4,08 m und einer Breite von 36 cm gehandelt habe und der Nachweis 
des Grundeigenturnes aufgrund der Grundbuchsmappe nicht mit der 
erforderlichen Genauigkeit erfolgen könne. In der Natur selbst sei die 
Grundgrenze infolge d�r Abbrucharbeit�n nicht ge.nau erkennba� gewes�n. 
Es würden daher auch m Zukunft q�rartlge Fälle nIcht auszuschließen sem. 
Im übrigen vergebe die Republik Osterreich - Bundesstraßenverwaltung 
die Straßenbauarbeiten an eine Baufirma, der die Grundflächen, die von 
der Republik Österreich - Bundesstraßenverwaltung erworben wurden, 
im Grundeinlösungsplan bezeichnet würden. Werde in der Folge bei 
Durchführung der Bauarbeiten ein anderes Grundstück beansprucht, so 
falle dieses Versehen nicht unmittelbar dem Bund zur Last. 

Die Volksanwaltschaft vermag sich diesen Ausführungen nicht anzuschlie­
ßen. Bestehen nämlich Unklarheiten über einen Grenzverlauf und ist die 
Grenze in der Natur nicht mehr ersichtlich bzw. gibt die Mappendarstel­
lung keinen hinreichenden Aufschluß, so ist vor Inangriffnahme der Arbei­
ten durch eine entsprechende Nachvermessung Klarheit zu schaffen. Auch 
die Ausführungen hil).sichtlich der Beauftragung eines Subunternehmens 
können die Republik Osterreich - Bundesstraßenverwaltung nicht von der 
grundsätzlichen Verantwortung für die von ihr in Auftrag gegebenen 
Arbeiten e.�tlasten, da jedenfalls die Handlungen des Subunternehmens der 
Republik Osterreich - Bundesstraßenverwaltung zuzurechnen sind. 

2.2 Ablehnung einer Schadensliquidierung durch die Bundesstraßenverwaltung 
VA Zl. 9 - B 2180 BM Zl .  036 1 
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H. R. aus Graz ist Eigentümer eines Kraftfahrzeuges, das er auf einer 
öffentlichen Straße vorschriftsmäßig geparkt hatte. Am 24. April 1979 
wurde der vom Beschwerdeführer abgestellte PKW durch einen infolge 
Windeinwirkung umstürzenden Baum, der sich auf einem bundeseigenen 
Grundstück befand, schwer beschädigt. In seiner Bt;�chwerde an die Volks­
anwaltschaft führte H. R. aus, daß die Republik Osterreich jegliche Ent­
schädigungszahlung ablehne und das Bundesministerium für Bauten und 
Technik auch weiterhin die Liquidierung dieses Schadensfalles verweigere, 
obwohl ein Gutachten eines gerichtlich beeideten Sachverständigen für das 
Forstwesen �orlieg� aus dem e�sichtlich sei, daß �ie l!rsache des Schadens­
falles überwIegend m der vermmderten Standfesugkelt des Baumes gelegen 
gewesen sei und nicht in der damals etwa stärkeren Windeinwirkung. Die 
ungerechtfertigte Weigerung zur Schadensbehebung stelle somit einen 
Mißstand im Bereich der Verwaltung dar. 

Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren fest, daß der gegen­
ständliche Eschenbaum sich unmittelbar am Ufer eines Baches befunden 
hatte. Dieser Bach war im Laufe der Zeit ausgetrocknet, wodurch die am 
Westufer des Baches stehenden Bäume allmählich infolge des geänderten 
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Wasserstandes absterben. Der 1 7  m hohe Baum hatte - wie im Gutachten 
des Sachverständigen festgehalten ist - ein starkes Übergewicht in Rich­
tung Straße ; der Wurzelstock hatte eine einseitige Ausbildung, die durch 
den im Boden vorhandenen Mauersockel zusätzlich stark beeinträchtigt 
wurde. Durch das Ubergewicht in Richtung Straße trat auch eine Schwer­
punktverlagerung ein, die letztlich im Zusammenhang mit der Windeinwir­
kung zum Umfallen des Baumes wesentlich beigetragen hat. Aufgrund des 
Ergebnisses des Prüfungsverfahrens hat die Volksanwaltschaft der 
Beschwerde Berechtigung zuerkannt. 
Eine wei.tere V �ranlassung du�c� die Volksanwaltschaft wa� jedoch. deshalb 
entbehrlich, weil der Bundesmmlster für Bauten und Technik noch Im Zuge 
des Prüfungsverfahrens aufgrund des Ergebnisses ergänzender Erhebungen 
die Schadenersatzforderung des Beschwerdeführers anerkannt und den 
Schaden von rund 70 000 S ersetzt hat. 

2.3 Enteignung von Grundstücken für die Errichtung eines Wirtschaftsweges 
VA Zl. 25 - B 2180 BM Zl . 5 1 7/800643 
J. Sch. aus Z., NÖ., ist Eigentümer der Grundparzellen Nr. 65, 66 und 67 
der KG Z., auf welchen er eine Wirtschaftshalle errichtet hatte. Im Zuge 
der Neugestaltung der Bundesstraße 4 wurden Teilflächen dieser Liegen­
schaft aus dem Gutsbestand des Beschwerdeführers enteignet. 
In der bei de� Volksanwaltschaft erhobenen .Beschw:erde m.achte J. Sch. gel­
tend, daß bel der Berechnung der Entschädigung eme germgere Grundflä­
che zugrunde gelegt worden sei, als tatsächlich beansprucht wurde ; weiters 
habe er im Zusammenhang mit der Grundinanspruchnahme auch einen 
bestehenden Stall abtragen müssen, wofür er nicht entschädigt worden sei. 
Im übrigen habe er nachträglich festgestellt, daß die enteigneten Grund­
stücke nicht nur für Bundesstraßenzwecke, sondern auch zur Errichtung 
eines Verbindungsweges benützt worden seien, wofür das Bundesstraßen­
gesetz keine Handhabe biete. Hierin erblicke er einen Mißstand im Bereich 
der Verwaltung. Nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesministers 
für Bauten und Technik stellte die Volksanwaltschaft im Prüfungsverfahren 
folgendes fest : 
Im Zusammenhang mit der Neutrassierung der B 4 wurde im Bereich der 
Liegenschaften des Beschwerdeführers ein Wirtschaftsweg neu errichtet 
und die bestehende Landeshauptstraße Nr. 3 1  abgesenkt ul}.d unter der 
Horner Bundesstraße durchgeführt. Mangels eines gütlichen Ubereinkom­
�ens wurden hiefür zwei Enteignungsverfahren beantragt. Die Republik 
Osterreich - Bundesstraßenverwaltung beantragte die Enteignung der für 
den Wirtschaftsweg erforderlichen Teilflächen der Grundstücke Nr. 67 
Baufläche im Ausmaß von 6 m2, Nr. 66 Garten im Ausmaß von 35 m2 und 
Nr. 65 Baufläche im Ausmaß von 1 76 m2• Das Bundesland Niederöster­
reich - Landesstraßenverwaltung begehrte die Ente!gnung der für die 
Verlegung der Landeshauptst�aße Nr. 3 1  erforderlichen Flächen �er 
Grundstücke Nr. 67 Baufläche Im Ausmaß von 358 m2, Nr. 66 Garten Im 
Ausmaß von 1 79 m2• 
Aus der Verhandlungsschrift geht hervor, daß die Entschädigungsbemes­
sung durch Einholung mehrerer voneinander unabhängiger Sachverstän­
digengutachten erfolgte, die alle zu einem übereinstimmenden Ergebnis 
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kamen. So wurden für die insgesamt 2 1 7  m2 zur Errichtung des Wirt­
schaftsweges 6 5 1 0  S an Entschädigung angewiesen, für die für die Verle­
gung der Landeshauptstraße Nr. 3 1  erforderlichen Grundflächen inklusive 
der auf der Parzelle Nr. 67 befindlichen Scheune 1 80 000 S zugesprochen. 
Die Volksanwaltschaft hat aufgrund der Aktenlage keinen Anlaß, die 
schlüs�igen Gutachten der be�aßten Sachverständigen in Zweifel �u ziehen 
und die aufgrund der Verglelchswertmethode erfolgte EntschädIgungsbe­
messung als fehlerhaft anzusehen. Soweit die Beschwerde sich daher gegen 
die Höhe der Entschädigung richtete, kam ihr keine Berechtigung zu. Auch 
der Vorwurf des Beschwerdeführers, daß mehr Grund beansprucht worden 
sei als entschädigt wurde, konnte nicht erhärtet werden. Vielmehr hat die 
Voll�sanwaltschaft �urch Akteneinsicht fe�tgestellt, daß .insgesamt 754 m2 
enteignet wurden, Jedoch 528 m2 tatsächhch von den Liegenschaften des 
Beschwerdeführers in Anspruch genommen worden waren. Auch der V or­
wurf, daß für den abzutragenden Stall keine Entschädigung zugesprochen 
worden sei, erwies sich als nicht gerechtfertigt, da die Abtragung der 
Scheune in das Sachverständigengutachten für die Entschädigungsbemes­
sung aufgenommen und auch entsprechend bewertet worden war. 
Der Beschwerdeführer befand sich jedoch im Recht, wenn er behauptete, 
daß die Enteignung der für den Wirtschaftsweg erforderlichen Teilflächen 
nicht nach dem Bundesstraßengesetz hätte erfolgen dürfen. Der in 
Beschwerde gezogene Wirtschaftsweg, für den mit Enteignungsbescheid 
des Landeshaup.tmann�s von Niederö�terreich vom 30. �ai 1979, Zahl I/6-
838/ 12- 1969, die Enteignung von Teilflächen �us der �Iegenschaft Nr. 67, 
66 und 65 KG Z ausgesprochen worden war, Ist nämhch weder unter den 
Begriff der Bundesstraße noch den eines Bestandteiles einer Bundesstraße 
zu subsumieren; der Landeshauptmann von Niederösterreich als Straßen­
rechtsbehörde hat daher den in Beschwerde gezogenen Bescheid rechtsirrig 
auf die Bestimmungen des Bundesstraßengesetzes gestützt. Er hat damit 
nach der ständigen Judikatur des Verfassungsgerichtshofes (vgl. z. B. die 
Erkenntnisse Verf. Slg. Nr. 5 1 45/1965, 5807/ 1968 und 7457/ 1 974) eine 
Zuständigkeit in Anspruch genommen, die ihm nach dem Gesetz nicht 
zukommt und damit dem Beschwerdeführer den gesetzlichen Richter ent­
zo�en. Dieser Umstand. behaftet den angefochtenen B.escheid mit Nichtig­
keit gemäß § 68 Abs. 4 ht. a AVG 1950, doch konnte die Volksanwaltschaft 
eine Empfehlung auf Nichtigerklärung des gegenständlichen Bescheides 
nicht mehr aussprechen, da eine solche nach Ablauf von drei Jahren vom 
Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides an gerechnet nicht mehr zulässig 
ist. Die Volksanwaltschaft mußte sich daher auf die Feststellung eines Miß­
standes beschränken. 

2.4. Verzögerung bei der Anweisung von Entschädigungsleistungen 
VA ZI. 48 - B 2180 
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D. B. ist Eigentümerin einer Liegenschaft in St. G., Salzburg. Für den Aus­
bau der B 1 58 ,  wurden von der Bundesstraßenverwaltung aus der EZ 230 
zunächst 656 m2 für den Straßenbau in Anspruch genommen, wobei die 
Schätzung des Grundpreises am 1 4. Juli 1 972 erfolgte, der Bescheid am 
2 1 .  Dezember 1 972 ausgestellt wurde und die Beschwerdeführerin den Ent­
schädigungsbetrag am 2. März 1 973 ausbezahlt erhielt. 
In der Folge wurde neuerlich aus dem Gutsbestand der Beschwerdeführerin 
eine Teilfläche von 1 1 7 m2 abgelöst. Die Bemessung des Entschädigungs-
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wertes richtete sich nach wie vor nach der Schätzung vom 1 4. Juli 1 972, 
obwohl die Entschädigung selbst erst Ende 1976 angewiesen wurde. D. B. 
führte bei der Volks anwaltschaft Beschwerde darüber, daß zwischen der 
Schätzung und der Ausbezahlung der zweiten Teilleistung vier Jahre ver­
strichen seien; ihrer Meinung nach hätte die Entschädigungsbemessung 
aufgrund der zwischenzeitig erfolgten Entwicklung auf dem Grundstücks­
markt valorisiert werden müssen. Durch die um vier Jahre verspätete Aus­
zahlung habe die Beschwerdeführerin einen Realverlust erlitten, der ihr 
nicht abgegolten worden sei. Hierin erblicke sie einen Mißstand im Bereich 
der Verwaltung. 
Im Prüfungsverfahren stellte die Volksanwaltschaft anhand des Grundein­
lösungsplanes fest, daß es sich bei dem im Jahre 1976 eingelösten Grund­
stücksteil um eine Restfläche handelte, die vom Haus der Beschwerdefüh­
rerin durch die neue Straße abgetrennt auf der gegenüberliegenden Stra­
ßenseite lag, jedoch mit dem ursprünglichen Grundstück, das im Jahre 1 972 
eingelöst worden war, eine wirtschaftliche Einheit bildete. Wie aus den 
Verwaltungsakten des weiteren ersehen werqen konnte, erfolgte die Einlö­
sung dieser Fläche. aufgrund eines gütlichen Übereinkommens .zw:ischen der 
Beschwerdeführenn und der Bundesstraßenverwaltung, wobei die Bundes­
straßenverwaltung ihrem Anbot die seinerzeitige Schätzung aus dem Jahre 
1 972 zugrunde gelegt hatte. Durch den Abschluß des übereinkommens 
hatte sich somit die Beschwerdefuhrerin der Möglichkeit begeben, eine für 
sie günstigere Entscheidung im Verwaltungswege herbeizuführen. Hätte 
die Beschwerdeführerin nämlich das Grundstück nicht im Vertragswege an 
die Bundesstraßenverwaltung veräußert, sondern ein Enteigungsverfahren 
durchführen lassen, dann wäre der Schätzwert des in Anspruch genomme­
nen Grundstücksteiles zum Zeitpunkt der Erlassung des Enteignungsbe­
scheides zugrunde zu legen gewesen. Dadurch, daß die Beschwerdeführe­
rin von sich aus ein Entgegenkommen zeigte und dem Straßenbauträger 
Zeit und weitere Verfahrensschritte erspart hat, ist sie nun im Ergebnis 
schlechtergestellt als ein Betroffener, der unter der Ausschöpfung sämtli­
cher zustehender Rechtsmittel und Rechtsbehelfe den Verwaltungsweg 
beschritten hat. 
Die Volksanwaltschaft vertritt die Auffassung, daß die von der Republik 
Österreich - Bundesstraßenverwaltung gewählte Vorgangsweise bei der 
Erstellung des Anbotes an die Beschwerdeführerin auch unter dem 
Gesichtswinkel der Sparsamkeit und ökonomischen Führung der Verwal­
tung nicht geeignet ist, das Vertrauen der Staatsbürger in die öffentliche 
Verwaltung zu festigen. Das im vorliegenden Fall erzielte Ergebnis ver­
stärkt vielmehr den häufig in der Bevölkerung vorhandenen Eindruck, die 
Organe der öffentlichen Verwaltung würden sich überwiegend von fiskali­
schen Gesichtspunkten leiten lassen und die Interessen des einzelnen - wie 
es einer richtig verstandenen Abwägung von öffentlichen und privaten 
Interessen entspräche - nicht in entsprechender Weise berücksichtigen. 

2.5 Verdienstausfall einer Gastwirtschaft während der Dauer der Bundesstra­
ßenbauarbeiten 
VA Z1. 60 - B 2180 

I. M. aus Ternberg war Pächterin eines Gasthauses in Steyr an der Eisen­
Bundesstraße. Im Zuge der Errichtung der neuen Eisen-Bundesstraße 
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wurde der Geschäftsgang praktisch stillgelegt, da es durch die Bauarbeiten 
nicht möglich war, das Gasthaus zu erreichen. Da die Bauarbeiten einen 
längeren Zeitraum in Anspruch nahmen, geriet die Beschwerdeführerin in 
Zahlungsschwierigkeiten und mußte schließlich das Pachtverhältnis auflö­
sen. 
I. M. führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß sie für den 
in einem kausalen Zusammenhang mit dem Bundesstraßenbau stehenden 
Geschäftsausfall keine Entschädigung erhalten habe. Darin erblicke sie 
einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 
Wie die Volks anwaltschaft im Prüfungsverfahren feststellen mußte, bietet 
das Bundesstraßengesetz 1971  in der derzeit geltenden Fassung keine Mög­
lichkeit, den der Beschwerdeführerin entstandenen Schaden zu ersetzen. 
Aber auch die Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches 
kommen im vorliegenden Fall nicht zum Tragen, da der der Beschwerde­
führerin erwachsene Schaden nicht auf eine rechtswidrige Handlung 
zurückzuführen ist. Aufgrund der Gesetzeslage hat die Volksanwaltschaft 
daher keinen Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt. Sie vertritt 
jedoch die Auffassung, daß die Nichtentschädigung derartiger existenzbe­
drohender Geschäftsausfälle eine gesetzliche Härte darstellt. Die Volks an­
waltschaft regt daher an, auch dieses Problem bei der Novellierung des 
Bundesstraßengesetzes in Erwägung zu ziehen. 

3 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Allgemeines 
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Den Ressortbereich des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 84 Beschwerden an die Volksan­
waltschaft herangetragen. Schwerpunkt der Beschwerdeführung bildeten 
- wie dies auch schon in den Vorberichten zum Ausdruck kam - auch im 
Berichtszeitraum Angelegenheiten des Wasserrechtes. Besondere Bedeu­
tung kam bei den auf dem Gebiet des Wasserrechts eingebrachten 
Beschwerden der langen Dauer des Verfahrens zu. Wenngleich die Verzö­
gerung von wasserrechtlichen Verfahren zum überwiegenden Teil nicht auf 
das ausschließliche Verschulden der Wasserrechtsbehörden zurückzufüh­
ren war, sondern die Verfahrensdauer durch umfangreiche Erhebungen, 
die Einholung mehrerer Gutachten sowie jahreszeitlich bedingte Gegeben­
heiten gerechtfertigt war, wurden in einzelnen Prüfungsverfahren aber 
auch schuldhafte Verfahrensverzögerungen festgestellt, die dem Betroffe­
nen nicht zugemutet werden können. Der ganz allgemein zur Rechtferti­
gung herangezogene Umstand, daß der Behörde zur Last gelegte Verfah­
rensverzögerungen auf die Arbeitsüberlastung der Referenten und auf die 
Personalknappheit zurückzuführen sei, kann nach Ansicht der Volksan­
waltschaft nicht generell zur Entschuldigung von Versäumnissen der 
Behörde herangezogen werden, wenn sie dem in § 73 AVG 1 950 an sie 
gerichteten Gesetzesauftrag nicht nachkommt, handelt es sich doch dabei 
um einen allgemein bekannten Umstand, dessen Behebung durch organisa­
torische und personelle Maßnahmen weitgehend möglich ist. Nach Ansicht 
der Volksanwaltschaft wird von den befaßten Behörden vielfach außer acht 
gelassen, welche nachteiligen Folgewirkungen die Säumnis der Behörde bei 
den Betroffenen hervorrufen kann. Dies wird insbesondere bei Maßnah-
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men baulicher Art deutlich, wo das überproportionale Ansteigen der Bau­
kosten die finanziellen Möglichkeiten des Betroffenen bei jahrelanger 
Säumnis der Behörde in einem Ausmaß belastet, sodaß schließlich die 
Durch�ühru.ng des angestrebte.n Baupro�ektes für den Konsens�erber wirt­
schafthch mcht mehr tragbar Ist. Aus diesem Grunde hält es die Volksan­
�altschaft für notwendig, auch die wirtschaftlichen Gegebenheiten in die 
Uberlegungen bei der Gestaltung des Verfahrensablaufes miteinzubezie­
hen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der aus dem Bereich des Wasserrechts stammen­
den Beschwerden betraf wieder das wasserrechtliche Genossenschaftswe­
sen. Die Volksanwaltschaft hat bereits in ihrem Dritten Bericht an den 
Nationalrat (Seite 53) eine Verstärkung der Aufsichtstätigkeit der Wasser­
rechtsbehörden über die Wassergenossenschaften angeregt. Darüber hinaus 
ist die Volksanwaltschaft aufgrund der Ereignisse der durchgeführten Prü­
fungsverfahren zur Auffassung gelangt, daß das Wasserrechtsgesetz 1 959 
in der derzeit geltenden Fassung in seinem VII. Abschnitt von Wasserge­
nossenschaften und in seinem VIII. Abschnitt von den Wasserverbänden in 
bestimmten, sehr sensiblen Bereichen wie beispielsweise hinsichtlich der 
Wahl der Genossenschaftsorgane und der Anfechtung derartiger Wahlen, 
keine ausreichenden Bestimmungen enthält und daher auf diesem Gebiet 
eine Rechtsunsicherheit besteht, die nur durch eine entsprechende KlarsteI­
lung durch den Gesetzgeber beseitigt werden könnte. Durch die Wasser­
rechtsgesetznovelle 1 959 wurden nämlich jene Einzelbestimmungen aus 
dem Wasserrechtsgesetz 1 934, welche die Anfechtung von Wahlen in 
Genossenschaftsorgane zum Inhalt hatten, ersatzlos aufgehoben. Aus den 
erläuternden Bemerkungen zur seinerzeitigen Regierungsvorlage geht her­
vor, daß eine Regelung im Hinblick auf das genossenschaftliche Prinzip 
nicht für zweckmäßig erachtet wurde und es unbestritten sei, daß die Was­
serrechtsbehörde als Aufsichtsbehörde Wahlanfechtungen zu behandeln 
habe. Die Volksanwaltschaft gelang�e aufgru':ld der v<?� ihr durchgeführten 
Prüfungsverfahren zu dem Ergebms, daß die derzeluge Rechtslage dem 
�echtsschutzintere�se nicht voll Rechnung trägt. Es sind nämlich nicht n�r 
die Fragen bezüghch des Ablaufes von Wahlanfechtungsverfahren sowie 
hinsichtlich der Antrags.Jegitimation u':lgeklärt, sondern auch �ie Rechtsn�­
tur von genossenschafthchen Akten, die wäh�end der Daue� eInes anhängi­
gen Wahlanfechtungsverfahrens von dem die Organfunkuon ausübenden 
Personen gesetzt werden. Zwar scheint für den Fall, daß in Stattgebung der 
Wahlanfechtung die Wahl der Genossenschaftsorgane für nichtig erklärt 
wird, eine rückwirkende Sanierung von Rechtshandlungen aufgrund einer 
nichtigen Wahl bestellter Genossenschaftsorgane möglich, wenn nach 
erfolgter gesetzmäßig durchgeführter Wahl eine nachträgliche Genehmi­
gung durch die Genossenschaftsmitglieder bzw. durch die rechtens gewähl­
ten Organe in Ubereinstimmung mit den Satzungen der Genossenschaft 
erfolgt. Andererseits können auch solche Rechtsakte, die von ungültig 
gewählten Genossenschaftsorganen während der Dauer eines Wahlanfech­
tungsverfahrens gesetzt wurden, nicht als vollkommen nichtig angesehen 
werden, auch wenn eine nachträgliche Genehmigung nicht erfolgt. Dies 
wird vor allem am Beispiel von �echtsgeschäften deutlich, die di� Or{?ane 
während des Schwebezustandes Im Wahlanfechtungsverfahren mit Dntten 
abgeschlossen haben, welche durch das Vertrauen auf den äußeren Tatbe­
stand geschützt sind. Dasselbe Problem stellt sich aber auch im Zusammen­
hang mit der Ausübung der satzungsmäßigen Befugnisse der Genossen-
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schaftsorgane gegenüber den Mitgliedern der Genossenschaft. Zur Ver­
deutlichung der gesamten Problematik sei auf den unter Punkt 3.2 darge­
stellten Beschwerdefall verwiesen. 
In noch stärke.rem Ausmaß tritt der �argelegte. Mangel an gesetzlichen 
Regelungen bel den Wasserverbänden 10 Erschemung, welchen nach § 95 
des Wasserrechtsgesetzes 1959 durch Verordnung Aufgaben der staatlichen 
Verwaltung übertragen werden können und von diesen dann als "beliehene 
Unternehmungen" als dezentralisierte Staatsverwaltung wahrgenommen 
werden. 
Weitere Beschwerden, die jedoch weitgehend auf Einzelfälle beschränkt 
blieben, betrafen forstbehördliche Verfahren, Beschränkungen aufgrund 
der Marktordnungsgesetze, Bergbauernförderung sowie Streitigkeiten mit 
den österreichischen Bundesforsten. In einem Großteil dieser Verfahren hat 
die Volksanwaltschaft den Beschwerden keine Berechtigung zuerkannt; sie 
hat jedoch auch in diesem Bereich Härtefälle festgestellt, wie der unter 
Punkt 3.6 dargestellte Beschwerdefall zeigt. 

Im übrigen wurden auch dienstrechtliche Beschwerden von Bediensteten 
des Ressorts an die Volksanwaltschaft herangetragen, von denen ein 
Beschwerdefall wegen der darin enthaltenen grundsätzlichen Problematik 
einer näheren Erörterung bedarf. Der Beschwerde lag folgender Sachver­
halt zugrunde : 

Der im Jahre 1 965 wegen Erreichung der Altersgrenze aus dem Bundes­
dienst ausgeschiedene Beschwerdeführer war nahezu 45 Jahre im Dienst 
der forsttechnischen Abteilung für Wildbach- und Lawinenverbauung als 
Rechnungsführer tätig gewesen. Als Vertrags bediensteter des Bundes war 
er zunächst in der Entlohnungsgruppe d aufgenommen und später in die 
E;f1tloh�ungsgruppe c überstellt worden. Nac�deIJ? der Beschv.:-erd�führer 
die Reifeprüfung abgele.gt hatte, strebte er. eme übersteIlung 10 die Ent­
lohnungsgruppe b an, die aber von der Dienstbehörde abgelehnt wurde, 
weil nach ihrer Auffassung eine b-wertige Tätigkeit nicht vorlag. Weitere 
Schritte zur Rechtsverfolgung wurden vom Beschwerdeführer nicht 
gesetzt. Als e� im Jah;e 19?2 erfahren .hatte, daß aufgrund einer Einstu: 
fungsklage beim Arbeltsgencht durch emen anderen Rechnungsführer bel 
der Wildbach- und Lawinenverbauung die b-Wertigkeit dieser Tätigkeit 
festgestellt worden war, die Rechnungsführer in der Folge in die Entloh­
nungsgruppe b bzw. Verwendungsgruppe B übernommen wurden und auch 
entsprechende Bezugsnachzahlungen erhielten, stellte er ebenfalls einen 
Antrag auf Bezugsnachzahlung für die letzten 3 Jahre seiner Beschäftigung. 
Dieser Antrag wurde vom Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft im Hinblick auf die Verjährung der Entlohnungsansprüche abgewie­
sen. 
Die Volksanwaltschaft holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft insbesondere auch dazu ein, 
ob nicht im gegenständlichen Beschwerdefall auf die Einrede der Verjäh­
rung' die ja den materiellrechtlichen Anspruch nicht berührt, verzichtet 
werden könne. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat dies 
unter Hinweis auf die zu erwartenden Beispielsfolgen abgelehnt. 
Wenn�leich die !m ,,:orliegenden Fall getroffene Entscheid!-.1I;tg dem gesetz 
entspncht, hält sie die Volksanwaltschaft dennoch für unbllbg. Es trifft zu, 
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daß - wie dies der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft in seiner 
Stellungnahme ausführte - auch der gegenständliche Anspruch unter dem 
Gesichtspunkt einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Ver­
waltung zu betrachten ist und ein Verzicht auf die Verjährungseinrede im 
Widerspruch mit diesen Grundsätzen stünde. Im Zusammenhang mit dem 
vorliegenden Härtefall ist die Volksanwaltschaft der Ansicht, daß die beste­
�ende Fürsorgepflicht des Dienstgebers nicht zugunsten von fiskalischen 
Überlegungen in den Hintergrund treten dad. Die Konsumation von 
höherwertigen Dienstleistungen nach niedrigeren Entlohnungssätzen 
erscheint nämlich der Volks anwaltschaft nur unter einem fiskalischen 
Aspekt überhaupt einsehbar, wenn auch nicht vertretbar. 

3.1 Verfahrensverzögerung bei der Erlassung des wasserrechtlichen Ersatzbe­
scheides nach einem aufhebenden Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
VA Zl. 61  - B 3/77 BM Zl. 1 5 12/77 

�. B. au� G., OÖ, ist Eigentümerin der Liegenschaft �r. 1 1 5 1 1� KG I. 
Die BezIrkshauptmannschaft Wels-Land vedügte mit Bescheid vom 
26. September 1963, daß das gegenständliche Grundstück in das wasser­
rechtliehe Schutzgebiet für den Brunnen der Wasserversorgungsanlage der 
Wassergenossenschaft L. mit einbezogen wird. Die Einbeziehung in das 
Schutzgebiet hatte zur Folge, daß auf diesem Grundstück die Errichtung 
von Gebäuden verboten war. Der Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
W els-Land wurde sodann im administrativen Instanzenzug und schließlich 
vor dem Verwaltunsgerichtshof bekämpft. Dieser behob mit Erkenntnis 
vom 20. Dezember 1968 den letztinstanzlichen Bescheid des Bundesmini­
steriums für Land- und Forstwirtschaft wegen Rechtswidrigkeit seines 
Inhaltes, worauf mit Bescheid vom 1 2. Feber 1969 der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung 
an den Landeshauptmann von Oberösterreich zurückverwies. 
Mit Schreiben vom 27. Feber 1969 stellte M. B. bei der Gemeinde G. den 
Antrag um Erteilung ein�r Baubewilligung für die Errichtu�g. eines Wohn­
hauses auf dem Grundstuck Nr. 1 1 5 1 /3 KG I. Das Baubewilligungsvedah­
ren wurde jedoch, da die Frage der Einbeziehung des Grundstückes in das 
wasserrechtliche Schutzgebiet noch nicht rechtskräftig erledigt war, bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung der Wasserrechtsbehörde ausgesetzt. Der 
Ersatzbescheid des Landeshauptmal?-nes von Oberös.terreich �rde erst am 
3 1 .  Oktober 1 974 erlassen und damit das Schutzgebiet bezüglich des Brun­
nens der Wassergenossenschaft L. neu festgelegt. Unter anderem wurde das 
Grundstück von M. B. in das weitere Schutzgebiet einbezogen, in welchem 
die Errichtung von Gebäuden unter Auflagen erlaubt ist. 
M. B. führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß ihr erst 
mit dem Bescheid vom 16 .  März 1977 die baurechtliche Bewilligung zur 
Errichtung eines Wohnhauses auf dem gegenständlichen Grundstück erteilt 
worden sei. In der Verzögerung des Wasserrechtsvedahrens und des Bau­
bewilligungsvedahrens liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung, 
durch den ihr ein nachweislicher Schaden entstanden sei, da während der 
achtjährigen Vedahrensdauer die Baukosten stark gestiegen seien. Sie 
selbst treffe an der langen Vedahrensdauer kein Verschulden. 
Die Volksanwaltschaft hat im Prüfungsvedahren festgestellt, daß nach der 
Aktenlage die Dauer des Wasserrechtsvedahrens beim Landeshauptmann 
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von Oberösterreich bis zur Erlassung des Ersatzbescheides vorn 3 1 .  Okto­
ber 1974 nur teilweise durch die komplizierte Sachverhaltsaufnahme, insbe­
sondere durch die Einholung von Sachverständigengutachten gerechtfertigt 
war. Die a�lgemein bek�nnte Arbeitsüberlastung der.Wasserrechtsbeh?rden 
kann nämlIch nach Ansicht der Volksanwaltschaft mcht zur Rechtfertigung 
�iner derart lapgen V erfa�ren�dauer hera�gezogen werden. Sie enthebt 
msbesondere die Behörde mcht Ihrer Verpflichtung, gemäß § 73 AVG 1950 
im Verwaltungsverfahren ihre Entscheidung ohne unnötigen Aufschub zu 
treffen. Dazu kommt noch, daß sich mit der zugrunde liegenden Rechts­
frage der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vorn 20. Dezember 
1968 ausführlich auseinandergesetzt hat und die Behörde bei Erlassung des 
Ersatzbescheides lediglich der Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichts­
hofes Rechnung zu tragen hatte. Daß daher die vorn Verwaltungsgerichts­
hof aufgetragene Ergänzung der Sachverhaltsermittlungen durch die Was­
serrechtsbehörde einen Zeitraum von fünf Jahren in Anspruch nahm, kann 
der Beschwerdeführerin auch in einer schwierigen Rechtssache nicht zuge­
mutet werden. Die Volks anwaltschaft hat daher in dieser Verfahrensverzö­
gerung einen Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt. Eine wei­
tere Veranlassung der Volks anwaltschaft konnte deshalb unterbleiben, da 
im Zuge eines von der Beschwerdeführerin angestrengten Amtshaftungs­
verfahrens ein Vergleich über die der Beschwerdeführenn zu leistende 
Schadensgutmachung erzielt werden konnte. 
Die Volksanwaltschaft hat aber auch bezüglich des im Sachzusammenhang 
mit dem gegenständlichen Wasserrechtsvertahren stehenden baurechtlichen 
Verfahren durch die Gemeinde G. einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung festgestellt, weil ohne sachliche Rechtfertigung vorn Zeitpunkt der 
Rechtskraft des wasserrechtlichen Ersatzbescheides an gerechnet die Erlas­
sung de� Baubew�lligung weiter� drei Jahre in Anspruch genommen �at, 
wofür eme sachlIche Rechtfertigung aus dem Verfahrensverlauf mcht 
gefunden werden konnte. Diese Mißstandsfeststellung im Bereich der Lan­
desvez:waltung. wurde der Oberösu:rreichischen Landesregierung als 
Gememdeaufslchtsbehörde zur Kenntms gebracht. 

3.2 Verfahrensmängel im Wahlanfechtungsverfahren von Genossenschaftsorga-
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nen 
VA Z1. 63 - B 3/79 BM Z1. 1 2 1 5  a/80 
Dkfm. Dr. M. M. aus Neumarkt/Ybbs führte bei der Volks anwaltschaft 
Beschwerde darüber, daß das über seine Wahl vorn 1 1 .  Oktober 1978 zum 
Obmann einer Wassergenossenschaft eingeleitete Wahlanfechtungsverfah­
ren bis heute nicht erledigt worden sei. Aufgrund des im Instanzenzug er­
gangenen Bescheides des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft vorn 2. März 1978 sei die Wassergenossenschaft am oberen Ybbser 
Mühlbach verpflichtet, bestimmte Sanierungsarbeiten vorzunehmen. Dieser 
Aufgabe habe er sich als Obmann der Genossenschaft zugewendet, doch 
seien die von der Wassergenossenschaft unter seiner Leitung in Angriff 
genommenen Sanierungsarbeiten von der Behörde eingestellt worden. In 
der Folge habe ihm die Behörde aufgrund eines ungültigen Wahlvorganges 
in der Genossenschaft die ObmannsteIlung aberkannt, obwohl er über 
einen Bescheid verfüge, der klarstelle, daß die am 1 1 . Oktober 1 978 
gewählten Organe bis zur rechtskräftigen Klärung der Rechtsgültigkeit der 
Wahl im Amt verbleiben. Aus diesem Grund sei auch die Anerkennung der 

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 77 von 161

www.parlament.gv.at



späteren Wahl eines anderen Obmannes durch die Wasserrechtsbehörde im 
Instanzenwege behoben worden. Aufgrund dieser Vorkommnisse sei es 
zwischen ihm und der Wasserrechtsbehörde Erster Instanz zu Auseinander­
setzungen gekommen, die vor allem darin zum Ausdruck kämen, daß Ein­
gaben von ihm nicht behandelt würden, er keine Vorsprachemöglichkeiten 
mehr erhalte und durch auf das Wasserrechtsgesetz gestützte Verwaltungs­
straferkenntnisse schikaniert werde, wenn er im Interesse der Wassergenos­
sen erforderliche Hantierungen an den zur Genossenschaft gehörigen Was­
serbauten vornehme. Hierin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die Volks anwaltschaft holte im Zuge des Prüfungsverfahrens eine Stel­
lungnahme des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft ein, nahm 
Einsicht in die Verwaltunsakten und führte einen Ortsaugenschein durch, 
wobei nach Abschluß der Sachverhaltserhebungen von der V olksanwalt­
schaft folgende rechtliche Folgerungen für den Verfahrensverlauf gezogen 
wurden : 
N ach den derzeit geltenden Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 
besteht keine Regelung über die Amtsdauer der Genossenschaftsorgane, 
über die Möglichkeit ihrer Abwahl und der Durchführung von Neuwahlen 
sowie über die Anfechtung von Wahlen bezüglich von Organen von Was­
sergenossenschaften. Der Gesetzgeber ging aber offenbar davon aus, daß 
sich eine Entscheidungsbefugnis der Wasserrechtsbehörde in diesen Fällen 
schon aus dem Aufsichtsrecht ergibt und daß daher Reklamationen hin­
sichtlich des Wahlrechtes und Wahlvorganges bei Wassergenossenschaften 
in einem aufsichtsbehördlichen Verfahren gemäß § 85 Wasserrechtsgesetz 
1 959 abzusprechen sind (vgl. hiezu auch Krzizek Kommentar zum Wasser­
rechtsgesetz Wien 1 962, Seite 3 1 7  f. und Grabmayr-Rossmann, das öster­
reichische Wasserrecht2, Wien 1 978, Seite 372 f.) .  Die Bezirkshauptmann­
schaft Melk hat daher zu Recht ihre Entscheidungsbefugnis aufgrund der 
Anfechtung der Wahl des Beschwerdeführers durch andere Genossen­
schaftsmitglieder in Anspruch genommen und eine Entscheidung im Wahl­
anfechtungsverfahren erlassen. Sie hat es allerdings unter Außerachtiassung 
der im vorliegenden Fall heranzuziehenden Bestimmung des § 4 Abs. 1 
AVG 1950 verabsäumt, das Einvernehmen mit der Bezirkshauptmannschaft 
Amstetten herzustellen, da die Anlagen der Wassergenossenschaft sich über 
beide polititschen Bezirke erstrecken. Nach Berufung des Beschwerdefüh­
rers gegen diesen seine Wahl für ungültig erklärenden Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Melk wurde dieser Bescheid durch den Landes­
hauptmann von Niederösterreich behoben. Bis zu diesem Zeitpunkt war 
aber jedenfalls der im angefochtenen Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
Melk vom 1 4. August 1 979 enthaltenene Ausspruch rechtswirksam, daß die 
Funktion der am 1 1 . Oktober 1 978 gewählten Genossenschaftsorgane erst 
mit Rechtskraft dieses Bescheides erlösche. 
Noch vor Abschluß des Berufungsverfahrens, nämlich am 6. September 
1 979, erfolgte im Zuge einer außerordentlichen Genossenschaftsversamm­
lung eine Neuwahl der Genossenschaftsorgane. In diesem Zusammenhang 
vertrat auch die Volksanwaltschaft die Auffassung der Wasserrechtsbe­
hörde Erster Instanz, daß es durch die Bestimmungen des Wasserrechtsge­
setzes aber auch durch die Statuten der Wassergenossenschaft dieser nicht 
verwehrt ist, jederzeit im Rahmen einer außerordentlichen Genossen­
schaftsversammlung die bisherigen Organe abzuwählen und Neuwahlen 
durchzuführen, wenn die bisherigen Organe nicht mehr vom Vertrauen der 
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Mehrheit der Wassergenossenschaft getragen werden. Eine derartige Neu­
wahl setzt jedoch die satzungsgemäße Einberufung und Durchführung der 
Wahl voraus. Im vorliegenden Fall ergab sich aufgrund der Bestimmunmg 
des § 5 letzt.er Satz der Satzungen der Wassergenossenschaft, daß die 
außerordenthche Genossenschaftsversammlung auf Antrag von fünf 
Genossenschaftsmitgliedern vom Obmann einzuberufen gewesen wäre. Die 
Volksanwaltschaft stellte durch Akteneinsicht fest, daß die Einberufung zu 
�er auße�ordentlichen Genossenschaftsversammlung am 6. September 1959 
Jedoch mcht durch den Beschwerdeführer, über dessen Wahl das Anfech­
tungsverfahren noch anhängig war, erfolgt war, sondern durch einen von 
der Merhheit der Wassergenossen beauftragten Rechtsanwalt, weshalb die 
Einberufung und damit auch die nachfolgende Wahlhandlung als satzungs­
widrig anzusehen ist. 

In der Folge hat die Bezirkshauptmannschaft Melk diese satzungswidrig 
gewählten Organe mit Bescheid vom 16. Oktober 1 979 als rechtmäßige 
Vertretung der Wassergenossenschaft am oberen Ybbser Mühlbach aner­
kannt. Hiezu hat die Volksanwaltschaft festgestellt, daß eine Wahl bereits 
von dem Zeitpunkt an rechtsverbindlich ist, in dem der Beschluß gefaßt 
wurde. Rechtswirksam bleibt sie so lange, bis sie von der Wasserrechtsbe­
hörde im Aufsichtsweg für ungültig erklärt wird. Aus der Konstruktion der 
genossenschaftlichen Selbstverwaltung ergibt sich, daß die Entgegennahme 
der Anzeige über die Wahl der Genossenschaftsorgane formlos zu erfolgen 
hat und ein bescheidmäßiger Abspruch nur dort zulässig ist, wo dies durch 
die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes klar geregelt ist. Durch die 
Erlassung des Bescheides vom 16 .  Oktober 1979 hat die Bezirkshaupt­
mannschaft Melk daher eine Zuständigkeit in Anspruch genommen, die ihr 
nach dem Wasserrechtsgesetz nicht zukam. Der Landeshauptmann von 
Niederösterreich hätte daher aufgrund der Berufung des Beschwerdefüh­
rers diesen Besc�eid wegen U.nzuständigkeit der Erstb.ehörde zu beheben 
gehabt. Tatsächhch erfolgte die Behebung deshalb, weil der Landeshaupt­
mann von Niederösterreich im Berufungsverfahren rechtsirrig davon ausge­
gangen war, daß am 6. September 1979 überhaupt keine Wahlhandlung 
hätte vorgenommen werden dürfen, weil dies dem damals jedenfalls noch 
nicht in Rechtskraft erwachsenen Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
Melk vom 1 4. August 1979 widersprochen hätte. 

Im Endergebnis hat die Volksanwaltschaft festgestellt, daß beide Bescheide 
der Bezirkshauptmannschaft Melk, sowohl jener über die Ungültigerklä­
rung der Wahl vom 1 1 . Oktober 1 978 als auch jener über die Bestätigung 
der am 6. September 1 979 gewählten Organe aus formalen Gründen von 
der Berufungsbehörde behoben sind. Damit wurde den im Einvernehmen 
zuständigen Wasserrechtsbehörden erster Instanz der Weg für eine Sach­
entscheidung wieder eröffnet, da sowohl über die Wahl am 1 1 . Oktober 
1 978 als auch über die Wahl am 6. September 1 979 in der Sache selbst 
keine Entscheidung herbeigeführt worden war. Nach Ansicht der Volks an­
waltschaft wäre es daher Aufgabe der Erstbehörde gewesen, über beide 
Wahlanfechtungen in der Sache zu entscheiden und - um die Funktions­
fähigkeit der Genossenschaft sicherzustellen - bis zur Rechtskraft dieser 
Sachentscheidung einen Sachwalter zu bestellen. Statt dessen hat die 
Bezirkshauptmannschaft Melk in der Folge einen Weg beschritten, der 
weder im Wasserrechtsgesetz seine Deckung findet, noch den Grundsätzen 
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d�s allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechtes entspric�t. J\nstatt nä!ßlich 
die Klärung der Rechtsfrage der angefochtenen Wahlen 10 emem aufsIchts­
behördlichen Verfahren zu treffen, ersuchte sie die Oberbehörde um Klä­
rung dieser Rechtsfrage. Aus diesem Grund erfolgte auch die Bestellung 
eines Sachwalters mit Bescheid vom 27. November 1 979 mit dem Zeitpunkt 
befristet, "an dem seitens der Oberbehörde Abt. III/ 1 des Amtes der Nie­
derösterreichischen Landesregierung ein klarer Standpunkt hinsichtlich der 
am 6. September 1979 erfolgten Bestellung eines Obmannes für die Wasser­
genossenschaft eingenommen wird". Die Erstbehörde übersah dabei, daß 
die schließlich mit Erlaß vom 10 .  Jänner 1 980 durch das Amt der Nieder­
österreichischen Landesregierung erfolgte "Klarstellung" , daß die am 
6. Septembe� 1 979 gewähl�en Organe rech�mäßig gewählt seien, nicht ihre 
Sachentscheldung bezüglIch der anhäng�gen Wahlanfecht,;,ng ersetze!l 
konnte. Würde man aber den gegenständlIchen Erlaß der NIederösterreI­
chischen Landesregierung als Sachentscheidung betrachten, so wäre festzu­
stellen, daß die Berufungsbehörde funktionell als Erstbehörde entschieden 
und somit eine Zuständigkeit in Anspruch genommen hätte, die ihr nach 
dem Gesetz nicht zukommt und durch die der Beschwerdeführer dem 
gesetzlichen Richter entzogen worden wäre. Die Volks anwaltschaft hat 
daher diesem Erlaß nur die Bedeutung beigemessen, daß er zwar die 
Rechtsauffassung der Oberbehörde wiedergibt, für die Entscheidung in der 
Sache selbst jedoch keine weitere Wirkung entfaltet hat als die Außerkraft­
setzung der Sachwalterbestellung vom 27 . November 1 979. 

Zusammenfassend gelangte die Volksanwaltschaft daher zu der Auffas­
sung, daß die von der Aufsichtsbehörde getroffenen Maßnahmen von 
Anfa�g an nicht geeignet waren, eine rechtlich einwandfreie Entscheidung 
herbeizuführen. Durch das von der Erstbehörde gesetzte gehäufte Fehlver­
halten ist nun der Zustand eingetreten, daß über beide Wahlanfechtungs­
verfahren keine Sachentscheidung getroffen ist und daher die Frage nicht 
geklärt erscheint, ob überhaupt bzw. welche Organe für welche Zeit für die 
Wassergenossenschaft handlungsbefähigt und haftungsrechtlich verant­
wortlich sind. In der Summe der von der Aufsichtsbehörde gesetzten man­
gelhaften Verfahrensschritte hat die Volksanwaltschaft einen Mißstand im 
Bereich der Verwaltung festgestellt und dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft gemäß § 3 des Bundesgesetzes über die Volksanwaltschaft 
vom 24. Feber 1977, BGBL Nr. 1 2 1 ,  empfohlen, die Bezirkshauptmann­
schaft Melk anzuweisen, unverzüglich im Einvernehmen mit der Bezirks­
hauptmannschaft Amstetten gemäß § 85  Abs. 1 Wasserrechtsgesetz 1959 in 
der geltenden Fassung mit Bescheid über die Rechtsgültigkeit der Wahlen 
vom 1 1 .  Oktober 1978 und vom 6. September 1979 abzusprechen. Die 
Volksanwaltschaft erachtete es dabei für zweckmäßig, bis zum rechtskräfti­
gen Abschluß der Wahlanfechtungsverfahren einen Sachwalter zu bestel­
len, der die Funktionsfähigkeit der Wassergenossenschaft wenigstens mit 
Wirkung ex nunc sicherstelle? soll. 

Der Bundesminister für La,nd- und Forstwirtschaft hat dieser Empfehlung 
�it Erledigung vom 2 1 .  Novem�er 1 980 Rechnung getragen und da�ber 
hmaus wegen der grundsätzlIchen Bedeutung der gegenständlIchen 
Beschwerdesache die Entscheidung der Volksanwaltschaft in einem Rund­
schreiben allen Landeshauptmännern als Wasserrechtsbehörden zur Kennt­
nis gebracht. 
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3 .3  

80 

Unsachgemäße Errichtung einer Uferschutzmauer im Hochwasserabflußbe­
reich; Beseitigung eines Abflußhindemisses 
VA Zl. 67 - B 3179 BM Zl. 1 991 a179 

K. L. aus U.-H. ist Miteigentümer eines Grundstückes in N., das an den 
Kögl- und Mühlbach angrenzt. Mit Bescheid vom 3 1 .  Oktober 1 974 hat die 
Bezirkshauptmannschaft Perg dem Anrainer J. W. die wasserrechtliche 
Bewilligung zur Verrohrung des Mühlbaches, zur Errichtung einer Säge­
halle sowie zur Errichtung von Ufermauern im Hochwasserabflußbereich 
des Kögl- und Mühlbaches erteilt. Mit Bescheid vom 9. Dezember 1977 
erfolgte die Bewilligung einer Projektsänderung; schließlich wurde mit 
Bescheid d.�r Bezirkshauptmannschaft Perg vom 9 .  Juli 1 977 die wasser­
rechtliche Uberprüfung vorgenommen. Aufgrund einer Berufung von K. G. 
hat der Landeshauptmann von Oberösterreich im Berufungsverfahren 
Mängel festgestellt und mit Bescheid vom 25.  Oktober 1 979 die Behebung 
dieser Mängel angeordnet. Insbesondere wurde dem Anrainer aufgetragen, 
die vollständige Errichtung des Schutzgeländers auf der Mauerkrone vor­
zunehmen, die an der Mauer und zum Flußbett hin abgelagerten Sägespäne 
und Rinden zu entfernen, Korrekturen an der Steinschlichtung bei der 
Ufermauer vorzunehmen und das dabei anfallende Steinmaterial zur Befe­
stigung des rechten Bachufers zu verwenden. 

In seiner Beschwerde an die Volksanwaltschaft führte K. L. aus, daß der 
Mängelbehebungsauftrag trotz sein�r mehrfachen Urgenz b.ei der zuständi­
gen Wasserrechtsbehörde noch mcht erfüllt worden seI. Insbesondere 
befinde sich nach wie vor bei der vom Anrainer errichteten Ufermauer eine 
größere Steinschüttung, die ein Abflußhindernis bilde, sodaß die dadurch 
hervorgerufene Strömung das Ufer seines Grundstückes aushöhle. 

Im Zuge des Prüfungsverfahrens hat die Volksanwaltschaft einen Ortsau­
genschein durch die zuständige Wasserrechtsbehörde veranlaßt, als dessen 
Ergebnis festgestellt wurde, daß zwischen dem in Beschwerde gezogenen 
Steinhaufen und der schadenstiftenden Strömungsumlenkung ein Kausal­
zusammenhang besteht. Aufgrund des Ergebnisses dieser Verhandlung vom 
24. November 1 980 wurde sodann die Entfernung des störenden Steinhau­
fens im Bachbett angeordnet. Wie die Volksanwaltschaft aufgrund der Ein­
sichtnahme in die Verwaltungsakten sowie aus den angeforderten Berich­
ten weiters festgestellt hat, waren die übrigen vom Beschwerdeführer bean­
standeten und von der Behörde zur Behebung aufgetragenen Mängel 
bereits im Zuge des Berufungsverfahrens behoben worden, sodaß diesbe­
züglich der Beschwerdeführer im Berufungsverfahren klaglos gestellt wor­
den war. 

Hinsichtlich der Entfernung des Abflußhindernisses hat die Volksanwalt­
schaft festgestellt, daß der Beschwerde Berechtigung zukam. Unbestritten 
ist nämlich, daß der Beschwerdeführer mehrmals bei der Wasserrechtsbe­
hörde die Herstellung des konsensgemäßen Zustandes verlangt hat, die 
Beseitigung des Steinhaufens aber erst im Zuge des Prüfungsverfahrens und 
aufgrund des von der Volksanwaltschaft veranlaßten Einschreitens der 
Wasserrechtsbehörde erfolgt ist. Eine weitere Veranlassung durch die 
Volksanwaltschaft war entbehrlich, da der Beschwerdegrund noch im Zuge 
des Prüfungsverfahrens behoben wurde. 
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3.4 Unrichtige GrundstUcksschätzung im Zuge des Glanregulierungsverfahrens 
VA ZI. 1 5  - B 3/80 BM ZI.  547/80 

6 

J. P. ist Eigentümer der Liegenschaften EZ 44 und EZ 77 KG E., Kärnten, 
die im Grundbuch als Wiese ausgewiesen sind und v�n ihm als Acker�rund­
stücke verwendet werden. Im Zusammenhang mit der GlanregulIerung 
wurden Grundstücksteile aus seinem Gutsbestand in Anspruch genommen, 
wobei auf der Basis der Schätzung des landwirtschaftlichen Sachverständi­
gen bei der wasserrechtlichen Verhandlung ein Entschädigungsbetrag von 
70 S pro m2 angeboten wurde. Dieser Betrag wurde nicht aufgrund der 
Vergleichswertmethode ermittelt, sondern aufgrund des Augenscheines des 
Sachverst?-ndigen und der von ihm getroffenen Feststellung, es handle sich 
um ein Überschwemmungsgebiet und werde nach der jeweiligen Benüt­
zung und Bonität um 7.0 S je m� abgelöst. J. B. �ab i� der Verhandlung die 
Erklärung ab, gegen die RegulIerung selbst keIne EInwände zu haben, da 
das Vorhaben auch den Anrainern zugute komme, und den angebotenen 
Ablösebetrag anzunehmen. Bei dieser Entscheidung ließ sich J. B. davon 
leiten, daß die Entschädigung vom landwirtschaftlichen Sachverständigen 
für alle Betroffenen in gleicher Weise mit dem gleichen Betrag festgesetzt 
worden war. 
In seiner Beschwerde an die Volksanwaltschaft führte J. B. aus, daß auf­
grund von Einwendungen einer anderen Vedahrenspartei ein weiterer 
Sachverständiger dem Vedahren beigezogen worden sei, der in der Folge 
zu einem wesentlich höheren Ablösebetrag gelangt sei. So sei für die 
angrenzende Parzelle eine Entschädigung von 175 S festgesetzt worden, 
die um 1 50% höher liege als die mit dem Beschwerdeführer aufgrund des 
Erstgutachtens vereinbarte Entschädigung. Er habe daher im Berufungs­
wege versucht, eine Richtigstellung seines Entschädigungsbetrages auf­
grund des zweiten Sachverständigengutachtens zu erhalten, doch sei sein 
diesbezüglicher Antrag abgewiesen worden. Darin liege ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung, zumal er durch seine Erklärung, gegen das Regu­
lierungsvorha�en keine Einwän�e zu �rheben, der Behörde ein Entg�gen­
kommen gezeigt habe, das von Ihr bel der Bemessung der Entschädigung 
nicht gewürdigt worden sei. 
Im Prüfungsvedahren stellte die Volksanwaltschaft fest, daß die Ablehnung 
des vom Besch�erd.efüru:er �eltend ge�achten Antra�es durch d�e Wasser­
rechtsbehörde In ÜbereInstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen 
edolgt ist, da entsprechend der ständigen Judikatur des Verwal­
tungsgerichtshofes �it der �rklärur% gegen das Projekt keinen Ein�and 
zu erheben und die für die RealIsierung des Projektes edorderlIchen 
Grundflächen gegen einen ziffernmäßig festgelegten Betrag zur Verfügung 
zu stellen, ein Ubereinkommen zustande gekommen ist, durch das sich der 
Beschwerdeführer der Möglichkeit begeben hat, die Höhe der Entschädi­
gungssumme im Verwaltungsvedahren zu bekämpfen (vgl. z. B. das Erk. d. 
VwGH von 6. März 1958,  Slg. Nr. 4 596.) Ist es daher anläßlich der Ertei­
lung einer wasserrechtlichen Bewilligung zufolge gütlicher Einigung der 
Parteien zur Begründung von Zwangsrechten nicht gekommen, so ist die 
Wasserrechtsbehörde auch später nicht berufen, über die Frage der Ent­
schädigung entstandene Streitigkeiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu 
entscheiden (so auch das Erk. d. VwGH vom 4. April 1963, ZI. 596/62). 

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat in seiner Stellung­
nahme gegenüber der Volksanwaltschaft selbst ausgeführt, daß er das 
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E;rgebnis des vorliegenden Beschwerdefalles für unbefriedigend halte und 
übe�legungen anstellen werde, ob und wie ähnliche Fälle künftig möglichst 
verhmdert werden können. 
Auch die Volks anwaltschaft ist der Auffassung, daß es unbillig ist, wenn 
jener Betroffene, der einem im öffentlichen Interesse gelegenen Projekt 
kein Hindernis entgegenstellt und bereit ist, aus seinem Eigentum dem 
Gemeinwohl ein Opfer zu bringen, bei der Bemessung der Entschädigung 
schlechtergestellt ist als je!ler B�troffene, der die ihm vom Administrativver­
fahren gebotenen Möglichkelten voll ausnützt. Nach Auffassung der 
Volks anwaltschaft könnte eine Wiederholung derartiger Härtefälle durch 
die Aufnahme einer MC?istbegünstigungsklausel in die im Verfahren abge­
schlossene� gütlichen Über�ink0!llmen vermieden werden . . Eine .?erartige 
Zusatzverembarung hätte dle Wlrkung, daß für den Fall emer Anderung 
des V erfahr�nsergebnisses und der Entschädigungsbemessungsgrundlagen 
sich diese Anderung auch zugunsten jenes Personenkreises auswirken 
V(Ürde, der bereits vor Schaffung der neuen Entscheidungsgrundlage ein 
Übereinkommen abgeschlossen hat. 
Die Volksanwaltschaft wird im Hinblick auf die Stellungnahme des Bun­
desministers für Land- und Forstwirtschaft die k�nftige Verwaltungspraxis 
der Wasserrechtsbehörden beim Abschluß von Übereinkommen im Auge 
behalten, da die Beibehaltung der bisherigen Vorgangsweise eine unbillige 
Härte darstellt. 

3.5 Säumigkeit der Wasserrechtsbehörde bei der Herstellung des gesetzmäßigen 
Zustandes 

82 

VA Zl.  34 - B /80 BM Zl. 1 057/80 

J. P. aus St. ist Eigentümer eines bäuerlichen Anwesens. Zwischen dem ihm 
gehörigen Grundstück und dem Nachbargrundstück verläuft ein Wasser­
graben, durch den die Oberflächenwässer abfließen konnten. Im Zuge der 
Errichtung eines Parkplatzes auf dem Nachbargrundstück wurde dieser 
�asse�graben zugeschü�tet, so daß in der Folge durch dieses Abflußhinder­
ms bel Regenfällen dle Oberflächenwässer auf das Grundstück des 
Beschwerdeführers abgeleitet wurden. Aufgrund der hierüber von J. P. 
erhobenen Beschwerde nahm ein Organ der Wasserrechtsbehörde einen 
Ortsaugenschein vor und ordnete mündlich an, daß der Graben wieder 
freigemacht werden müsse. 
J. P. führte �ei der Volksanwaltschaft da�ber Beschwerde, daß entgegen 
der behördlichen Anordnung vom Frühjahr 1 979 durch den Nachbarn 
keine weiteren V eranlassunge� getro�fen worde� seien. Auch die Wasser­
rechtsbehörde selbst habe keme welteren Schntte zur Herstellung des 
gesetzmäßigen Zustandes unternommen. Darin liege ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung. 
Aufgrund des Einschreitens der Volksanwaltschaft wurde in der Folge von 
der zuständigen Wasserrechtsbehörde ein Lokalaugenschein vorgenommen 
und anläßlich der wasserrechtlichen V erhan�lung zwischen dem Beschwer­
defü�rer und dem Nachbarn eine gütliche Übereinkunft erzielt. Nach die­
ser Übereinkunft wird statt des seinerzeit bestandenen Wassergrabens ein 
Betonrohrkanal errichtet, der die schadlose Abfuhr der Oberflächenwässer 
sicherstellt. Die Volksanwaltschaft hat der vorliegenden Beschwerde 
Berechtigung zuerkannt, eine weitere Maßnahme war jedoch im Hinblick 
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auf die nach dem Einschreiten der Volksanwaltschaft zustandegekommene 
Einigung entbehrlich. 

4 Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
betreffend wurden im Berichtzeitraum 59 Beschwerden an die V olksan­
waltschaft herangetragen. Die zahlen mäßig weitaus stärkste Gruppe von 
Beschwerden betraf - wie auch in den vergangenen Berichtszeiträumen -
Angelegenheiten des Dienst- und Besoldungsrechtes von Bediensteten des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst, seiner nachgeordneten 
Dienststellen und von Bundeslehrern. Die sachlichen Schwerpunkte der 
Beschwerden lagen im Berichtszeitraum in der Versetzung von Bundesleh­
rern, in der Bese�zung �on Lehrerdienstposten sowie in der Nicht�uerken­
nung von Mehrdienstleistungen und Nebengebühren. Zum überwiegenden 
Teil richteten sich diesmal die Beschwerden gegen die von der Dienstbe­
hörde getroffenen Entscheidungen selbst, die Frage der Verfahrensdauer 
wurde nur mehr in zwei Fällen in Beschwerde gezogen. Dieser Umstand ist 
nicht zuletzt auf die zwischen der Volksanwaltschaft und dem Bundesmini­
sterium für Unterricht und Kunst geführten Gespräche zur Verbesserung 
von organisatorischen Maßnahmen im Bereich der Dienstrechtsverfahren 
zurückzuführen. So werden nun Aktenstücke, die an andere Dienststellen 
weitergeleitet werden müssen (Bundeskanzleramt, Bundesministerium für 
Finanzen) gesondert in Evidenz gehalten. Auch der Aktenlauf im Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst selbst, insbesondere die Einholung 
von Einsichtsbemerkungen, konnte durch entsprechende organisatorische 
Maßnahmen effektiver gestaltet werden, wodurch den kritischen Anmer­
kungen der Volks anwaltschaft in ihrem Dritten Bericht an den Nationalrat 
(Seite 58) Rechnung getragen wurde. 
Von den nicht dem dienst- und besoldungsrechtlichen Bereich entstammen­
den Beschwerden bezog sich der Großteil auf die Zusammenlegung von 
Schulklassen und die damit im Zusammenhang stehende Problematik der 
Klassenschülerhöchstzahlen; auf die Abweisung von Anträgen auf Schul­
beihilfe oder Studienbeihilfe ; auf die Behandlung von Nostrifizierungsan­
s�chen auslä.ndischer Zeugnisse sowie auf �ie Verweigerung von Akt�n.ein­
Sicht oder die ungenügende Auskunftserteilung durch das Bundesmmlste­
rium für Unterricht und Kunst. In einem Fall (siehe Punkt 4.3 .  der Einzel­
falldarstellung) wurde eine Beschwerde über eine Prüfungsbenotung erho­
ben. 
Ein weiterer Beschwerdefall betraf die Nichtanwendbarkeit des Schulunter­
richtsgesetzes (SchUG) auf das Gymnasium für Berufstätige. Wie die 
Volksanwaltschaft im Prüfungsverfahren festgestellt hatte, findet auf derar­
tige Schulen nach wie vor das "Vorläufige Organisationsstatut der Arbei­
termittelschule" vom 16 .  Dezember 1 950 Anwendung. Dies bedeutet, daß 
die Angelegenheiten des sogenannten innerschulischen Bereiches an diesen 
Bildungsanstalten ohne gesetzliche Grundlage vollzogen werden. Die Besu­
cher von Gymnasien für Berufstätige genießen nicht die gleichen Rechte 
wie Schüler, die dem Anwendungsbereich des SchUG unterstellt sind. Ins­
besondere kann über negative Entscheidungen der Schule weder die Aus-
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stellung eines Bescheides begehrt, noch dagegen ein Rechtsmittel einge­
bracht werden. Der Volks anwaltschaft erscheint die Schaffung einer 
gesetzlichen Regelung analog zum SchUG für die Gymnasien für Berufstä­
tige dringend geboten. Die Volksanwaltschaft wird sich daher über die im 
Berichtszeitraum begonnen legislativen Vorarbeiten auf dem laufenden hal­
ten und dem Nationalrat zum gegebenen Zeitpunkt neuerlich hierüber 
berichten. 

Zu dem von amtswegen eingeleiteten Prüfungsverfahren der V olksanwalt­
schaft über das Formularwesen an den Allgemein bildenden höheren Schu­
len wird berichtet, daß der Volksanwaltschaft nunmehr alle Formularvor­
drucke vorliegen, die derzeit im AHS-Bereich in Verwendung stehen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird in den nächsten Bericht an den Nationalrat auf­
zunehmen sein. 

Einzelfälle 
4.1 Unzulässiges Vorgehen bei einer Versetzung 

VA Z1. 19  - B 4/77 BM Z1. 27 662/1 -4/78 

84 

Mag. M. St. aus Kapfenberg ist seit 1 5. Dezember 1 962 Vertragsbedien­
stete beim Bundesministerium für Unterricht und Kunst und hat ihre Lehr­
tätigkeit am Bundesgymnasium und Bundesrealgymnasium Mürzzuschlag 
bzw. deren Expositur in Kapfenberg wahrgenommen. Wegen Schwierigkei­
ten mit der Schulleitung hat sich M. St. im Jahre 1 976 entschlossen, um ihre 
Versetzung an das Gymnasium St. Johann/Tirol anzusuchen. 

In ihrer Beschwerde an die Volksanwaltschaft fügte Mag. M. St. aus, daß 
die Vorgangsweise bei der von ihr beantragten Versetzung einen Mißstand 
im Bereich de� Verwaltung darstel.le. Dies ergebe sich .a�s dem Verfahrens­
verlauf, den dIe Beschwerdeführenn nachstehend präzISIerte : 

Auf ihr Versetzungsansuchen habe ihr der Landesschulrat für Steiermark, 
ihre bisherige Dienstbehörde, mitgeteilt, daß mit dem Landesschulrat für 
Tirol Einvernehmen bestehe und sie im September 1 976 ihren Dienst als 
Vertragslehrerin am Gymnasium St. Johann/Tirol antreten könne. Nach 
einer Vorsprache beim Landesschulrat für Tirol am 30. Juli 1976 sei ihr ver­
sichert worden, daß die Versetzung inzwischen durchgeführt worden sei 
und sie übersiedeln könne. In der Folge habe sie sich in St. Johann eine 
Wohnung reserviert und �odann nochmals Auskunft bezüglich der Verset­
zung �nd der geplanten Übersiedlung ein�eholt. In diese� Zusamm�nhang 
habe sIe auch beIm Landesschulrat für SteIermark ErkundIgungen emgezo­
gen, worauf ihr mitgeteilt worden sei, daß sie nicht mehr dem Landesschul­
rat für Steiermark unterstehe, sondern im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Unterrricht und Kunst die Versetzung vollzogen sei und sie 
daher dem Landesschulrat für Tirol unterstehe. 

Aufgrund dieser Auskunft habe sie den Wohnsitz in Kapfenberg aufgelöst 
und sei am 6. September 1976 nach St. Johann in die angernietete Woh­
nung übersiedelt, um rechtzeitig zum Schulbeginn einen Wohnsitz am 
Dienstort zu begründen. Bei ihrem Antrittsbesuch beim Direktor des Gym­
nasiums St. Johann am 8 .  September 1976 sei ihr dann eröffnet worden, 
daß sie die Stelle nicht erhalte. Durch diese Vorgangsweise der Dienstbe­
hörde sei ihr ein schwerer finanzieller Schaden entstanden, da sie in St. 
Johann eine Wohnung angeschafft und ihren Haushalt in Kapfenberg auf-
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gelöst habe. Nach Rücküberstellung in den Amtsbereich des Landesschulra­
tes für Steiermark sei ihr sodann eröffnet worden, daß in der Zwischenzeit 
�ereits e�ne Ersatzlehr�aft �r sie eingest�llt worden sei und sie daher. auch 
Ihren Dienst an der blshengen Schule nIcht antreten könne. In weiterer 
Folge sei sie, nachdem sie den Rest des Schuljahres im Krankenstand ver­
bracht habe, mit 3 1 .  Juli 1 977 gekündigt worden. 

Die Volksanwaltschaft hat, da die Frage der Rechtmäßigkeit der Kündi­
gung inzwischen gerichtsanhängig geworden war, das Prüfungsverfahren 
bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Gerichtsurteiles ausgesetzt. Mit dem 
im Instanzenzug ergangenen Urteil des Obersten Gerichtshofes vom 
29. April 1 980, Z1. 4 Ob 1 1 2/79 wurde bestätigt, daß die Kündigung der 
Beschwerdeführerin rechtsunwirksam ist und das Dienstverhältnis weiter 
besteht. Die Volks anwaltschaft hat sodann ihr Prüfungsverfahren fortge­
setzt und nach Einholung von Stellungnahmen des Bundesministers für 
Unterricht und Kunst und Einsichtnahme in die Verwaltungsakten folgen­
des festgestellt : 

Auf das Bewerbungsschreiben der Beschwerdeführerin vom 4. Juli 1 976 
teilte ihr der Landesschulrat für Tirol mit Schreiben vom 19 .  Juli 1 976, 
Z1. 10/163-76 mit, daß die Beschwerdeführerin als Vertragslehrerin für 
Geschichte und Geographie am Bundesgymnasium St. Johann/Tirol unter 
der Voraussetzung eingesetzt werden könne, daß sie die Lehramtsprüfung 
in allen Teilen mit Erfolg abgeschlossen habe. Aus der Stellungnahme des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst vom 28.  Oktober 1977, 
Z1. 1 089/ 1 -4/77 geht hervor, daß in der Folge eine Vereinbarung zwi­
schen den Landesschulräten für Steiermark und Tirol bezüglich der Verset­
zung der Beschwerdeführerin abgeschlossen wurde. Eine Folge dieser Ver­
einbarung war es, daß der Landesschulrat für Steiermark im Hinblick auf 
die Versetzung der Beschwerdeführerin eine Ersatzlehrerin am Bundes­
gymnasium und Bundesrealgymnasium Mürzzuschlag einstellte. Daß die 
Beschwerdeführerin ab September 1 976 in St. Johann/Tirol unterrichten 
könne, wurde auch einem im Interventionswege befaßten Abgeordneten 
zum Nationalrat mitgeteilt, der diese Mitteilung an die Beschwerdeführerin 
weitergab. Zum Beweis für die vollzogene Versetzung legte die Beschwer­
deführerin auch ein Schreiben des Landesschulrates für Steiermark vom 
30. August 1976 vor, das im Zusammenhang mit der Übersiedlung der 
Beschwerdeführerin eindeutig zum Ausdruck brachte, daß nunmehr als 
Dienstbehörde der Landesschulrat für Tirol zuständig sei. 

Am 6. September wurde die Übersiedlung nach St. Johann/Tirol vollzogen, 
am 8. September 1 976 fand sich die Beschwerdeführerin in der Direktion 
des Bundesgymnasiums St. Johann ein und erhielt die Mitteilung, daß sie 
ihren Dienst nicht antreten könne. Die Volksanwaltschaft stellte fest, daß 
erst nach Einsicht des Landesschulrates für Tirol in die Personalakten am 
10 .  September 1976 ein Schreiben an das Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst gerichtet und ersucht wurde, die Versetzung nicht zu genehmi­
gen. 
Zur Frage der fe�nmü�dlich oder persönlich ein�eholten Ausk�nfte d�r 
Beschwerdeführenn beim Landesschulrat für Steiermark und Tlrol ZWI­
schen dem 19. August und 30. August 1976 führte der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst in seiner Stellungnahme an die Volksanwaltschaft 
aus, daß mündliche Zusagen an die Beschwerdeführerin von den befragten 
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Dienststellen in Abrede gestellt würden und daher eine formelle Verset­
zung nicht erfolgt sei. 
Die Volksanwaltschaft hält im vorliegenden Fall diese formale Betrach­
tungsweise des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst im Hinblick 
auf die Fürsorgepflicht des Dienstgebers und auf den auch im öffentlichen 
Recht geltenden Grundsatz von Treu und Glauben für nicht zulässig. Wie 
die Volksanwaltschaft nämlich festgestellt hat, wurden von der Dienstbe­
hörde sowohl schriftlich als auch mündlich Willenserklärungen abgegeben, 
die die Beschwerdeführerin zu dem Schluß berechtigt haben, daß die Ver­
setzung vollzogen sei. Die Tatsache, daß die Dienstbehörde nicht imstande 
war, rechtzeitig über das Versetzungsansuchen zu entscheiden, darf näm­
lich nach Auffassung der Volksanwaltschaft nicht zu Lasten des Dienstneh­
mers gehen. 
Die Volks anwaltschaft vertritt daher die Auffassung, daß die befaßten 
Schulbehörden in dem gegenständlichen V ersetzungsve�ahr�n ei.n Fehlver­
halten gesetzt haben, durch das der Beschwerdeführerm em mcht unbe­
trächtlicher Schaden entstanden ist und daß dieses Fehlverhalten als Miß­
stand im Bereich der Verwaltung des Bundes im Sinne des § 1 des Bundes­
gesetzes über die Volks anwaltschaft anzusehen ist. 

4.2 Verzögerung des Anerkennungsverfahrens der Zeugen Jehovas als Reli­
gionsgesellschaft 

86 

VA Z1. 58  - B 4/79 BM Z1. 27 561 /5-30/80 

J. R. und J. R. aus Wien führten am 30. August 1 979 bei der Volks anwalt­
schaft darüber Beschwerde, daß über den von ihnen am 29. September 1978 
beim Bundesministerium für Unterricht und Kunst eingebrachten Antrag 
auf staatliche Anerkennung der Zeugen Jehovas als Religionsgesellschaft 
bis zum Zeitpunkt der Beschwerde noch nicht entschieden worden sei. 
Zwar sei über Vorschlag des Kultusamtes mit Eingabe vom 1 2. Feber 1979 
eine geringf��ige Abänderung der Satzungen :vorge�ommen w?rden, in 
der Folge set Jedoch den Beschwerdeführern keme wettere Erledtgung der 
Behörde zugekommen. In dieser Verfahrensverzögerung liege ein Miß­
stand im Bereich der Verwaltung. 
Im Zuge des Prüfungsverfahrens hat die Volksanwaltschaft trotz mehrfa­
cher U�genzen eine Stellu.ngnahme des Bundesmini�ters für Unterricht und 
Kunst 10 der gegenständhchen Beschwerdesache mcht erhalten. Trotz der 
gesetzlichen Verpflichtung in § 2 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Volks­
anwaltschaft vom 24. Feber 1 977, BGB1. Nr. 1 2 1 ,  wurde auch dem Ersu­
chen der Volksanwaltschaft um Aktenvorlage nicht entsprochen. Aufgrund 
von mündlichen Informationen aus dem Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst hat die Volksanwaltschaft erfahren, daß seit der beigebrachten 
Satzungsänderung keine weitere aktenmäßige Veranlassung getroffen wor­
den war. Erst durch das Einschreiten der Volksanwaltschaft wurde im Sep­
tember 1980 eine Besprechung zwischen dem Kultusamt und den 
Beschwerdeführern anberaumt und am 3. Dezember 1980 eine Erledigung 
des Antrages getroffen. 
Die Volksanwaltschaft vertrat im Zusammenhang mit dem gegenständli­
chen Beschwerdefall die Auffassung, daß die ausschließlich der Behörde 
zur Last fallende mehr als zweijährige Säumnis bei der Behandlung des 
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Anerkennungsantrages durch das Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst den Beschwerdeführern nicht zugemutet werden kann. Zwar kann 
im vorliegenden Fall nicht unmittelbar auf § 73 AVG 1 950 verwiesen wer­
den, in welchem die Entscheidungspflicht im Verwaltungsverfahren gere­
gelt ist, da die J\nerkennung von Religionsgesellsch.aften in Verordnungs­
form erfolgt. Die den § 73 AVG 1 950 zugrundehegenden Erwägungen 
über die verzögerungsfreie Führung der Verwaltung kommen aber auch 
generell bei der Behandlung von Partei anträgen zum Tragen, auch wenn 
dem einzelnen keine Möglichkeit zukommt, in einem förmlichen Verwal­
tungsverfahren die Entscheidungspflicht geltend zu machen. Vor allem in 
diesem Bereich besteht nämlich nach Ansicht der Volksanwaltschaft ein 
besonderes Rechtschutzbedürfnis des Betroffenen, das von der Behörde in 
entspre�hender W�ise z� beachten ist. Nach A�ffassung der Volksan:walt­
schaft Ist es nämlIch mit den Grundsätzen emer nach rechtsstaatlichen 
Gesic�tspunkt�n geführte!l Verwaltung �icht vereinb�r, d�ß die Behörde 
sankuonslos mit der Erledigung von Anbnngung säumig bleiben kann. 
Die Volksanwaltschaft hat daher unter Berucksichtigung dieser Überlegun­
gen in der Säumnis des Kultusamtes einen Mißstand im Bereich der Ver­
waltung festgestellt. Eine weitere Maßnahme der Volksanwaltschaft erwies 
sich deshalb als entbehrlich, da durch die schließlich nach ihrem Einschrei­
ten getroffene Erledigung vom 3. Dezember 1980 der Beschwerdegrund 
behoben war. 

4.3 Nichtberechtigung zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe, Verfah­
rensmängel 
VA Zl. 82 - B 4/79 BM Zl. 27 646/2-30/80 
Dipl.- Ing. !i. P. aus Villach erhob namens seines Sohnes G. P. zunächst 
daruber bel der Volksanwaltschaft Beschwerde, daß das Berufungsverfah­
ren nach dem Schulunterrichtsgesetz im Zusammenhang mit dem Aufstei­
gen. in di� näc�sthöhere. �chulstufe gesetz�idrig verz?gert worden s�i. 
Weiters sei für die kommissionelle Prufung die Verständigung vom T ermm 
nicht, wie gesetzlich vorgesehen, eine Woche vor dem Termin erfol�t. 
Auch sei die Schulbehörde zweiter Instanz zur Festsetzung einer kommis­
sionellen Prufung nicht berechtigt gewesen. Hierin liege ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung, wobei besonders gravierend die Verletzung der 
Entscheidungspflicht durch die Schulbehörden sei, weil nur durch eine 
recht�eitige und .0rdnungsgemäße .Erledigun� sic:hergestellt werde.n kön.ne, 
daß em Schüler Im nächsten Schuljahr noch 10 die höhere Klasse mtegnert 
werden könne. 
Die Volksanwaltschaft hat im Zuge des Prufungsverfahrens zu den einzel­
nen Beschwerdepunkten folgendes festgestellt : Hinsichtlich der Terminbe­
kanntgabe für die im Laufe des Berufungsverfahrens angeordnete kommis­
sionelle Prufu�g ist § 7 1  Abs. 5 de� Schulu�terrichtsgesetzes zugrunde �u 
legen. Nach dieser Gesetzesstelle smd für die Durchführung der kommiS­
sionellen Prufung die Bestimmungen über die Wiederholungsprufung (§ 23 
Abs. 6 Schulunterrichtsgesetz) mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Pru­
fung unter dem Vorsitz eines Schulaufsichtsbeamten oder eines von diesem 
bestimmten Vertreters stattzufinden hat. Von den Bestimmungen über die 
Wiederholungsprufung ist daher lediglich § 23 Abs. 6 SchUG heranzuzie-
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hen, der die Zusammensetzung der Prüfungskommission bei der Wiederho­
lungsprüfung betrifft. Die weiteren Bestimmungen über die Wiederho­
lungsprüfung sind für die kommissionelle Prüfung nicht heranzuziehen und 
daher auch nicht die Bestimmung des § 22 Abs. 7 der Leistungsbeurtei­
lungsverordnung, BGBI. Nr. 27 1 1 1974, der die Bekanntgabe des Termines 
der Wiederholungsprüfung regelt. Eine derartige Bestimmung über eine 
Frist für die Benachrichtigung vom Beginn der kommissionellen Prüfung ist 
im § 7 1  Abs. 5 SchUG nicht vorgesehen, weshalb die Beschwerde sich in 
diesem Punkt als nicht zutreffend erwies. Auch der Einwand, daß die 
Durchführung einer k�mmissionellen. Prüfung im Be�fun�sverfahren .vor 
der Schulbehörde �welter Instanz Dicht mehr . zuläSSIg. sei,. konnte Dicht 
erhärtet werden. Wie schon der Verwaltungsgenchtshof 10 semem Erkennt­
nis vom 20. Oktober 1978, ZI. 7 14/77, klargestellt hat, kann nämlich die 
Schulbehörde zweiter Instanz im Berufungsverfahren auch eine kommissio­
nelle Prüfung durchführen, sofern eine solche nicht schon von der Schulbe­
hörde erster Instanz durchgeführt worden ist. 
Dagegen erwies sich die Beschwerde über die Verletzung der Entschei­
dungspflicht durch die Schulbehörden als berechtigt. Die Berufung gegen 
die Entscheidung der K.lass�nkonferenz� daß �. P. zum. Aufstei�en in die 
nächsthöhere Schulstufe Dicht berechtigt sei, war mit Schreiben vom 
29. Juni 1979, das am 2. Juli 1 979 bei der Schule eingelangt war, einge­
bracht worden. Gemäß § 73 Abs. 4 SchUG hätte die Bescheiderlassung 
über diese Berufung innerhalb von drei Wochen, somit bis zum 23. Juli 
1979, zu erfolgen gehabt. Tatsächlich wurde der Bescheid des Landesschul­
rates für Kärnten, mit dem die Berufung abgewiesen wurde, erst am 
3. August 1 979 unterfertigt und am 10.  August 1 979 zugestellt. Die Schul­
behörde erster Instanz hat somit gegen die zwingend vorgeschriebene Ent­
sc�eidungsfrist gemäß § 73 Abs. 4 �chl!G verst�ßen und die. gesetzliche 
Fnst um 1 7  Tage überzogen. Im Hmblick auf die grundsätzliche Bedeu­
tung, die einer raschen Entscheidung in derartigen Verfahren zukommt, 
hat der Bundesminister für Unterricht und Kunst noch im Zuge des Prü­
fungsverfahrens den Landesschulrat für Kärnten nachdrücklich auf die Ein­
haltung der Entscheidungsfrist des § 73 Abs. 4 SchUG hingewiesen und ihn 
aufgefordert, die zur Einhaltung dieser Entscheidungsfrist erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. Es konnte daher auch hinsichtlich dieses 
Beschwerdepunktes eine weitere Veranlassung durch die Volks anwalt­
schaft unterbleiben. 

4.4 Ungerechdertigte dienstrechtliche Maßnahmen des Dienststellenleiters 
gegenüber einem Bediensteten eines Bundessportzentrums 

88  

VA ZI. 83 - B 4/79 BM ZI. 27 649/4-4a/79 
F . . S. �us Wien ist Vertragsbediensteter des Bund�ssportzentrums und war 
Mitglied der Personalveruetun�. Er führte. bel der Volksanwaltschaft 
Beschwerde darüber, daß vom DIenststellenleiter des Bundessportzentrums 
gegen ihn ungerechtfertigte disziplinäre Maßnahmen gesetzt würden und 
schließlich sogar in gesetzwidriger Weise die Entlassung ausgesprochen 
worden sei. So sei ihm am 30. Oktober 1 979 eine schriftliche Verwarnung 
erteilt worden, weil er angeblich acht volle Arbeitstage hindurch eine Rech­
nung unerledigt liegen gelassen habe, die für die Monatsabrechnung benö­
tigt worden sei. Des weiteren habe er als Mitglied des Dienststellenwahl­
ausschusses vom Dienststellenleiter ein Bedienstetenverzeichnis verlangt. 
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Im Zusammenhang mit diesem von ihm vorgebrachten Begehren habe ihn 
der DienstelIenleiter aus dem Raum gewiesen und, als der Beschwerdefüh­
rer auf seinem Begehren beharrt habe, ihn vom Dienst suspendiert und 
seine Entlassung beantragt. In der schikanösen Behandlung durch seinen 
Vorgesetzten erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die Volks anwaltschaft hat im Zuge des Prüfungsverfahrens nach Einsicht­
nahme in die Verwaltungs akten und Einholung einer Stellungnahme des 
Bundesministers für Unterricht und Kunst zunächst bei der Beurteilung des 
Entlassungsantrages festgestellt, daß die Äußerungen und Handlungen im 
Zusammenhang mit dem Begehren auf Ausfolgung des Dienstnehmerver­
zeichnisses in Ausübung der Funktion des Beschwerdeführers als Mitglied 
des Wahlausschusses erfolgte. 
Da in einem solchen Fall der Bedienstete gemäß § 28 Abs. 1 und 2 des Bun­
despersonalvertretungsgesetzes dienstrechtlich nicht zur Verantwortung 
gezogen werden kann, erfolgte durch das Bundesministerium für Unter­
richt und Kunst in sachlicher Hinsicht keine weitere Prüfung der vom 
Dienststellenleiter vorgebrachten Anschuldigungspunkte. Die vom Dienst­
stellenleiter vorgenommenen Maßnahmen stellten sich aber jedenfalls als 
Fehlverhalten dar, sodaß die Volksanwaltschaft der Beschwerde in diesem 
Punkt Berechtigung zuerkannt hat. 
Hinsichtlich der am 25. Oktober 1 979 erfolgten Suspendierung und 
Abnahme der Amtsschlüssel sowie des Antrages auf Entlassung im Zusam­
menhang mit behaupteten Dienstpflichtverletzungen hat die V olksanwalt­
schaft festgestellt, daß bei der Beurteilung durch den Dienststellenleiter 
unzutreffende Voraussetzungen zugrunde gelegt worden waren. Der Vor­
wurf der längeren Nichtbearbeitung offener Rechnungen bezog sich, wie 
die Volksanwaltschaft aufgrund der Aktenlage erhoben hat, lediglich auf 
sechs volle Arbeitstage; selbst wenn aber die Nichterledigun� der Rechnun­
gen durch acht Tage angedauert hätte, kann darin keine Dtenstverfehlung 
erblickt werden, die einen Entlassungs- oder Kündigungsgrund darstellen 
würde. Zu denselben Feststellungen gelangte die Volks anwaltschaft auch 
hinsichtlich des Vorwurfes der Nichtentleerung des Aktenfaches. Es kam 
daher der Beschwerde auch hinsichtlich dieses Beschwerdepunktes Berech­
tigung zu. 
Im übrigen hat die Volksanwaltschaft festgestellt, daß die dienstrechtliche 
Ahndung aller vom Dienststellenleiter behaupteten Pflichtverletzungen der 
vorhergehenden Zustimmung des Dienststellenwahlausschusses bedurft 
hätten. Da dieses Einvernehmen mit dem Dienststellenwahlausschuß durch 
den Dienststellenleiter nicht hergestellt worden war, erwiesen sich alle 
gegenüber dem Beschwerdeführer gesetzten dienstrechtlichen Maßnahmen 
des Dienststellenleiters schon aus diesem Grunde als gesetzwidrig. Die 
Volksanwaltschaft hat allerdings auch festgestellt, daß das Fehlverhalten 
des Dienststellenleiters in einem ursächlichen Zusammenhang mit dem zeit­
weilig provozierenden Verhalten des Beschwerdeführers stand. 

Da der Bundesminister für Unterricht und Kunst noch im Zuge des Prü­
fungsverfahrens den Dienststellenleiter angewiesen hat, künftig die diesbe­
züglichen Bestimmungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes einzuhal­
ten und auch in den übrigen Punkten, in denen der Beschwerde Berechti­
gun� zukommt, den Dienststellenleiter jeweils von der Rechtsansicht des 
Mimsteriums in Kenntnis gesetzt hat, ist eine weitere Veranlassung durch 
die Volksanwaltschaft nicht erforderlich. 
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4.5 

90 

Adaptierungsarbeiten durch Bundesorgane ohne vorherige Klärung des 
Rechtstitels 
VA ZI . 84 - B 4/79 BM ZI. 27 628 / 1 -30/80 

A. L. und E. G. sind Miteigentümerinnen einer Liegenschaft im ersten Wie­
ner Gemeindebezirk. Am 26. Mai 1 978 sei zwischen ihnen und dem Direk­
tor der Höheren Technischen Lehr- und Versuchsansalt W. ein Mietver­
trag über die Überlassung von Räumlichkeiten für Schulzwecke abge­
schlossen worden. Bereits zu diesem Zeitpunkt seien die Beschwerdeführe­
rinnen befragt worden, ob sie auch noch andere Räumlichkeiten zur 
Anmiet�ng zur yerfügung stellen könnten. Es �ei daher di� Mi�tvereinb�­
rung mIt dem DIrektor der HTBL noch um weItere Räumllchkelten erweI­
tert worden. Die Beschwerdeführerinnen hätten sodann die vereinbarten 
Objekte und die Schlüssel hiezu übergeben, worauf durch Organe der 
HTBL unverzüglich mit Adaptierungsarbeiten begonnen worden sei. 

Da in der Folge keine Zinszahlungen eingegangen seien, hätten die 
Beschwerdeführerinnen auf die Zuhaltung des Vertrages gedrungen. Hier­
auf seien ihnen die Schlüssel mit Ausnahme jener des Gassenlokals retour­
niert und im Begleitschreiben darauf hingewiesen worden, daß die über das 
Gassenlokal hinaus getroffenen Mietverhandlungen mangels Zustimmung 
des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst als gegenstandslos zu 
betrachten seien. In dieser Vorgangsweise erblickten die Beschwerdeführe­
rinnen einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 
Aus der vom Bundesminister für Unterricht und Kunst eingeholten Stel­
lungnahme sowie der ergänzend übermittelten Unterlagen und Mitteilun­
gen ergibt sich, daß die mit der Direktion der HTBL geführten Verhand­
lungen nicht in Abrede gestellt wurden. Den Beschwerdeführerinnen hätte 
allerdings nach Ansicht des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
aufgrund ihrer früheren Mietvereinbarungen mit der HTBL bekannt sein 
müssen, daß zum Abschluß eines solchen Vertrages die Zustimmung des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst unbedingt erforderlich und 
die Schuldirektion zu einem solchen Abschluß nicht bevollmächtigt sei. Der 
Bundesminister für Unterricht und Kunst stellte außer Streit, daß die 
Schlüssel für alle angebotenen Objekte übernommen und sofort mit Adap­
tierungsarbeiten begonnen worden war. 
Aufgrund dieser Sachlage gelang�e die V ?lksanwalts�haft. im Prüfungsver­
fahren zu der Auffassung, daß dIe Adaptlerungsarbelten m den übergebe­
nen Objekten jedenfalls zu einem Zeitpunkt aufgenommen wurden, zu 
dem die Zustimmung des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst zu 
dem zwischen der HTBL und den Beschwerdeführern beabsichtigten 
Rechtsgeschäft noch nicht erteilt war. Wenn durch den Bundesminister für 
Unterricht und Kunst den Beschwerdeführerinnen entgegengehalten wird, 
sie könnten sich mangels Vertretungsmacht des Direktors der HTBL zum 
Abschluß eines derartigen Rechtsgeschäftes ohne Zustimmung des Bundes­
ministeriums für Unterricht und Kunst nicht auf das Zustandekommen die­
ses Rechts�eschäf.tes b�rufen, so gilt dies nac� An�icht. der Volksanwa!t­
schaft zummdest m gle!chem Maße auch für dIe Dlrektlon, der zum Zeit­
punkt der Aufnahme der Adaptierungsarbeiten ebenfalls noch keine 
Zustimmung des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst vorlag. 
Die Volksanwaltschaft hat daher in der Aufnahme der Adaptierungsarbei­
ten ohne vorherige Klärung des Vorliegens eines Titelgeschäftes einen 
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Mißstand im Bereich der Verwa)tung festgestellt. Die darüber hinaus.gehen­
den Beschwerdepunkte bezüglich des Zustandekommens oder Nlchtzu­
standekommens eines Mietvertrages konnten von der Volksanwaltschaft 
nicht geprüft werden, da hierüber die ordentlichen Gerichte zu entscheiden 
haben und na�h den Feststellungen der V ol�anwaltschaft ein streitige� 
Verfahren zWischen den Beschwerdeführennnen und dem Bund bel 
Gericht anhängig ist. 

4.6 Erlaßwidriges Verhalten einer Schulbehörde und Verwendung diskriminie­
render Ausdrücke in einem Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst 
VA Zl. 85 - B 4/79 BM Zl. 27 6 14/4-4 a/79 
Prof. A. H. aus T., Salzburg, hat bei der Volksanwaltschaft u. a. folgende 
Beschwerdepunkte vorgebracht: 

a) Er habe im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als Turnprofessor für 
Skikurse für Verfügung zu stehen, die im Rahmen des Schulunter­
richtes stattfinden. Er vertrete den Standpunkt, daß es sich hiebei um 
eine Mehrleis�un& ha�dle, die durch en�prechende Nebengebühren 
abzugelten sei. Die Dienstbehörde habe Ihm solche Nebengebühren 
bisher vorenthalten. Darüber hinaus habe ihm die Direktion mit 
Schreiben vom 28 .  September 1 979 mitgeteilt, daß eine Teilnahme an 
Skikursen für ihn nur dann möglich sei, wenn er eine schriftliche 
Erklärung abgebe, daß er keine über die Pauschgebühren für Ski­
kurse hinausgehende Gebühr geltend machen werde. 

b) Er habe im Zusammenhang mit der Umwandlung seiner Naturalwoh­
nung in eine Mietwohnung Einwendungen erhoben. In Verfolgung 
dieser Einwendungen habe ihm der Landesschulrat für Salzburg 
unter anderem auszugsweise einen Erlaß des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst vom 26. Juli 1 979 zur Kenntnis gebracht, in 
welchem nachstehender Absatz enthalten sei : 
"Dem Ersuchen von Prof. A. H. vom 24. Mai 1 979 wird aus prinzi­
piellen Überlegungen nicht nähergetreten. Sollte er jedoch der ein­
zige "Wohnungsbenützer" sein, der der vorgesehenen Lösung 
(Umwandlung in Mietwohnungen) fernbleibt, ist an den bescheidmä­
Bigen Entzug der Naturalwohnung gedacht. Dies soll nicht als Dro­
hung verstanden sein, sondern muß als Mittel eingesetzt werden, um 
einen langjährigen Querulanten in gegenständlicher Wohnungsange­
legenheit zur Räson zu bringen." 
In dieser ehrenrührigen Formulierung liege jedenfalls ein Mißstand 
im Bereich der Verwaltung. 

Die Volksanwaltschaft hat im Zusammenhang mit der Heranziehung des 
Beschwerdeführers zur Teilnahme an Schulskikursen ohne Mehrdienstlei­
stungsvergütung festgestellt, daß darin kein Mißstand im Bereich der Ver­
waltung gelegen ist. Die Volksanwaltschaft verweist diesbezüglich auf die 
Ausführungen des Verwaltungsgerichtshofes im Erkenntnis vom 9. Jänner 
1 980, Zl. 5.27 /78, d�s in der gegenständlich�n Angelegenheit ergangen und 
auch für die Beurteilung der Beschwerde bel der Volksanwaltschaft als prä­
judiziell anzusehen ist. 

9 1  
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Soweit der Beschwerdeführer die Weisung der Direktion des Bundesgym­
nasiums T. vom 28 .  September 1 979 im Zusammenhang mit der Teilnahme 
an den Schulskikursen in Beschwerde zieht, kam die Volks anwaltschaft zu 
dem Ergebnis, daß der Beschwerde Berechtigung zukam. Wie sich aus der 
Aktenlage ergibt, hat das Bundesministerium für Unterricht und Kunst dem 
Landesschulrat für Salzburg empfohlen, den Beschwerdeführer bis zum 
endgültigen Abschluß des beim Verwaltungsgerichtshof anhängigen 
Beschwerdeverfahrens nicht für derartige Schulveranstaltungen heranzu­
ziehen. Dieser Erlaß wurde vom Landesschulrat für Salzburg auch dem 
Bu�desgymnasium T. übermittelt. Die von der Dire�tion des Bu�desgyf!1-
naSlUms T. an den Beschwerdeführer gegebene Weisung, daß eme Tell­
nahme an den Skikursen nur möglich sei, "wenn der betreffende Kollege 
die schriftliche Erklärung abgibt, daß er keine über die Pauschgebühren für 
Skikurse hinausgehenden Gebühren geltend machen wird," findet in dem 
im Gegenstand ergangenen Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht 
und Kunst keine Deckung. Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister 
für Unterricht und Kunst hat hiezu ausdrücklich festgestellt, daß die gegen­
ständliche Anordnung nicht auf das Einschreiten des Bundesministeriums 
für Unterricht und Kunst zurückzuführen sei und von diesem auch nicht 
gutgeheißen werde. Eine entsprechende KlarsteIlung durch den Bundesmi­
nister für Unterricht und Kunst gegenüber der Direktion des Bundesgym­
nasiums T. erfolgte noch im Zuge des Prüfungsverfahrens, weshalb eine 
weitere Veranlassung der Volksanwaltschaft im Hinblick auf diesen 
Beschwerdepunkt entbehrlich war, zumal in der Zwischenzeit auch das 
Verfahren vor dem Verwaltungs gerichtshof mit dem zitierten Erkenntnis 
abgeschlossen worden war. 
Auch bezüglich der im Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht und 
Kunst vom 26. Juli 1979 enthaltenen Formulierung hat die Volksanwalt­
schaft der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst hat zwar in seiner Stellungnahme die Auffassung ver­
treten, daß die Verwendung des Wortes "Querulant" im Sinne des Duden 
als "Kläger, Streiter, Beschwerdeführer" zu verstehen und eine Beleidi­
g�ngsabsicht nicht gegeben gewesen sei. Die Vol�anwaltscha� hat jedoch 
die Auffassung vertreten, daß der gegenständhchen Formuherung sehr 
wohl eine herabsetzende Bedeutung zukommt, wenn sie im gesamten 
Zusammenhang gesehen wird; es ist nämlich nicht vertretbar, in amtlichen 
Schriftstücken - auch wenn sie für den internen Amtsgebrauch bestimmt 
sind - Formulierungen der in Beschwerde gezogenen Art zu verwenden. 
Da der Bundesminister für Unterricht und Kunst sein Bedauern über diese 
F<?rmulierun� erklärt und. Vorsorge. getroffen hat, daß d�rartige zumindest 
mißverständhche Formuherungen 10 Zukunft unterbleiben werden, war 
auch hinsichtlich dieses Beschwerdepunktes eine weitere Veranlassung 
durch die Volksanwaltschaft entbehrlich. 

4.7 Härtefall durch Nichtanwendbarkeit des Nebengebührenzulagengesetzes 
VA Zl. 1 .1  - B 4/80 BM Zl.  27 625/ 1 -30/8 1 

92 

Schulrat W. L. aus Traismauer führte in seiner Beschwerde an die Volksan­
waltschaft aus, daß er im Jahre 1969 wegen Dienstunfähigkeit in den zeitli­
chen Ruhestand versetzt worden sei. Mit Bescheid des Landesschulrates für 
Niederösterreich vom 25. Mai 1 973 sei ihm gemäß § 1 7  des Nebengebüh­
renzulagengesetzes eine Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß ab 1 .  Jän-
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ner 1 973 von monatlich brutto 598,50 S gewährt worden. Mit 1 .  September 
1 973 sei er als Hauptschulhauptlehrer wieder reaktiviert und schließlich mit 
Wirkung vom 3 1 .  Jänner 1979 in den dauernden Ruhestand versetzt wor­
den. Mit Bescheid des Landesschulrates für Niederösterreich vom 
28 .  November 1 979 sei ihm ab 1 .  Feber 1979 die zustehende Nebenzulage 
zum Ruhegenuß mit 1 058,40 S festgesetzt worden. Bei dieser Bemessung 
sei die .Pauschalan�ech�ung �n Nebengebüh!en aus der. Zeit vor dem Jahre 
1 970 mcht berücksichtigt. Dies beruhe auf emer Lücke Im Nebengebühren­
zulagengesetz, dessen § 1 7  auf seine Pensionierung mit 3 1 .  Jänner 1979 
nicht anzuwenden sei. Eine Gutschrift von Nebengebührenwerten gemäß 
§ 1 3  habe jedoch deshalb nicht erfolgen können, weil er zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Nebengebührenzulagengesetzes am 1 .  Jänner 1 972 nicht 
dem Aktivstand angehört habe. Er empfinde diese Rechtslage als unge­
rechtfertigte Härte, da aus den übrigen Bestimmungen des Nebengebüh­
renzulagengesetzes zu ersehen sei, daß grundsätzlich in allen Fällen für 
Zeiträume, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes liegen, Gutschriften 
oder Pauschalanrechnungen von Nebengebührenwerten erfolgen. 
Der Bundesminister für Unterricht und Kunst teilte der Volksanwaltschaft 
im Prüfungsverfahren mit, daß die :Bestimmungen des § 1 7  des Nebenge­
b�hrenzulagengesetzes eine rein� �erg�ngsregelung darstelle und Fälle 
wie der des Beschwerdeführers, die mcht 10 größerer Zahl auftreten, offen­
sichtlich in diese Übergangsregelung nicht einbeozogen worden seien. Eine 
Novellierung des Nebengebührenzulagengesetzes halte er jedoch deshalb 
für entbehrlich, weil in absehbarer Zeit vergleichbare Fälle nicht mehr ein­
treten könnten. In Anbetracht der durch das Fehlen einer entsprechenden 
gesetzlichen Regelung für den Beschwerdeführer zweifellos gegebenen 
Härte hat der Bundesminister für Unterricht und Kunst sodann im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für den Beschwerdeführer 
eine außerordentliche Zulage zum Ruhegenuß im Ausmaß der Nebenge­
bührenzulage erwirkt, die dem Beschwerdeführer nach § 1 7  Nebengebüh­
renzulagengesetz gebührt hätte, wenn er nicht reaktiviert worden wäre. 
Durch diese Maßnahme konnte aufgrund des Einschreitens der Volks an­
waltschaft ein Ausgleich für die offensichtlich vorliegende Härte gefunden 
werden. 

4.8 Verfahrensmängel bei der Gewährung eines Karenzurlaubes an eine Ver­
tragslehrerin des Bundes 
VA Zl. 44 - B 4/80 BM Zl.  27 684/ 1 -30/80 

Mag. D. V.-B. aus B., Steiermark, ist als Vertrags lehrerin am Bundesgym­
nasium und Bundesrealgymnasium K. beschäftigt. Am 10. Jänner 1980 
suchte sie ';Inter Vorlage eines ärzt.lichen Attest�s aus gesundheitlichen 
Gründen beIm Landesschulrat für Steiermark um emen Karenzurlaub unter 
Entfall der Bezü$e bis Ende des Schuljahres 1979/80 an. Dieses Ansuchen 
wurde mit Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst vom 
7. Feber 1980 abgelehnt. Bereits zu diesem Zeitpunkt befand sich Mag. 
V.-B. im Krankenstand. Am 1 3. März 1 980 suchte sie neuerlich um 
Karenzurlaub an, befand sich aber bis zum 1 4. Juli 1 980 im Krankenstand. 
Dieser wurde auch in regelmäßigen Abständen vom Chefarzt der zuständi­
gen Gebietskrankenkasse bestätigt. Auf ihre mehrmaligen telefonischen 
Anfragen zwischen der AntragsteIlung und der Beendigung ihres Kranken­
standes am 1 4. Juli 1 980 wurde der Beschwerdeführerin schriftlich mitge-
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teilt, daß ihr Ansuchen wahrscheinlich positiv erledigt werde. Mit Erlaß des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst vom 1 .  Juli 1980 wurde der 
Beschwerdeführerin sodann für die Zeit vom 3 1 .  März 1980 bis 7. Septem­
ber 1980 ein Karenzurlaub unter Entfall der Bezüge mit der Maßgabe 
erteilt, daß diese Zeit für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses 
abhängen, nicht berücksichtigt wird. 

In ihrer bei der Volksanwaltschaft vorgebrachten Beschwerde führte Mag. 
V.-B. aus, daß in der Gewährung eines Karenzurlaubes während des Kran­
kenstandes ein Mißstand im Bereich der Verwaltung liege, da ihrer Mei­
nung nach ein Krankenstand rückwirkend nicht in einen unbezahlten 
Karen�urlaub umgewandelt werden .könne. Im übrigen sei das Verfahren 
über die Karenzurlaubsgewährung mit Mängeln behaftet. 

Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Unterricht und Kunst 
führte aus, daß dem Bundesministerium für Unterricht und Kunst über die 
Dauer des Krankenstandes der Beschwerdeführerin nichts bekannt gewe­
sen sei. Die Beschwerdeführerin habe auch ihr Ansuchen um Gewährung 
eines Karenzurlaubes nicht zurückgezogen, es sei daher lediglich antrags­
gemäß entschieden worden . Einem Antrag auf Aufhebung der Karenzur­
laubsgewähf1:1ng könpe mange�s gesetzlicher Grundlage nicht entsprochen 
werden, da hlefür keme gesetzliche Grundlage bestehe. 
Die Volksanwaltschaft gelangte im Prüfungsverfahren zu dem Ergebnis, 
daß die �ückwirkend� Gewährung �ines �arenzurlaubes an . die Besch�er­
deführenn während Ihrer krankheltsbedmgten Abwesenheit vom Dienst 
einen Mißstand im Bereich der Verwaltung darstellte. Die Volksanwalt­
schaft ging dabei von folgender Sach- und Rechtslage aus : 

Gemäß § 5 Abs. 1 Vertragsbedienstetengesetz 1 948 ist der Vertragsbedien­
stete verpflichtet, die ihm übertragenen Arbeiten und Verrichtungen fleißig 
und gewissenhaft nach bestem Wissen und Können zu vollziehen . . .  (und) 
. . .  die Dienststunden genau einzuhalten . . .  

Diese allgemeine Dienstpflicht wird nur im Falle einer Dienstverhinderung 
gemäß § 7 leg. cit. oder bei der Urlaubsinanspruchnahme gemäß den 
§§ 27-29 c aufgehoben. Die Beschwerdeführerin hat, wie sich aus der 
Aktenlage ergibt, zumindest seit dem 10 .  Jänner 1980 keinen Dienst verse­
hen. Sie befand sich auch - zumindest bis zu dem in Beschwerde gezoge­
nen Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst vom 1 .  Juli 
1980 - nicht auf Urlaub, da der Antritt eines solchen Urlaubes einer vor­
herigen dienstbehördlichen Verfügung bedurft hätte, wenn er zur Rechtfer­
tigung des Fernbleibens der Beschwerdeführerin vom Dienst herangezogen 
werden sollte. Schon aus diesem Grunde widerspricht eine rückwirkende 
Karenzurlaubsgewährung den Bestimmungen des Vertragsbedienstetenge­
setzes. Es ist nämlich mit dem Sinn des Gesetzes, aber auch mit den allge­
meinen Denkgrundsätzen nicht vereinbar, das Fernbleiben vom Dienst vor­
erst zur Kenntnis zu nehmen, ohne daß feststeht, ob überhaupt die Gewäh­
rung eines Karenzurlaubes erfolgen wird, und damit für den Fall, daß auch 
keine Dienstverhinderung im Sinne des § 7 VBG vorliegt, eine Dienst­
pflichtverletzung zu tolerieren. Im vorliegenden Fall hat nun die Beschwer­
deführerin eine solche Dienstverhinderung zur Rechtfertigung ihres Fern­
bleibens vom Dienst behauptet und auch nachgewiesen, wie sich aus den 
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Bestätigungen der Krankmeldung durch den Chefarzt der zuständigen 
Gebietskrankenkasse ergibt. Es wäre daher Aufgabe der Dienstbehörde 
gewesen, aufgrund dieses Umstandes die erforderlichen Veranlassungen 
nach § 24 VBG zu treffen, da der Beschwerdeführerin zu diesem Zeitpunkt 
kein Karenzurlaub gewährt war. 

Zur Sanierung des von der Volksanwaltschaft festgestellten Mißstandes hat 
sie dem Bundesminister für Unterricht und Kunst gemäß § 3 des Bundesge­
setzes über die Volksanwaltschaft vom 24. Feber 1977, BGBl. Nr. 1 2 1 ,  die 
Empfehlung eneilt, unter Aufhebung des in Beschwerde gezogenen Erlas­
ses zu prüfen, welcher Zeitraum der dienstabwesenheit bei der Beschwerde­
führerin als Krankenstand zu werten ist und für diesen Zeitraum die nach 
§ 24 VBG 1948 erforderlichen Veranlassungen zu treffen. 

Wie der Bundesminister für Unterricht und Kunst der Volksanwaltschaft in 
der Folge mitteilte, wurde in Entsprechung dieser Empfehlung der in 
Beschwerde gezogene Erlaß behoben und das Ausmaß des Karenzurlaubes 
auf den nach Abzug des Krankenstandes verbleibenden Zeitraum einge­
schränkt. Damit wurde der Beschwerdegrund behoben. 

Der Bundesminister für Unterricht und Kunst teilte der Volksanwaltschaft 
aber auch seine Bedenken gegen eine der Rechtsanschauung der Volksan­
waltschaft entsprechende Praxis bei der Gewährung länger dauernder 
Karenzurlaube mit. Nach seiner Ansicht würde ein Abgehen von der bisher 
geübten Praxis, ausreichend begründete Ansuchen auch rückwirkend 
gewähren zu können, zu zahlreichen Hänefällen führen, da bei Karenzur­
lauben von mehr als dreimonatiger Dauer die Herstellung des Einverneh­
mens mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium für Finan­
zen erforderlich sei und dieses Verfahren mehrere Monate in Anspruch 
nehme. Die Dienstnehmer würden daher bis zur erlaßmäßigen bzw. 
bescheidmäßigen Erledigung Dienst zu versehen haben und dann nur mehr 
den Rest des beantragten Urlaubszeitraumes in Anspruch nehmen können. 

J?ieser Argumen.tation verma� sich di� V olks3:nwaltschaft au.s folgenden 
Überlegun�en mcht �nzuschheßen : pIe derzeIt geübte PraxIS, entgegen 
den gesetzlichen BestImmungen bereIts vor Abschluß des Verfahrens über 
die Karenzurlaubsgewährung den Bediensteten vom Dienst freizustellen, 
fühn dann zu Unzukömmlichkeiten, wenn das Einvernehmen einer der 
beteiligten Dienststellen nicht zu erlangen ist oder im Verfahren Umstände 
zutage treten, die eine Karenzurlaubsgewährung ausschließen. Nach 
Ansicht der Volks anwaltschaft kann eine korrekte Erledigung deraniger 
Anträge nur durch den Abschluß des Verfahrens vor dem Antritt des 
Karenzu!laubes erfolgen, w?bei deranige Verfahren mit der gebotenen 
RaschheIt und ohne vermeIdbaren Verwaltungsaufwand durchzuführen 
sind. Bei ei!ler solch�n V ?rg�ngsweise könnte nach Ansicht der Volksa�­
waltschaft In der Zelt, dIe bIsher zur Prüfung verwendet wurde, ob eIn 
Ansuchen auf Gewährung eines Karenzurlaubes "ausreichend begründet" 
erscheint, bereits die beantragte Sachentscheidung herbeigefühn werden. 
Im übrigen erscheinen die Befürchtungen des Bundesministers für Unter­
richt und Kunst auch deshalb nicht begründet, weil die für das Bewilli­
gun&sverfahren erforderliche Ze�t bei �er �nt�agstellung ins K:alkül �u zie­
hen 1St. Darauf wäre zweckmäßIgerweIse In eInem Erlaß an dIe BedIenste­
ten hinzuweisen. 

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)96 von 161

www.parlament.gv.at



5 Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

Allgemeines 

96 

Den Ressortbereich des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 33 Beschwerden an die Volksan­
waltschaft herangetragen. Auch im vorliegenden Berichtszeitraum standen 
Beschwerden über die Ablehnung von Studienbeihilfen oder von Begabten­
stipendien im Vordergrund. Die in Studienbeihilfenangelegenheiten erho­
benen Beschwerden erwiesen sich zum Großteil als nicht berechtigt. Die 
Volksanwaltschaft hat jedoch auch im Berichtszeitraum wiederholt admini­
strative Mängel bei der Vollziehung der Bestimmungen des Studienförde­
rungsgesetzes im Zusammenhang mit der Zuerkennung von Begabtensti­
pendien festgestellt und verweist diesbezüglich auch auf die Ausführungen 
Im Ersten Bericht der Volksanwaltschaft an den Nationalrat (S. 38  f.). Wie 
die unter Punkt 5. 1 und 5.2 exemplarisch dargestellten Beschwerdefälle zei­
gen, erfolgt die Festlegung der Reihungskriterien für die Gewährung von 
Bega.btenstipendien durch die zuständigen Organe nicht imm�r in der vom 
StudIenförderungsgesetz gewünschten Transparenz. Auch bel der Prufung 
der Anspruchsvoraussetzungen für Begabtenstipendien hat die Volksan­
waltschaft ein Fehlverhalten der zuständigen Kommissionen festgestellt 
und insbesondere aufgezeigt, daß in Einzelfällen Leistungsnachweise durch 
restriktive Auslegung zum Nachteil der Beschwerdeführer nicht anerkannt 
wurden, in einem anderen Fall jedoch die Leistungsnachweise so unzu­
reichend gepruft wurden, daß ein Begabtenstipendium zuerkannt wurde, 
obwohl der Antrag rechtens abzuweisen gewesen wäre. Dies fällt umso 
mehr ins Gewicht als die Zuerkennung eines Begabtenstipendiums infolge 
der Kontingentierung dieser Studienbeihilfen regemäßig zur Abweisung 
eines anderen Ansuchens führt. Die Volks anwaltschaft verkennt bei Beur­
teilung der Beschwerdefälle nicht, daß ein Teil der beim Vollzug des Stu­
dienförderungsgesetzes im Zusammenhang mit der Zuerkennung von 
Begabtenstipendi�n auftretend�n �ängel auf . die Gesetzeslage selbs! 
zuruckzuführen Ist. So trägt dIe Emräumung emes Rechtsanspruches bel 
Erfüllung der Voraussetzungen im Zusammenhang mit der zahlenrnäßigen 
Besch�än�ung der B�g3:btenstipendien maßg�blich zu)enen Schwierigkei­
ten bel, dIe regelmäßIg Im Zusammenhan� mIt der ReIhung von Begabten­
stipendienansuchen entstehen, zumal die Im Gesetz enthaltenen Reihungs­
kriterien - worauf die Volksanwaltschaft ebenfalls bereits in ihrem Ersten 
Bericht an den Nationalrat hingewiesen hat - nicht eindeutig sind oder 
solche überhaupt nicht bestehen. Die Volksanwaltschaft wiederholt daher 
ihre seinerzeitige Anregung, durch entsprechende legislative Maßnahmen 
Abhilfe zu schaffen. 

Eine weitere, wesentliche Gruppe von Beschwerden bezog sich auf die 
komplizierte Rechtslage auf dem Gebiet der Hochschulberechtigung. Wie 
die Volksanwaltschaft in den unter Punkt 5.4 dargelegten Beschwerdefäl­
len festgestellt hat, stehen derzeit 4 verschiedene Rechtsquellen mit unter­
schiedlichem zeitlichen und sachlichen Geltungsbereich in Kraft, die wieder 
unterschiedliche Handhabungen nach 8 verschiedenen Schultypen und 
nach den Schulabgangsjahren erfahren. Die Feststellung der im Einzelfall 
anzuwendenden Bestimmungen ist dem Studierenden im Regelfall nicht 
möglich und bereitet selbst dem juristisch Geschulten Schwierigkeiten. Die 
Unüberschaubarkeit der derzeitigen Rechtslage geht nach Ansicht der 
Volks anwaltschaft auch daraus hervor, daß selbst das Bundesministerium 
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nicht in der Lage war, in seiner ersten Stellungnahme gegenüber der Volks­
anwaltschah eine vollständige und zutreffende Darstellung zu übermitteln. 
Aufgrund des Ergebnisses des gegenständlichen Prüfungsverfahrens hat der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung daher eine Vereinheitli­
chung und Vereinfachung der Bestimmungen über die Hochschulberechti­
g�ng in A�ssicht gestellt. Di� Volksanwaltschah wird den Fortgang der 
dlesbezüghchen Bemühungen 1m Auge behalten. 
Schließlich wurden im Berichtszeitraum auch dienstrechtliche Beschwerden 
aus dem Ressort an die Volksanwaltschaft herangetragen und Aufsichts­
rnaßnahmen bzw. Eingriffe des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung im Bereich der Hochschulautonomie in Beschwerde gezogen. 

5.1 Verfahrensmängel bei Abweisung eines Begabtenstipendiums 
VA Z1. 4 1  - B 5/79 BM Z1. 56 049/63- 1 7/80 

Dip1.-Ing. W. S. aus Wien führte bei der Volksanwaltschah darüber 
Beschwerde, daß sein Antrag auf Zuerkennung eines Begabtenstipendiums 
für das Studienjahr 1 978/79 von der Kommission für Begabtenförderung 
an der Technischen Universität Wien abgewiesen worden sei, obwohl er 
den vom Gesetz geforderten Leistungsnachweis erbracht habe. Im übrigen 
seien bei der Reihung der Ansuchenden Richtlinien angewendet worden, 
die nicht in entsprechender Weise kundgemacht worden seien, wodurch die 
gesamte Vergabe der Begabtenstipendien nicht gesetzmäßig vollzogen wor­
den sei. Als er schließlich in der Einreichstelle der zuständigen Kommission 
für Begabtenförderung Einsicht in die Reihungsunterlagen habe nehmen 
wollen, habe er festgestellt, daß gar keine derartigen Unterlagen bestünden 
und daher nicht nachprüfbar sei, warum er bei 200 zur Vergabe gelangen­
den Begabtenstipendien an die 2 1 0. Stelle gereiht worden sei. Im übrigen 
habe sich die Kommission - wie durch einen Zeugen bestätigt würde -
nicht an die Reihungsgesichtspunkte des § 23 Abs. 5 Studienförderungsge­
setz gehalten. Diese Mängel habe er auch in seiner Berufung an das Bun­
desministerium für Wissenschaft und Forschung angeführt, doch sei seine 
Berufung mit dem bloßen Hinweis darauf, daß die von ihm vorgelegte Dis­
sertationsbestätigung, die mit 30. Jänner 1 979 datiert sei, nicht als Lei­
stungsnachweis für das vergangene Studienjahr angesehen werden könne, 
da sie im laufenden Studienjahr ausgestellt sei, abgewiesen worden. 
Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung führte hiezu aus, daß sich der Beschwerdeführer im Wintersemester 
1 978/79 im 1 7. Semester der Studienrichtung "Technische Chemie" befun­
den un� als L�istung�nachweis eine Bestätigung �ber den sehr g�ten Fort­
gang semer DIssertation vom 30. Jänner 1 979 beIgelegt habe. Eme solche 
Bestätigung könne nicht das Vorliegen eines "besonders günstigen Studien­
erfolges" gemäß § 23 Abs. 5 Studienförderungsgesetz für das letztvergan­
gene Studienjahr dartun, da sie im laufenden Studienjahr ausgestellt sei. 
D�e Bestir�lmUn&en der Bega�tenförderung im .Studienför�erun�sgesetz 
selen nämhch stnkte und wörthch auszulegen, da 1m allgememen dIe Zuer­
kennung eines Begabtenstipendiums zur Abweisung eines anderen Ansu­
chens führe. 
Nach Einsichtnahme in den Bericht über die Sitzung der Kommission für 
Begabtenförderung am 27. März 1979 sowie in die Richtlinien für die Ver-
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gabe von Begabtenstipendien und Einholung einer ergänzenden Stellung­
nahme des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung hat die Volks­
anwaltschaft folgendes festgestellt: 
Nach den Bestimmungen des Studienförderungsgesetzes sind Begabtensti­
pendien an höchstens 1 0  v. H. der inländischen Studierenden zu vergeben. 
Mit Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung vom 
28 .  Dezember 1978, BGBl. Nr. 627, wurde die Zahl der auf die Fakultät für 
Naturwissenschaften der Technischen Universität Wien im Studienjahr 
1 978/79 entfallenden Begabtenstipendien mit 200 festgesetzt. 
Gemäß § 23 Abs. 4 Studienförderungsgesetz kann die Kommission für 
Bega�tenf?rderung im Interesse einer gleichmäßigen Aufteilu.ng der �egab­
tenstIpendlen an der betreffenden Hochschule (Fakultät) eme bestimmte 
Zahl der zur Verfügung stehenden Begabtenstipendien den ordentlichen 
Hörern jeder der an dieser Hochschule (Fakultät) eingerichteten Studien­
richtungen oder Gruppen von solchen zuweisen. Ein diesbezüglicher 
Beschluß ist spätestens zwei Monate vor Ablauf der Einreichfrist an der 
Amtstafel der Hochschule (Fakultät) kundzumachen. 
Wie die Volks anwaltschaft im Prüfungsverfahren festgestellt hat, wurde ein 
solcher Beschluß an der Anschlagtafel der Technisch-Naturwissenschaftli­
chen Fakultät der Technischen Universität Wien für das Studienjahr 
1 978/79 nicht kundgemacht. Da es sich bei § 23 Abs. 4 Studienförderungs­
gesetz um eine Ermessensbestimmung handelt, kann aus der Unterlassung 
�er Festlegung von weitergehend�n V erg.abe�iteri�n durch. eine K?mmis­
slon für Begabtenförderung für sich allem kem Mißstand Im Bereich der 
Verwaltung ersehen werden. Im vorliegenden Fall hat die V olksanwalt­
schaft jedoch festgestellt, daß die Kommission für Begabtenförderung an 
der Technisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät der Technischen Universi­
tät Wien in ihrer Sitzung am 27. März 1979, in der auch das Ansuchen des 
Beschwerdeführ�rs .behandelt wurde, nach jenem Beschluß vorgegangen ist, 
der für das Studienjahr 1 976/77 gefaßt und kundgemacht worden war. 
Bei strikter Auslegung des § 24 Abs. 4 Studienförderungsgesetz hätte dieser 
Beschluß, um für das Studienjahr 1978/79 Gültigkeit zu erlangen, bis zum 
1 .  Dezember des Jahres 1 978 an der Anschlagtafel der Technisch-Natur­
wissenschaftlichen .Fakultät der Technischen Universität Wien pu�lizi�rt 
werden müssen. Die Volksanwaltschaft hat daher der Beschwerde 10 die­
sem Punkt Berechtigung zuerkannt. Durch die vorgeschriebene Publikation 
�er V er�abegesichtsp�nk�e soll n�mlich den Studier�nden eine Prüfung 
Ihrer Reihung nach objektIven Gesichtspunkten ermöglIcht werden. 
Zwar wäre es im Belieben der Kommission gestanden, überhaupt keinen 
Beschluß nach § 23 Abs. 4 Studienförderungsgesetz zu fassen. Wenn aber 
dem Inhalt nach ein solcher Beschluß aus einem früheren Jahr angewendet 
wird, dann vertritt die Volksanwaltschaft die Auffassung, daß eine Ver­
pflichtung zur Kundmachung besteht, um das Transparenzgebot des § 24 
Studienförderungsgesetz zu erfüllen. 
Der vom Beschwerdefü.hrer erhobene Vorwurf, daß keine Reihungsunte.rla­
gen vorlägen, konnte Im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft nIcht 
erhärtet werden, da die Volks anwaltschaft selbst in diese Unterlagen Ein­
sicht genommen und dabei erst festgestellt hat, daß die Reihung aufgrund 
der Vergaberichtlinien 1 976 erfolgt war, deren Publikation für das Studien­
jahr 1 978/79 allerdings - wie bereits dargelegt - unterblieben war. 
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Die Volksanwaltschaft hat sich aber auch in der Sache selbst mit der Frage 
des vom Beschwerdeführer vorgelegten Leistungsnachweises auseinander­
gesetzt. Es ist richtig, daß - wie dies auch der Verwaltungsgerichtshof in 
ständiger Judikatur f�stgestellt hat. - di.e Bestimmungen des. Studienförde­
rungsgesetzes über die Begabtensupendien streng und wörtlich auszulegen 
sind. Davon ausgehend ist die Volksanwaltschaft der Ansicht, daß die 
strengen Anforderungen umso mehr an jene Behörden zu stellen sind, die 
die Leistungsnachweise nach dem Studienförderungsgesetz auszustellen 
haben. 

Im vorliegenden Fall war die vom Institutsvorstand zu erteilende Disserta­
tionsbestätigung, für die an der Technischen Universität Wien ein Formu­
larvordruck verwendet wird, in der Spalte nicht ausgefüllt, die den Zeit­
raum erkennen läßt, auf den sich die BeStätigung des sehr guten Fortganges 
der Dissertation bezieht. Das Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung als Berufungsbehörde hat aus dieser unvollständigen Bestätigung 
den Schluß abgeleitet, daß sich die Bestätigung auf den Zeitpunkt ihrer 
Ausstellung beziehe und daher nicht geeignet sei, den Leistungsnachweis 
für das vergangene Studienjahr zu erbringen. 

Die Volksanwaltschaft vermag sich dieser Wertung aus folgenden Überle­
gungen nicht anzuschließen : § 22 Abs. 5 StudFG verlangt den Nachweis 
des Studienerfolges des letztvergangenen Studienjahres, somit eines Zeit­
raumes. Folgt man der Auffassung, daß die Datierung ausschlaggebend sei, 
so kann sich bei strikter Interpretation die gegenständliche Dissertationsbe­
stätigung nur auf einen Zeitpunkt, nämlich das Datum der Ausstellung, 
beziehen und wäre daher von vornherein nicht geeignet, den vom Gesetz 
geforderten Leistungsnachweis über einen bestimmten Zeitraum zu erbrin­
gen. Die zuständige Kommission für Begabtenförderung hätte daher die 
vom Beschwerdeführer vorgelegte unvollständige Bestätigung diesem unter 
Setzung einer Frist zur Behebung des Formgebrechens im Sinne des § 1 3  
A VG 1 950 zurückstellen müssen. Ein solches Formgebrechen liegt nämlich 
nach der Judikatur des VwGH auch dann vor, wenn eine Beilage nicht den 
an sie gestellten Erfordernissen entspricht (vgl. das Erk. d. VwGH vom 
1 .  März 1 960, Slg. Nr. 5224 A). Die Volksanwaltschaft hat daher auch in 
diesem Punkt der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Eine weitere Ver­
anlassung durch die Volksanwaltschaft mußte deshalb unterbleiben, weil 
durch rechtskräftige Entscheidungen der zuständigen Kommission für 
Begabtenförderung die zur Verfügung stehenden Begabtenstipendien zur 
Gänze an andere Bewerber zugesprochen worden waren, denen hieraus 
Rechte erwachsen sind. 

5.2 Unterschiedliche Beurteilung von Leistungsnachweisen bei Begabtenstipen­
dien 
VA ZI. 45 - B 5179 BM ZI. 56 036/33- 1 7/80 

J .  G. aus Wien führte bei  der Volksanwaltschaft darüber Beschwerde, daß 
s�in Antrag auf Zuerkennung eines Begabtenstipendiums von der Kommi�­
slon für Begabtenförderung an der Fakultät für Raumplanung und Archi­
tektur an der Technischen Universität Wien abgelehnt worden sei, weil 
man bei der Behandlung seines Antrages von ihm vorgelegte Zeugnisse für 
den Leistungsnachweis nicht anerkannt habe. Bei anderen Studierenden -
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wie beispielsweise bei R. eh. - seien gleicharti�e Zeugnisse berücksichtigt 
und Begabtenstipendien zuerkannt worden. Die ungerechtfertigte Ableh­
nung seines Antrages und der Umstand, daß in gleichgelagerten Fällen 
Begabtenstipendien zuerkannt worden seien, stellten einen Mißstand im 
Bereich der Verwaltung dar. 
Der im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft um eine Stellungnahme 
zur Beschwerde ersuchte Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
führte zunächst zum Anspruch des Beschwerdeführers auf ein Begabtensti­
pendium aus, daß aufgrund der Bestimmungen des § 24 Abs. 2 lit. b Stu­
dienförderungsgesetz Zeugnisse über Prüfungen oder Lehrveranstaltungen 
mit Ausnahme von Vorlesungen im Ausmaß von wenigstens 1 0  Jahreswo­
chenstunden (20 Semesterwochenstunden) mit der Durchschnittsnote von 
wenigstens 1 ,5 vorgelegt werden müßten. Da der Beschwerdeführer aber 
mehrere Zeugnisse über Vorlesungen vorgelegt habe, habe er den vom 
Gesetz geforderten Leistungsnachweis nicht erbringen können und es sei 
daher sein Antrag zu Recht abgelehnt worden. 

Wie die Volksanwaltschaft unter Zugrundelegung von § 24 Abs. 2 lit. b 
Studienförderungsgesetz in Verbindung mit § 1 6  AHStG feststellte, waren 
die vom Beschwerdeführer vorgelegten Zeugnisse über die Vorlesungen 
"Licht und Farbe im Raum", "Denkmalschutz" und "Baurecht" bei der 
Feststellung des Leistungsnachweises nicht zu berücksichtigen. Der 
Beschwerdeführer konnte daher keine Leistungsnachweise im Ausmaß von 
20 Semesterwochenstunden vorlegen, die den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprachen, weshalb der Beschwerde keine Berechtigung zukam. 

Hinsichtlich der Zuerkennung eines Begabtenstipendiums in einem gleich­
gelagerten Fall hat die Volksanwaltschaft das Prüfungsverfahren amtswe­
gig �ortgesetzt und festge�tellt, daß dem Studierenden R. eh. ent�e�en den 
Bestlmmungen des Studienförderungsgesetzes von der KommiSSion für 
Begabtenförderung an der Fakultät für Raumplanung und Architektur der 
Technischen Universität Wien tatsächlich ein Begabtenstipendium für das 
StudieIliahr 1 978/79. zuerkannt. worden war. Diese gese�widrige Verg�be 
war offenbar auf eme unzur�ich�nde Prüfun� des Leistungsna�h�eis�s 
z�rückzuführen. Aus der unnchtlgen Entscheidung der Ko�missio� 10 

emem anderen Fall kann aber der Beschwerdeführer für Sich kemen 
Rechtsanspruch ableiten. 
Die Volksanwaltschaft vertritt aber die Auffassung, daß bei der Zuerken­
nung von Begabtenstipendien nach der derzeit geltenden Gesetzeslage ein 
besonderer Sorgfaltsmaßstab bei der Prüfung der Anspruchsvoraussetzun­
gen zugrunde zu legen ist, weil die Zuerkennung eines Begabtenstipen­
diums an einen Studierenden aufgrund der Kontingentierung die Abwei­
sung eines anderen - berechtigten - Ansuchens zur Folge haben kann. 

Auf diesen Umstand hat der Bundesminister für Wissenschaft und For­
sc�ung in dem unter Punkt 5. 1 .  dargelegten Beschwerdefall selbst hinge-
Wiesen. 
Die im gegenständlichen Fall festgestellte Fehlentscheidung der Behörde 
konnte durch eine Empfehlung der Volksanwaltschaft allerdings nicht 
behoben werden, da dem Studierenden R. eh. aus dem rechtskräftigen 
Bescheid über die Verleihung des Begabtenstipendiums ein Recht erwach­
sen ist. 
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5.4 Ungerechtfertigte Nichtbewertung einer Klausurarbeit 
VA Z1. 3 - B 5/80 BM Z1.  7 1 596/5- 1 1 /80 

E. Sch. aus Linz führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
anläßlich der ersten Wiederholung eine schriftliche Teilprüfung im Rah­
men der Ir. Diplomprüfung der betriebswirtschaftlichen Studienrichtung 
seine Arbeit nicht bewertet worden sei. Die Prüfung sei um 8 .00 Uhr 
begonnen worden. Wenige Minuten danach habe die Prüfungsaufsicht bei 
ihm unerlaubte Unterlagen festgestellt, die er der Prüfungsaufsicht überge­
ben habe. Hierauf sei ihm die Fortsetzung der Arbeit gestattet worden. Die 
von ihm sodann fertigge�tell� Arbeit sei je�och . nachträglich für un�ü�tig 
erklärt worden. Er habe 10 dleser Sache berelts dle Beschwerdekommlsslon 
der Universität Linz befaßt, die dem Präses der Prüfungskommission ein­
stimmig empfohlen habe, den Prüfer anzuweisen, die Benotung ohne Rück­
sicht auf den Erschleichungsversuch nur aufgrund des Inhaltes der Arbeit 
vorzunehmen, da im gegenständlichen Fall der Erschleichungsversuch nicht 
kausal im Zusammenhang mit Edolg und Mißedolg der Prüfung zu 
betrachten sei. Der Prüfer habe jedoch dieser Empfehlung keine Folge 
geleistet. 
Die Volksanwaltschaft hat im Zuge des Prüfungsvedahrens nach Einho­
lung einer Stellungnahme d�.s Bundesministers für Wissenschaft und For­
schung festgestellt, daß die Ubergabe der unerlaubten Unterlagen tatsäch­
lich unmittelbar nach Beginn der Prüfung edolgte und offenbar auch des­
halb die Fortsetzung der Arbeit gestattet wurde. 
Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung führte in seiner Stel­
lungnahme aus, daß in einem solchen Fall kein kausaler Zusammenhang 
zwischen dem offenkundig mißglückten Erschleichungsversuch und dem 
Prüfungsedolg bestehe. Er schloß sich damit der Ansicht der Beschwerde­
kommission an. 
Bei dieser Sach- und Rechtslage gelangte die Volksanwaltschaft zu der 
Auffassung, daß der von E. Sch. erhobenen Beschwerde Berechtigung 
zukommt, weil in Fällen, in denen zwischen dem Erschleichungsversuch 
und dem Prüfungsedolg kein kausaler Zusammenhang besteht, eine exten­
sive Auslegung des § 32 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz nicht ver­
tretbar erscheint. Eine weitere Veranlassung durch die Volksanwaltschaft 
konnte jedoch deshalb entfallen, da der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschun� noch im Zuge des Prüfungsvedahrens den Präses der Prü­
fungskommiSSlon für die Ir. Diplomprüfung der betriebswirtschaftlichen 
Studienrichtung an der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Linz angewiesen hat, den Prüfer anzuweisen, die Benotung 
der schriftlichen Prüfungs arbeit nur aufgrund des Inhaltes dieser Arbeit 
umgehend vorzunehmen, wodurch der Beschwerdegrund behoben war. 

5.4 Ungerechtfertigte Vorscbreibung einer Zusatzprüfung 
VA Zl. 1 5  und 24 - B 5/80 BM Z1.  68 39 1 /6- 14/80 

G. D. ,  U.  K., P. Sp. aus Innsbruck und L.  D.  aus Wien führten in ihrer 
Beschwerde bei der Volksanwaltschaft aus, daß bisher an der Universität 
Innsbruck Griechis�hk�nntnisse . lediglich für Archäo�ogen im Hauptf�ch 
verlangt worden selen, Jedoch mcht für Archäologen 1m Nebenfach. Dlese 
Praxis sei in einer durch Aushang kundgemachten "Studienordnung" an 

1 0 1  

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)102 von 161

www.parlament.gv.at



1 02 

der Universität Innsbruck publiziert worden. Erst bei Verhandlungen mit 
dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung im Zusammen­
hang mit der neuen Studienordnung habe sich herausgestellt, daß diese 
Praxis mit der Rechtslage in Widerspruch stehe und nach der geltenden 
Hochschulberechtigungsverordnung keine Unterscheidung zwischen 
Hauptfach und Nebenfach vorgesehen sei. Dies habe dazu geführt, daß 
von allen Studierenden der Fachrichtung "Kunstgeschichte", die Archäolo­
gie als Nebenfach an der Universität Innsbruck studieren, nunmehr der 
N achw.eis der Griechisc�kenntnisse verlangt .werde . . Diese Vorgangs�eise 
stelle eIne ungerechtfertigte Härte dar, wobei überdies noch darauf hInge­
wiesen werde, daß auch nach Klärung mit dem Ministerium Nebenfachhö­
rer ohne Griechischkenntnisse zum Rigorosum zugelassen worden seien. 

Die Volksanwaltschaft holte im Zuge des Prüfungsverfahrens zunächst eine 
Stellungnahme des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung ein, 
der darauf hinwies, daß für die "Klassische Archäologie" Latein gemäß § 2 
Abs. 1 lit. a der genannten Verordnung vor der Immatrikulation, Grie­
chisch gemäß § 3 Abs. 1 lit. a vor Beginn des dritten einrechenbaren Seme­
sters nachzuweisen sei. Für Kunstgeschichte sei Latein gemäß § 3 Abs. 1 
lit. a vor Beginn des dritten anrechenbaren Semesters nachzuweisen. Die 
Hochschulberechtig.ungsverordnung sehe keine Möglichkeit vor, Ausn.ah­
men von der Verpflichtung der Ablegung von Zusatzprüfungen zu erteIlen 
oder Fristen zu erstrecken. Dem Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung sei bekannt, daß in der Vergangenheit den Universitäten Fehler 
unterlaufen sind, und die Bestimmungen der Hochschulberechtigungsver­
ordnung leider nicht in allen Fällen angewandt wurden; man könne jedoch 
aus den faktischen Fehlern keine gültige Norm ableiten. Nachdem dem 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung diese Fehler bekannt­
geworden seien, sei in mehreren Erlässen auf die Einhaltung der geltenden 
Bestimmungen hingewiesen worden. Wenn dennoch einige Studenten 
einen rechtskräftigen Studienabschh�ß ohne die Ablegung der vor�eschrie­
benen Zusatzprüfungen aufgrund eInes Fehlers der Behörde erreicht hät­
ten, sei den Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
zufolge eine Abhilfe nicht mehr möglich. Sofern ein Studium noch nicht 
abgeschlossen sei, müsse die vorgeschriebene Zusatzprüfung verlangt wer­
den. 
Die Volksanwaltschaft vertrat dem gegenüber die Auffassung, daß nicht 
ausschließlich von der derzeit geltenden Hochschulberechtigungsverord­
nung 1 975 auszugehen sei, sondern die vorgebrachten Beschwerden in 
jedem Einzelfall gesondert zu prüfen seien, da sich die Hochschulberechti­
gung des einzelnen Beschwerdeführers nach dem von ihm absolvierten 
Schultyp und dem Maturajahrgang richte und der zeitliche Geltungsbe­
reich der Hochschulberechtigungsverordnung 1 975 nicht alle Beschwerde­
führer erfasse. 
Die Volksanwaltschaft holte daher eine neuerliche Stellungnahme des Bun­
desministers für Wissenschaft und Forschung ein und stellte in Fortführung 
des Prüfungsverfahrens folgendes fest : 

Bei der Beurteilung der Frage, ob für die Beschwerdeführer der Nachweis 
von Griechischkenntnissen zu erbringen ist, ist von folgenden Rechtsvor­
sc��i�ten auszuge�e�, die . zur Veranschaulichung d�r im allgemeinen Teil 
kritisierten KompllZlerthelt der Rechtslage vollständig angeführt werden : 
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1 .  Verordnung betreffend die Studienberechtigung der Mittelschüler, 
BGBL Nr. 224/ 1928 : Diese war mit Beginn des Studienjahres 
1928/29 in Kraft getreten und wurde durch die nachfolgende Ver­
ordnung nicht außer Kraft gesetzt. 

2. Verordnung betreffend die Studienberechtigungen der Abgänger der 
aufgrund der Mittelschulverordnung, BGBL Nr. I Nr. 198/1 934, ein­
gerichteten Mittelschulen, BGBL Nr. 1 1 2/ 1937 :  Diese Verordnung 
ist im Studienjahr 1942/43 in Kraft getreten und wurde ebenfalls 
durch keine nachfolgende Verordnung außer Kraft gesetzt. 

3. Verordnung vorn 28 .  Feber 1968, BGBL Nr. 1 0 1 ,  über die mit den 
Reifeprüfungen der Allgemeinbildenden und Berufsbildenden höhe­
ren Schulen verbundenen Berechtigungen zum Besuch von wissen­
schaftlichen Hochschulen (Hochschulberechtigungsverordnung) : 
Diese Verordnung beruht bereits auf den Bestimmungen des Schulor­
ganisationsgesetzes 1 962 und ist daher nur auf Absolventen von 
höheren Schulen gemäß dem Schulorganisationsgesetz anzuwenden. 
Für die Abgänger von Schulen gemäß den Vorschriften vor dem 
Schulorganisationsgesetz blieben die damals geltenden Bestimmun­
gen, insbesondere die Verordnung 1 937, ausdrücklich in Kraft. 

4. Hochschulberechtigungsverordnung 1975, BGBL Nr. 356 : Diese ist 
für die Absolventen von höheren Schulen gemäß dem Schulorganisa­
tionsgesetz bei einern Studienbeginn ab dem 1 .  September 1975 anzu­
wenden. 

In Durchführung der bis dahin geltenden Hochschulberechtigungsverord­
nung 1968 hat das Bundesministerium für Unterricht mit Erlaß vorn 
28 .  Jänner 1 969, Ministerialverordnungsblatt Nr. 2 1 ,  eine Detailregelung 
bekanntgegeben. Danach findet die Hochschulberechtigungsverordnung 
aus dem Jahre 1 968 auf die Maturanten der folgenden Maturajahrgänge 
Anwendung : 

1 .  Neunstufige Formen (Humanistisches, Neusprachliches und Realisti­
sches Gymnasium; Naturwissenschaftliches und Mathematisches 
Realgymnasium; Wirtschaftskundliches Realgymnasium für Mäd­
chen) ab dem Maturajahrgang 1 972; 

2. Musisch-Pädagogisches Realgymnasium ab dem Maturajahrgang 
1968 ;  

3. Aufbaugymnasium und Aufbaurealgymnasium ab dem Maturajahr­
gang 1 97 1 ;  

4. Gymnasium und Realgymnasium für Berufstätige ab dem Matura­
jahrgang 1 97 1 ; 

5. Höhere Technische und Gewerbliche Lehranstalten ab dem Matura­
jahrgang 1 95 1 ;  

6 .  Handelsakademien ab dem Maturajahrgang 1 968 ; 

7. Höhere Lehranstalt für Wirtschaftliche Frauenberufe ab dem Matu­
rajahrgang 1 968 ;  

8 .  Höhere Land- und Forstwirtschaftliehe Lehranstalten : Hier gibt es 
verschiedene, auf die einzelnen Schulen abgestimmte Wirksamkeits­
daten. 

1 03 
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N ach diesen Kriterien war sodann für die einzelnen Studierenden die 
Lösung der Frage des Nachweises der Griechischkenntnisse in rechtlich 
einwandfreier Weise möglich. Es wurde dabei festgestellt, daß von den der­
zeit an der Universität Innsbruck in Betracht kommenden Studierenden 
V. K. und I. D. den Griechischnachweis nicht erbringen müssen. Die Stu­
dierenden H. H., P. Sp., eh. St. und U. K. haben den Nachweis der grie­
chi�chen Sprache. zu erbringe.n. Die Studie�en�e E. �.-P. hat den Nach­
weis nur dann mcht zu erbnngen, wenn sie Ihre Reifeprüfung vor dem 
Maturajahrgang 1 968 abgelegt hat. 
Die seinerzeit getroffene Anordnung, daß die eingangs erwähnten 
Beschwerdeführer in j�dem Falle den Nachweis der K�nntnis der griechi­
schen Sprache zu erbrmgen hätten, entsprach daher mcht der Rechtslage 
und wurde von der Volks anwaltschaft als Mißstand im Bereich der Verwal­
tung festgestellt. Dem Bundesminister für Wissensc.haft und Forschung 
wurde daher gemäß § 3 des Bundesgesetzes über die Volksanwaltschaft 
empfohlen, im Wege seines Aufsichtsrechtes dafür Sorge zu tragen, daß bei 
der Beurteilung des Nachweises der Griechischkenntnisse hinsichtlich der 
Beschwerdeführer dem Ergebnis des Prüfungsvedahrens Rechnung getra­
gen wird. Dieser Empfehlung hat der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung in der Folge entsprochen. 
Die Volksanwaltschaft vertritt über den Anlaßfall hinaus die Auffassung, 
daß die Rechtslage aufgrund der Vielfalt der auf dem Gebiet der Hoch­
schulberechtigung geltenden Rechtsnormen für den Studierenden nicht 
mehr durchschaubar ist und - wie der Verlauf des Prüfungsvedahrens 
gezeigt hat - daher selbst die mit der Vollziehung der Bestimmungen auf 
diesem Rechtsgebiet betrauten Behörden zunächst zu keiner rechtlich ein­
wandfreien Beurteilung gelangt sind. Die Volksanwaltschaft hält aus die­
sem Grunde eine Bereinigung dieses in zahlreichen Normen mit unter­
schiedlichem sachlichen und zeitlichen Geltungsbereich aufgesplitterten 
Rechtsbereiches im Interesse der Rechtssicherheit für edorderlich. 

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung teilte der Volks an­
waltschaft hiezu mit, daß an einer Lösung der Probleme im Zusammenhang 
mit der Hochschulberechtigung gearbeitet werde und in Kürze eine 
wesentlich vereinfachte Regelung in Kraft gesetzt werden solle. Die Volks­
anwaltschaft wird jedenfalls dem gegenständlichen Problemkreis auch wei­
terhin ihre Aufmerksamkeit zuwenden. 

5.5 Organisatorische Mißstände bei der Zulassung zur Berufsreifeprüfung 

1 04 

VA Zl. 29 - B 5/80 BM Zl.  64 552/3- 1 5/80 

W. Sch. führte bei der Volksanwaltschaft zunächst am 30 .  Oktober 1 980 
darüber Beschwerde, daß durch die Amtswirtschaftsstelle der Universität 
Wien das Vedahren über seine Zulassung zur Berufsreifeprüfung ver­
schleppt worden sei. Er habe am 19 .  Mai 1 980 das Zulassungsansuchen ein­
gebracht, wobei ihm eröffnet worden sei, daß er aller Voraussicht nach 
zum Herbsttermin 1980 die Berufsreifeprüfung ablegen könne. Auf eine im 
Juli edolgte telefonische Anfrage habe ihm der zuständige Beamte mitge­
teilt, daß er mit Sicherheit für den Herbsttermin vorgesehen sei und die 
Zustellung des Zulassungsbescheides umgehend veranlaßt werde. Da er bis 
September 1980 den Bescheid noch nicht erhalten hatte, habe er neuerlich 
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urgiert und sei - ebenso wie bei seiner persönlichen Vorsprache am 
8 .  Oktober 1 980 - darauf hingewiesen worden, daß er in den nächsten 
Tagen eine Verständigung erhalten werde. Auf den Hinweis des Beschwer­
deführers, daß die Zeit dränge, da die Anmeldung zur Berufsreifeprüfung 
vier Wochen vor dem Prüfungstermin erfolgen müsse, sei ihm mitgeteilt 
worden, daß es sich nur um eine Formalvorschrift handle und seiner Zulas­
sung zum Herbsttermin 1 980 kein Hindernis entgegenstünde. Da auch in 
der Folge keine Verständigung eingelangt sei, habe er am 1 7 . Oktober und 
am 23. Oktober 1 980 �euerlich telefonisch urgie�. Anläßlich des zweiten 
Telefonates habe man Ihm dann eröffnet, daß die Ablegung der Prüfung 
aus zeitlichen Gründen wahrscheinlich erst im Frühjahrstermin 1 98 1  mög­
lich sein werde. Es bleibe ihm aber unbenommen, trotz des fehlenden 
Bescheides die Anmeldung vorzunehmen ; man werde sich bemühen, noch 
einen Prüfungstermin im Herbst zu finden. 
In der mangelhaften organi�ator�schen y or�ereitung der. Ber�fsreifep�ü­
fung durch Organe der UOlversltät Wien bege daher elO MIßstand Im 
Bereich der Verwaltung. 
Die Volksanwaltschaft hat aufgrund dieser Beschwerde ein Prüfungsver­
fahren eingeleitet und den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
um Stellungnahme ersucht. Nach Einleitung des Prüfungsverfahrens 
wandte sich der Beschwerdeführer nochmals telefonisch an die Volksan­
waltschaft und teilte zunächst mit, daß er zwar nun zum Herbsttermin die 
Berufsreifeprüfung ablegen könne, daß jedoch mehrfach Terminverlegun­
gen vorgenommen worden seien, sodaß er entweder unverrichteter Dinge 
habe nach Hause fahren müssen oder mit unzumutbaren Wartezeiten unter 
der nervlichen Anspannung der Prüfungssituation belastet worden sei. 

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung teilte dazu mit, daß 
der Beschwerdeführer am 2 1 .  November 1980 die Berufsreifeprüfung 
bestanden habe und stellte im übrigen außer Zweifel, daß den Urgenzen 
des Beschwerdeführers zu wenig Rechnung getragen worden sei. Das im 
Falle des Beschwerdeführers eingetretene Fehlverhalten von Organen der 
Universität Wien wurde mit der Arbeitsbelastung während der Inskriptions­
zeit sowie durch den Umstand begründet, daß für die Durchführung der 
Berufsreifeprüfung im Herbst 1 980 die Koordination von 30 Prüfern an 
sechs Nachmittagen unter Berücksichtigung der Terminpläne der Prüfer 
erforderlich gewesen sei. Gleichzeitig wurde das Bedauern über den Anlaß 
der Beschwerde ausgedrückt und die Zusicherung abgegeben, daß die 
Direktion der Universität Wien in Zukunft die Verfahren zur Durchfüh­
rung der Berufsreifeprüfung beschleunigen werde. 

Die Volksanwaltschaft hat der Beschwerde des W. Sch. aufgrund des erho­
benen Sac�verh�ltes Berechtigung. zu�rk�nnt un� vertritt die Auffassung, 
daß orgaOisatonsche Mängel, wie sie Im vorbegenden Beschwerdefall 
zutage getreten sind, einen Mißstand im Bereich der Verwaltung darstellen. 
Bei allem Verständnis für die Belastung des Universitätspersonals zur 
Inskriptionszeit kann es doch dem einzelnen nicht zugemutet werden, daß 
derartige Mängel .sich zu sei�en �asten. �uswirken, wob�i die .spezifische 
Belastung durch die Prüfungssltuauon mit 10 Betracht zu Ziehen Ist. 
Im Hinblick auf die Zusicherung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung waren weitere Veranlassungen durch die Volksanwaltschaft 
nicht erforderlich. 

1 05 
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Aufgabenbereich des Volksanwaltes 
Gustav Zeillinger : 

Dem Volks anwalt Gustav Zeillinger obliegen: 
Die Aufgaben der Volks anwaltschaft, die ihrem sachlichen Inhalt nach in 
den Wirkungsbereich nachstehender Bundesministerien fallen : 

Bundesministerium für Finanzen; 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie; 
Bundesministerium für Inneres ; 
Bundesministerium für Justiz; 
Bundesministerium für Landesverteidigung. 
Volksanwalt Zeillinger hatte im Berichtszeitraum vom 1. Jänner bis 30. Juni 
1980 den Vorsitz der Volksanwaltschaft inne. 

1 Bundesministerium für Finanzen 

Allgemeines 
Im Berichtszeitraum wurden 465 Beschwerden, die den Vollziehungsbe­
reich des Bundesministers für Finanzen betrafen, an die Volksanwaltschaft 
herangetragen. Dies bedeutet ein Ansteigen der Zahl der Eingaben um 
mehr als ein Drittel im Vergleich zum vergangenen Berichtszeitraum. 

Wie auch in den vorangegangenen Jahren, bildeten Beschwerden über 
Lohnsteuernachforderungen aufgrund des amtswegigen Jahresausgleiches 
einen Schwerpunkt. Bezieht ein Arbeitnehmer während eines Kalenderjah­
res zumindest zeitweise gleichzeitig von zwei oder mehreren Arbeitgebern 
Einkünfte, deren Summe 1 00 000 S im Jahr übersteigt, so hat das Finanz­
amt einen Jahresausgleich durchzuführen. Viele Arbeitnehmer, insbeson­
dere Pensionisten, sind über diesen Umstand nicht informiert, zumal für sie 
keine Verpflichtung besteht, einen Jahresausgleich zu beantragen. Da die 
Finanzbehörde oftmals jahrelang untätig bleibt, ergibt sich - wie die vor­
gebrachten Beschwerden gezeigt haben - eine Nachforderung für meh­
rere Jahre, die die Zahlungskraft des einzelnen vielfach übersteigt. Die 
Volks anwaltschaft mußte in diesen Fällen feststellen, daß die Vorgangs­
weise zwar den �esetzlichen Vorschriften nicht widerspricht, aber ein.e 
Härte darstellt, die durch Gewährung von Ratenzahlungen nur unzurei­
chend gemildert wird. Durch das Abgabenänderungsgesetz 1980 wurde 
zwar insofern eine Neuerung vorgenommen, als nunmehr auch die bisher 
a

.
usgenomll'l:enen Trä�er der gesetzlich eIl: Sozialv«:rsicherung verpflichtet 

smd, dem Fmanzamt emen Lohnzettel für Jene Arbeitnehmer zu übergeben, 
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die keine oder eine Zweite (bzw. Dritte usw.) Lohnsteuerkarte vorgelegt 
haben. Durch diese Neuregelung wird das Finanzamt früher in die Lage 
versetzt, einen amtsw�gigen Jahresaus&leich d�rchzuführ�n, sodaß. �ine 
mehrere Jahre rückwirkende Vorschreibung mcht mehr Im derzeitigen 
Ausmaß vorkommen dürfte. Das Abgabenänderungsgesetz hat jedoch die 
��it 1 974 bestehende Betragsgrenze von 1 00 000 S unverändert gelassen. 
Uber diese Fixierung des Betrages wurde bei der Volksanwaltschaft viel­
fach Beschwerde geführt, da diese Grenze nicht den seither gestiegenen 
Lebenshaltungskosten, aber auch Einkünften Rechnung trage und daher 
ei'.le Verschlechterung de.r steuerlichen Situation �egenüber 1 97 4 bed�ute. 
Die Volks anwaltschaft gibt daher zu erwägen, die für den amtsweglgen 
Jahresausgleich geltende Grenze von 1 00 000 S den geänderten Verhältnis­
sen anzupassen. 

Im Zusammenhang mit der Fixierung von Betragsgrenzen war auch - wie 
schon in den vorangegangenen Jahren - die Mietzinsbeihilfe Gegenstand 
von Beschwerden . Die Mietzinsbeihilfe wird besonders einkommensschwa­
chen Bürgern gewährt, wenn zum Beispiel der Hauptmietzins nach einem 
Verfahren gemäß § 7 Mietengesetz um mehr als das Vierfache erhöht 
wurde. Die Beihilfe wird zumeist für einen Zeitraum von mehreren Jahren 
zugesprochen, wobei d.c;r Begünstigte aufgrund des Gesetzes verpflichtet 
ist, jede maßgebliche Anderung seines Einkommens der Finanzbehörde 
bekanntzugeben, . da ab ei�er besti,?m.ten Betragsgrenze kein Ansp�uch 
mehr zusteht. Diese Verpflichtung Ist Jedoch für den Rechtsunkundigen 
dem vorgedruckten Bescheidformular nicht zu entnehmen, wobei überdies 
auch eine rechnerische Kontrolle durch den Betroffenen mangels ausrei­
chender Bescheidbegründung zumeist gar nicht möglich wäre. Die V olks­
anwaltschaft hat daher bereits in ihrem Zweiten Bericht an den Nationalrat 
angeregt, Vorsorge zur Vermeidung von Härtefällen zu treffen, die durch 
eine hohe Rückforderung entstehen, wobei als erster Schritt eine ausrei­
chende Information im Bescheid, der derzeit nur eine Gesetzeszitierung in 
Form von Paragraphen enthält, denkbar wäre. Nac� Information der 
Volksanwaltschaft ist in diesem Bereich bis heute keine Anderung eingetre­
ten. In einem der Volks anwaltschaft vorgebrachten Fall hatte der 
Beschwerdeführer, dem 1 977 eine Mietzinsbeihi lfe von 675 S zugesprochen 
worden war, 1 980 Selbstanzeige erstattet, als er von Bekannten aus deren 
Erfahrung darauf aufmerksam gemacht wurde, daß oft schon geringe Ein­
kommensveränderungen den Anspruchsverlust nach sich ziehen können. 
Die Finanzbehörde forderte darauf eine zwei Jahre zu Unrecht bezogene 
Mietzinsbeihilfe in der Höhe von 1 6 200 S zurück, was den Beschwerde­
führer vor unlösbare Probleme stellte. Da die Volksanwaltschaft ihn aufklä­
ren mußte, daß die Entscheidung dem Gesetz entsprach, führte er 
Beschwerde über die seit 1 974 unveränderten Einkommensgrenzen, die den 
Kreis von möglichen Begünstigten von Jahr zu Jahr verkleinerten. Die 
Volksanwaltschaft stellt dazu fest, daß nunmehr durch das Abgabenände­
rungsgesetz mit Wirkung vom 1 .  Jänner 1 9 8 1  die Einkommensgrenzen von 
60 000 S auf 85 000 S beziehungsweise die Hinzurechnungsbeträge für wei­
tere Personen von 1 7  000 S auf 20 000 S und von 5 000 S auf 6 500 S 
erhöht wurden. Unabhängig davon regt die Volksanwaltschaft neuerlich 
an, durch geeignete organisatorische Maßnahmen Vorsorge zu treffen, 
damit Härtefälle, wie sie durch mehrere Monate oder Jahre rückwirkend 
vorgeschriebene Nachforderungen entstehen, in Zukunft vermieden wer­
den. 
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Organisatorische Unzulänglichkeiten waren es auch, die von Beschwerde­
führern insbesondere vor dem Ablauf bestimmter Fristen bei Finanzämtern 
festgestellt wurden. Aufgrund der für viele Bürger nicht mehr durchschau­
baren gesetzlichen Regelungen über Zuständigkeiten, aber auch des mate­
riellen Rechtes, haben diese Bürger das Bedürfnis, ihre Anträge bei der 
Finanzbehörde persönlich abzugeben, um dabei notwendige Rückfragen 
stellen zu können. Dazu kommt, daß die Bearbeitungsdauer bei schriftli­
chen Eingaben oft einen langen Zeitraum in Anspruch nimmt und durch 
eine nicht rechtzeitig wahrgenommene Unzuständigkeit Ansprüche verlo­
rengehen. In diesem Zusammenhang wurde Beschwerde darüber geführt, 
daß sowohl die örtlichen Gegebenheiten an bestimmten Finanzämtern als 
auch die Wartezeiten unzumutbar seien . Die Volksanwaltschaft konnte 
sich von der Berechtigung dieser Beschwerden durch Lokalaugenscheine 
überzeugen. Neben räumlichen Unzukömmlichkeiten mußte die Volksan­
waltschaft feststellen, daß auch die angegebenen Zeiten des Parteienver­
kehrs insofern nich! der Reali�ät entsprachen, da - ohne daß dies g;eeignet 
bekanntgemacht Wird - bereits vor 7 .00 Uhr Früh Nummern an die War­
tenden vergeben werden. Der im Vertrauen auf die verlautbarte Parteien­
verkehrszeit (8 .00 bis 1 2 .00 Uhr) später erscheinende Steuerpflichtige muß 
oft unverrichteter Dinge wieder heimkehren. Dazu kommt, daß zum Bei­
spiel die LohnsteuersteIle des Finanzamtes Wien 3, Vordere Zollamts­
straße, über keine EinlaufsteIle verfügt und der Antragsteller sich zum 
nächsten Finanzamt in den 2. Bezirk bemühen muß, möchte er eine Ein­
gangsbestätigung seines l\nbringens. erha\ten. Die .v olksanwal�schaft ist der 
Auf�assung, daß dera�uge . organIsatonsche MIßs�ände dnngendst der 
Abhilfe bedürfen und Wird die Lösung des Problems Im Auge behalten. 

Im Zusammenhang mit mangelnder Organisation ist auf jene Beschwerden 
hinzuweisen, die eine lange Verfahrensdauer zum Gegenstand hatten. Als 
Begründung dafür hat der Bundesminister für Finanzen dabei immer wie­
der Arbeitsüberlastung und Personalknappheit ins Treffen geführt, wobei 
in den bei der Volksanwaltschaft anhängig gemachten Beschwerdefällen 
der Beschwerdegrund zumeist behoben werden konnte. Die Volksanwalt­
schaft vertritt die Auffassung, daß Mängel in der Organisation und Koordi­
nation nicht zu Lasten des Bürgers gehen dürfen und keinesfalls als Recht­
fertigung für die Verletzung der Entscheidungspflicht, wie sie in zahlrei­
chen Fällen festgestellt wurde, gelten kann. Vielmehr müßten sich die 
Oberbehörden gerade durch 4ie festgestellte Arbeitsüberlastung veranlaßt 
sehen, durch organisatorische Anderungen Abhilfe zu schaffen. Im Finanz­
bereich ist mit der Versäumung von Fristen - deren Ursache wiederholt in 
der langen Bearbeitungsdauer der Behörde gelegen war - oft ein finan­
zieller Nachteil verbunden. Die Volksanwaltschaft ist daher der Auffas­
sung, daß insbesondere zum Zweck der Zuständigkeitsprüfung vor Ablauf 
von Antragsfristen ein Organisationsplan erarbeitet werden müßte, der 
Fehlleistungen, wie sie zum Beispiel unter 1 .4 .  dargestellt werden, in 
Zukunft vermeiden läßt. 

In einigen Prüfungsverfahren wurde ein Mangel an der notwendigen Sorg­
falt bei der Durchführung von Abgabenverfahren festgestellt. Der Volksan­
waltschaft scheint aber auch der Hinweis auf folgendes Problem notwen­
dig : Aufgrund der Bestimmungen der Bundesabgabenordnung kann die 
bescheiderlassende Behörde ihren Bescheid ändern oder zurücknehmen ; 
die Oberbehörde kann Bescheide in Ausübung ihres Aufsichtsrechtes aufhe-
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ben. Der Gesetzgeber hat mit diesen Regelungen bewußt Ausnahmen von 
der materiellen Rechtskraft normiert, um ein Mittel zur Wiedergutma­
chung �egangenen Unrecht�s zu schaffen. I?ie Volksa�walts.chaft ,:ertritt 
dazu die Auffassung, daß die Behörde von diesen Möglichkeiten bel Fest­
stellung der Unrichtigkeit eines Bescheides immer Gebrauch machen sollte 
und nicht nur dann, wenn eine derartige Maßnahme im Interesse des Fiskus 
liegt. Ein Fall, in dem die Behörde nicht bereit war, trotz festgestellter 
Unrichtigkeit von Amts wegen tätig zu werden, wird unter 1 .3 dargestellt. 
Weitere Beschwerden betrafen die Dauer der Verfahren nach dem Aushil­
fegesetz und dem Entschädigungsgesetz CSSR, welchen im Hinblick auf 
das zumeist schon hohe Alter der Betroffenen besondere Bedeutung beizu­
messen ist. Dabei sind auch Beschwerden im Zusammenhang mit dem Ver­
teilungsgesetz Polen zu erwähnen, wobei n diesen Fällen die Verzögerung 
der Auszahlung der noch offenen Restbeträge an die Anspruchsberechtig­
t�n. darin .begründet ist, daß ?er endgültige V. erteilungsplan im �inblick auf 
einIge beim Verfassungsgenchtshof anhängige Beschwerden nIcht erstellt 
werden konnte. Wie der Bundesminister für Finanzen mitteilt, sei nunmehr 
mit der Feststellung der endgültigen Entschädigungsbeträge ab Juni 1 98 1  
zu rechnen. 
Auch in diesem Berichtszeitraum betrafen zahlreiche Beschwerden die 
steuerlich unterschiedliche Behandlung einer Unterhaltsleistung, je nach­
dem, ob sie mittels Urteils oder gerichtlichen Vergleichs festgesetzt wurde. 
Die Volksanwaltschaft hat auf diese Problematik auch in dem das Bundes­
ministerium für Justiz betreffenden Berichtsteil hingewiesen und hält eine 
Lösung für dringend geboten. 

Einzelfälle 

1 . 1 .  Unrichtige Beurteilung bei der Gewährung einer Schulfahrtbeihilfe 

1 1 0 

VA ZI. 223 - Z 1 /79 BM ZI. V - AP 1 48/79 

J. L., Laakirchen, führte bei der Volks anwaltschaft Beschwerde darüber, 
daß ihm vom Finanzamt Gmunden die Schulfahrtbeihilfe in zu geringem 
Ausmaß gewährt worden sei. Die Wegstrecke, die das Finanzamt der Ent­
scheidung zugrunde gelegt habe, sei zwar unbestritten die kürzeste, doch 
für seinen Sohn im Hinblick auf die sich dabei ergebenden Wartezeiten 
unzumutbar. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest : 
Im Hinblick auf die Entlegenheit seines Wohnortes hat der Sohn des 
Beschwerdeführers zum Zweck des Schulbesuches eine Zweitunterkunft. In 
diesen Fällen steht aufgrund des FamiIienlastenausgleichsgesetzes 1 967 
unter bestimmten Voraussetzungen eine Schulfahrtbeihilfe zu, wobei für 
die Höhe die Entfernung zwischen Hauptwohnort und Zweitunterkunft 
maßgeblich ist. Diese Entfernung ist aufgrund des Gesetzes nach der Weg­
strecke des zwischen den Orten verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels 
zu messen. Das Finanzamt Gmunden hat nach dem Fahrplan als kürzeste 
Wegstrecke zwischen Haupt- und Zweitwohnsitz eine mit öffentlichem 
Verkehrsmittel zurückzulegende Wegstrecke ermittelt, bei der der Schüler 
am Samstag erst spät abends ankommen konnte und, um den Schulunter­
richt am Montag zu besuchen, bereits am Sonntag wieder abfahren hätte 
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müssen. Darüber hinaus hätte er bei dieser Verkehrsverbindung eineinhalb 
Stunden Wartezeit in Gmunden - ohne Warteraum, wie der Beschwerde­
führer mitteilte - in Kauf nehmen müssen. Die vom Beschwerdeführer 
beantragte Wegstrecke ist zwar um etwa 20 km länger, doch ist es dem 
Schüler dabei möglich, bereits Samstag nachmittags zu Hause zu sein und 
erst Montag Früh wieder in die Schule zu fahren. Das Finanzamt Gmun­
den wies trotz dieser Argumente das Mehrbegehren ab. 
Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Finanzen vertrat dazu 
die Auffassung, daß die Entfernung nach der Wegstrecke jenes Verkehrs­
mittels zu messen ist, das im Hinblick auf Fahrzeit, Wartezeiten, Anschluß­
möglichkeiten usw. üblicherweise benutzt wird. Da das Finanzamt bei sei­
ner Entscheidung gegen diese Rechtsansicht verstoßen hatte, erteilte der 
Bundesminister für Finanzen der Finanzlandesdirektion für Oberösterreich 
die Weisung, den in Beschwerde gezogenen Bescheid zu beheben und zu 
veranlassen, daß dem Beschwerdeführer die Differenz auf die höhere 
Schulfahrtbeihilfe überwiesen werde. Damit war der Grund der berechtig­
ten Beschwerde behoben. Nach Ansicht der Volksanwaltschaft sollte den 
nachgeordneten Dienststellen die Rechtsansicht des Bundesministeriums 
für Finanzen im Erlaßwege zur Kenntnis gebracht werden, um in Hinkunft 
Fehlentscheidungen, wie sie im Beschwerdefall getroffen wurden, zu ver­
meiden. 

1 .2 .  Weisungswidriger Bescheid ; aktenwidrige Auskunft der Finanzbehörde 
VA Zl. 262 - Z 1 /79 BM Zl. V - AP 78/80 

Aufgrund einer Beschwerde des R.  H. ,  Wien, war von der Volksanwalt­
schaft ein Prüfungsverfahren im Hinblick auf einen von der Finanzbehörde 
festgestellten Abgabenrückstand in der Höhe von zirka 46 000 S durchge­
führt worden. Da die Prüfung ergeben hatte, daß die Einhebung des 
gesamten Abgabenrückstandes unbillig wäre, hatte der Bundesminister für 
Finanzen im Jänner 1 980 dem Finanzamt für den 1 2., 1 3 ., 1 4 .  und 
23. Bezirk die Weisung erteilt, dem Beschwerdeführer auf ein entsprechen­
des Ansuchen hin, nach Bezahlung eines Betrages von 1 0 000 S in Monats­
raten zu 800 S, die restlichen Rückstände nachzusehen. 
Nachdem die Volksanwaltschaft in diesem Sinne den Beschwerdeführer 
informiert hatte, brachte dieser am 25 .  März 1 980 ein entsprechendes 
Ansuchen ein. Mit Bescheid vom 14 .  Mai 1 980, der sich im übrigen unrich­
tigerweise auf einen Antrag vom 24. April 1980 bezog, wurde dem 
Beschwerdeführer keine Nachsicht, sondern eine Zahlungserleichterung in 
drei Monatsraten zu je 1 0  000 S und einer Monatsrate zu 1 1  472 S 
gewährt. 
Anfang Juni wandte sich R. H. darau� ne�erlich an die V?lksanwaltschaft 
und führte Beschwerde darüber, daß die Fmanzbehörde sem Ansuchen ent­
gegen die ihm zur Kenntnis gebrachte Weisung des Bundesministers für 
Finanzen erledigt habe. 
Daraufhin nahm die Volksanwaltschaft telephonisch Kontakt mit dem 
zuständigen Finanzamt auf und erhielt die Auskunft, die entsprechende 
ministerielle Weisung sei erst einige Tage zuvor, jedenfalls aber nach Erlas­
sung des Bescheides, eingelangt. Nunmehr werde eine Berichtigung durch­
geführt werden. 

1 1 1  
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Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Finanzen stellte dazu 
fest, daß die Weisung bereits am 4. Feber 1 980 beim Finanzamt eingelangt 
und der Bescheid vom 14 .  Mai 1980 daher auf einen bedauerlichen Fehler 
zurückzuführen sei. Das Finanzamt habe jedoch am 12 .  Juni 1980 einen 
neuen Bescheid erlassen, der nunmehr der Weisung Rechnung trage. 
Die Volksanwaltschaft nahm daraufhin Akteneinsicht und stellte fest, daß 
die ministerielle Weisung tatsächlich bereits am 4. Feber eingelangt war 
und die Auskunft des Finanzamtes vom Juni 1 980 daher den Tatsachen 
nicht entsprach. Vielmehr sollte diese unrichtige Auskunft offenbar die 
Erledigung des Nachsichtsansuchens rechtfertigen, die wider die im Akt 
befindliche Weisung des Bundesministers für Finanzen erfolgt war. Auch 
war aufgrund der Akteneinsicht festzustellen, daß das gesamte Verfahren 
nicht mit jener Sorgfalt geführt worden war, die Voraussetzung für das 
Funktionieren einer ordnungsgemäßen Verwaltung ist, was im übrigen 
auch vom Bundesminister für Finanzen in einem Erlaß vom 1 8 .  Juli 1 980 an 
die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland fest­
gehalten wurde. Nur durch diese nachlässige Arbeitsweise konnte es 
geschehen, daß das Finanzamt die im Akt befindliche Note der Finanzlan­
desdirektion übersah, in welcher die Weisung des Bundesministers für 
Finanzen zur Kenntnis gebracht wurde. 
Dies legt aber auch den Schluß nahe, daß der Erledigung des Antrages 
nicht jene notwendige Prüfung des Falles vorangegangen ist, die eine uner­
läßliche Entscheidungsgrundlage für die Gewährung oder Ablehnung eines 
Nachsichtsansuchens ist. Eine Nachsicht ist nämlich dann zu gewähren, 
wenn die Einhebung der Abgabenschuldigkeiten "nach der Lage des Falles 
unbillig wäre" . Dies setzt selbstverständlich ein ordnungsgemäßes Ermitt­
lungsverfahren der Behörde voraus, in dem sowohl objektive als auch sub­
jektive Momente zu berücksichtigen sind, um die Frage der Unbilligkeit 
feststellen zu können. Bei der g�gebenen Aktenlage ml!ß die V olksanwalt­
schaft davon ausgehen, daß die Behörde das NachsIchtsansuchen ohne 
Ermittlungen abgelehnt hat, womit sie dem Gesetzesauftrag nicht nachge­
kommen ist. Die Entscheidung nahm nach Auffassung der Volksanwalt­
schaft einzig auf das Interesse des Staates an der Einbringung der Abgaben 
Bedacht, ohne, wie das Gesetz es in einem solchen Fall vorsieht, dieses 
gegen das Interesse des Abgabenschuldners abzuwägen. Dieser Eindruck 
wird im Beschwerdefall durch die Tatsache unterstrichen, daß der 
Bescheid, obwohl er dem Ansuchen nicht Rechnung trägt, keine Begrün­
dung enthält. 
Aufgrund all dieser Erwägungen stellte die Volksanwaltschaft in dem in 
Beschwerde gezogenen Bescheid einen Mißstand fest, ebenso wie in dem 
Umstand, daß vom Finanzamt eine aktenwidrige Auskunft erteilt worden 
war. 
Im Hinblick darauf, daß die erforderlichen Maßnahmen noch im Zuge der 
Prüfung durch die Volksanwaltschaft gesetzt wurden, konnte eine weitere 
Veranlassung unterbleiben. 

1 .3 .  Unrichtige Eintragung von Sonderausgaben; Nichtbehebung des Bescheides 
VA ZI. 127 - Z 1 / 80 BM ZI. V - AP 56/80 

1 1 2 

J. Sch. , St. Andrä-Wördern, führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde 
darüber, daß das Finanzamt Tulln seine im Jahre 1 979 getätigten Sonder-
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ausgaben auf der Lohnsteuerkarte für 1 980 eingetragen habe und auch auf 
seinen Vorhalt hin den Fehler nicht korrigiere. 
Die Volks anwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest : 
Seit 1 976 beantragte Sch. regelmäßig beim Finanzamt Tulln die Eintragung 
von Freibeträgen auf seiner Lohnsteuerkarte . Auch am 3 1 .  Jänner 1 980 
stellte er einen derartigen Antrag unter Anschluß der Zahlungsnachweise 
für das Jahr 1 979, legte aber irrtümlich die Lohnsteuerkarte für die Jahre 
1 980/8 1 / 82 bei. Trotz der vorgelegten Nachweise für das Jahr 1 979 trug 
d.ie Finanzbehörde die Freibeträge in die Lohnsteuerkarte für das Jahr 1 980 
em. 
Der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister für Finanzen stellt dazu 
fest, daß das Finanzamt aus der Aktenlage und den Beilagen hätte erken­
nen müssen, für welches Kalenderjahr der Antrag gelten sollte, ebenso im 
Hinblick auf die bisher gestellten Anträge. 
Die Volksanwaltschaft schließt sich dieser Überlegung an, stellt aber dar­
über hinaus fest, daß die Finanzbehörde bei der Ermittlung der Grundlagen 
für die Beschejderlassung nich� die no�wendige Sorgfalt angewendet hat. 
Selbst wenn die Behörde nämbch Zweifel daran gehabt haben sollte, für 
welches Jahr der Antrag zu werten war - was nach Ansicht der Volksan­
waltschaft aufgrund der beigelegten Zahlungsnachweise außer Zweifel 
stand -, so wäre sie aufgrund der Bestimmungen der Bundesabgabenord­
nung verpflichtet gewesen, den Abgabepflichtigen zu veranlassen, die Zwei­
fel zu beseitigen beziehungsweise ihn unter Bekanntgabe der Bedenken zur 
Aufklärung bestimmter Angaben aufzufordern. Trotz dieser amtswegigen 
Ermittlungspflicht unternahm die Finanzbehörde nichts, um die notwen­
dige Klärung herbeizuführen, sodaß nach Auffassung der Volksanwalt­
schaft schon in dieser Mangelhaftigkeit ein Mißstand gelegen ist. Die 
Behörde erließ infolgedessen einen Bescheid für einen Zeitraum, in wel­
chem die die Begünstigung begründenden Zahlungen nicht geleistet wor­
den waren. Die Volks anwaltschaft stellt daher fest, daß der Bescheid des 
Finanzamtes Tulln vom 17 .  März 1980 einen Mißstand darstellt. 

Als der Beschwerdeführer den Fehler der Finanzbehörde erkannte, sprach 
er persönlich beim Finanzamt vor, um die Sache richtigzustellen, was vom 
Bundesminister für Finanzen in seiner Stellungnahme nicht bestritten wird. 
Obwohl die Finanzbehörde ab diesem Augenblick von der Unrichtigkeit 
des Bescheides Kenntnis hatte, machte sie nicht von der Möglichkeit des 
§ 294 der Bundesabgabenordnung Gebrauch, den Bescheid zu beheben. 

Die Änderung und Zurücknahme von Begünstigungsbescheiden ist im 
Ermessen der Behörde gelegen, und dem Abgabepflichtigen kommt darauf 
kein Anspruch zu. Die Volksanwaltschaft ist jedoch der Auffassung, daß 
die Behörden ihr Ermessen im Sinne einer ordnungsgemäßen Verwaltung 
zu üben haben. Wenn nämlich die Behörde eine relevante Gesetzwidrigkeit 
eines Bescheides wahrnimmt, so hat sie mit der Aufhebung des bereits 
rechtskräftigen Bescheides vorzugehen. In den Augen der Staatsbürger 
geschieht dies aber vor allem dann, wenn die Auswirkungen fiskalisch gün­
stig sind. Wenn in and�ren Fällen, wie auch im vorliegenden, der Fiskus 
kein Interesse an einer Anderung hat und daher von gesetzlichen Möglich­
keiten einer Bereinigung nicht Gebrauch gemacht wird, so ist eine derartige 
Vorgangsweise geeignet, einen Mißklang in das vom Gesetzgeber erstrebte 
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Vertrauensverhältnis zwischen Abg�bel?flic�tigem und seiner �uständigen 
Behörde zu tragen und so zu KonfliktsItuationen zu führen. DIe Volksan­
waltschaft sieht es als ihre Aufgabe, einen Sachverhalt nicht nur unter dem 
Blickwinkel eines bestehenden Anspruches eines Staatsbürgers zu betrach­
ten, sondern alle Aspekte eines Verwaltungshandelns in ihre Prüfung mit 
einzubeziehen. Die Volksanwaltschaft hat daher in der Untätigkeit der 
Finanzbehörde, nachdem sie vom Abgabepflichtigen über die Unrichtigkeit 
des Bescheides in Kenntnis gesetzt worden war, einen Mißstand im Bereich 
der Bundesverwaltung festgestellt. Da der Bundesminister für Finanzen im 
Wege seines Aufsichtsrechtes die Weisung gab, den Bescheid zu beheben 
und damit der Beschwerdegrund im Zuge des Prüfungsverfahrens behoben 
wurde, konnte eine weitere Maßnahme entfallen. 

1 .4. Verfahrensverzögerung bei der Entscheidung über die Zuständigkeit der 
Finanzbehörde 

1 1 4 

VA ZI . 1 40 - Z 1 /80 BM ZI. V - AP 60/80 
A. H. ,  Graz, führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, daß 
über ihren Antrag auf Durchführung des Jahresausgleiches vom 3 1 .  Jänner 
1 979 von der Finanzbehörde erst am 6. Juni 1 979 entschieden worden sei. 
Das Finanzamt habe mit dieser Entscheidung seine Unzuständigkeit erklärt 
und H. an ihren Arbeitgeber verwiesen. Da aber am 3 1 .  März die Frist zur 
E�nbringung eines J�hresausglei�hsantrages a�gelaufen sei, .habe sie durch 
dIe verzögerte ErledIgung der Fmanzbehörde Ihre Rechte nIcht mehr wah­
ren können. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest : 
A. H. hatte im September 1 978 ein Kind zur Welt gebracht und darauf 
einen einjährigen Karenzurlaub angetreten .  Da sie somit nicht das ganze 
Jahr gearbeitet hatte, nahm sie an, daß das Finanzamt zur Durchführung 
des Jahresausgleiches zuständig sei. Tatsächlich hat aber das Finanzamt 
den Jahresausgleich dann nicht durchzuführen, wenn während des Jahres 
ein bei einem Dienstgeber ununterbrochen aufrechtes Dienstverhältnis 
bestand. Durch die Karenzzeit wird jedoch - entgegen der Meinung der 
Beschwerdeführerin - das Dienstverhältnis nicht unterbrochen, sodaß die 
Zuständigkeit des Finanzamtes für die Durchführung des Jahresausgleiches 
nicht gegeben war. 
Die Volksanwaltschaft stellte aufgrund der Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Finanzen fest, daß der am 3 1 .  Jänner 1 979 eingebrachte Antrag 
vom Finanzamt Graz-Stadt bis Ende März, also dem Ende der Frist zur 
Geltendmachung eines Jahresausgleiches, nicht bearbeitet worden war. Am 
1 1 . Mai hatte das Jahresausgleichsreferat H. ersucht, einen Nachweis über 
die Zeit ihrer Nichtbeschäftigung zu erbringen. Aufgrund dieses Nachwei­
ses wurde der Mutterschafts- beziehungsweise Karenzurlaub und ein das 
ganze Jahr dauerndes Dienstverhältnis bei einem Arbeitgeber festgestellt. 
Somit waren nach den zwingenden gesetzlichen Bestimmungen des Ein­
kommensteuergesetzes die Voraussetzungen zur Durchführung des Jahres­
ausgleiches nicht beim Finanzamt, sondern beim Arbeitgeber gegeben. Dem 
daraufhin am 6. Juni erlassenen negativen Bescheid haftet jedoch insoweit 
ein Mangel an, als der Antrag nicht abzuweisen, sondern richtigerweise 
zurückzuweisen gewesen wäre, da über den Antrag keine Sachentschei­
dung zu treffen war. Abgesehen von diesem Gebrechen entspricht der 
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Bescheid der Rechtslage, wurde jedoch zu einem Zeitpunkt erlassen, als die 
Beschwerdeführerin keine Möglichkeit mehr hatte, den Zuständigkeits­
mangel zu beheben, da der 3 1 .  März als Einbringungsfrist bereits abgelau­
fen war. 

Aufgrund der Bundesabgabenordnung haben die Abgabenbehörden ihre 
Zuständigkeit von Amts wegen wahrzunehmen und unzuständig einge­
langte Anbringen ohne unnötigen Aufschub entweder an die zuständige 
Stelle weiterzuleiten oder den Einschreiter an diese zu verweisen ; dies 
edolgt auf Gefahr des Einschreiters. 

Zum vorliegenden Fall teilte der Bundesminister für Finanzen mit, daß der 
Antrag erst am 30. März, also zwei Monate nach Einlangen "der Bearbei­
tung zugeführt" worden sei. Das Finanzamt habe diese Dauer mit der 
hohen Zahl des Posteinlaufes zu Beginn eines Kalenderjahres begründet. 
Wenn jedoch die Geltendmachung eines zustehenden Rechtes fristgebun­
den ist, das heißt, mit Fristablauf auch der Anspruch verlorengeht, so muß 
von der Behörde zumindest eine Zuständigkeitsprüfung in angemessener 
Zeit erwartet werden können, wobei dies ja auch im kurzen Weg, wie etwa 
telephonisch, erreicht werden kann. Die Volksanwaltschaft ist der Auffas­
sung, daß die bis Fristablauf zur Vedügung gestandenen zwei Monate für 
eine derartige Prüfung ausreichend waren und hat daher die Dauer bis zur 
Erledigung des Jahresausgleichsantrages als Mißstand qualifiziert. 

Die Volksanwaltschaft erachtete dies als Härte für die Beschwerdeführerin, 
zumal diese selbst keine Möglichk�it hatte, das Ved:,-hren zu beschleunigen 
und aus der Antragstellung zweI Monate vor Fnstablauf das Bemühen 
ersichtlich ist, durch zeitgerechtes Handeln zur ordnungsgemäßen Erledi­
gung beizutragen. Dazu kommt die wirtschaftliche Situation der Beschwer­
deführerin. Nach Erhebungen des Finanzamtes Graz-Stadt bezieht die 
Beschwerdeführerin als Hausfrau keinerlei Einkommen. Ihr Ehemann habe 
ein laufendes Einkommen von netto 1 0  98 1 S, mit dem die dreiköpfige 
Familie zu erhalten ist. Der Erstatt';1ngsbetrag, der sich bei ordnungsgemä­
ßer Durchführung des JahresausgleIches ergeben hätte, beträgt 4 629 S. 

Die Volks anwaltschaft konnte angesichts dieser Aktenlage der Meinung 
des Bundesministers für Finanzen, es lägen keine Voraussetzungen vor, den 
Jahresausgleichserstattungsbetrag im Billigkeitsweg nachzusehen, nicht bei­
treten. Gemäß § 236 der Bundesabgabenordnung sind Abgabenschuldigkei­
ten - und zwar auch bereits entrichtete - dann nachzusehen, wenn ihre 
Einhebung nach der Lage des Falles unbillig wäre beziehungsweise war. 
Das heißt, nicht die Uneinbringlichkeit, sondern die subjektive Unbilligkeit 
ist eine gesetzliche Voraussetzung einer Billigkeitsmaßnahme. Auch nach 
der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist für die Setzung 
einer Billigkeitsmaßnahme nicht edorderlich, daß der "Nahrungsstand 
oder die Existenz gefährdet" scheint. Die Volksanwaltschaft vertrat daher 
die Auffassung, daß ein Betrag, der über 40% des monatlichen Nettoein­
kommens des Alleinverdieners in einer dreiköpfigen Familie darstellt, sehr 
wo�l geeignet ist, die wirt�chaftli<:he Situation der Familie maßgeblich zu 
beelOflussen und deshalb 1m vorhegenden Fall wegen besonderer Härte 
eine Maßnahme gemäß § 236 der Bundesabgabenordnung gerechtfertigt 
ist. 

Die Volksanwaltschaft beschloß daher die Empfehlung an den Bundesmini­
ster für Finanzen, jenes Lohnsteuerguthaben zu erstatten, das sich bei ord-
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nungsgemäßer Durchführung des Jahresausgleiches ergeben hätte. Zum 
Zeitpunkt der Berichtsabfassung lag eine Reaktion noch nicht vor. 

1 .5. Finanzieller Nachteil bei zwei Lohnsteuerkarten 
VA ZI. 2 1 0  - Z 1 180 BM Zl. V - AP 92180 

1 1 6 

A. H., Mattersburg, bezieht neben ihrer vom Bundesrechenamt ausbezahl­
ten Witwenpension (zirka 3 600 S) eine eigene Pension von der Pensions­
versicherungsanstalt der Arbeiter in der Höhe von 1 900 S. Durch einen 
Irrtum legte sie die erste Lohnsteuerkarte der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter vor, also jener Stelle, die die niedrigeren Bezüge anweist, die 
zweite dem Bundesrechenamt. Als sie feststellte, daß ihr dadurch monatlich 
etwa 430 S weniger ausbezahlt werden, wandte sie sich an die Pensionsver­
sicherungsanstalt der Arbeiter, um den Irrtum richtigzustellen. Aufgrund 
der ihr hier gegebenen Auskunft, daß der Austausch der Lohnsteuerkarten 
,",:ährend des Jahres nicht erf<;>lgen kön�e und sie den steue�lichen Nachteil 
hInnehmen müsse, wandte sich H. mit Beschwerde an die Volksanwalt­
schaft. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren fest, daß sich durch die 
von H. vorgenommene Vorlage der Lohnsteuerkarten tatsächlich ein finan­
zieller Nachteil ergab, der allerdings in den Bestimmungen des Einkom­
mensteuergesetzes begründet ist. 
In die Lohnsteuertabellen sind nämlich bestimmte Pauschalbeträge, wie für 
Sonderausgaben und Werbungskosten, der Arbeitnehmerabsetzbetrag und 
der allgemeine Steuerabsetzbetrag, bereits eingearbeitet. Diese Absetzbe­
träge kommen bei jedem Einkommen zur Anwendung, doch wirken sie sich 
naturgemäß bei �öheren �ezügen stärker aus a\s bei ni�drige.ren. Um �ine 
mehrfache Auswirkung dieser Beträge zu verhIndern, Ist bel der zweiten 
oder weiteren Lohnsteuerkarte vor Anwendung des Lohnsteuertarifs ein 
bestimmter Betrag dem tatsächlichen Arbeitslohn hinzuzurechnen. Damit 
soll auch vermieden werden, daß im Rahmen der Durchführung des amts­
wegigen Jahresausgleiches ein zu hoher Lohnsteuernachforderungsbetrag 
entsteht. 
Daraus �r�ibt sich, daß es im Regelfall gün.stiger ist, die erste Lohns.teuer­
karte bel Jener Stelle vorzulegen, welche die höheren Bezüge anweist, da 
ansonsten die vom Gesetzgeber gewollten Absetzbeträge nicht voll zum 
Tragen kommen können. 
�urden die Lohnst.euerkarten unrich�ig vo�gelegt, so ist ein. Austausch nur 
bis zum 3 1 .  Jänner Jeden Jahres möghch. Die Auskunft an die Beschwerde­
führerin, der Austausch sei während des Jahres nicht möglich, entsprach 
somit dem Gesetz. 
Diese gesetzlichen Bestimmungen führen dann nicht zu Nachteilen, wenn 
das Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen 1 00 000 S übersteigt und 
daher ein amtswegiger Jahresausgleich durchgeführt wird. In jenen Fällen, 
in welchen das Einkommen unter dieser Grenze liegt, kommt es vielfach zu 
Härten, die umso spürbarer sind, als sie gerade einkommensschwache 
Gruppen betreffen. In den meisten Fällen ist der Steuerpflichtige bei der 
Reihung der Lohnsteuerkarten nicht über die Auswirkungen informiert, 
und selbst in der vom Bundesminister für Finanzen herausgegebenen Infor­
mationsbroschüre "Wie zahle ich weniger Steuer" findet sich kein Hin,",:eis 
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über die zweckmäßige Reihung von Lohnsteuerkarten. Im vorliegenden 
Fall gab der Bundesminister für Finanzen in Würdigung der vorgebrachten 
Umstände Weisung, die zuviel einbehaltene Lohnsteuer in der Höhe von 
5 1 09 S auf ein Ansuchen der Beschwerdeführerin hin zu erstatten. Der 
Beschwerdegrund war somit behoben. Die Volksanwaltschaft vertritt 
jedoch über den Einzelfall hinaus die Auffassung, daß eine Regelung 
gefunden werden müßte, um derartige Härtefälle in Hinkunft zu vermei­
den. 

1 .6. Verfahrensverzögerung in einem Familienbeihilfeverfahren 
VA ZI. 329 - Z 1 180 BM ZI. V - AP 1 30/80 
Im September 1 980 führte J. N., Wolkersdorf, bei der Volksanwaltschaft 
darüber Beschwerde, daß das Finanzamt über seinen Antrag auf Gewäh­
rung der Familienbeihilfe vom 5. November 1 979 trotz Urgenzen noch 
nicht entschieden habe. 
Die Volks anwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren fest : 
Am 7 .  November 1 979 war der Antrag des Beschwerdeführers beim 
Finanzamt Mistelbach eingelangt. Am 17 .  Dezember 1 979 legte dieses den 
Akt der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
mit dem Ersuchen um Weisung vor, da der Beschwerdeführer vor seinem 
Antrag eine Beihilfe gemäß Art. II des Bundesgesetzes vom 1 3 .  Dezember 
1 977, BGBI . N r. 646, bezogen hatte. Erst am 1 9 . September 1 980, also neun 
Monate später, entsprach die Finanzlandesdirektion diesem Ersuchen, 
sodaß der Antrag vom Finanzamt erledigt werden konnte : Am 1 .  Oktober 
1 980 wurde dem Beschwerdeführer der Anspruch auf Familienbeihilfe 
rückwirkend mit 1 .  Oktober 1 978 bescheinigt. 
Aufgrund der Bestimmungen der Bundesabgabenordnung sind die Abga­
benbehörden verpflichtet, über Anbringen ohne unnötigen Aufschub, 
jedenfalls aber innerhalb von sechs Monaten zu entscheiden. Die Dauer 
eines Verfahrens ist im Sinne der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
unter dem Gesichtswinkel zu beurteilen, ob der Beschwerdeführer selbst 
die Verzögerung verschuldet hat beziehungsweise ob der fristgerechten 
Erlassung eines Bescheides unüberwindliche Hindernisse im Wege standen. 
Eine allfällige Arbeitsüberlastung der Behörde kann nicht als Argument für 
die Befreiung von der Entscheidungspflicht gelten. 
Im vorliegenden Fall hatte der um Stellungnahme ersuchte Bundesminister 
für Finanzen keine Gründe angeführt, die einer rechtzeitigen Erledigung 
des Antrages im Wege gestanden wären. Die Volksanwaltschaft mußte 
daher annehmen, daß die unzumutbare lange Dauer des Verfahrens in der 
mangelnden Sorgfalt der Finanzbehörden begründet war und stellte einen 
Mißstand fest. Da der Beschwerdegrund noch im Zuge des Prüfungsver­
fahrens behoben worden war, konnte eine weitere Maßnahme unterblei­
ben. 

1 . 7. Gesetzwidrige Abweisung eines Antrages auf Eintragung von Sonderausga­
ben 
VA ZI. 349 - Z 1 /80 BM Zl. V - AP 1 39/80 
Ing,. K: W., Wien, führte bei d.er Vo.lksanwal�schaft Beschwerde . darüber, 
daß seine Aufwendungen für die Ernchtung eines Hauses vom Finanzamt 
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1 1 8 

mit der Begründung abgewiesen worden seien, daß es sich um eine Som­
merhütte handle, die nicht einem ganzjährigen Wohnbedürfnis dienen 
könne. W. führte dazu aus, daß es um ein massiv gebautes Haus gehe, das 
im übrigen auch als Arbeiterwohnstätte anerkannt worden sei. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren folgendes fest : 
Gemäß § 1 8  Einkommensteuergesetz sind Beträge, die zur Errichtung von 
Eigenheimen aufgewendet wurden, als Sonderausgaben anzuerkennen. 
N ach der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist ein 
Gebäude dann als Eigenheim zu qualifizieren, wenn dessen tatsächliche 
Beschaffenheit objektiv geeignet ist, dieses dauernd zu bewohnen. Im vor­
liegenden Fall handelte es sich um ein nach dem Wiener Kleingarten­
Gesetz errichtetes Gebäude. Bis zum 1 .  Jänner 1 979 durften diese Häuser 
nicht während des ganzen Jahres, sondern mit zeitlichen Beschränkungen 
bewohnt werden. Als das Finanzamt dem Antrag des Beschwerdeführers 
entnahm, daß die Sonderausgaben für ein Kleingartenhaus beantragt wer­
den, stellte es mit Bescheid vom August 1 979 fest, daß derartige "Sommer­
hütten" nicht geeignet seien, einem ganzjährigen Wohnbedürfnis auf 
Dauer zu dienen. Das Finanzamt übersah dabei, daß die Gesetzeslage 
inzwischen geändert und die Wohnbeschränkung für Kleingartenhäuser 
weggefallen war. Infolge einer Krankheit des Beschwerdeführers erwuchs 
der abweisliche Bescheid in Rechtskraft. Im Dezember 1 979 richtete jedoch 
der Beschwerdeführer über seinen Steuerberater eine Anregung an die 
Oberbehörde, den Bescheid in Ausübung des Aufsichtsrechtes aufzuheben, 
da er mit dem Gesetz und der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes in 
Widerspruch stehe. Die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland sah keinen Anlaß für eine aufsichtsbehördliche Maß­
nahme, da ihrer Meinung nach davon auszugehen sei, daß das Haus auf­
grund des Wiener Kleingarten-Gesetzes zum Zeitpunkt der Erbauung nicht 
geeignet war, ein ganzjähriges Wohnbedürfnis zu befriedigen. Das zwar 
bautechnisch als ganzjährig bewohnbar anzusehende Gebäude habe seiner­
zeit infolge rechtlicher Beschränkung nicht ständig zu Wohnzwecken 
benützt werden dürfen. Eine spätere Gesetzesänderung könne an der Qua­
lifikation des Hauses nichts ändern. 
Der im Prüfungsverfahren befaßte Bunde�minister für Finanzen vertrat 
demgegenüber die Auffassung, daß seit der Anderung des Wiener Kleingar­
ten-Gesetzes beim Beschwerdeführer sehr wohl die Voraussetzungen gege­
ben waren, die für die Errichtung des Gebäudes aufgewendeten Beträge als 
Sonderausgabe zu berücksichtigen. Da inzwischen jedoch ein Jahr nach 
Eintritt der Rechtskraft des Bescheides vergangen war, war eine Behebung 
des Bescheides nicht mehr möglich. Der Bundesminister für Finanzen gab 
daher Weisung, den Betrag im Billigkeitswege zu erstatten, wofür aller­
dings ein entsprechend vergebührtes Ansuchen des Beschwerdeführers not­
wendig war. 
In dieser Vorgan�sweise wird die Problem�tik geutlich, daß nach Ei.ntritt 
der Rechtskraft dIe Aufhebung eInes BescheIdes In Ausübung des AufsIchts­
rechtes nur innerhalb eines Jahres möglich ist. Nach Ablauf dieser Frist 
kann nur eine Billigkeitsmaßnahme Platz greifen, die nach der geltenden 
Gesetzeslage antragsbedürftig und somit gebührenpflichtig ist. Die Volks­
anwaltschaft hat bereits in ihrem Dritten Bericht an den Nationalrat der 
Auffassung Ausdruck verliehen, daß in Fällen, in denen der unrichtige 
Bescheid auf einen Fehler der Behörde zurückzuführen ist, eine Billigkeits-
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entscheidung nicht mit Kosten für den Abgabenpflichtigen verbunden sein 
dürfte. Eine Lösung könnte etwa in der Richtung erfolgen, daß die 
Antragspflicht für Billigkeitsmaßnahmen wegfällt. Da die Volksanwalt­
schaft häufig mit diesem Problem konfrontiert ist und die Prüfung oft 
geraume Zeit in Anspruch nimmt (so war etwa die Anregung des Beschwer­
deführers zu aufsichtsbehördlichen Maßnahmen am 13 .  Dezember 1979 an 
die Finanzlandesdirektion ergangen und mit Schreiben vom 1 8 .  Juli 1980 
beantwortet :worden; eine P�fung vor Jah�esfrist war somit der Volksan­
waltschaft nicht mehr möghch), hält es dIe Volksanwaltschaft für ange­
zeigt, neuerlich eine Maßnahme auf legislativem Gebiet anzuregen. 

Der Beschwerde des K. W. wurde von der Volks anwaltschaft Berechtigung 
zuerkannt; durch die vom Bundesminister für Finanzen veranlaßte Billig­
keitsentscheidung war der Beschwerdegrund behoben. Die Volks anwalt­
schaft mißt jedoch der Beschwerde über den Einzelfall hinaus Bedeutung 
zu : 
Ebenso wie der Bundesminister für Finanzen vertritt die Volks anwaltschaft 
die Auffassung, daß durch die Änderung des Wiener Kleingarten-Gesetzes 
eine neue Situation eingetreten ist. Nach der ständigen Judikatur des Ver­
waltungsger�ch�hofes. wäre. nun'!lehr in je�em .Einzelfall zu prüfe?, ob �as 
Gebäude objektIv geeI�net 1st, emeI? ganzJähngen Wohnbe�ürfnls zu dIe­
nen, und zwar auch bel Häusern, dIe vor dem Jahr 1979 ernchtet wurden. 
�a die Fi�anzlan�esdirekti�n für Wien, Niederöste�r�ich und Burgenland 
dIeser Memung nicht folgt, 1st zu befürchten, daß dIe m Beschwerde gezo­
gene unrichtige Entscheidung keinen Einzelfall darstellt. Der Volksan­
waltschaft scheint es daher notwendig, den dem Bundesministerium für 
Finanzen nachgeordneten Dienststellen die geltende Rechtsauffassung im 
Erlaßwege zur Kenntnis zu bringen. 

1 .8. Unterschiedliche Vergebührung von Eingaben 
VA Z1. 27 - Z 1 / 8 1  BM Z1. Präs. Korr. 285/81  

M. H., Linz, vertritt eine Bürgerinitiative, für die 7 300 Unterschriften 
gesammelt wurden. Als H. die Eingabe einbringen wollte, erkundigte sie 
sich am Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern nach der notwendi­
gen Vergebührung und erhielt als Antwort, daß die Eingabe so oft verge­
bührt werden müsse, wie Unterschriften aufscheinen. Da H. die Bürgerin­
itiative dadurch gefährdet sah, wandte sie sich an die Finanzlandesdirektion 
für Oberösterreich, die jedoch die Auffassung des Finanzamtes bestätigte. 
H., die befürchten mußte, bei geringerer Vergebührung nicht nur 730 000 S 
nachzahlen, sondern auch einen Säumniszuschlag in der Höhe von 50% 
erlegen zu müssen, wandte sich an die Volks anwaltschaft und führte 
Beschwerde darüber, daß durch eine derartige Gebührenregelung Bürger­
initiativen unmöglich gemacht würden. 
Die Volksanwaltschaft stellte aufgrund einer Stellungnahme des Bundesmi­
nisters für Finanzen folgendes fest : 
Da Eingaben von Privatpersonen an Organe der Gebietskörperschaften in 
A�gel�genheiten ihres .öffentl!ch-rechtlichen �irkungskreises, wenn sie die 
Pnvatmteressen der Emschrelter betreffen, emer Gebühr von 1 00 S unter­
liegen, ist auch bei Eingaben von Bürgerinitiativen zu prüfen, ob die 
genannten tatbestandsmäßigen Voraussetzungen für die Gebührenpflicht 
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gegeben sind, da bereits das Fehlen einer einzigen Voraussetzung Gebüh­
renfreiheit bewirkt. Adressat der Bürgerinitiative wird regelmäßig ein 
Organ der Gebietskörperschaft in Angelegenheit ihres öffentlich-rechtli­
chen Wirkungskreises sein, sodaß ein Tatbestandsmerkmal für die Gebüh­
renpflicht bereits gegeben ist. Zur Frage des Privatinteresses hat der Ver­
waltungsgerichtshof in seiner Judikatur ausgesprochen, daß bereits ein 
geringfügiges Maß neben sonst öffentlichen Interessen für die Gebühren­
pflicht der Eingabe ausreicht. In einem Erlaß des Bundesministeriums für 
Finanzen vom 1 5 . November 1 973 wird die Gebührenfreiheit für jene Ein­
gaben festgestellt, die nicht darauf gerichtet sind, dem Einschreiter einen 
persönlichen Vorteil zu verschaffen, sondern in denen lediglich zum V or­
teil der Allgemeinheit die Beseitigung von Unzukömmlichkeiten in Gesetz­
gebung und Verwaltung begehrt wird. Die Bezeichnung einer Eingabe als 
"Bürgerinitiative" allein ist jedoch noch kein Kriterium dafür, sondern es 
muß jeweils geprüft werden, ob das der Eingabe zugrunde liegende Anlie­
gen ausschließlich als im allgemeinen Interesse gelegen angesehen werden 
kann. 
Die Beschwerde richtete sich jedoch nicht gegen die grundsätzliche Verge­
bührung der Eingabe, sondern gegen die mehrfache Gebührenpflicht. Nach 
dem Gebührengesetz ist die Eingabengebühr grundsätzlich so oft zu ent­
richten, als Personen die Eingabe unterzeichnen. § 7 des Gebührengesetzes 
sieht jedoch für jene Fälle eine Ausnahme vor, in denen zwischen mehreren 
Personen eine solche Rechtsgemeinschaft besteht, daß sie in bezug auf den 
Gegenstand der Gebühr als eine Person anzusehen sind oder sie ihren 
Anspruch und ihre Verpflichtung aus einem gemeinschaftlichen Rechts­
grund ableiten ; in einem solchen Fall ist die Gebühr nur im einfachen 
Betrag zu entrichten. Der Bundesminister für Finanzen vertrat daher die 
Auffassung, daß Eingaben von Bürgerinitiativen unabhängig von der Zahl 
der das Anliegen unterstützenden Unterschriften nur einfach zu vergebüh­
ren seien, wenn die einschreitende Personenmehrheit in einem Eingaben­
exemplar nur ein einheitliches Begehren stellt, für das nur eine einheitliche 
Entscheidung möglich ist. 
Die der Beschwerdeführerin erteilte Auskunft, die Eingabe müsse so oft 
vergebührt werden, wie sie Unterschriften aufweist, entsprach somit nicht 
dem Gesetz, weshalb der Beschwerde Berechtigung zukam. Der Bundesmi­
nister für Finanzen teilte der Volksanwaltschaft mit, daß allen nachgeord­
neten Dienststellen die Rechtsansicht des Bundesministeriums zur Kenntnis 
gebracht werde, um in Hinkunft unrichtige Handhabungen zu vermeiden. 
Die Volksanwaltschaft konnte daher von einer weiteren Maßnahme abse­
hen. 

2 Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

Allgemeines 

1 20 

Im Berichtszeitraum wurden an die Volksanwaltschaft 77 Beschwerden 
herangetragen, die das Ressort des Bundesministers für Handel, Gewerbe 
und Industrie betrafen. Dabei ist festzustellen, daß die Zahl jener 
Beschwerden, die schon in den vergangenen Jahren einen Schwerpunkt 
dargestellt haben, nämlich solche über Belästigungen durch Gewerbe­
betriebe, weiter angewachsen ist. In den im Ressortbereich durchgeführten 
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Prüfungsverfahren liegt das Hauptgewicht ganz klar bei behaupteten 
intolerablen Umwelteinflüssen, die von gewerblichen Tätigkeiten ausgehen. 
Es handelte sich dabei zum Teil um genehmigte Betriebsanlagen, bei wel­
chen die Anrainer oftmals nach Rechtskraft des Genehmigungsbescheides 
der Meinung waren, daß die Anlage nicht dem erforderlichen Umwelt­
standard entsprach. In einigen dieser Fälle wurde vom Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie ein Verfahren gemäß § 79 Gewerbeord­
nung 1 973 veranlaßt, wonach auch nach Genehmigung der Anlage zusätz­
liche Auflagen vorgeschrieben werden können. Manchmal war aber auch 
eine Bescheiderlassung deshalb entbehrlich, weil vom Unternehmer im Hin­
blick auf das von der Volksanwaltschaft durchgeführte Prüfungsverfahren 
geeignete Maßnahmen getroffen wurden, um die Beeinträchtigungen auf 
ein zumutbares Maß zu reduzieren. 

In anderen Fällen stellte sich heraus, daß insbesondere die Lärmbelästigung 
unter den Werten der Richtlinien für eine Lärmbegrenzung gelegen war, 
sodaß die Behörde keinen Anlaß für eine Maßnahme gemäß § 79 Gewerbe­
ordnung sah. Auch die Volksanwaltschaft konnte daher keine Maßnahme 
veranlassen, obwohl die Beschwerdeführer durchaus glaubhaft psychische 
Störung�n behaupteten, die durc� die ��lästigung �ervorg�rufen würden. 
Zum Ted wurde aber dennoch elO pOSItIves ErgebOls für die Beschwerde­
führer erzielt, da sich die Betriebsinhaber aufgrund der durchgeführten 
Prüfung freiwillig bereit erklärten, einen Beitrag zur Eindämmung der 
Belästigung zu leisten. So wurde zum Beispiel in einem Fall vom Betriebsin­
haber eine zusätzliche Schallschutzmauer errichtet, ohne daß ein behördli­
cher Auftrag dafür vorlag. 

Zahlreiche Beschwerden wurden aber auch darüber geführt, daß erteilte 
Auflagen nicht eingehalten wurden und die Gewerbebehörden keine wirk­
samen Maßnahmen zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes ergrif­
fen. Die Volksanwaltschaft mußte in vielen Fällen die Beschwerdeberechti­
gung feststellen, doch wurde der Beschwerdegrund durch das Prüfungsver­
fahren zumeist behoben. Bereits in ihrem letzten Bericht an den National­
rat hat die Volksanwaltschaft die Auffassung vertreten, daß die Gewerbebe­
hörden von ihren gesetzlichen Mitteln verstärkt Gebrauch machen und ins­
besondere in Fällen drohender Gefahr für die Gesundheit die Möglichkei­
ten der Gewerbeordnung voll ausschöpfen müßten. Dies gilt umso mehr für 
den Betrieb nichtgenehmigter Anlagen, worüber ebenfalls häufig 
Beschwerde geführt wurde. 

Bei einer unz�mutbaren Belästigun� durch �en Betri�b nic�tgene�migter 
Anlagen hat die Gewerbebehörde die Verpflichtung, Jene SICherheits maß­
nahmen oder Vorkehrungen zu verfügen, die geeignet sind, eine Unzu­
mutbarkeit auszuschließen. Die Volks anwaltschaft muß feststellen, daß die 
Behörde von dieser Verpflichtung vielfach gar nicht oder nur unzureichend 
Gebrauch macht. Diese Tatsache gewinnt zusätzlich an Gewicht, wenn 
man berücksichtigt, daß die Rechte des belästigten Nachbarn in diesem 
Verfahrensstadium auf ein Minimum reduziert sind. So steht dem Nach­
barn z. B. im Genehmigungsverfahren kein Recht zu, die Entscheidungs­
pflicht geltend zu machen. Zahlreiche Beschwerden über die lange Dauer 
solcher Verfahren, denen die Volksanwaltschaft zum Teil Berechtigung 
zuerkannt hat, haben eine Ursache auch darin, daß der Betroffene nur 
diese eingeschränkte ParteisteIlung genießt; nach der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes liegt nämlich ein Eingriff in die Rechtssphäre des 
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betroffenen Nachbarn solange nicht vor, als die angestrebte Genehmigung 
nicht erteilt und über die Einwendungen nicht abgesprochen wurde. Da der 
Nachbar auch keinen Rechtsanspruch auf die Verfügung von Zwangs- und 
SicherheitsI?aßnahm�n ha�, beste�t für ih.n während des Genehmigungsve�­
fahrens keIne Möglichkeit, BeeInträchtigungen abzuwehren. Durch die 
Prüfung der Volks anwaltschaft wurde in diesen Fällen jedoch vielfach eine 
Beschleunigung erreicht, sodaß es dem Beschwerdeführer ermöglicht 
wurde, seine Rechte zu wahren. Die Volks anwaltschaft regt in diesem 
Zusammenhang an, zu überlegen, ob die aufgezeigte eingeschränkte Partei­
steIlung des Nachbarn im Genehmigungsverfahren den Intentionen der 
Gewerbeordnung, deren Ziel es ist, den Bürger vor Beeinträchtigungen zu 
bewahren, heute noch gerecht wird, in einer Zeit, in der die Belastung 
durch Umwelteinflüsse ständig zunimmt. 

Noch problematischer erscheint der Volks anwaltschaft die Gesetzeslage im 
Zusammenhang mit der Genehmigungspflicht einer Betriebsanlage. Ist 
nämlich der Betriebsinhaber der Auffassung, seine Anlage sei nicht geneh­
migungspflichtig, und ste�lt �einen Genehmigungsantrag, . so kann die 
Gewerbebehörde, wenn sie eme andere Auffassung vertntt, von Amts 
wegen keinen Feststellungsbescheid erlassen. Selbst wenn Gefahr für Leben 
oder Gesundheit droht oder eine unzumutbare Belästigung vorliegt, kann 
die Frage der Genehmigungspflicht nach der herrschenden Praxis einzig 
durch ein Strafverfahren geklärt werden (siehe 2 . 1 ) .  Die Schwäche der 
Rechtsposition des Nachbarn kommt insbesondere dadurch zum Ausdruck, 
daß er weder einen Anspruch auf Einleitung eines Strafverfahrens hat noch 
in einem solchen ParteisteIlung genießt. Die Volksanwaltschaft verweist in 
diesem Zusamn:enhang auf die ständige Jud.ikatur.des Verfassungsgerichts­
hofes, wonach In Strafverfahren grundsätzlich keme Fragen zu behandeln 
sind, die in einem administrativrechtlichen Veaahren zu klären wären. Da 
auch das Genehmigungsverfahren selbst antragsbedürftig ist und nicht von 
Amts wegen eingeleitet werden kann, regt die Volksanwaltschaft an, den 
derzeitigen unbefriedigenden Zustand durch legislative Maßnahmen zu 
beseitigen. 
Weitere Beschwerden betrafen den Inhalt von Konzessionsverfahren, 
sowohl im Zusammenhang mit der Erteilung als auch Entziehung sowie 
deren Verfahrensdauer. 

Einzelfälle 

2.1  Belästigung durch den Betrieb des Salzburgringes 
VA Zl. 35 - Z 2/79 

122  

Aufgrund der Beschwerde des A .  B. , Salzburg, über die behauptete Lärmbe­
l�stigung durch den Betrieb des Salzburgringes .hat die Volksanwaltschaft 
eIn Prüfungsverfahren durchgeführt und dabei festgestellt, daß für die 
Anlage keine gewerberechtliche Genehmigung vorliegt. Die Gewerbebe­
hörde erster Instanz, die - allerdings erst nach zehnjährigem Bestehen der 
Anlage - die Auffassung vertrat, daß der Betrieb im Rahmen des Publi­
kumsfahrens als Betrieb einer gewerblichen Anlage zu betrachten sei, hatte 
daher gegen den Geschäftsführer der betreibenden Firma ein Straferkennt­
nis erlassen. Die Firma hingegen vertritt den Standpunkt, daß für den Salz­
burgring keine gewerbebehördliche Genehmigungspflicht bestehe (sie 
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besitzt lediglich zwei Konzessionen für das Schank- und Gastgewerbe), 
und erhob gegen die Strafverfügung Einspruch. Im Rahmen des beim Amt 
der Salzburger Landesregierung seit 1 1 . Jänner 1 979 anhängigen Beru­
fungsverfahrens ist nunmehr zu klären, ob die Tätigkeit den Bestimmungen 
der Gewerbeordnung unterliegt oder nicht. 
Da während des Berufungsverfahrens die Anlage des Salzburgringes kon­
senslos unvermindert weiterbetrieben wird und damit die Anrainer weiteren 
Belästigungen aussetzt, hat die Volksanwaltschaft eine Prüfung der V erfah­
rensdauer durchgeführt. Dabei stellte sich heraus, da�. die Frage der 
Genehmigungspflicht Problem!'; aufwirft, die auch beim Osterreichring in 
Zeltweg gegeben sind. Der Osterreichring in Zeltweg verfügt nämlich 
ebensowenig über eine gewerbebehördliche Genehmigung, sodaß sich das 
Amt der Salzburger Landesregierung zum Zweck der Koordinierung mit 
dem Amt der Steiermärkischen Landesregierung in Verbindung gesetzt hat. 
Der Volksanwaltschaft liegt noch kein Bericht über die Rechtsauffassungen 
der beide!1 Landesr.egierungen vor, das Berufungsverfahren ist nunmehr seit 
über zwei Jahren mcht abgeschlossen. 
Die Volksanwaltschaft verkennt nicht die Schwierigkeit der rechtlichen 
Situation, doch vermag dies allein die über zweijährige Dauer des Verfah­
rens nicht zu rechtfertigen. Vielmehr scheint der Volks anwaltschaft im 
Hinblick auf die geltende Gesetzeslage ein zügig durchgeführtes Verfahren 
gerade in derartigen Fällen dringend geboten, zumal das Strafverfahren, 
wie der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie mitteilt, die 
einzige Möglichkeit ist, die Genehmigungspflicht der Anlage festzustellen . 
Ein Feststellungsbescheid von Amts wegen ist nach herrschender Praxis 
aufgrund der Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht zulässig, und der 
Betriebsinhaber selbst hat keinen derartigen Antrag gestellt. Erst nach Fest­
stellung der Genehmigungspflicht kann jedoch ein Genehmigungsverfahren 
durchgeführt werden, das im übrigen des Antrages des Betriebsinhabers 
bedarf, in dessen Rahmen sodann Auflagen zum Schutz der Anrainer erteilt 
werden können. Im Augenblick hat nämlich der geschädigte Anrainer kei­
nerlei Rechte, von der Behörde bestimmte Maßnahmen zu erzwingen. Erst 
die Einleitung des Genehmigungsverfahrens kann den Nachbarn dem 
Schutz der Gewerbeordnung zuführen, deren Ziel es ist, den natürlichen 
Lebensvoraussetzungen des Menschen Rechnung zu tragen und den Ein­
zelnen vor massiven Eingriffen in die Umwelt und vor Beeinträchtigungen 
zu schützen. 
Da die Volksanwaltschaft der Auffassung ist, daß dem Strafverfahren unter 
diesem Gesichtswinkel besonderes Gewicht zukommt, hat sie in der mehr 
als zweijährigen Dauer einen Mißstand festgestellt und dem Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie die Empfehlung erteilt, sowohl 
geeignete Maßnahmen zu veranlassen, damit der der Rechtsordnung ent­
sprechende Zustand hergestellt werde, als auch für einen ehestmöglichen 
Abschluß des Verfahrens Sorge zu tragen. Zum Zeitpunkt der Berichtsab­
fassung lag eine Reaktion des Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie noch nicht vor. 

2.2  Belästigung durch nichtgenehmigte Betriebsanlage 
VA ZI. 2 - Z 2180 
W. N., Gunskirchen, wandte sich mit der Beschwerde an die Volksanwalt­
schaft, daß er durch den Betrieb einer Bitumenmischanlage der Firma T. 
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1 24 

unter unzumutbarer Geruchs- und Lärmbelästigung leide. Die Firma 
besitze keine gewerbebehördliche Genehmigung und habe, obwohl sie 
bereits seit etwa drei Jahrzehnten bestehe, erst aufgrund zahlreicher Anrai­
nerbeschwerden im Jahre 1 978 um die Betriebsanlagengenehmigung ange­
sucht. Das Genehmigungsverfahren selbst werde nach Ansicht des 
Beschwerdeführers schleppend durchgeführt. In der Tatsache, daß zum 
Zeit\?unkt der �eschwerdeführung kein rechtskräf�iger Genehmi�ungsbe­
scheId vorlag, dIe �ehörde. aber d�nnoch .den Betneb dulde, erblIckte der 
Beschwerdeführer eInen MIßstand Im BereICh der Bundesverwaltung. 
Die Volksanwaltschaft stellte im Prüfungsverfahren, in dem auch der Bun­
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie befaßt wurde, fest, daß die 
Ausführungen des Beschwerdeführers zutrafen. Die Firma, die Straßenbe­
läge herstellt, wird seit etwa 30 Jahren betrieben. Für die Gewerbebehörde 
ist dieser Umstand allerdings erst aufgrund zahlreicher Anrainerbeschwer­
den im Jahre 1 979 hervorgekommen, worauf sie die Firma zur Vorlage 
eines Projektes aufforderte und schließlich ein Genehmigungsverfahren 
durchführte. Dieses Verfahren wurde nach Auffassung der Volks anwalt­
schaft äußerst schleppend durchgeführt; erst im Zuge des Prüfungsverfah­
rens wurde am 8 .  Mai 1980 ein Genehmigungsbescheid erlassen. Die 
Volksanwaltschaft hat daher in der Dauer des Verfahrens einen Mißstand 
festgeste 11 t. 
Gegen den Bescheid vom 8 .  Mai 1 980 legten zahlreiche Anrainer Berufung 
ein, sodaß das Verfahren beim Amt der Oberösterreichischen Landesregie­
rung anhängig ist. Obwohl keine rechtskräftige Genehmigung vorliegt, 
wird der Betrieb während des Verfahrens unvermindert weitergeführt, 
ohne daß die Gewerbebehörde geeignete Maßnahmen ergriffen hätte, um 
die Anrainer vor unzumutbaren Belästigungen zu schützen. Gemäß § 360 
der Gewerbeordnung ist die Gewerbebehörde verpflichtet, in Fällen dro­
hender Gefahr für die Gesundheit oder unzumutbarer Belästigung der 
Nachbarn einen Bescheid zu erlassen, mit dem je nach Ausmaß der Gefähr­
dung oder Belästigung die gänzliche oder teilweise Schließung des Betrie­
bes und Stillegung der Maschinen oder sonstige Sicherheitsrnaßnahmen 
oder Vorkehrungen zu verfügen sind. Im durchgeführten Genehmigungs­
verfahren fand unter anderem eine Augenscheinsverhandlung statt, in der 
von Amtssac.hverständigen �ine dur.chw�g� negative Beurteilung gegeben 
wurde und Insbesondere dIe LärmImmIssIon als unzumutbar festgestellt 
wurde. Dennoch hat es die Gewerbebehörde unterlassen, die aufgrund des 
Gesetzes notwendigen Maßnahmen zu setzen. Dazu kommt, daß aufgrund 
des Prüfungsverfahrens der Volksanwaltschaft der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie am 1 4 . Feber 1980 eine Note an den Lan­
deshauptmann von Oberösterreich gerichtet hat, im Falle des konsenswidri­
gen Betriebes ehestens Abhilfe zu schaffen und über das Veranlaßte zu 
berichten. Da der Landeshauptmann bis zum Feber 1 9 8 1 keinen entspre­
chenden Bericht übermittelt hat, muß die Volksanwaltschaft davon ausge­
hen, daß keinerlei Maßnahmen gesetzt wurden, um den der Rechtsordnung 
entsprechenden Zustand herzustellen. Die Volksanwaltschaft hat daher 
beschlossen, dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie die 
Empfehlung zu erteilen, entsprechende Maßnahmen zur Herstellung des 
der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes zu veranlassen und den Lan­
deshauptmann von Oberösterreich anzuweisen, das anhängige Verfahren 
zur Genehmigung der Betriebsanlage zum ehestmöglichen Zeitpunkt zum 
Abschluß zu bringen. 
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In Entsprechung dieser Empfehlung hat der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie eine Woche später mitgeteilt, daß er eine entspre­
chende Weisung erteilt und einen Bericht über den Vollzug veranlaßt habe. 
Dieser Bericht des Landeshauptmannes von Oberösterreich steht jedoch 
derzeit noch aus. 

2.3 Ungerechtfertigte Verhängung einer Verwaltungsstrafe 
VA Zl. 30 - B 3/80 
W. A. ,  Trofaiach, führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde, ungerecht­
fertigt wegen unbefugter Gewerbeausübung bestraft worden zu sein. Das 
Straferkenntnis, das auch in zweiter Instanz bestätigt worden war, sei ohne 
ausreichendes Ermittlungsverfahren gefällt worden und von falschen Vor­
aussetzungen ausgegangen. 
Die Volksanwaltschaft stellte in ihrem Prüfungsverfahren, in dem sowohl 
Stellungnahmen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft als 
auch des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie eingeholt 
und in den Verwaltungs akt Einsicht genommen wurde, fest, daß der 
Beschwerdeführer angezeigt worden war, weil er ohne Gewerbeberechti­
gung etwa 1 00 fm Holz geschlägert habe. Da der Beschwerdeführer einer 
darauf ergangenen Ladung zur Bezirkshauptmannschaft nicht Folge lei­
stete, wurde ohne Vernehmung ein Straferkenntnis erlassen und eine Geld­
strafe von 2 500 S verhängt. Der Beschwerdeführer erhob dagegen Beru­
fung, in der er zum einen einen Zustellmangel behauptete, zum anderen 
ausführte, zwar bei einer befreundeten Familie bei Schlägerungsarbeiten 
ausgeholfen zu haben; er bestritt jedoch die Holzmenge, da er als Forstar­
beiter die Zeit dafür gar nicht aufbringen könne. Darüber hinaus habe er, 
da es sich um eine befreundete Familie handle, zwar Jause und Getränk 
erhalten, keinesfalls jedoch Entgelt gefordert oder bekommen. Da somit 
�eine Gewerbeausübung vorliegen könne, sei die Bestrafung ungerechtfer­
tigt. 
Mit dem Bescheid des Landeshauptmannes von Steiermark vom 26. Feber 
1 980 wurde der Berufung mit der Begründung keine Folge gegeben, daß 
der Beschwerdeführer etwa 1 00 fm Holz geschlägert und hiefür Jause und 
Getränk erhalten habe. Durch die Annahme von Speisen und Getränken 
habe der Beschwerdeführer jedenfalls einen wirtschaftlichen Vorteil erzielt, 
weshalb die Übernahme von Holzschlägerungen offenbar zum Zwecke des 
Erwerbes erfolgt sei. Es liege daher eine gewerbsmäßige Beschäftigung vor. 
Die Volksanwaltschaft stellt dazu fest, daß sich die Behörde mit den Argu­
menten des Beschwerdeführers, die Menge der Holzschlägerung betref­
fend, überhaupt nicht auseinandergesetzt hat. Darüber hinaus hat sie kei­
nerlei Ermittlungen durchgeführt, um das Ausmaß der Schlägerungen über­
haupt festzustellen. Sie ging vielmehr von den Angaben des Anzeigers aus, 
ohne diese zu überprüfen. Die Volksanwaltschaft ist der Auffassung, daß es 
dem Ermittlungsv:erfahren !n diesem Punkt �n der notw.endigen Sor�falt 
mangelt und es mcht ausreIchen kann, daß dIe Behörde Im Rahmen ihrer 
freien Beweiswürdigung dem Anzeigeleger mehr Glauben schenkt als dem 
Beschuldigten, obwohl die Ausführungen in der Anzeige in keiner Weise 
gedeckt waren. Dazu kommt das Unterlassen der Prüfung nach § 1 Abs. 2 
der Gewerbeordnung. Nach dieser Gesetzesbestimmung wird eine Tätig­
keit dann gewerbsmäßig ausgeübt, wenn sie selbständig, regelmäßig und in 
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der A�sicht b�trieben. wird, einen Ertrag ode� son�tigen wirtschaftlichen 
Vorteil zu erzielen. Die Gewerbebehörde hat sich mit der Frage der Regel­
mäßigkeit überhaupt nicht auseinandergesetzt, obwohl dies ein notwendi­
ges Kriterium für die Beurteilung darstellt. Die Aussage der Zeugin, der 
Beschwerdeführer habe "ein paarmal" ausgeholfen, kann nach Auffassung 
der Volksanwaltschaft noch nicht als Regelmäßigkeit im Sinne des § 1 
Abs. 2 der Gewerbeordnung qualifiziert werden. 
�urch die Unterlassung entsc�eidungswesentlicher B�weismittel ha.t d�her 
die Behörde das Verfahren mit Mängeln behaftet, die - wären sie nicht 
unterlaufe� - ein völlig anderes Ergebnis des V erfa�rens hätte� erbringe!1 
können. Die von der Behörde durchgeführten Ermittlungen reichten kei­
nesfalls aus, um die Frage der Gewerbsmäßigkeit der Tätigkeit des 
Beschwerdeführers in zweifelsfreier Weise zu lösen. Die Volksanwaltschaft 
hat es daher für entbehrlich gehalten, näher auf die Frage einzugehen, ob 
die Verabreichung einer Jause und eines Getränkes für unentgeltliche Hil­
feleistungen unter Bekannten als Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteiles 
und damit als Kriterium für die Beurteilung einer gewerbsmäßigen Tätig­
keit anzusehen ist. 
Die Volks anwaltschaft hat in der Verhängung der Verwaltungsstrafe ohne 
ausreichendes Ermittlungsverfahren durch die Bezirkshauptmannschaft 
Leoben einen· Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt. Die Ertei­
lung einer Empfehlung gemäß § 3 des Bundesgesetzes über die Volks an­
waltschaft auf Aufhebung des gegenständlichen Straferkenntnisses konnte 
deshalb nicht erfolgen, weil auf Grund des § 24 Verwaltungsstrafgesetz die 
Behebung von Bescheiden analog zu § 68 Allgemeines Verwaltungsverfah­
rensgesetz nicht möglich ist. 

3 Bundesministerium für Inneres 

Allgemeines 

1 26 

Im Berichtszeitraum wurden 201 Beschwerden an die Volksanwaltschaft 
herangetragen, die den Ressortbereich des Bundesministers für Inneres 
betrafen. Dies bedeutet ein Ansteigen der Beschwerdetätigkeit um mehr als 
die Hälfte der Eingaben des Vorjahres. Dabei ist allerdings festzuhalten, 
daß nicht in allen Fällen ein formelles Prüfungsverfahren durchgeführt 
wurde, da es sich zum Teil um anhängige Verwaltungsverfahren handelte, 
zum Teil die Eingaben durch Erklärungen der Rechtslage erledigt werden 
konnten, zum Teil aber auch die Beschwerden zurückgezogen wurden. In 
die letztgenannte Gruppe fallen vor allem Beschwerden über ein behaupte­
tes Fehlverhalten von Wacheorganen, wobei dieser Begriff vom unfreundli­
chen Verhalten bis zur Tätlichkeit reicht. Die Volksanwaltschaft hat bereits 
in ihrem Dritten Bericht an den Nationalrat auf die Schwierigkeit hinge­
wiesen, in derartigen Fällen eine Entscheidung über die Berechtigung einer 
Beschwerde zu treffen. Zumeist ist bei den in Beschwerde gezogenen V or­
fällen nur der Beschwerdeführer selbst und der Wachbeamte anwesend. Bei 
unterschiedlicher Darstellung der Vorgänge durch die Beteiligten ist für die 
Volks anwaltschaft die Ermittlung des wahren Sachverhaltes kaum möglich, 
da ihrer Auffassung nach der Aussage des Bürgers ebensoviel Beweiskraft 
zukommt, wie der des betroffenen Beamten. Darüber hinaus muß die 

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 127 von 161

www.parlament.gv.at



Volksanwaltschaft den Bürger darauf aufmerksam machen, daß seine 
Beschwerde die Anzeige wegen Verleumdung nach sich ziehen kann, weil 
es aufgrund von Beschwerdevorbringen schon zu V erfo�gungshandlungen 
gegenüber dem Beschwerdeführer gekommen war. Da slch der Beschwer­
deführer in Beweisnotstand befindet, zieht er es unter diesen Umständen 
zumeist vor, von der Beschwerdeführung Abstand zu nehmen. 

Die Volksa�waltsch!lft muß diese Entwicklung ,?it Bes�rgnis zur Kenntnis 
nehmen. Es 1st nämhch zu befürchten, daß auf dlese Welse Prüfungsverfah­
ren über behauptetes Fehlverhalten in Zukunft unmöglich werden, ohne 
den Beschwerdeführer der Gefahr eine Verfolgung oder jedenfalls einer 
Anzeige auszusetzen. Die Volks anwaltschaft ist der Auffassung, daß der 
Gesetzgeber mit der Einräumung der Möglichkeit "Beschwerde über 
behauptete Mißstände" zu führen, einen bewußt umfassenden Ausdruck 
gewählt hat, um alle Bereiche des Verwaltungshandelns abzudecken. Nach 
Meinung der Volksanwaltschaft ist daher dem Begriff "Mißstand" auch ein 
Fehlverhalten von Verwaltungsorganen zuzuordnen, das der Prüfungskom­
petenz der Volksanwaltschaft unterliegt, wobei dem Einzelnen jedoch aus 
der Beschwerdeführung kein Nachteil erwachsen dürfte. 

Wenn auch die Volksanwaltschaft bei zahlreichen Beschwerden über Fehl­
verhalten keine Entscheidung über die Berechtigung der Beschwerde tref­
fen konnte, so hatte sie nicht den Eindruck, daß Mutwille den Beschwerden 
zugrunde lag. Vielmehr fühlten sich die Beschwerdeführer auch in diesen 
Fälle� subj.ektiv benac�teili�t und �ngerecht be�andelt, wenn auch kei�e 
Möghchkelt bestand, eme dlenstaufslchtsbehördhche Maßnahme oder Wle­
dergutmachung zu veranlassen. 
Eine Vielzahl der Beschwerden betraf die mangelnde Sorgfalt bei der 
Besorgung der sicherheitspolizeilichen Aufgaben, die in einem Fall sogar 
den Freiheitsentzug verursacht hatte (vgl. 3.5). Die Volksanwaltschaft hat 
bereits in ihrem dritten Bericht an den Nationalrat die Auffassung vertre­
ten, daß gerade in einem Bereich der Verwaltung, in dem Fehlleistungen 
tiefgreifende Folgen nach sich ziehen können, ein besonderes Maß an Ver­
antwortung und Gewissenhaftigkeit notwendig ist. 

Die Erfahrungen der Volksanwaltschaft haben gezeigt, daß der Bürger das 
Handeln jener Organe, zu deren Aufgabe es gehört, die Ordnung und 
Sicherheit des Staates sowie die Freiheit und das Eigentum des Einzelnen 
zu schützen, besonders kritisch beurteilt und aus Fehlleistungen oftmals 
pauschale Wertungen ableitet, die seine Einstellung zur Staatsgewalt 
schlechthin bestimmen. Auch unter diesem Blickwinkel gesehen kommt der 
Sicherheitsverwaltung besondere Bedeutung zu, sodaß entsprechende 
dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen die ordnungsgemäße und gewis­
senhafte Verfahrensführung gewährleisten müssen. 
Im Zusammenhang mit der festgestellten mangelnden Sorgfalt weist die 
Volksanwaltschaft auch auf jene Beschwerden hin, die im Zusammenhang 
mit Strafverfügungen erhoben wurden. Die Prüfungsverfahren darüber 
wurden auch teilweise im Bundesministerium für Verkehr oder im Bereich 
der Landesregierung durchgeführt. In einigen dieser Fälle mußte die V olks­
anwaltschaft feststellen, daß die betreffenden Akten in Verstoß geraten 
waren und die Rekonstruktion erst im Zuge des Prüfungsverfahrens durch­
geführt wurde. 
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Weiters erscheint es der Volksanwaltschaft auch wesentlich, auf die 
Beschwerden zahlreicher Bürger �inzuweisen, die sich ?adurch ungerec�t 
behandelt sahen, daß entweder Ihren Angaben ohne Jede Prüfung kem 
Glaube geschenkt oder aber den Ausführungen des Wachebeamten ohne 
weiteres Verfahren der Vorzug gegeben wurde. 
Neben Dienstrechtsangelegenheiten wurden auch Beschwerden von Zivil­
dienern vorgebracht. Häufig war die Anerkennung des Krankenstandes im 
Zivildienst Gegenstand dieser Beschwerden. Es ging dabei darum, daß die 
Behörde die vor der ärztlichen Bestätigung liegenden Tage nicht als Kran­
kenstand anerkannt hatte und diese Zeit nicht in den Zivildienst eingerech­
net wurde. Die Zivildiener behaupteten darin einen Mißstand, weil es ihrer 
Meinung nach erst am dritten Tag notwendig sei, die Krankheit ärztlich 
bestätigen zu lassen. Die beiden davorliegenden Tage müßten jedoch eben­
falls in den Krankenstand einbezogen werden. Das Bundesministerium für 
Inneres vertritt demgegenüber die Auffassung, daß der Zivildiener diesel­
ben Erfordernisse zu erbringen habe wie der Präsenzdiener, und dieser 
werde am ersten Tag seiner Krankheit ärztlich untersucht. Im übrigen liege 
es im Ermessen der Behörde, welchen Zeitraum sie als Krankenstand aner­
kenne. Die Volksanwaltschaft gibt in diesem Zusammenhang zu bedenken, 
daß die Situation des Zivildieners mit der des Präsenzdieners insofern nicht 
vergleichbar ist, als die ärztliche Versorgung insbesondere in den ländli­
chen Bereichen vielfach eine Untersuchung am ersten Krankheitstag nicht 
zuläßt. Auch in Ballungszentren ist ein Hausbesuch des Arztes oft schwer 
zu erreichen, sodaß eine Bescheinigung vom ersten Krankheitstag nicht 
leicht erbracht werden kann. Unter diesem Gesichtswinkel scheint der 
Volksanwaltschaft ein Überdenken der derzeit bestehenden Praxis ange-
bracht. 
Beschwerden über Entscheidungen der Zivildienstkommission konnten von 
der Volksanwaltschaft im Hinblick auf ihre Weisungsfreiheit nicht geprüft 
werden. In diesem Zusammenhang wird jedoch auf den unter 3 . 1  darge­
stellten Beschwerdefall verwiesen. 

Einzelfälle 

3 . 1  U�g�rechtfertigte Zurückweisung eines Antrages durch die Zivildienstkom­
mISSIon 

1 28 

VA ZI. 20 - Z 5/79 
H. S., Hallein, hatte einen Antrag auf Befreiung von der Wehrpflicht 
gestellt und darin die Gründe ausführlich dargelegt, warum er es ablehne, 
Waffengewalt gegen andere Menschen anzuwenden. Die Zivildienstkom­
mission wies den Antrag mit der Begründung zurück, daß S. es unterlassen 
hatte, sich ausdrücklich bereitzuerklären, Zivildienst zu leisten. 
Darauf wandte sich S. an die Volksanwaltschaft und führte Beschwerde 
darüber, daß die Zivildienstkommission auf seine Einwände gar nicht ein­
gegangen sei und den Antrag aus formalen Gründen zurückgewiesen habe. 
Für S. sei es selbstverständlich gewesen, daß der Antrag den Zweck ver­
folge, zum Zivildienst zugelassen zu werden, er habe daher eine ausdrückli­
che Bereiterklärung zur Ableistung nicht für nötig gehalten. 
Die Volksanwaltschaft mußte dem Beschwerdeführer mitteilen, daß sie auf­
grund der Beschwerde keine Maßnahme veranlassen könne, da die Mitglie-
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der der Zivildienstkommission, die als Kollegialbehörde im Sinne des 
Art. 20 B-VG eingerichtet wurde, gemäß § 46 des Zivildienstgesetzes in 
Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen gebunden sind. Dennoch hält 
die Volksanwaltschaft die Vorgangsweise der Zivildienstkommission nicht 
für zielführend. Die Ablehnung war erfolgt, weil der Antrag nicht die 
gemäß § 5 Abs . 3 Zivildienstgesetz vorgesehene ausdrückliche Bereiterklä­
rung enthielt, "für den Fall, daß seinem Antrag stattgegeben wird, Zivil­
dienst zu leisten und die Zivildienstpflichten gewissenhaft zu erfüllen" . 

Gemäß § 53 des Zivildienstgesetzes hat die Kommission das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz anzuwenden, soweit nicht anderes bestimmt 
ist. Gemäß § 1 3  Abs. 3 AVG 1 950 hat die Behörde die Behebung von Form­
gebrechen von Amts wegen zu veranlassen, indem sie dem Einschreiter die 
Behebung unter Setzung einer Frist aufträgt. Nach dem Gesetzeswortlaut 
ist die Behörde in diesen Fällen nicht von vornherein zur Zurückweisung 
des Antrages berechtigt. Diese Bestimmung hat den Zweck, übertriebenem 
Formalismus vorzubeugen und insbesondere zu verhüten, daß rechtsunkun­
dige Personen durch die Nichtbeachtung von Formvorschriften Rechts­
nachteile erleiden. In diesem Sinne ist auch der Begriff des Formgebrechens 
in entsprechend entgegenkommender Weise auszulegen. 

Gemäß § 2 des Zivildienstgesetzes sind Wehrpflichtige auf Antrag von der 
Wehrpflicht zu befreien, wenn sie es aus schwerwiegenden, glaubhaften 
Gewissensgründen ablehnen, Waffengewalt anzuwenden und daher bei 
Leistung des Wehrdienstes in schwere Gewissensnot geraten würden. In 
einem solchen Fall sind sie zivildienstpflichtig. Es besteht somit bei Vorlie­
gen der Gewissensgründe ein Rechtsanspruch auf Befreiung von der Wehr­
pflicht, wobei bei Stattgebung des Antrages die Zivildienstpflicht kraft 
Gesetzes entsteht. 
Diesen Gesetzesbestimmungen ist nach Auffassung der Volksanwaltschaft 
zu entnehmen, daß der Schwerpunkt, materiell gesehen, bei der Geltend­
machung der Gewissensgründe liegt und die Bereiterklärung, den Zivil­
dienst zu leisten, als - im weitesten Sinne - Formalvoraussetzung des 
Antrages zu werten ist. Die Volksanwaltschaft verkennt dabei nicht die 
Tatsache, daß neben der Ablehnung der Waffengewalt durchaus auch die 
Ablehnung eines Wehrersatzdienstes bestehen kann und daher die Bestim­
mung des § 5 Abs. 3 Zivildienstgesetz seine Berechtigung besitzt. Die 
Volksanwaltschaft ist jedoch der Auffassung, daß gerade auf dem Gebiet 
des Zivildienstes eine den Intentionen des Gesetzes entsprechende Praxis 
gefunden werden sollte, die nicht durch allzu strengen Formalismus ver­
meidbare Widerstände hervorruft. Im vorliegenden Fall wäre es der Zivil­
dienstkommission aufgrund des § 1 3  Abs. 3 A VG 1950 offengestanden, den 
Beschwerdeführer zur Verbesserung seines Antrages aufzufordern, zum al 
aus dem Antrag durchaus die Einsatzbereitschaft für den Schutz des Staates 
ablesbar war. Auch in seiner Beschwerde an die Volksanwaltschaft versi­
cherte H. seine Bereitschaft, seinen "Beitrag für das Vaterland zu geben, 
wo dies ohne Gebrauch von Waffen oder Anwendung irgendeiner Art der 
Gewalt" getan werden könne. Stattdessen wurde der Antrag aus formalen 
Gründen zurückgewiesen, ohne auf Inhalte einzugehen. 

Die Volksanwaltschaft, der bekannt ist, daß es sich bei dieser Entscheidung 
um keinen Einzelfall handelt, ist der Auffassung, daß diese Praxis geeignet 
ist, die Einstellung gerade junger Menschen, die dazu neigen, das Vorge-
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hen staatlicher Behörden besonders kritisch zu beurteilen, entscheidend zu 
beeinflussen und im Hinblick auf den darin zum Ausdruck kommenden 
Formalismus vermeidbare Konfliktsituationen begünstigt. 
Wenn es sich bei der Zivildienstkommission auch um eine weisungsfreie 
Kollegialbehörde handelt, scheint es der Volksanwaltschaft zweckmäßig, 
den Gesetzgeber auf derartige Beschwerden hinzuweisen, da eine Lösung 
möglicherweise auf legislativem Weg herbeigeführt werden könnte. 

3.2  Ungerechtfertigte amtswegige Abmeldung ; mangelnde Berichtigung 

1 30 

VA Zl. 98 - Z 3/79 BM Zl. 5 1  1 931302-11/2/80 
G. S. ,  der bei seiner Mutter in Wien, 14 .  Bezirk, wohnte, hatte bei der Bun­
despolizeidirektion Wien einen zweiten Wohnsitz im zweiten Wiener 
Gemeindebezirk angemeldet. Etwa eineinhalb Jahre später hatte S. die Auf­
forderung erhalten, eine ein Jahr zuvor über ihn verhängte Geldstrafe von 
200 S zu bezahlen. Seine Erkundigung am Polizeikommissariat ergab, daß 
er gegen das Meldegesetz verstoßen habe. Da sich S. die ihm zur Last 
gelegte Verwaltungsübertretung nicht erklären konnte und er nie eine der­
artige Strafverfügung erhalten hatte, wandte er sich mit Beschwerde an die 
Volksanwaltschaft. 
Im von der Volksanwaltschaft durchgeführten Prüfungsverfahren, in dem 
auch der Bundesminister für Inneres befaßt war, wurde folgendes festge­
stellt : 
Zum Zweck einer Erhebung nach dem Kraftfahrgesetz hatte ein Wachebe­
amter S. unter einer auf der Kartei des Zulassungsbesitzers vermerkten 
Telephonnummer zu erreichen versucht. Dabei hatte sich eine fremde Per­
son gemeldet und mitgeteilt, daß S. bereits seit längerer Zeit im zweiten 
Wiener Gemeindebezirk wohne. Der Beamte nahm daraufhin an, daß S. 
verzogen sei und veranlaßte, ohne sich von der Richtigkeit dieser Angaben 
i� irgendeiner Weise zu �berzeugen und S. davon �u verständigen, die amt­
lIche Abmeldung. ZugleICh wurden gegen S. zwei Strafverfügungen erlas­
sen, wonach wegen Verstoßes gegen das Meldegesetz (Unterlassung der 
Abmeldung) eine Geldstrafe von 200 S und wegen Verstoßes gegen das 
Kraftfahrgesetz (Bekanntgabe des Wohnortwechsels) ebenfalls eine Geld­
strafe von 200 S verhängt wurden. Nach der Aktenlage wurden beide Straf­
verfügungen durch Hinterlegung beim Postamt zugestellt. 
G. S. erhielt aber nur eine Hinterlegungsanzeige und behob daher auch nur 
eine Strafverfügung, nämlich jene nach dem Kraftfahrgesetz. 
Gegen diese erhob er Einspruch mit der Begründung, daß der Standort sei­
nes Fahrzeuges nach wie vor die alte Adresse in 1 1 40 Wien sei und er im 
2. Bezirk lediglich einen Zweitwohnsitz habe. Nach Einsicht in den Melde­
zettel wurde daraufhin das Strafverfahren eingestellt. Der Beamte, der zwei 
Wochen zuvor beide Strafverfügungen erlassen hatte, führte das Ein­
spruchsverfahren so oberflächlich durch, d�ß er den Hinweis in der Mel­
dungslegung übersah, wonach wegen der Ubertretung des Meldegesetzes 
eine gesonderte Anzeig,� erstattet worden war. Da auf diese Weise S. die 
Strafverfügung wegen Ubertretung des Meldegesetzes nicht zur Kenntnis 
gelangte, erwuchs sie, da die Zustellung durch Hinterlegung ausgewiesen 
war, in Rechtskraft. 
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Wie die Volks anwaltschaft feststellte, muß die Benachrichtigung von der 
Hinterl�gung ?ieser Strafverfügung, sofern si� an der .Türe .angebracht war, 
durch eme drItte Person entfernt worden sem, da nicht emzusehen wäre, 
warum S. am gleichen Tag nur eine Strafverfügung behoben hätte, wenn er 
zwei Benachrichtigungen erhalten hatte. Nachdem S. dieser Sachverhalt 
von der Volksanwaltschaft zur Kenntnis gebracht wurde, stellte er bei der 
Bundespolizeidirektion Wien den Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand und erhob zugleich Einspruch gegen die Strafverfügung. 
Die Volksanwaltschaft stellt dazu fest, daß es der zuständige Beamte bei 
der Behandlung der gegenständlichen Verfahren an der notwendigen Sorg­
falt mangeln ließ. Vor der Veranlassung der amtlichen Abmeldung hätte 
sich der Beamte versichern müsse, ob der Betroffene tatsächlich nicht mehr 
an der alten Adresse wohnhaft ist. Stattdessen hat er sich mit der telephoni­
schen Auskunft einer fremden Person begnügt. Tatsächlich war aber die 
Telephonnummer inzwischen einer anderen Person zugeteilt worden, und 
der Anschluß befand sich nicht mehr am selben Standort. Die Leichtfertig­
keit, mit welcher der Beamte über den Beschwerdeführer verfügte, indem er 
ohne Erhebungen die amtswegige Abmeldung veranlaßte, scheint der 
Volksanwaltschaft bedenklich und dazu geeignet, das Verhältnis des Bür­
gers zum Staat empfindlich zu stören. 
Die Volks anwaltschaft stellte daher sowohl in dieser Fehlleistung als auch 
darin e.ipen Mißstand fest, daß bei der Durchführung des Verfahrens 
wegen Ubertretung des Kraftfahrgesetzes jene Sorgfalt außer acht gelassen 
worden war, die Voraussetzung für ein ordnungsgemäßes Verwaltungsver­
fahren ist. 
Der im Prüfungsverfahren befaßte Bundesminister für Inneres drückte sein 
Bedauern aus und teilte mit, daß das Melderegister berichtigt worden sei 
und das Bezirkspolizeikommissariat entsprechende Anweisungen erhalten 
habe . 
Die Volksanwaltschaft, die die Stellungnahme des Bundesministers für 
Inneres zur Kenntnis nahm, mußte jedoch feststellen, daß mit der mitgeteil­
ten Berichtigung des Melderegisters der Rechtszustand nicht völlig wieder­
hergestellt war. Die Berichtigung war nämlich mit dem Zeitpunkt des Prü­
fungsverfahrens durchgeführt worden, sodaß zwischen der amtlichen 
Abmeldung und Berichtigung ein Zeitraum von etwa eineinhalb Jahren lag. 
Der Beschwerdeführer schien somit für diese Zeit an der Adresse in 1 1 40 
Wien nicht als gemeldet auf, obwohl er dort wohnhaft war. Die Volksan­
waltschaft beschloß daher gemäß § 3 des Bundesgesetzes über die V olksan­
waltschaft die Empfehlung, das Melderegister nun derart rückwirkend zu 
berichtigen, daß die Abmeldung als nicht vorgenommen gilt, welcher Emp­
fehlung der Bundesminister für Inneres auch nachgekommen ist. 

3.3  Mangelnde Sorgfalt bei polizeilichen Erhebungen 
VA ZI. 35 - Z 3/79 BM ZI. 51 1 93/ 1 85-II/79 
]. ]. , Wien, führte bei der Volksanwaltschaft folgende Beschwerde : Gegen 
ihn sei von der Staatsanwaltschaft ein Strafantrag wegen Nötigung einge­
bracht worden, dem ein Verfahren bei der Polizei aufgrund der Anzeige 
einer Privatperson vorangegangen sei. Gegen den Autolenker des Wagens 
mit dem Kennzeichen W . . .  sei Anzeige erstattet worden, weil dieser einen 
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anderen Kraftfahrer mit einer Pistole- bedroht habe. J. sei als Kraftfahr­
z�ughalter. a,!sgeforscht und am Bezirksp,?lizeikommissariat zum Y orfall 
mederschnftllch vernommen worden. DabeI habe er sofort erklärt, SIch zur 
angegebenen Tatzeit im Spital zur Untersuchung befunden zu haben und 
im übrigen keine Waffe zu besitzen. Er habe daher um eine Gegenüberstel­
lung mit dem Anzeiger ersucht, da sich dabei sofort der Irrtum herausstel­
len müsse. Die Polizei sei auf seine Einwände nicht eingegangen, doch 
habe er die Sache für beendet gehalten, bis er eine Beschuldigtenladung zur 
Hauptverhandlung beim Landesgericht Wien erhalten habe. Da in dieser 
Verhandlung nunmehr eine Gegenüberstellung erfolgt sei und sich dabei 
seine Unschuld herausgestellt habe, sei ein Freispruch gefällt worden. 

J. führte bei der Volks anwaltschaft Beschwerde über das oberflächlich 
durchgeführte Verfahren bei der Polizei, da es nach seiner Meinung nur 
auf diese Weise zum Strafantrag habe kommen können. Er habe schließlich 
einen Anwalt beauftragen müssen, woraus ihm beträchtliche Kosten ent­
standen seien. 

Die Volksanwaltschaft führte eine Prüfung sowohl im Bereich des Bundes­
ministeriums für Inneres als auch des Bundesministeriums für Justiz durch 
und stellte dabei folgendes fest. 

Der Autolenker des Wagens W . . .  war beim Bezirkspolizeikommissariat 
zur Anzeige gebracht worden, weil er einen anderen Autofahrer mit einer 
Pistole bedroht und damit zu einem vorschriftswidrigen Fahren gezwungen 
habe. J. wurde als Kraftfahrzeughalter ausgeforscht und niederschriftlich 
zum Vorfall vernommen. Durch Akteneinsicht wurde festgestellt, daß 
weder das angebotene Alibi noch der Wunsch nach Gegenüberstellung fest­
gehalten worden war. Dennoch hat die Volks anwaltschaft keinen Anlaß, 
an den Angaben des Beschwerdeführers zu zweifeln, zumal dieser über eine 
Bestätigung des Krankenhauses verfügte, wo er sich zur Tatzeit aufgehal­
ten hat und es durchaus logisch scheint, daß er dieses Alibi auch gegenüber 
dem vernehmenden Polizeibeamten vorgebracht hat. Selbst wenn der 
Beschwerdeführer jedoch von sich aus keine Angaben über seinen Aufent­
haltsort zur Tatzeit gemacht hat, wäre es unbedingt geboten gewesen, J. 
über seinen Aufenthalt zur Tatzeit zu befragen. Da kein Vermerk über 
einen Aufenthalt zur Tatzeit aufscheint, muß die Volksanwaltschaft den 
Schluß ziehen, daß das Verfahren in diesem Punkt äußerst mangelhaft 
durchgeführt worden ist. Dazu kommt, daß auch eine Lenkererhebung 
unterblieben ist, in der festzustellen gewesen wäre, wer den Wagen zur 
fraglichen Zeit gelenkt hat. Allein die Tatsache, daß J. als Kraftfahrzeug­
halter des vom Anzeiger angegebenen Autos ausgeforscht wurde, kann kei­
nesfalls ein ausreichendes Verdachtsmoment für die Täterschaft bilden. Da 
der Beschwerdeführer, wie aus der Niederschrift hervorgeht, bestritten hat, 
die Tat begangen zu haben und eine Pistole zu besitzen, wäre es Aufgabe 
der Sicherheitsbehörde gewesen, Erhebungen durchzuführen, die den Ver­
dacht auf eine mögliche Täterschaft des J. erhärten hätten können. Wenn 
auch das Ersuchen des J. um eine Gegenüberstellung aktenmäßig nicht fe�t­
gehalten wurde, so schemt es der Volksanwaltschaft durchaus glaubwürdIg, 
daß der Beschwerdeführer einen derartigen Wunsch geäußert hat. Selbst 
wenn dies aber nicht der Fall gewesen sein sollte, so wäre eine Konfronta­
tion nach Meinung der Volksanwaltschaft ein durchaus geeignet�s Mittel 
gewesen, den Verdacht gegen J. zu erhärten oder zu entkräften. DIe Tatsa­
che, daß der Anzeiger keine genaue Personsbeschreibung abgeben konnte, 
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bedeutet nämlich aufgrund der Erfahrungen noch nicht, daß der Anzeiger 
nicht in der Lage gewesen wäre, die Person, die ihn bedroht hatte, wieder­
zuerkennen oder zumindest eine Aussage über die Wahrscheinlichkeit der 
Identität mit dem Täter zu machen. 
Die Sicherheitsbehörde hat aufgrund der verfahrensrechtlichen Vorschrif­
ten die Pflicht, die der Entlastung dienlichen Umstände in gleicher Weise 
zu berücksichtigen wie die belastenden. Im vorliegenden Fall ist die Sicher­
heitsbehörde auf keinen Einwand des Beschwerdeführers eingegangen und 
hat auch keine Maßnahmen getroffen, um die Angaben des Beschwerde­
führers zu verifizieren. Sie hat vielmehr die dem Beschwerdeführer wider­
sprechenden Angaben des Anzeigers ohne weitere Prüfung für ausreichend 
gehalten, um den Akt der Staatsanwaltschaft zu übermitteln. 
Die Volksanwaltschaft stellte daher in den Fehlleistungen im Verfahren 
und in der Außerachtiassung der erforderlichen Sorgfalt einen Mißstand im 
Bereich der Bundesverwaltung fest. Der Bundesminister für Inneres sprach 
in der eingeholten Stellungnahme sein Bedauern über die Vorkommnisse 
aus und nahm den Beschwerdefall zum Anlaß, die betroffenen Beamten 
entsprechend zu belehren. Da überdies eine teilweise Schadensgutmachung 
in Form einer finanziellen Entschädigung erfolgte, war eine weitere Maß­
nahme der Volks anwaltschaft entbehrlich. Was die Tätigkeit der Staatsan­
w�ltschaft betrifft, wird dazu auf den unter Punkt 4.2 dargestellten Fall ver­
wlesen. 

3.4 Hausdurchsuchung ohne richterlichen Befehl 
VA ZI. 1 4  - Z 3/80 

R. D.,  Wien, brachte bei der Volksanwaltschaft folgende Beschwerde vor: 
Am 22. Jänner 1 980 seien um etwa 22.30 Uhr, als sie und ihr Mann bereits 
geschlafen hätten, plötzlich vier Männer und ein Hund in ihrem Schlafzim­
mer gestanden. Es habe sich herausgestellt, daß es sich um vier Polizisten 
(davon zwei in Zivil) mit einem Spürhund handelte, die eine Hausdurchsu­
chung vornehmen wollten. Bei ihrem Sohn, der in der elterlichen Wohnung 
wohnt und zu diesem Zeitpunkt seinen Präsenzdienst ableistete, sei 
Rauschgift gefunde� word.en, weshalb .ihm die Wohnungsschlüssel abg�­
nommen worden selen, mlt welchen dle Wohnung geöffnet worden sei. 
Nach einer etwa einstündigen Durchsuchung des Zimmers des Sohnes habe 
die Polizei die Wohnung wieder verlassen und, ohne eine Bestätigung dar­
über auszustellen, eine kleine Schachtel mitgenommen. Rauschgift sei nicht 
gefunden worden. R. D. habe durch diese Aktion ebenso wie ihr Mann 
einen Schock erlitten ; darüber hinaus sei dadurch ihre ebenfalls in der 
Wohnung lebende 99)ährige Mutter &efährdet gewesen, deren gesundheitli­
cher Schaden, wäre Sle aufgewacht, nicht abzusehen gewesen wäre. 
Die Volks anwaltschaft nahm Akteneinsicht und stellte folgendes fest : 
Am 22. Jänner 1 980 war bei einigen Präsenzdienern der Lehrkompanie des 
Heeresspitales Wien Suchtgift gefunden worden. Unter den Betroffenen 
befand sich auch der Sohn der Beschwerdeführerin, G. D., der zugab, von 
einem ihm Unbekannten Suchtgift zum eigenen Gebrauch erhalten zu 
haben. In der während der Haft mit G. D. aufgenommenen Niederschrift 
findet sich der Satz "Mit einer Nachschau in den von mir bewohnten 
Räumlichkeiten bin ich, auf freiwilliger Basis, einverstanden". Aufgrund 
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dieses Einverständnisses wurde am 22. Jänner 1 980  in den Nachtstunden 
unter Zuhilfenahme der Schlüssel des G. D. ohne sein Beisein bei seinen 
Eltern eine "freiwillige Nachschau" abgehalten, wobei kein Suchtgift 
gefunden werden konnte. An der Amtshandlung nahmen vier Beamte mit 
einem Spürhund teil. In dem darüber abgefaßten Bericht wird sowohl der 
Begriff der freiwilligen Nachschau als auch der der Hausdurchsuchung ver­
wendet. 
Die Volksanwaltschaft ist der Auffassung, daß es sich im vorliegenden Fall 
um eine Hausdurchsuchung gehandelt hat. Charakteristisch für das Wesen 
einer Hausdurchsuchung ist das Suchen nach einer Person oder einem 
Gegenstand, von denen es unbekannt ist, wo sie sich befinden. Durch die 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze des Hausrechtes soll ein die per­
sönliche Würde und Unabhängigkeit verletzender Eingriff in den Lebens­
kreis des Wohnungsinhabers verhindert werden. Die Hausdurchsuchung 
hat daher grundsätzlich nur über richterlichen Befehl zu edolgen und ist 
unter Vermeidung jedes unnötigen Aufsehens und jeder nicht unumgäng­
lich nötigen Belästigung oder Störung der Beteiligten sowie mit sorgfältig­
ster Wahrung der Schicklichkeit und des Anstandes vorzunehmen. Nur in 
Ausnahmefällen und bei Gefahr im Verzug kann die Hausdurchsuchung 
auch ohne richterlichen Befehl durchgeführt werden. 

Aus dem Akteninhalt war für die Volksanwaltschaft nicht zu ersehen, in 
welchem Umstand die Sicherheitsbehörde die Gefahr im Verzug gesehen 
hat, sodaß es ihr nicht notwendig erschien, einen richterlichen Hausdurch­
suchungsbefehl zu erwirken, der im übrigen auch fernmündlich eingeholt 
werden hätte können. Selbst wenn jedoch die Amtshandlung von der 
Sicherheitsbehörde nicht als Hausdurchsuchung, sondern als "freiwillige 
Nachschau" angesehen wird, muß die Volksanwaltschaft gegen eine solche 
Vorgangsweise ernste Bedenken anmelden. Der Begriff der freiwilligen 
Nachschau ist gesetzlich nicht geregelt, sodaß davon auszugehen sein wird, 
daß auch hier jene Bestimmungen Geltung haben, die den Schutz des ver­
fassu�gsge�et�l�ch verankerten H�usrechtes gewährleisten. Das bedeutet, 
daß die freiWillige Nachschau nur 10 Ausnahmefällen und aufgrund beson­
derer Umstände zum Tragen kommen kann, wobei jedoch die Regelungen 
über die Hausdurchsuchung analog Anwendung finden müßten. Aus dem 
Akt ist nicht ersichtlich, welche besonderen Umstände es waren, die die 
�olizei v�ra.nl.aßt haben, statt der gesetzlich gereg�lten Hausdurchs�chung 
eme "freiWillige Nachschau" durchzuführen. Kemesfalls kann es Jedoch 
z�läs�ig sein, daß Räumlichkeiten in die Nachschau �inbezogen werden, 
die mcht der Vedügungsgewalt des Betroffenen unterliegen. Aus dem Akt 
geht hervor, daß der Sicherheitsbehörde bekannt sein mußte, daß es sich 
bei der durchsuchten Wohnung um die elterliche Wohnung handelte, in 
der dem Sohn der Beschwerdeführerin lediglich ein Zimmer zur Vedügung 
stand. Nach Auffassung der Volks anwaltschaft war es daher unzulässig, 
ohne den Betroffenen die Wohnung zu betreten, wobei sich die grundsätz­
liche Frage stellt, warum G. D. der Amtshandlung nicht beigezogen wurde. 

Die entscheidenste Fehlleistung erblickt die Volksanwaltschaft jedoch in 
dem Umstand, daß der aus der Haft vorgeführte D. befragt wurde, ob er 
mit einer "freiwilligen Nachschau" einverstanden sei. Die Volksanwalt­
schaft ist der Auffassung, daß die Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 
in einer derartigen Situation zweifelhaft und die Freiwilligkeit einer solchen 
Erklärung in Ansehung der Freiheitsbeschränkung in Frage zu stellen ist. 
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Im vorliegenden Fall hat die Volksanwaltschaft der Beschwerde der R. D. 
Berechtigung zuerkannt. Im Hinblick darauf, daß der Vorfall nicht mehr 
rückgängig gemacht werden konnte und sich die Bundespolizeidirektion 
Wien bei der Beschwerdeführerin für die Fehlleistung entschuldigt hat, 
konnte eine weitere Maßnahme der Volksanwaltschaft entfallen. 

3 . 5  Mangelnde Sorgfalt bei sicherheitspolizeilichen Erhebungen als Ursache für 
ungerechtfertigte Freiheitsentziehung 
VA Zl. 1 42 - Z 3/80 BM Zl .  3 705/52-II/4/80 
W. H., Eisenerz, führte bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, am 
1 2 .  September 1 980 während seines Urlaubes zweimal ungerechtfertigt ver­
haftet worden zu sein. Er sei über einen Tag lang im landesgerichtlichen 
Gefangenenhaus in Feldkirch inhaftiert gewesen, bis es ihm gelungen sei zu 
klären, daß er das Opfer einer Verwechslung geworden sei. Dennoch sei er 
vom Richter nur gegen Gelöbnis entlassen worden, mit der Auflage, jede 
Ortsveränderung dem Gendarmerieposten zu melden, wobei er sich nicht 
länger als drei Tage von seinem Wohnsitz entfernen dürfe. 
In der Tatsache, daß eine Verwechslung seiner Person derartig tiefgrei­
fende Folgen wie den Entzug der Freiheit haben konnte, erblickte H. einen 
Mißstand in der Bundesverwaltung. 
Die Volksanwaltschaft führte dazu ein Prüfungsverfahren sowohl im 
Bereich des Bundesministeriums für Inneres als für Justiz durch und stellte 
folgendes fest : 
Mit Schreiben vom 20. März 1 980 hatte das Landesgericht Feldkirch den 
Gendarmerieposten Wolfurth beauftragt, den Aufenthalt eines W. H., 
zuletzt wohnhaft gewesen in Wolfurth, Montfortstraße, sowie die Perso­
naldaten zu erheben, ein Personalblatt anzulegen und die Strafkarte einzu­
holen. Der zuständige Beamte stellte daraufhin fest, daß ein W. H., gebo­
ren am 6. Juli 1942 in Feldkireh, an der genannten Adresse wohnhaft gewe­
sen war und holte eine Vorstrafenauskunft ein. In dieser Strafregisteraus­
kunft schien nunmehr ein W. H. mit unterschiedlichem Geburtsdatum und 
Geburtsort auf, nämlich 22. Juli 1 942 in Eisenerz, wobei der ausdrückliche 
Hinweis angebracht war, daß "eine Identitätsprüfung unbedingt erforder­
lich" und das Ergebnis darüber aktenkundig zu machen sei. Trotz dieser 
offenkundigen Diverenz ging der bearbeitende Beamte ohne weitere Prü­
fung von der Identität der beiden Personen aus und übermittelte dem Lan­
desgericht das - von falschen Voraussetzungen ausgehende - erstellte 
Personalblatt samt Strafregisterauskunft. Dabei unterließ er es, auf die Dis­
krepanz zwischen den Daten hinzuweisen. Die auf diese Weise dem Lan­
desgericht bekanntgegebene Person war jedoch nicht die gesuchte, sondern 
der Beschwerdeführer. 
Am 9. Juli 1980 erging vom Landesgericht Feldkirch ein "Ersuchen um 
Verhaftung oder Vorführung" samt beigeschlossenem Haftbefehl, der auf­
grund des vom Gendarmerieposten übermittelten falschen Personalblattes 
gegen den Beschwerdeführer gerichtet war. In der darauf erfolgten Aus­
schreibung unterlief sodann eine weitere Fehlleistung. Aufgabe der Daten­
station Tirol ist es, die Fahndung im sogenannten EKIS (Elektronisches 
Kriminalpolizeiliches Informationssystem) zu speichern, an das Personen­
fahndungsanfragen gerichtet werden können. Zum Zeitpunkt der Fahn-
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dung nach W. H. war diese Datenstation jedoch in einem Umbau begriffen 
und erhielt Sammelfernschreiben nicht automatisch, sondern mußte geson­
dert verständi�t wer�en. Aufgrund ei�er F�hlleistung des. Beamten, der n�r 
vertretungsweise tätig war, unterblieb diese Verständigung, sodaß die 
Fahndung nicht im EKIS gespeichert wurde. Die Volks anwaltschaft vertritt 
�ur Begründung des Bundesministers für Inneres, dem Vertreter sei die 
Ubergangsregelung nicht entsprechend geläufig gewesen, die Auffassung, 
daß die Betrauung mit derart wichtigen und folgenschweren Aufgaben, 
auch wenn sie nur vorübergehend erfolgt, einer sorgfältigen Einschulung 
und Belehrung bedarf, die im gegenständlichen Fall offenbar unterblieben 
ist. 
Am 12 .  September 1 980 wurde W. H. aufgrund der Ausschreibung verhaf­
tet und dem Gendarmerieposten Bregenz übergeben. Da W. H. jede Straf­
fälligkeit bestritt, wurde eine Personenfahndungsanfrage an das EKIS 
durchgeführt, die aus den oben genannten Gründen negativ verlief. W. H. 
wurde darauf wieder auf freien Fuß gesetzt. Als dieser im Zuge seines 
Urlaubs nun zum zweiten Mal versuchte, die Grenze zu überschreiten, 
wurde er abermals festgenommen und dem Gendarmerieposten Bregenz 
überstellt. Inzwischen war aber das Unterlassen der Verständigung der 
Datenstation Tirol und damit der EKIS-Speicherun� bemerkt und ein 
Fernschreiben nachgeholt worden. Als der Gendarmeneposten daher neu­
erlich eine Personenfahndungsanfrage stellte, verlief diese positiv. 

W. H. wurde darauf dem landesgerichtlichen Gefangenenhaus Feldkirch 
überstellt. Die in weiterer Folge aufgrund der bisher aufgezeigten Fehllei­
stungen erlittenen Nachteile waren im Bereich des Bundesministeriums für 
Justiz zu beurteilen. Jedenfalls stellte sich erst nach seiner Enthaftung 
gegen Gelöbnis die Verwechslung seiner Person heraus. 
Die Volksanwaltschaft hat der Beschwerde über den Einzelfall hinausge­
hende Bedeutung zugemessen. Sie ist der Auffassung, daß im Zusammen­
hang mit Maßnahmen, die den Freiheitsraum des Bürgers berühren und 
derart tiefgreifende Folgen nach sich ziehen können, ein besonders hoher 
Maßstab an Sorgfaltspflicht angelegt werden muß. 
Dies gilt für sämtliche Behörden und Personen, durch deren Tätigkeit ver­
fassungsgesetzlich gewährleistete Grundrechte berührt werden. Die V olks­
anwaltschaft hat daher sowohl in der mangelhaften Belehrung der aushilfs­
weise mit Fahndungsfernschreiben betrauten Kraft eine Fehlleistung 
erblickt, als sie in der Oberflächlichkeit der Prüfung des mit der Strafregi­
sterauskunft betrauten Beamten einen Mißstand festgestellt hat. Die Volks­
anwaltschaft verkennt dabei nicht, daß die häufige Beisetzung des Hinwei­
ses auf die Notwendigkeit einer Identitätsprüfung dazu verleitet, der Auf­
forderung kaum noch Beachtung zu schenken. Dies darf aber nicht dazu 
führen, daß durch mangelnde Sorgfalt Menschen in ihren Grund- und Frei­
heitsrechten verletzt werden können. 

3.6 Exekutionsführung aufgrund unrichtiger Auskunft des Meldeamtes 
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VA ZI. 1 97 - Z 3/80 BM ZI.  205 126/2-11/ 1 3/8 1 

Im November 1 980 wurde A. L., Wien, von den Wien er Stadtwerken auf­
gefordert, eine offene Rechnung zu begleichen, nachdem von einem Mitar­
beiter der Elektrizitätswerke Erkundigungen über 1. in ihrer Wohnumge-
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bung eingeholt worden waren. L. konnte in einer Rücksprache aufklären, 
daß der Forderung eine Verwechslung ihrer Person zugrunde lag, doch 
fühlte sie sich durch die in ihrer Wohnumgebung angestellten Nachfor­
schungen in ihrem Ruf geschädigt. Kurz darauf erhielt L. drei Exekutions­
bewil.ligungen, die die Wiener Gebietskrankenkasse als betreibende Partei 
ausw1esen. 
L. wandte sich daraufhin an die Volksanwaltschaft und führte Beschwerde 
darüber, daß das Meldeamt - wie sie inzwischen erfahren habe - unrich­
tige Auskünfte über sie gegeben habe. 
Die Volksanwaltschaft setzte sich darauf telefonisch mit der Wiener 
Gebietskrankenkasse in Verbindung, von der binnen kurzer Zeit die Ver­
wechslung aufgeklärt und das zuständige Bezirksgericht fernmündlich 
informiert wurde, daß ein Antrag auf Exekutionseinstellung erfolgen 
werde. Aufgrund der Stellungnahme des Bundesministers für Inneres stellte 
die Volksanwaltschaft folgendes fest : 
In der alphabetisch - phonetischen Evidenz des Zentralmeldeamtes liegen 
die Meldungen der A. L., geboren am, 1 7. September 1 944 und der A. 1., 
geboren am 22. Oktober 1 944 unmittelbar nebeneinander. Zum Zeitpunkt 
der Anfrage. w�r die fü� diese Buchs�abengruppe zuständige. Bedienstete 
vertreten, d1e lOfolge elOer nachläSSigen Prüfung durch d1e gegebene 
Namensgleichheit die beiden Daten verwechselt und die zur Beschwerde 
führende falsche Auskunft gegeben hat. Der Bundesminister für Inneres 
stellte dazu fest, daß es sich "um eine bedauerliche Fehlleistung einer auf­
grund der angespannten Personalsituation im Zentralmeldeamt der Bun­
despolizeidirektion Wien unter großem Zeit- und Leistungsdruck stehen­
den Bediensteten" handle. Der Vorfall sei zum Anlaß genommen worden, 
die Bediensteten nachdrücklich auf die strikte und gewissenhafte Beach­
tung der einschlägigen Dienstvorschriften zu verweisen und darüber zu 
belehren, daß bei Auskunftserteilungen aus dem Melderegister auch das 
Nationale der gesuchten Person genauestens zu beachten ist. Im übrigen sei 
bei den beiden Namen ein entsprechendes Aviso angebracht worden, das 
mögliche Verwechslungen in Hinkunft ausschließen soll. 
Die Volks anwaltschaft hat dc:r Beschwerde Berechtigung zuerkannt. Da 
der Beschwerdegrund noch 1m Zuge des Prüfungsverfahrens behoben 
wurde, konnte im Hinblick auf die Veranlassung des Bundesministers für 
Inneres eine weitere Maßnahme entfallen. 

4 Bundesministerium für Justiz 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 616  Beschwerden und sonstige Eingaben das 
Ressort des Bundesministers für Justiz betreffend, an die Volksanwaltschaft 
herangetragen. Dies bede�lte� eine f�st doppelt so star�e Inanspruchnahme 
der Volksanwaltschaft W1e 1m Vorjahr. Trotz ständ1ger Aufklärung der 
Mitbürger ist die Zahl jener, die sich mit dem Ersuchen um Rechtsauskunft 
oder Vertretung in einem Gerichtsverfahren an die Volksanwaltschaft wen­
den, noch verhältnismäßig groß. Die Volksanwaltschaft versucht aber auch 
in der Mehrzahl jener Fälle, in denen mangels Zuständigkeit kein Prü-
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1 3 8  

fungsverfahren durchgeführt wird, eine für den Bürger notwendige Hilfe­
stellung zu geben. Die Abgrenzung zur von der V ülksanwaltschaft . nicht 
überprüfbaren gerichtlichen Entscheidung gestaltet sich oft schwierig. Es 
wurden daher in die nachfolgende Darstellung der Einzelfälle auch Bei­
spiele aufgenommen, in denen kein Prüfungsverfahren durchgeführt 
wurde, um auch einen Einblick in diesen Bereich der Tätigkeit zu geben. 

Auch in diesem Berichtszeitraum lag ein Schwerpunkt bei Beschwerden 
über die lange Dauer gerichtlicher Verfahren. Sieht man von jenen Fällen 
ab, bei welchen die Parteien selbst durch Anträge eine Entscheidung verzö­
gern, waren es im wesentlichen immer dieselben Ursa�.hen, die für die lange 
Verfahrensdauer maßgebend waren. So führte die Uberlastung einzelner 
Richter, aber manchmal auch die Arbeitsweise eines Richters zu unzumut­
baren Verzögerungen. In einem Beschwerdefall stellte sich heraus, daß 
gegen den Richter, gegen den die Beschwerde wegen der schleppenden 
Verfahrensführung gerichtet war, bereits 1978 ein Disziplinarverfahren 
wegen Verzögerungen bei der Ausfertigung von über achtzig Urteilen 
durchgeführt und die Strafe des Verweises ausgesprochen worden war. Der 
Oberste Gerichtshof hatte allerdings einer Strafberufung Folge gegeben 
und von der Verhängung einer Disziplinarstrafe abgesehen. Auch in einem 
anderen wegen der langen Dauer durchgeführten Prüfungsverfahren stellte 
sich heraus, daß gegen den Richter wegen seiner Rückstände bei U rteils­
ausfertigungen ein Disziplinarverfahren durchgeführt und die Disziplinar­
strafe des Verweises ausgesprochen worden war. In einem Prüfungsverfah­
ren wurde die Ursache der Verfahrensdauer darin festgestellt, daß der 
Richter die Tagsatzung für einen einige Monate vorausliegenden Zeitpunkt 
angesetzt hatte, zu dem er sich dann bereits im dauernden Ruhestand 
befand. Einen Mißstand stellte die Volksanwaltschaft in jenen Fällen fest, 
in denen ein Richterposten längere Zeit hindurch nicht besetzt worden war 
und die Prozeßakten in dieser Zeit nicht bearbeitet werden konnten. Die 
nicht immer begründete lange Dauer bei der Ausarbeitung von Gutachten, 
vor allem durch häufig herangezogene Sachverständige, wurde ebenso als 
Ursache von Verfahrensverzögerungen festgestellt, wie ein Engpaß bei 
nichtrichterl ichem Personal, etwa bei Schreibkräften. So konnte z. B. eine 
am 26. Mai 1 980 getroffene Entscheidung des Obersten Gerichtshofes erst 
am 1 .  September 1 980 dem zuständigen Kreisgericht zugestellt werden, 
nachdem das Bundesministerium für Justiz Schreibkräfte zur Urteilsausfer­
tigung zur Verfügung gestellt hatte. 

Im Gegensatz zur langen Verfahrensdauer war aber auch ein häufiger 
Beschwerdegrund die kurzfristige Ladung zu Gericht (vgl. 4 .5 und 4.7) .  
Beschwerde wurde darüber geführt, daß der Betroffene die Ladung erst 
kurz vor oder sogar nach der Verhandlung erhalten hatte. Die Volksan­
waltschaft ist der Ansicht, daß durch die Einhaltung der gesetzlichen V or­
schriften die . Rechtzeitig�eit der . Ladung gewährleistet wäre und damit 
Rechtsnachteile der Parteien vermieden werden könnten. 

Häufiger Gegenstand von Beschwerden bei der Volksanwaltschaft war die 
Art der Durchführung der ersten Tagsatzung. Die Volksanwaltschaft stellte 
fest, daß der rechtsunkundige Bürger den Vorgängen in der ersten Tagsat­
zung nicht zu folgen vermag und ihm aus diesem Grunde oft Rechtsnach­
teile entstehen. Bei der derzeitigen Form der Abwicklung, bei der oft drei­
ßig oder mehr Personen gleichzeitig anwesend sind, ist es der nicht rechts-
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freundlich vertretenen Partei nur schwer möglich, ihre Rechte wahrzuneh­
men, zumal auch der Richter kaum Zeit findet, die erforderliche Rechtsbe­
lehrung im Rahmen seiner Manuduktionspflicht zu erteilen. Die V olksan­
waltschaft regt daher an, die entsprechenden prozessualrechtlichen Bestim­
mungen in dieser Hinsicht zu verbessern. 

Immer wieder wird bei der Volksanwaltschaft Beschwerde darüber geführt, 
daß die Gestaltung von formalisierten Verständigungen unklar sei oder 
aber z. B. aus Ladungen nicht der Gegenstand hervorgehe, sondern ledig­
lich Paragraphen ohne Gesetzeswortlaut zitiert seien. Die Volksanwalt­
schaft hat im Zusammenhang mit diesem Problem mit dem Bundesminister 
für Justiz Kontakt aufgenommen, der daraufhin an die Präsidenten der 
Oberlandesgerichte und an die Staatsanwaltschaften am 1 .  August 1 980 
einen Erlaß über die Bezeichnung der Strafsache in gerichtlichen und 
staatsanwaltschaftlichen Schriftstücken an Privatpersonen gerichtet hat. 
Darin wird das Ersuchen ausgesprochen, insbesondere in der Ladung des 
Beschuldigten, von Zeugen und Privatbeteil igten sowie im Zusammenhang 
mit der Zurücklegung der Anzeige die Strafsache anders als lediglich durch 
die Anführung des entsprechenden Paragraphen zu bezeichnen. Die V olks­
anwaltschaft ist darüber hinaus der Auffassung, daß die derzeit i� Verwen­
dung stehenden Formularien unter diesem Gesichtswinkel einer Uberarbei­
tung bedürfen. 

Auch im Bereich des Bundesministers für Justiz mußte die V olksanwalt­
schaft im Zuge ihrer Prüfungsverfahren feststellen, daß Schriftstücke oder 
ganze Akten in Verlust geraten oder zeitweise unauffindbar waren. Die 
Volksanwaltschaft vertritt dazu die Auffassung, daß eine Rekonstruktion 
unverzüglich nach Feststellen des Verlustes in die Wege zu leiten ist und 
nicht eine Beschwerdeführung abgewartet werden dürfe. Nach Auffassung 
der Volksanwaltschaft dürfte auch die Rekonstruktion mit keinerlei Kosten 
für die Parteien verbunden sein, da sich der Verweis auf ein allfälliges 
Amtshaftungsverfahren nur in den seltensten Fäl len als zielführend erweist. 

Auch in diesem Berichtszeitraum wurden zahlreiche Beschwerden über die 
unterschiedliche steuerliche Behandlung einer Unterhaltsleistung geführt, 
je nachdem ob sie durch richterliches Urteil oder gerichtlichen Vergleich 
festgesetzt wird. Die Volksanwaltschaft hat bereits in ihren vorangegange­
nen Berichten auf diese Problematik und die Notwendigkeit hingewiesen, 
eine Lösung herbeizuführen. Viele Beschwerdeführer brachten bei der 
Volks anwaltschaft vor, daß der Richter zum Vergleich geraten habe, ohne 
sie über allfällige Folgen aufzuklären. Die Unterhaltsleistung wird nämlich 
von der Finanzbehörde nur dann als außergewöhnliche Belastung aner­
kannt, wenn sie durch richterliches Urtei l festgesetzt ist. Liegt der Ver­
pflichtung ein Vergleich zugrunde, so prüft die Finanzbehörde die 
"Zwangsläufigkeit", was in den meisten Beschwerdefällen zu einer Ableh­
nung der Steuer.pegünstigung geführt hat. Die Volksanwaltschaft vertritt 
daher die Auffassung, daß die Prozeßparteien vor Abschluß eines gerichtli­
chen Vergleiches über die u.nte�schiedliche steuerliche Behandlu.n� aufge­
klärt werden sollten. Der mit diesem Problem befaßte Bundesminister für 
Justiz hat inzwischen zu dieser Frage Verhandlungen mit dem Bundesmini­
ster für Finanzen angekündigt. Die Volksanwaltschaft wird dieses Problem 
weiter verfolgen und zum gegebenen Zeitpunkt darüber berichten. 
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Einzelfälle 
4.1 Versäumungsurteil aufgrund unrichtiger Schreibweise auf der Gerichtsla­

dung 
VA Zl. 384 - Z 4/78 BM Zl. 10 397 15-Pr 1 /79 
K.-J. M., Wien, hatte im Dezember 1977 als Beklagter eine Ladung vom 
Bezirksgericht Innere Stadt Wien für den ,,28. Devember 1 9779 Uhr 1 5" 
erhalten. Er hatte der Ladung - ebenso wie unabhängig von ihm auch die 
Zweitbeklagte - die Uhrzeit ,, 1 5.00 Uhr" entnommen und war daher zu 
diesem Zeitpunkt bei Gericht erschienen. Dort mußte er edahren, daß die 
Verhandlung bereits um 9. 1 5  Uhr stattgefunden hatte und infolge Nichter­
scheinens der beklagten Parteien ein Versäumungsurteil ergangen war. M. 
ließ daraufhin durch seinen Anwalt einen Antrag auf Wiedereinsetzung ein­
bringen, der jedoch abgelehnt wurde. 
Daraufhin wandte sich M. an die Volksanwaltschaft und führte 
Beschwerde über die Schreibweise auf der Ladung, aus der seiner Meinung 
!lach }nfolge der Tippfehler di� richti.ge Uhrzeit, nä�lich ,,? . 1 5  Uhr", für 
lhn mcht erkennbar gewesen sel. Für lhn habe gar kem Zwelfel bestanden, 
daß er um 1 5 .00 Uhr am Gericht zu erscheinen habe. Selbstverständlich 
wäre er um 9. 1 5  Uhr erschienen, wenn er dies der Ladung entnehmen hätte 
können. 
Die Volksanwaltschaft gelangte aufgrund des Prüfungsvedahrens, in dem 
auch in den Akt Einsicht genommen wurde, zu der Auffassung, daß die 
Tippfehler in der. Ladung tatsächlic� geeign�t waren, den B�klagten i�rezu­
führen. Im übngen hat auch dle zweite Beklagte dle Uhrzelt als 
,, 1 5.00 Uhr" verstanden, was die Bedenken der Volksanwaltschaft hinsicht­
lich der Schreibweise der Ladung zusätzlich unterstützt. 
Die Volksanwaltschaft konnte auf die Entscheidung des Richters, den Wie­
dereinsetzungsantrag abzulehnen, keinen Einfluß nehmen, da es sich dabei 
um einen Akt der unabhängigen Rechtsprechung handelt. Die Ausfertigung 
von Ladungen ist jedoch der Verwaltungs tätigkeit der Gerichte zuzuord­
nen. Die Volks anwaltschaft stellte daher in der fehlerhaften Schreibweise 
der Ladung einen Mißstand fest, weil sie der Auffassung ist, daß bei Ladun­
gen im Hinblick auf ihre Tragweite auf besondere Genauigkeit geachtet 
werden muß. 
Da der Bundesminister für Justiz mitteilte, daß der Präsident des Landesge­
richtes für Zivilrechtssachen Wien aus diesem gegebenen Anlaß dem Vor­
steher des �ezirksg�richtes In!lere Stadt Wien aufgetragen hatte, im �ah­
men der Dlenstaufslcht auf eme ordnungsgemäße, genaue und deuthche 
Schreibweise, insbesondere bei Ladungen, hinzuwirken, konnten weitere 
Maßnahmen der Volksanwaltschaft entfallen. 

4.2 Unzureichende Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft 
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VA Zl. 35 - Z 3/79 BM Zl. 10 544I2-Pr 1 /79 
J. J., Wien, hatte bei der Volksanwaltschaft folgende Beschwerde vorge­
bracht : 
Beim Bezirkspolizeikommissariat Wien-Landstraße war gegen den Auto­
lenker des Wagens mit dem Kennzeichen W . . .  Anzeige erstattet worden, 
weil dieser - wie der Anzeiger im Rückspiegel gesehen habe - ihn mit 
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einer Pistole bedroht habe. Er, ] . ,  sei daraufhin als Kraftfahrzeughalter zur 
Polizei geladen worden, wo er jedoch sofort erklärt habe, zum einen zur 
angegebenen Tatzeit sich im Spital zur Untersuchung befunden zu haben, 
zum anderen keine Waffe zu besitzen. Da es sich daher um einen offen­
sichtlichen Irrtum handeln müsse, habe er um eine Gegenüberstellung mit 
dem Anzeiger gebeten. Er habe daraufhin längere Zeit nichts von der 
Angelegenheit gehört, bis er eine Beschuldigtenladung zur Hauptverhand­
lung im Landesgericht für Strafsachen Wien erhielt. Da er befürchtet habe, 
daß das Gericht ebensowenig auf seine Einwände eingehen werde wie die 
Polizei, sei er gezwungen gewesen, einen Anwalt mit der Wahrung seiner 
Interessen zu beauftragen. Bei der Hauptverhandlung sei schließlich eine 
Gegenüberstellung des Beschuldigten mit dem Anzeiger durchgeführt und 
ein Freispruch gefällt worden. 
Durch die ungerechtfertigte Einbringung eines Strafantrages sei er in sei­
nem Ansehen, aber auch finanziell geschädigt. 
Die Volks anwaltschaft führte sowohl im Bereich des Bundesministeriums 
für Inneres als auch im Bereich des Bundesministeriums für Justiz ein Prü­
fungsverfahren durch und stellte in der Mangelhaftigkeit des Verfahrens 
beim Bezirkspolizeikommissariat Wien-Landstraße einen Mißstand fest. 

Hinsichtlich dessen wird auf die Ausführungen zu Punkt 3 .3 verwiesen. 
Die Staatsanwaltschaft Wien hielt es jedoch nicht für nötig, weitere Erhe­
bungen anzustellen, sondern erachtete die Aktenlage für einen Strafantrag 
für ausreichend. In der daraufhin durchgeführten Hauptverhandlung 
erwies sich sogleich aufgrund einer Gegenüberstellung des Anzeigers mit 
dem Beschuldigten dessen Unschuld, worauf ein Freispruch gefällt wurde. 

Die Volksanwaltschaft vertritt aufgrund der Akteneinsicht die Auffassung, 
daß die Einbringung des Strafantrages durch die Staatsanwaltschaft ohne 
die notwendige Sorgfalt erfolgt ist. Wenn auch aus den Akten des Bezirks­
polizeikommissariates Wien-Landstraße weder die Angabe des Alibis noch 
das Verlangen nach einer Gegenüberstellung hervorgehen, so hätte doch 
das Fehlen der Lenkererhebung Anlaß für die Staatsanwaltschaft sein müs­
sen, entsprechende Erhebungen zur Klärung des Sachverhaltes durchzu­
führen. Die Tatsache allein, daß ]. als Kraftfahrzeughalter festgestellt 
wurde, kann nach Meinung der Volks anwaltschaft in Anbetracht der Ein­
wände des Beschwerdeführers nicht ausreichenden Grund für die Einbrin­
gung eines Strafantrages bieten, zumal der Anzeiger die inkriminierte 
Handlung im Rückspiegel seines Wagens wahrgenommen hatte. Dazu 
kommt, daß die Staatsanwaltschaft keinen Versuch unternahm, die Ver­
dachtsmomente, die gegen ]. vorlagen, in irgendeiner Weise zu klären, wie 
etwa durch eine Gegenüberstellung mit dem Anzeiger. Der Rechtfertigung 
der Staatsanwaltschaft, daß durch eine Gegenüberstellung deshalb keine 
bessere Aufklärung des Sachverhaltes zu erwarten gewesen sei, da der 
Anzeiger keine Personsbeschreibung des Fahrzeuglenkers habe geben kön­
nen, kann von der Volksanwaltschaft nicht beigetreten werden. Vielmehr 
hat die Erfahrung gezeigt, daß Zeugen, auch wenn sie nicht in der Lage 
sind, eine Person genau zu beschreiben, bei einer Gegenüberstellung durch­
aus die Identität feststellen können. In Anbetracht der wenigen Anhalts­
punkte für eine Täterschaft des ]. wäre nach Ansicht der Volksanwaltschaft 
jedenfalls jedes mögliche taugliche Mittel einzusetzen gewesen, um die 
Beweislage zu klären. 

1 4 1  

III-100 der Beilagen XV. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)142 von 161

www.parlament.gv.at



Bei der Beurteilung des Beschwerdefalles geht die Volksanwaltschaft von 
der auch für die Staatsanwaltschaft notwendigerweise geltenden Funda­
mentalregel aus, daß alle im Strafverfahren tätigen Behörden die zur Bela­
stung und die zur Verteidigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit 
gleicher Sorgfalt zu berücksichtigen haben. Dadurch, daß die Staatsanwalt­
schaft ebenso wie die Polizei keinen Versuch unternommen hat, die Anga­
ben des Beschuldigten zu verifizieren, hat sie nach Ansicht der Volksan­
waltschaft gegen diesen Grundsatz der Erforschung der materiellen Wahr­
heit verstoßen. 
Nach Auffassung der Volksanwaltschaft war bereits im Polizeiakt kein hin­
reichender Verdacht für die Täterschaft des J. enthalten ; es wäre somit 
Pflicht der Staatsanwaltschaft gewesen, entweder Vorerhebungen oder die 
Einleitung einer Voruntersuchung zu veranlassen, zumal für die Einbrin­
gung eines Strafantrages viel weitergehende Verdachtsmomente nötig sind, 
als sie für die Einleitung eines Vorverfahrens ausgereicht haben. Dies vor 
allem auch deshalb, we.i1 die str�fgerichtliche ': erfolgung eines �ürge:s 
auch durch dessen Freispruch nicht mehr völlig gutzumachen Ist. Die 
Erfahrung zeigt, daß die der Verfolgung .. N achdruck verleihende Anklage 
in weit höherem Maß das Interesse der Offentlichkeit erregt, als ein frei­
sprechendes Urteil. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt kommt der Sorgfaltspflicht der Staatsan­
waltschaft besondere Bedeutung zu, die nach Auffassung der V olksanwalt­
schaft im vorliegenden Fall verletzt wurde. Die Volksanwaltschaft hat 
daher in der Einbringung des Strafantrages aus den oben angeführten 
Gründen einen Mißstand in der Bundesverwaltung festgestellt. 

4 .3 Lange Verfahrensdauer bei Gericht 
VA ZI. 54 - Z 4/79 BM ZI. 10 527/2-Pr 1 /79 

1 42 

Nach einem Verkehrsunfall hatte G. F., Seekirchen, beim zuständigen Lan­
desgericht durch seinen Rechtsanwalt am 2. Feber 1 978 eine Klage über 
46 730 S eingebracht. Erst für den 2 8 .  Juni 1 978 wurde vom Gericht die 
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung angesetzt. Da der Kläger 
einen Kostenvorschuß nicht rechtzeitig erlegt hatte, wurde diese Verhand­
lung abberaumt. Nach der am 14 .  Juli 1 978 erfolgten Einzahlung des Vor­
schusses schrieb der .Richter eine neue �agsatzung für den 8. November 
1 978 aus. Als auch diese Verhandlung wieder abberaumt wurde und über 
ein Jahr nach Einbringung der Klage keine Verhandlung stattgefunden 
hatte, wandte sich F. mit Beschwerde an die Volksanwaltschaft. 
Die Volksanwaltschaft holte eine Stellungnahme des Bundesministers für 
Justiz ein und stellte folgendes fest : 
Die für den 28 .  Juni 1978 anberaumte Tagsatzung zur mündlichen Streit­
verhandlung mußte deshalb abberaumt werden, weil der Kläger den 
Kostenvorschuß nicht rechtzeitig erlegt hatte. Nachdem dies aber am 
1 4 .  Juli nachgeholt worden war, schrieb der Richter die neue Tagsatzung 
erst für den 8. November 1 978 aus. Die Volksanwaltschaft ist der Auffas­
sung, daß in beiden Fällen (Klagseinbringung 2. Feber 1 978) die Ausschrei­
bungsfrist zu lange bemessen war. Dazu kommt, daß der zuständige Rich­
ter mit Ablauf des 1 1 . Oktober 1 978 in den dauernden Ruhestand versetzt 
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wurde, ein Umstand, der ihm zum Zeitpunkt der Ausschreibung bekannt 
gewesen sein mußte. Tatsächlich wurde dann auch die für den 8. November 
anberaumte T.agsatzung abgesetzt, was einen Tag nach �er Ruhestands,,:e�­
setzung, nämhch am 12 .  Oktober 1978 geschah, da - wie der Bundesmini­
ster für Justiz mitteilte - die durch den Abgang des Richters freigewor­
dene Gerichtsabteilung zunächst nicht dauernd besetzt werden konnte. 
Dem Vertreter habe aber die Durchführung von Verhandlungen in der ver­
waisten Gerichtsabteilung nicht zugemutet werden können. Mit 1 .  Jänner 
1 979 wurde die Gerichtsabteilung wieder besetzt. Daraufhin wurde schließ­
lich für den 23 .  Mai 1 979 eine Tagsatzung anberaumt. Abgesehen davon, 
daß auch diese Ausschreibungsfrist von der Volks anwaltschaft für zu lang 
erachtet wird, ist die Volksanwaltschaft der Auffassung, daß bereits früher 
organisatorische Maßnahmen getroffen hätten werden müssen, um eine 
derartige Verfahrensdauer zu vermeiden. Die Ausschreibung der Tagsat­
zung ist eine richterliche Entscheidung und fällt somit in den Bereich der 
unabhängigen Gerichtsbarkeit. Dennoch hält die Volksanwaltschaft die 
Beschwerde des G. F. für berechtigt, da sich durch den Umstand, daß der 
Richter die Tagsatzung für einen Zeitpunkt anberaumt hatte, an dem er 
sich bereits im Ruhestand befand und zu dem die Gerichtsabteilung nicht 
besetzt war, eine unzumutbare Verfahrensdauer ergab. 
Der Bundesminister für Justiz hat von dienstaufsichtsbehördlichen Maß­
nahmen Abstand genommen, jedoch den weiteren Verfahrensfortgang 
überwacht und schließlich mitgeteilt, daß das Verfahren mit Urteil vom 
1 .  August 1980 beendet wurde. 

4.4 Rechtswidrige Kostenbestimmung in einem Strafverfahren 
VA Zl. 190 - Z 4/79 BM Zl. 10 643/3-Pr 1 /79 
Gegen H. H., Wien, war beim Landesgericht Wien ein Strafverfahren 
durchgeführt worden. Da der mittellose H. selbst keinen Verteidiger 
bestellt hatte, war ihm im Hinblick auf den bestehenden Anwaltszwang ein 
solcher von Amts wegen beigegeben worden. Nach Abschluß des Strafver­
fahrens hatte der Verteidiger bei Gericht einen Antrag auf Kostenbestim­
mung gestellt, die mit Beschluß des Vorsitzenden des Schöffengerichtes mit 
1 9  507 S festgesetzt wurden. Als H. H. die Bezahlung dieser Kosten aufge­
tragen wurde, wandte er sich mit Beschwerde an die Volksanwaltschaft. Er 
führte darin aus, daß er beschäftigungslos sei und kein Einkommen 
beziehe. Im übrigen sei er auf die Anwaltspflicht nicht aufmerksam 
gemacht worden und habe aus diesem Grunde auch die Bestellung des 
Rechtsanwaltes nicht beantragt. 
Die Volksanwaltschaft stellte darauf die Rechtslage fest : 
§ 41 der Strafprozeßordnung unterscheidet zwischen der Beigebung eines 
Verteidigers auf Antrag und der amtswegigen Beigebung im Falle der 
Anwaltspflicht und Säumnis des Angeklagten. Im ersten Fall hat der Ange­
klagte die Kosten nie zu tragen, im zweiten Fall nur dann, wenn es seine 
Verhältnisse zulassen und damit sein notwendiger Unterhalt nicht gefähr­
det ist. Die Säumnis des Angeklagten und damit die amtswegige Beigebung 
eines Anwaltes kann jedoch nur dann vorliegen, wenn der Angeklagte auf 
die Notwendigkeit der Bestellung eines Anwaltes hingewiesen wurde. Der 
Beschwerdeführer behauptete dazu, eine derartige Aufforderung nie erhal­
ten zu haben. Dazu kam, daß der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde 
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bei der Volksanwaltschaft angab, sowohl zum Zeitpunkt der Bestellung des 
Anwaltes als auch der Zahlungsaufforderung mittellos gewesen zu sein und 
daß seine wirtschaftlichen Verhältnisse nie geprüft worden seien. 
Obwohl der Kostenbestimmungsbeschluß eine richterliche Entscheidung 
ist, brachte die Volks anwaltschaft, auch insbesondere wegen der behaupte­
ten Unterlassung der Rechtsbelehrung, den Beschwerdefall dem Bundesmi­
nister für Justiz zur Kenntnis. 
Dieser teilte daraufhin mit, daß vom Bundesministerium für Justiz bei der 
Generalprokuratur eine Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes 
angeregt worden sei. Am 26. Juni 1 980 gab der Oberste Gerichtshof nach 
öffentlicher Verhandlung der Nichtigkeitsbeschwerde statt, behob den 
Beschluß des Vorsitzenden des Schöffengerichtes wegen Gesetzeswidrig­
keit und entschied in der Sache selbst, indem er den Kostenbestimmungsan­
trag des Verteidigers ablehnte. In der Begründung zu dieser Entscheidung 
führte der Oberste Gerichtshof aus, daß das Vorliegen der materiellen Vor­
aussetzungen des § 41 Abs . 2 StPO, nämlich daß der Angeklagte außer­
stande war, ohne Beeinträchtigung des für ihn zu einer einfachen Lebens­
führung notwendigen Unterhaltes die Verteidigungskosten zu tragen, 
bereits zum Zeitpunkt der Beigabe des Anwaltes aktenkundig war. Auch in 
der Hauptverhandlung sei diese wirtschaftliche Lage neuerlich bestätigt 
worden. Ebenso habe der Angeklagte in seiner Stellungnahme zum Kosten­
bestimmungsantrag dem Gericht seine Arbeits- und Mittellosigkeit mitge­
teilt. Das Gericht habe jedoch den Kostenbeschluß ohne nähere Begrün­
dung erlassen und im übrigen nur dem antragstellenden Verteidiger mit 
Rückschein zugestellt. Obwohl dem Angeklagten der Beschluß dennoch 
zugekommen sei, habe er es untt'rlassen, Beschwerde beim Oberlandesge­
richt einzubringen, wobei es der Oberste Gerichtshof nicht ausschloß, daß 
der Beschwerdeführer in einem auf die unzureichende Rechtsbelehrung 
durch den Schöffensenatsvorsitzenden zurückzuführenden Rechtsirrtum 
befangen war. Da der Oberste Gerichtshof der Auffassung war, daß dies 
dem Beschwerdeführer nicht zum Nachteil gereichen dürfe, gab er der 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes statt, womit der 
Beschwerdegrund behoben war. 

4.5 Kurzfristige Ladung zu einem Gerichtstermin 
VA Zl. 248 - Z 4/79 BM Zl. 10 698/2-Pr 1 180 

1 44 

F. T., Heiligenblut, hatte nach �iner Aut?r�paratL�r die Bezahlung eines 
Restbetrages von . .3 95 1 S verweIgert, weIl Ihm dIe Rechnung überhöht 
erschienen war. Uber ein Jahr später, am 9. Mai 1 979, erhielt T. eine 
Ladung zu einer ersten Tagsatzung am 1 1 . Mai 1 979, da der Rechtsvertre­
ter des Mechanikers Klage gegen ihn eingebracht hatte. T. führte bei der 
Volksanwaltschaft Beschwerde darüber, am 9. Mai nach Dienstschluß, also 
in den Abendstunden, eine Ladung zu Gericht für den übernächsten Tag 
erhalten zu haben, sodaß keine Zeit zur Vorbereitung des Prozesses zur 
Verfügung gestanden sei. Er habe zwar sofort einen Rechtsanwalt aufge­
sucht, doch habe ihm dieser durch den Zeitdruck bedingt, lediglich den Rat 
geben können, den eingeklagten Betrag zu bezahlen. In der Kurzfristigkeit 
der Ladung erblickte T. einen Mißstand. 
Die Volksanwaltschaft holte einen Bericht des Bundesministers für Justiz 
ein und stellte folgendes fest: 
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1 0  

Am 26. April 1979 hatte der Rechtsvertreter des Mechanikers Klage über 
den offenen Restbetrag einer Rechnung vom 19. April 1978 beim Bezirks­
gericht Winklern gegen T. eingebracht. Am Freitag dem 4. Mai schrieb dar­
aufhin der Richter eine Streitverhandlung für den nächstfolgenden Freitag, 
den 1 1 . Mai 1979, aus. Ein erster Zustellversuch am 7. Mai 1 979 war 
erfolglos, da laut Mitteilung der Post T. zu Hause nicht angetroffen wor­
den war. Sowohl auf der Klage als auch auf der Ladung war der Beruf 
,,Arbeitnehmer" vermerkt. Der Postzusteller ließ am Zustellort eine Auffor­
derung zurück; die Klage konnte T. schließlich am 9. Mai 1 979, nach sei­
nen Angaben, nach der Arbeitszeit um 1 7.00 Uhr zugestellt werden. 

Zur Verhandlung am 1 1 . Mai 1979 war niemand erschienen, sodaß Ruhen 
des Verfahrens eingetreten ist. Zum knappen Zeitraum zwischen Anberau­
mung und Tagsatzung stellte der Bundesminister für Justiz fest, daß nach 
§ 436 Zivilprozeßordnung in dringenden Fällen die Tagsatzung zur münd­
lichen Streitverhandlung sogar auf den nämlichen Tag anberaumt werden 
kann, an welchem die Klage bei Gericht eingebracht wurde. Im Hinblick 
darauf, daß der Vorsteher des Bezirksgerichtes Winklern offenbar bemüht 
war, noch möglichst viele anhängige Verfahren vor der Auflassung dieses 
Gerichtes ( 1 . Juli 1979) zu beenden, schien dem Bundesministerium für 
Justiz die Frist von knapp einer Woche zwischen der Abfertigung der 
Ladung und der mündlichen Streitverhandlung "durchaus angemessen". 

Die Volks anwaltschaft kann sich dieser Meinung des Bundesministers für 
Justiz nicht anschließen. Nach § 231  der Zivilprozeßordnung ist eine erste 
Tagsatzung in einem Zivilprozeß so anzuberaumen, daß zwischen der 
Zustellung der Klage und der Tagsatzung ungefähr ein Zeitraum von 
14  Tagen zu liegen kommt, wobei die für die Zustellung voraussichtlich 
erforderliche Zeit zu berücksichtigen ist. Diese Gesetzesbestimmung ist 
auch bei Verfahren vor den Bezirksgerichten anzuwenden (§ 43 1  ZPO). 
Die Ausnahme einer kurzfristigen Anberaumung ist im § 436 ausdrücklich 
auf "dringende Fälle und insbesondere Klagen wegen Besitzstörung" 
beschränkt. Die Dringlichkeit des Falles kann sich aber nur auf den Streit­
fall beziehen, nicht aber auf eine bevorstehende Schließung des Gerichtes. 
Es ist daher für die Volksanwaltschaft nicht erkennbar, worin der Richter 
die Dringlichkeit des Falles erblickt hatte. 

Da es sich bei der Ausschreibung zur Streitverhandlung um eine richterli­
che Entscheidung handelt, hatte die Volks�nwaltschaft keine Möglichkeit, 
in diesem Fall Maßnahmen zu setzen. Ahnliche Beschwerden wurden 
jedoch wiederholt an die V �lksanwaltschaft herangetr3:gen, insbes�ndere 
von sogenannten Pendlern, die während der Woche an Ihrem Arbeitsplatz 
wohnen, sodaß es die Volks anwaltschaft für notwendig hält, das Problem 
im vorliegenden Bericht aufzuzeigen. Bei voller Würdigung des Umstan­
des, daß Prozesse nicht verzögert werden sollen, vertritt die Volks anwalt­
schaft doch die Ansicht, daß der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun­
gen über Fristen größere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Bei der 
Ausschreibung der Tagsatzung oder Streitverhandlung sollte daher das 
Problem der Zustellung nicht aus dem Auge verloren werden, wobei auch 
zu berücksichtigen ist, daß der Arbeitnehmer dann, wenn Wohnort und 
Gerichtsort nicht ident sind, Dispositionen am Arbeitsplatz treffen muß. 
Schließlich darf die Schwierigkeit einer so kurzfristigen Betrauung mit der 
Rechtsvertretung gerade in ländlichen Bereichen nicht übersehen werden, 
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wo die Zahl der zur Verfügung stehenden Rechtsanwälte mit der Situation 
in der Großstadt nicht vergleichbar ist. 

4 .6 Verfahrensverzögerung durch Nichtbesetzung einer Gerichtsabteilung 
VA Zl. 1 37 - Z 4/80 BM Zl .  30 089/ 1 -Pr 3/80 
Im April 1980 führte H. T. ,  Wien, bei der Volks anwaltschaft Beschwerde 
über eine Verfahrensverzögerung beim Arbeitsgericht Wien. Die von ihr 
beklagte Partei habe im Jänner 1 980 gegen ein Versäumungsurteil vom 
1 2 . Dezember 1 979 einen Antrag auf "Wiederaufnahme in den vorigen 
Stand" eingebracht, über den noch nicht entschieden sei. Im Feber habe 
m�n i.hr auf Anfrage mitgeteilt, da� die G�richtsabteilung �nbesetzt sei und 
mIt etner Verhandlung frühestens Im Apnl zu rechnen seI. Nunmehr habe 
sie aber erfahren, daß die Gerichtsabteilung immer noch unbesetzt sei und 
die Erledigung des Verfahrens daher noch Monate dauern würde. 
Aus der daraufhin vom Bundesminister für Justiz eingeholten Stellung­
nahme ging hervor, daß die Nichterledigung bzw. Nichtweiterbehandlung 
der Rechtssache darauf zurückzuführen war, daß die Abteilung 1 des 
Arbei�sgerichtes Wien ab 1 .  Jänner 1 980 unbesetzt war. Der Stell1!ngnahm.e war mcht zu entnehmen, welche Gründe der Besetzung der Genchtsabtel­
lung entgegenstanden. Der Bundesminister für Justiz teilte lediglich mit, 
daß die Abteilung mit Wirkung vom 1 .  Juli 1 980 wieder besetzt sei. 
Die Volksanwaltschaft stellte fest, daß die Gerichtsabteilung ein halbes Jahr 
unbesetzt war und damit für diese Zeit für den nach der Geschäftsvertei­
lung umschriebenen Personenkreis kein gesetzlicher Richter bestimmt war. 
Seitens der Justizverwaltung waren offenbar keine Veranlassungen getrof­
fen worden, den durch die Nichtbesetzung der Abteilung geschaffenen 
Zustand zu überbrücken. Die Volksanwaltschaft gelangte zu der Auffas­
sung, daß eine derartige Fehlorganisation, die zu Lasten der Rechtsuchen­
den geht, einen Mißstand im Bereich der Bundesverwaltung darstellt. Da 
durch die Besetzung mit 1 .  Juli 1 980 dem Mißstand begegnet worden war, 
konnte eine weitere Maßnahme unterbleiben. 

4.7 Kurzfristige Ladung zu Gericht; Verlust eines Schriftsatzes bei Gericht 

1 46 

VA Zl. 224 - Z 4/80 BM Zl .  30 469/ 1 -Pr 3/80 
Als R. 0.,  Wien, am 1 2 . August 1 976 ein am Vortag hinterlegtes Schrift­
stück am Postamt behob, stellte er fest, daß er damit als Beklager zu einer 
am 1 0. August 1 976, also einer bereits stattgefundenen Verhandlung, gela­
den wurde. Da O. die Verhandlung ohne seine Schuld versäumt hatte, sah 
er sich gezwungen, einen Rechtsanwalt zu beauftragen, um seine Interessen 
wahrzunehmen und offenbar vorliegende Verfahrensmängel zu bekämp­
fen. Nach einer neuerlich anberaumten Tagsatzung am 22 .  Dezember 1 976 
wurde der Rechtsanwalt vom Kläger in Kenntnis gesetzt, daß dieser seine 
Klage unter Anspruchsverzicht zurückziehe. 
Ende März stellte der Anwalt einen Kostenbestimmungsantrag. Gegen den 
darauf vom Gericht ergangenen Kostenbeschluß erhob der Kläger Rekurs, 
dem Folge gegeben wurde, wovon O. allerdings von seinem Rechtsanwalt 
nicht verständigt wurde. Zwei Jahre nachdem über diesen Rekurs entschie­
den worden war, wurde bei R. O. Exekution über 922 S geführt. Er wandte 
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sich daraufhin an die Volks anwaltschaft und führte Beschwerde darüber, 
daß die Exekution des Betrages die Folge einer Reihe von Fehlleistungen 
des Gerichtes gewesen sei. Darüber hinaus führt er Beschwerde über die 
seinerzeit zu spät erfolgte Ladung bei Gericht, die Ursache dafür gewesen 
sei, daß er einen Rechtsanwalt habe beauftragen müssen. 

Die Volks anwaltschaft stellte im Prüfungsvedahren, in dem eine Stellung­
nahme des Bundesministers für Justiz eingeholt wurde, folgendes fest: 

Am 27. Juli 1976 hatte die Gemeinde St. Andrä beim Bezirksgericht Innere 
Stadt Wien eine Klage gegen den Beschwerdeführer eingebracht. Schon für 
den 10 .  August 1976 wurde die erste Tagsatzung anberaumt, zu der der 
Beschwerdeführer nicht erschienen war. Der Richter behielt sich die Fäl­
lung des vom Kläger beantragten Versäumungsurteiles vor, da die Zustel­
lung der Ladung nicht ausgewiesen war. Aus dem später eingelangten 
Rückschein ergab sich, daß der erste Zustellversuch tatsächlich, wie in der 
Beschwerde behauptet, erst am 1 0. August 1976, also am Tag der Gerichts­
verhandlung, stattgefunden hatte und das Schriftstück nach dem zweiten 
ergebnislosen Zustellversuch am 1 1 . August 1976 hinterlegt worden war. 
Der Antrag der klagenden Partei auf Erlassung eines Versäumungsurteils 
wurde daher mangels rechtzeitiger Zustellung abgewiesen und eine neuerli­
che Tagsatzung anberaumt. 

Da die Entscheidung darüber, wann eine Verhandlung anberaumt wird, ein 
Akt der Gerichtsbarkeit ist, kann die Volks anwaltschaft in derartigen Fällen 
keine Maßnahmen setzen. Der vorliegende Fall zeigt aber ebenso wie eine 
Reihe gle�ch gelag�rter Beschwerden, daß den �dahrungen des tägl�chen 
Lebens Vielfach nicht Rechnung getragen Wird. Im gegenständlichen 
Beschwerdefall wurde die Klage am 27. Juli eingebracht. Bereits für den 
1 0 .  August wurde die erste Tagsatzung anberaumt. Bei Berücksichtigung 
der Dauer der kanzleitechnischen Abfertigung und des Postenlaufes war 
eine rechtzeitige Zustellung an die Betroffenen kaum zu erwarten. Dazu 
kommt, daß selbst bei Zustellung vor der anberaumten Verhandlung für die 
Parteien kaum Zeit verblieben wäre, um für den Verhandlungstag entspre­
chende Dispositionen treffen zu können. In den meisten Fällen muß dar­
über hin�u� davon ausgegan�en �er�en, daß der geladene Staatsbürger 
b�rufs�ätlg Ist, wodurch zumeist die Hmterlegu.ng des Poststückes �otwen­
dlg Wird. Aufgrund der bestehenden V orschnften kann das Schnftstück 
aber erst am nächsten Tag behoben werden. Bei einer derart knapp bemes­
senen Frist ist es überdies für den Rechtsunkundigen kaum noch möglich, 
entsprechende Informationen einzuholen, oder auch nur Vorkehrungen für 
den durch die Verhandlung verlorenen Arbeitstag zu treffen. Die Volksan­
waltschaft kann sich in diesem Zusammenhang daher nicht der Auffassung 
des Bundesministers für Justiz anschließen, dem Beschwerdeführer wäre 
aus der späten Ladung "kein Nachteil im Vedahren erwachsen". Es scheint 
vielmehr die Argumentation des Beschwerdeführers einsichtig, daß er sich 
durch die außergewöhnliche Situation, die durch die verspätete Ladung 
entstanden war, zur Beauftragung eines Rechtsanwaltes genötigt sah. 

Die Volksanwaltschaft stellte weiters fest, daß nach einer im September 
stattgefundenen Verhandlung die klagende Partei ihre Klage zurückzog, 
wovon der Rechtsanwalt des Beschwerdeführers am 22. Dezember 1 976 in 
Kenntnis gesetzt wurde. 
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1 48 

Am 30. März 1 977 langte bei Gericht ein mit 28 .  März 1977 datierter 
Antrag auf Zuerkennung des Kostenersatzes ein, dem mit Beschluß vom 
25. April 1977 stattgegeben und dieser dem Vertreter der klagenden Partei 
am 5. Mai 1977 zugestellt wurde. Dieser Kostenbeschluß enthält allerdings 
eine falsche Aktenzahl, nämlich 23 c . .  ./76 statt 32 C . .  ./76. Gegen die­
sen Kostenbeschluß erhob die klagende Partei Rekurs, der, wie sich aus den 
Akten ergibt, am 9. Mai 1977, also rechtzeitig, vom Bezirksgericht Innere 
Stadt Wien übernommen wurde. Dieser Rekurs ist aus heute nicht mehr mit 
Sicherheit feststellbaren Gründen in Verlust geraten. Möglicherweise 
wurde er aufgrund der vom Gericht falsch angegebenen Aktenzahl einer 
falschen Abteilung zugeordnet und ist daraufhin in Verstoß geraten. 

Die Volks anwaltschaft vertritt die Auffassung, daß bei der Behandlung des 
Schriftsatzes jene notwendige Sorgfalt außer acht gelassen wurde, die ins­
besondere im Justi�bereich erforderlich ist, da hier Fehlleistungen �it 
besonders schwerwlegend�n Folgen für den Sta�tsbürger verbu.nden sem 
können. Es kann daher mcht von Bedeutung sem, daß gerade Im gegen­
ständlichen Fall, wie der Bundesminister feststellt, dem Beschwerdeführer 
kein "unmittelbar rechtlicher Nachteil erwachsen ist, sondern lediglich der 
Ausgang des Rekursverfahrens hinausgeschoben wurde". Wenn an die V er­
letzung der Sorgfaltspflicht des einzelnen Staatsbürgers vielfach schwerwie­
gende Folgen geknüpft werden, so muß ein ebenso strenger Maßstab bei 
der Besorgung staatlicher Aufgaben gelten. Die Volks anwaltschaft hat 
daher den Verlust des Schriftsatzes als einen Mißstand im Bereich der Bun­
desverwaltung festgestellt. 

Im übrigen war dieser Verlust dem Rechtsmittelwerber und damit dem 
Gericht erst durch eine weitere Fehlleistun� des. Gericht�s zur Kenntnis 
gelangt. Der Beklagtenvertreter hatte nämltch die Bestätigung der Voll­
streckbarkeit für den ergangenen Kostenbeschluß beantragt, die auf die 
von ihm beigebrachte Ausfertigung des Kostenbeschlusses gesetzt wurde. 
�ie sich aus d�n .Akten er�ibt, wurde die Vollstreckbarkeit des Beschlusses 
memals urschnftltch bestätigt. Als nun der Beklagtenverueter den Klagsver­
treter über die Vollstreckbarkeit in Kenntnis setzte, stellte dieser fest, daß 
über den Rekurs vom 6. Mai 1977 noch nicht entschieden war. Mit Schrift­
satz vom 3 1 .  Jänner 1978 zeigte der Klagsvertreter dem Gericht den Ver­
lust des Schriftstückes auf. Erst am 8 .  Juni 1978 war dem Landesgericht für 
Zivilrechtssachen Wien die Entscheidung über den inzwischen rekon­
struierten Rekurs möglich und sie gab diesem Folge. Da zwischen der Ver­
ständigung des Beklagtenvertreters von der Klagsrücknahme und dem 
Antrag auf Kostenbestimmung über drei Monate vergangen waren, erach­
tete das Gericht den Antrag als verspätet. 

Ohne in den Bereich der unabhängigen Gerichtsbarkeit eingreifenzu wol­
len, stellt die Volksanwaltschaft fest, daß in dieser Frage unterschiedliche 
Auffassungen bestehen. Die ergangenen Entscheidungen sind ebenso 
uneinheitlich wie einschlägige Kommentare, da die Zivilprozeßordnung 
keine Frist für den Antrag auf Kostenersatz enthält. Der Bundesminister 
für Justiz teilte daher mit, daß die bestehende Gesetzeslücke durch die 
beabsichtigte Zivilverfahrens-Novelle beseitigt werden soll. Im Hinblick auf 
die in der gegenwärtigen Situation bestehende Rechtsunsicherheit ist die 
Volksanwaltschaft der Auffassung, daß dieses Problem einer vordringlichen 
Lösung bedarf. 
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4.8  Verfahrensverzögerung durch Nichtbesetzung einer Gerichtsabteilung 
VA Zl. 262 - Z 4/80 BM Zl. 30 477/ 1 -Pr 3/80 
Am 1 4 . November 1 979 hatte das Kreisgericht Korneuburg einer Berufung 
des F. D. ,  Angern, Folge gegeben, das angefochtene Urteil aufgehoben und 
die Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung an das 
Bezirksgericht Gänserndorf zurückverwiesen. Als bis zum Juni 1 980 keine 
Verhandlung anberaumt und anläßlich seiner Erkundigungen bei Gericht 
auch kein Termin in Aussicht gestellt worden war, wandte sich F. D. mit 
Beschwerde an die Volksanwaltschaft. 
Der im Prüfungsverfahren der Volksanwaltschaft befaßte Bundesminister 
für J ustiz �eilte zur Beschwerde mit, daß die Verfahrensverzöger�ng bei� 
Bezlrksgencht Gänserndorf auf den Umstand zurückzuführen sei, daß die 
zuständige Gerichtsabteilung seit 1 .  April 1 979 vakant sei. Aus dem Schrei­
ben des Bundesministers für Justiz war kein Grund für die Nichtbesetzung 
zu entnehmen, ebensowe�ig, ob seitens der Justizverwaltung organisatori­
sche Maßnahmen zur Uberbrückung der Situation getroffen worden 
waren. Der Bundesminister teilte lediglich mit, daß mit Wirksamkeit vom 
1 .  August 1 980 ein Richter auf die betreffende Planstelle des Bezirksgerich­
tes Gänserndorf ernannt werde, so daß ab diesem Zeitpunkt mit dem Ver­
fahrensfortgang zu rechnen sei. 
Die Volksanwaltschaft ist der Auffassung, daß eine derartige Dauer der 
Nichtbesetzung einer Gerichtsabteilung mit dem Rechtsschutz und der 
Rechtssicherheit nicht vereinbar ist. In der Zeit der Vakanz der Gerichtsab­
teilung war für den von der Geschäftsverteilung umschriebenen Personen­
kreis kein gesetzlicher Richter bestimmt. Die Justizverwaltung hat offenbar 
keine Veranlassung getroffen, um diesen unzumutbaren Zustand zu über­
brücken, der zu der in Beschwerde gezogenen Verfahrensverzögerung 
geführt hat. Die Volksanwaltschaft gelangte daher zu der Auffassung, daß 
ein derartiger Mangel in der Organisation, der zu Lasten des Rechtssu­
chenden geht, einen Mißstand im Bereich der Bundesverwaltung darstellt. 
Da die Abteilung mit 1 .  August 1980  besetzt wurde, konnte die Volksan­
waltschaft von weiteren Maßnahmen Abstand nehmen. 

4.9 Überforderung rechtsunkundiger Parteien bei der ersten Tagsatzung 
VA Zl. 267 - Z 4/80 BM Zl .  30 7 1 1 / 1 -Pr 3/80 
M. T. ,  Deutsch-Tschantschendorf, führte bei  der Volksanwaltschaft 
Beschwerde, weil gegen sie ein Versäumungsurteil ergangen sei, obwohl sie 
bei der ersten Tagsatzung pünktlich erschienen sei. 
Sie lebe seit Jahren von ihrem Mann getrennt, sei aber seinerzeit anläßlich 
einer Darlehensaufnahme der Schuldverpflichtung ihres Gatten als Bürge 
und Zahler beigetreten. Für den 1 0. März 1980 habe sie eine Ladung zu 
einer ersten Tagsatzung beim Bezirksgericht Güssing erhalten, wo gegen 
ihren Ehemann und sie eine Klage über 1 33 753 S samt Nebenkosten einge­
bracht worden war. Sie sei pünktlich bei Gericht erschienen. Hier habe der 
Richter anfangs ausschließlich mit dem Rechtsanwalt der klagenden Partei 
gespro.chen, wobei �ie nichts ver�teh.en hätte können . . Ir.n Anschluß dar.an 
habe sie der gegnensche Anwalt In einem Gespräch mit Ihr gefragt, wo Ihr 
Ehegatte sei und was sie selbst verdiene. Sie habe erzählt, sechs Kinder zu 
haben und für drei noch die Familienbeihilfe zu erhalten. Der Anwalt habe 
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ihr daraufhin erklärt, daß man sie unter diesen Umständen nicht pfänden 
könne und ihr gesagt, daß sie heimgehen könne. Der Richter habe mit ihr 
überhaupt nicht gesprochen. Im April 1 980 sei ihr dann eine Exekutionsbe­
willigung einschließlich Gehaltsexekution über den Klagsbetrag samt Zin­
sen sowie rund 1 1  000 S Klags- und Exekutionskosten auf Grund eines 
Versäumungsurteiles zugestellt worden. Da T. ihrer Meinung nach nichts 
versäumt hatte, führte sie Beschwerde bei der Volksanwaltschaft. 
Im Prüfungsverfahren stellte der vom Bundesminister für Justiz zum 
Bericht aufgeforderte Vorsteher des Bezirksgerichtes fest, daß aus dem Akt 
nicht hervorgehe, ob eine der beklagten Parteien zur ersten Tagsatzung am 
1 0 .  März 1 980 erschienen sei. In solchen Fällen sei es üblich, wenn nicht 
bestritten wird, daß ein Amtsvermerk des Inhaltes "die erschienene 
beklagte Partei entfernt sich nach Rechtsbelehrung ohne AntragsteIlung" 
gemacht wird. 
Der Richter habe nicht ausgeschlossen, daß ein solcher Amtsvermerk irr­
tümlich unterblieben ist, obwohl eine der beklagten Parteien zur Tagsat­
zung erschienen war. 
Die Volksanwaltschaft konnte im Hinblick darauf, daß das V ersäumungs­
urteil eine richterliche Entscheidung ist und damit in den Bereich der unab­
hängigen Gerichtsbarkeit fällt, keine Maßnahme treffen. Der Fall macht 
jedoch nach Auffassung der Volksanwaltschaft deutlich, wie schwer durch­
schaubar die Vorgänge in der ersten Tagsatzung für Personen sind, die 
keine Erfahrung im Umgang mit Gerichten haben. Nach der Zivilprozeß­
ordnung ist gegen eine Partei auch dann ein Versäumungsurteil zu fällen, 
wenn sie zwar erschienen ist, jedoch ungeachtet richterlicher Aufforderung 
nicht "verhandelt" oder sich nach dem Aufruf der Sache wieder entfernt. 
Im gegenständlichen Fall war die Beschwerdeführerin der Meinung gewe­
sen, durch ihre Anwesenheit zum geladenen Zeitpunkt und das mit dem 
Rechtsanwalt geführte Gespräch ihrer Pflicht nachgekommen zu sein, 
sodaß sie das ergangene Versäumungsurteil nicht verstehen konnte. Da die 
vorliegende Beschwerde keinen Einzelfall darstellt, vertritt die Volks an­
waltschaft die Auffassung, daß eine gesetzliche Neuregelung des Einlas­
sungsverfahrens im Zivilprozeß dergestalt notwendig ist, daß auch der 
rec.htlich nicht gesc�ulte ode� anwaltlic� nicht vertretene Staatsbürger ohne 
Zeitdruck den für Ihn oft mit schwerwiegenden Folgen verbundenen Vor­
gängen folgen kann. 

4 . 1 0  Kosten durch Verlust eines Aktes bei Gericht 
VA ZI. 269 - Z 4/80 BM ZI. 30 7 1 6/ 1 -Pr 3/80 

1 50 

E. B., Eisenstadt, führte im Juni 1 980 im Zusammenhang mit der Dauer des 
Verlassenschaftsverfahrens nach ihrem am 23. Feber 1 977 verstorbenen 
Vater Beschwerde bei der Volks anwaltschaft. Sie behauptete überdies, daß 
die Verlassenschaftsakte in Verlust geraten und ihr Rechtsvertreter zur 
Mitwirkung bei der Rekonstruktion herangezogen worden sei ; dadurch 
seien ihr durch Verschulden des Gerichtes erhebliche Rechtsanwaltskosten 
erwachsen. Außerdem seien Differenzen zwischen Gericht und dem vom 
Gericht zur Abwicklung der Verlassenschaft bestellten Notar entstanden, 
der sich geweigert hätte, die Verbücherung der Einantwortungsurkunde 
durchzuführen. 
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Die Volks anwaltschaft stellte mit Hilfe des Bundesministers für Justiz fest, 
daß die Verlassenschaftsakte tatsächlich in Verlust geraten waren. Wie der 
Bundesminister in seiner Stellungnahme der Volksanwaltschaft mitteilte, sei 
die Rekonstruktion der Verlassenschaftsakte jedoch vom Gericht vordring­
lich und nach der Geschäftsordnung durchgeführt worden, sodaß keine 
Verfahrensverzögerung eingetreten sei. Zur Beschwerde über die Differenz 
zwischen Gericht und Notar stellte der Bundesminister fest, daß im Akt ein 
Amtsvermerk aufscheine, wonach der öffentliche Notar Dr. L. die Unbe­
denklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes am 3. November 1978 dem 
Gericht mit der Erklärung vorgelegt habe, "daß er die Verbücherung der 
hiergerichtlichen Einantwortungsurkunde vom 2. Dezember 1977 nicht 
durchführen wird". Das Bezirksgericht Oberwart habe aber die Amtsur­
kunde zur Eintragung im Grundbuch vom 26. November 1 979 bereits 
durchgeführt. 
Die Volks anwaltschaft hat der Beschwerde Berechtigung zuerkannt. 
Wegen der mit der Rekonstruktion verbundenen und von ihr bezahlten 
Kosten mußte die Beschwerdeführerin jedoch auf den Rechtsweg verwie­
sen werden. 

4.1 1 Verzögerung bei der Ausstellung einer gerichtlichen Bescheinigung 
VA Z1. 306 - Z 4/80 BM Z1. 30 560/2-Pr 3/80 
R. Sch., Wien, bezieht eine Alterspension mit Ausgleichszulage. Nach 
einem Verfahren über einen Antrag gemäß § 7 des Mietengesetzes wurde 
seine Miete von bisher 500 S auf 1 300 S erhöht. Sch. wollte darauf beim 
Finanzamt eine Mietzinsbeihilfe beantragen, wozu er eine Bescheinigung 
des Gerichtes über die .rechtskräftig� Enf:Scheidung, auf der die Mietzinse�­
höhung beruht, benötigte. Nach emer ihm gegebenen Auskunft war die 
Entscheidung am 5. Mai 1 980 rechtskräftig geworden. Sch. reichte darauf­
hin ein Formular zur Bescheinigung der Rechtskraft bei Gericht ein. Als er 
am 1 .  Juli 1 980 trotz Urgenzen noch keine Erledigung erhalten hatte, 
führte Sch. bei der Volks anwaltschaft Beschwerde darüber, daß er infolge 
der Säumigkeit des Gerichtes keinen Antrag auf Mietzinsbeihilfe stellen 
könne, obwohl er als Ausgleichsrentner seit 1 .  April die erhöhte Miete von 
1 300 S bezahlen müsse. 
Die Volksanwaltschaft setzte sich im kurzen Weg mit dem Bundesministe­
rium für Justiz in Verbindung, worauf Sch. am 1 .  August 1980 die bean­
tragte Bescheinigung zugestellt wurde. Aufgrund der Stellungnahme des 
Bundesministers für Justiz stellte die Volks anwaltschaft folgendes fest : 
Die vom Beschwerdeführer benötigte Bescheinigung hat auch den T eilbe­
trag des erhöhten Hauptmietzinses zu enthalten, der das Vierfache des 
g�setzliche� H�uptmietzinses ü�ers�eigt. I?afür ist eine Aufstellung. über 
die Jahresmietzmse für 19 14  nötig, die bereits dem Antrag nach § 7 Mieten­
gesetz beizufügen ist. Aus nicht mehr rekonstruierbaren Gründen befand 
sich diese Aufstellung jedoch nicht im Gerichtsakt und mußte daher erst 
nachträglich beigeschafft werden. Der Volksanwaltschaft steht im Hinblick 
auf die Unabhängigkeit der Rechtsprechung eine Beurteilung dieses 
Umstandes nicht zu. Die Volksanwaltschaft hat jedoch der Beschwerde 
über die Verfahrensverzögerung Berechtigung zuerkannt. Da der 
Beschwerdegrund noch im Zuge des Prüfungsverfahrens behoben wurde, 
konnte eine weitere Maßnahme unterbleiben. 
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4 . 1 2  Unterschiedliche Rechtsprechung 
VA Zl. 407 - Z 4/80 
Der ehemalige Hochschulassistent Dr. G. W.,  Wien, der für zwei eheliche 
und ein uneheliches Kind sorgepflichtig ist, hatte ab Oktober 1 977 zu sei­
ner Weiterbildung einen Forschungsauftrag an einer französischen Hoch­
schule angen�mmen, der mit einem Stipendium von rund 3 000 S monatlich 
dotiert war. Uber seinen Antrag war Dr. W während dieser Zeit bezüglich 
der beiden ehelichen Kinder von einem Pflegschaftsgericht in Wien von der 
Unterhaltspflicht befreit worden; das für das außereheliche Kind zustän­
dige Pflegschaftsgericht in Niederösterreich lehnte eine Befreiung von der 
Unterhaltspflicht ab. In der ablehnenden Begründung heißt es : "Der 
Wunsch des Vaters nach Weiterbildung an einem ausländischen Institut 
dürfte nicht zur Beeinträchtigung des gesetzlichen Unterhaltsanspruches 
führen." Demgegenüber begründete das Pflegschaftsgericht in Wien die 
Befreiung von der Unterhaltspflicht unter anderem damit : "Es kann dem 
Vater nicht verwehrt werden, eine Möglichkeit zur wesentlichen Weiterbil­
dung in seinem Beruf wahrzunehmen, insbesondere dann nicht, wenn er so 
daran interessiert ist, daß er sogar eine bedeutende Einbuße seines Einkom­
mens hiefür in Kauf nimmt. Eine solche Minderung des Einkommens des 
Vaters muß auch das unterhaltsberechtigte Kind gegen sich gelten lassen ." 
Dr. W. wandte sich daraufhin an die Volksanwaltschaft und führte 
Beschwerde über die für ihn unverständliche unterschiedliche Beurteilung 
ein und desselben Sachverhaltes durch zwei Gerichte. Die Volksanwalt­
schaft mußte eine Prüfung der Beschwerde ablehnen, da es sich bei den 
Entscheidungen um Akte der unabhängigen Rechtsprechung handelt. 

4 . 1 3  Mangelnde Rechtsbelehrung bei Abschluß eines Unterhaltsvergleiches 
VA Zl. 480 - Z 4/80 

1 52 

Im Zuge eines Ehescheidungsverfahrens verpflichtete sich F. H., Salzburg, 
im Jahre 1 968 durch Abschluß eines Vergleiches vor dem Scheidungsrich­
ter, seiner Gattin ab der Scheidung 27% seines Nettoeinkommens als 
Unterhalt zu bezahlen. Bis zum Jahre 1 978 machte er diese Unterhaltslei­
stung als außergewöhnliche Belastung mit Erfolg geltend. 1 978 lehnte das 
Finanzamt die Steuerbegünstigung mit der Begründung ab, daß die 
geschiedene Gattin ein eigenes Einkommen beziehe. 
tI. wandte sich daraufhin wegen der nach seiner Ansicht "rückwirkenden 
Anderung der Gesetze oder Praxis" an die Volks anwaltschaft. In seiner 
Beschwerde führte er aus, den Vergleich nur über ausdrückliches Anraten 
des Richters abgeschlossen zu haben, der ihn darüber belehrt habe, daß die­
ser Prozentsatz unter Berücksichtigung der steuerlichen Anerkennung sei­
ner gesetzlichen Verpflichtung entspräche. Durch die letzte Entscheidung 
der Finanzbehörden sei nun seine Unterhaltspflicht tatsächlich auf 40% sei­
nes Einkommens gestiegen, da er eine Mehrbelastung von etwa 1 1  000 S 
jährlich tragen müsse. Seine Versuche, diese Nachteile mit Hilfe des 
Gerichtes zu beheben, seien gescheitert. 
Die Volksanwaltschaft mußte dem Beschwerdeführer mitteilen, daß in sei­
nem Fall zwar eine .Härte. vorliege, die jedoch in de� gesetzlichen Bestim­
mungen begründet 1St. Die Belehrung durch den Richter konnte von der 
Volksanwaltschaft nicht geprüft werden. Die Begründung der finanzrecht-
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lichen Entscheidung und ihre Auswirkungen im Beschwerdefall zeigen 
jedoch die Notwendigkeit einer eingehenden Rechtsbelehrung. In der Ent­
scheidung der Finanzlandesdirektion für Salzburg wird unter anderem fest­
gestellt: "Eine außergewöhnliche Belastung erwächst dem Steuerpfl ichtigen 
zwangsläufig, wenn er sich ihr aus tatsächlichen, rechtlichen oder sittlichen 
Gründen nicht entziehen kann. Leistungen des gesetzlichen Unterhalts an 
geschiedene Ehegatten gelten als zwangsläufig erwachsen . . .  Bei Unter­
haltsleistungen an geschiedene Ehegatten ist daher nur zu prüfen, ob die 
einzelnen Beträge als gesetzlicher Unterhalt anzusehen sind . . .  Zum 
Unterschied von einem gerichtlichen Urteil stellen gerichtliche Vergleiche 
grundsätzlich freiwillige Verpflichtungen dar, die auch über den gesetzli­
chen Rahmen hinausgehen können. Zahlungen auf Grund eines gerichtli­
chen Vergleiches können deshalb, müssen aber nicht, dem gesetzlichen 
Unterhalt entsprechen, weshalb in einem solchen Falle die Höhe des zutref­
fenden gesetzlichen Unterhaltes ermittelt werden muß." 
Da im Falle des H. ein gerichtlicher Vergleich vorliegt und die schuldlos 
geschiedene Gattin über ein eigenes Einkommen verfügt, "fehlt daher ein­
deutig das Merkmal der Zwangsläufigkeit" im Sinne des Einkommen­
steuergesetzes, weshalb keine Steuerermäßigung gewährt werden kann . . .  
Diese Begründung der Rechtsmittelentscheidung zeigt, daß die Finanzbe­
hörden den mit Urteil festgesetzten Unterhaltsbetrag als zwangsläufig aner­
kennen. Sie zeigt aber auch, daß der gleiche Unterhaltsbetrag z. B. über 
Anraten des Richters - wie im Fape H. - durch Vergleich festgelegt, 
mangels Zwangsläufigkeit zu einer Uberprüfung und einer, zum Nachteil 
des Steuerpflichtigen, anderslautenden Entscheidung der Finanzbehörden 
führen kann. Die Volksanwaltschaft hat bereits in ihren bisherigen Berich­
ten an den Nationalrat auf diese Problematik hingewiesen und die Auffas­
sung vertreten, daß eine Abhilfe unter anderem dadurch möglich wäre, daß 
vor Abschluß eines Vergleiches bei Gericht eine entsprechende Rechtsbe­
lehrung durch den Richter erfolgt. 

4 . 1 4  Überforderung des Bürgers bei erster Tagsatzung 
VA Zl. 590 - Z 4/80 
J .  K., Grödning, führte bei der Volksanwaltschaft folgende Beschwerde : 
Im Juli 1980 sei er zu einer ersten Tagsatzung beim Landesgericht Salzburg 
als Beklagter geladen gewesen (Streitwert 77 000 S) . Er sei pünktlich 
erschienen, habe aber - nach seinen Worten - die Hektik so vieler Leute 
bei "seinem" Prozeß nicht verstanden und ebensowenig die Worte des 
Richters, der ihm eigenhändig "KB bis 26. August 1 980" auf die Ladung 
geschrieben habe. K. sei daraufhin zum Klagevertreter gegangen, habe sich 
mit diesem geeinigt und einen Restbetrag bezahlt. Er habe dann vom Kla­
gevertreter einen Brief erhalten, aus dem hervorgegangen sei, daß noch 
Klagskosten in der Höhe von zirka 3 000 S zu bezahlen seien. Da im übri­
gen die zufriedenstellende Einigung über den eingeklagten Betrag bestätigt 
wurde und K. den Rest bezahlt hatte, habe er geglaubt, nichts mehr zahlen 
zu müssen. Gegen Jahresende habe er aber ein Versäumungsurteil zuge­
stellt bekommen und "kenne sich nun nicht mehr aus" . 
Die Volksanwaltschaft mußte den Beschwerdeführer darauf hinweisen, 
keine Maßnahme veranlassen zu können, da es sich beim Versäumungsur-
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teil um einen Akt der unabhängigen Rechtsprechung handelt. Die Volksan­
waltschaft versuchte jedoch die Rechtssituation dem Beschwerdeführer 
klarzulegen und erläuterte ihm auch die Worte "KB bis 26. August 1980". 

Die Beschwerde des J. K. stellt keinen Einzelfall dar. Seine Frage "wie soll 
sich ein normaler Mensch bei dem Wirbel auskennen" ? drückt die bei vie­
len Beschwerdeführern festgestellte Unsicherheit im Zusammenhang mit 
der Durchführung einer ersten Tagsatzung aus. Die Volksanwaltschaft ist 
der Auffassung, daß der rechtsunkundige Bürger mit den Vorgängen, wie 
sie in einer ersten Tagsatzung ablaufen, überfordert ist. Dazu kommt, daß 
die derzeitige Form der ersten Tagsatzung, bei der oft bis zu dreißig Perso­
nen (Anwälte und Parteien) gleichzeitig anwesend sind, dem Richter nicht 
immer die notwendige Zeit läßt, die anwaltlich nicht vertretenen Parteien 
aufzuklären und ihnen die erforderliche Rechtsbelehrung zu erteilen. Die 
anwaltlich nicht vertretene Partei läuft somit Gefahr, rechtlich benachteiligt 
zu werden. 

Die V olksanwalt.schaft h.ält es aufgrund ihrer E�fahrungen daher für drin­
gend geboten, dIe für dl.�sen Verfahrensabschmtt Bezug habenden Rege­
lungen einer legislativen Uberarbeitung zuzuführen. 

5 Bundesministerium für Landesverteidigung 

Allgemeines 

1 54 

Im Berichtszeitraum wurden 69 Beschwerden das Ressort des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung betreffend an die Volksanwaltschaft herange­
tragen. Beschwerden auf dem Gebiet des Dienstrechts hatten vor allem die 
behauptete unrichtige Berechnung von Vordienstzeiten oder die Nichter­
nennu.ng auf einen �estim�ten pienstposten zum G.egenstand. !n den mei­
sten dIeser Fälle erwIesen SICh dIe Beschwerden als mcht berechtIgt. 
Wie auch in den vorangegangenen Jahren, bildeten Beschwerden über die 
Einberufung zu Truppenübungen einen Schwerpunkt bei der Prüfungstä­
tigkeit in diesem Ressort. Die Beschwerdeführer behaupteten entweder, 
daß die Militärbehörde ihren berechtigten Anliegen hinsichtlich des Einbe­
rufungstermines ohne Begründung nicht Rechnung trage, oder daß die 
berufliche Situation nicht berücksichtigt werde. In diesen Fällen konnte der 
Beschwerdegrund zumeist mit Hilfe des Bundesministers behoben werden. 
Die Volksanwaltschaft mußte jedoch bei Prüfung dieser Beschwerden fest­
stellen, daß die Militärbehörde vielfach ihrer gesetzlichen Pflicht zur 
Begründung eines abweislichen Bescheides nicht nachkommt. Insbesondere 
bei der Abweisung von Anträgen auf Aufschub begnügte sich die Behörde 
oftmals mit der Zitierung der anzuwendenden Gesetzesvorschrift, ohne der 
Partei Aufschluß über die tatsächlichen und rechtlichen Erwägungen zu 
geben, die die Grundlage für die Entscheidung boten (vgl. dazu Punkt 5 .3) .  
Wie der Verwaltungsgerichtshof in seiner Judikatur wiederholt festgestellt 
hat, darf sich eine Begründung im Sinne der Vorschriften des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes nicht in der Wiedergabe des Gesetzeswort-
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lautes erschöpfen (vgl. VwGH Erk. 26. Jänner 1 967, Z 1 944 und 1 945/64). 
Dies stellt eine Scheinbegründung dar, die das Verfahren mit einem wesent­
lichen Mangel behaftet. 

Für die Volksanwaltschaft war aus den in Beschwerde gezogenen Entschei­
dungen der zugrunde gelegte Sachverhalt und die Würdigung der herange­
zogenen Beweise vielfach nicht ersichtlich, sodaß sie eine Prüfung, ob der 
Beschwerdeführer in einem Recht verletzt worden war, gar nicht durchzu­
führen vermochte. Diese Erfahrungen sind für die Volksanwaltschaft daher 
Anlaß, die Militärbehörden auf die Notwendigkeit eines ordentlichen 
Ermittlungsverfahrens hinzuweisen, in dessen Rahmen dem Sinne des 
Wehrgesetzes entsprechend die berechtigten Interessen des Wehrpflichti­
gen sorgfältig gegen die militärischen abzuwägen sind. 

Einige Beschwerden wurden im Zusammenhang mit Naturalwohnungen 
geführt, andere betrafen Unfälle im Rahmen des Präsenzdienstes und die 
dafür zu leistende Entschädigung bzw. die Dauer dieser Verfahren. Auch 
langen bei der Volksanwaltschaft immer noch Beschwerden ehemaliger 
zeitverpflichteter Soldaten vor dem Zweiten Weltkrieg ein, die zwar aus 
dem Dienstverhältnis ausgeschieden wurden, aber keinen Anspruch auf 
Abfertigung oder Ruhestandsversetzung daraus ableiten können. Die 
Volksanwaltschaft beschränkt sich in diesen Fällen auf die Erklärung der 
Rechtslage. 

Eine Beschwerde war Anlaß, daß der Bundesminister für Landesverteidi­
gung Weisung gegeben hat, die Verwendung eines bestimmten Formulars 
im Dienstgebrauch einzustellen. Ein pensionierter Vertragsbediensteter des 
Ressorts glaubte aus einem ihn betreffenden, an das Korpskommando 
gerichteten Formular den Anspruch auf Abfertigung auch im aliquoten 
Anteil der Sonderzahlungen ableiten zu können. Der um Stellungnahme 
ersuchte Bundesminister räumte ein, daß das gegenständliche Formular 
auch in Fällen gebraucht werde, wo es fehl am Platze sei - wie im 
Beschwerdefall - und daher Anlaß zu unrichtigen Interpretationen gebe. 
Aufgrund der Beschwerde wurde die sofortige Abstellung dieser Praxis 
sowie eine eingehende Information an den Beschwerdeführer verfügt. 

Schließlich wurden Beschwerden darüber geführt, daß einfache Meldungen 
an die Militärbehörde, wie etwa Krankmeldungen, von dieser als Anträge 
gewertet würden und damit der GebührenpfIicht unterliegen. Nach dem 
Gebührengesetz sind jedoch nur solche Eingaben gebührenpflichtig, die im 
Privatinteresse des Einschreiters liegen. Diese Eingaben unterliegen einer 
Gebühr von 1 00 S ;  wird die Gebühr nicht rechtzeitig entrichtet, so erhöht 
sie sich um einen Säumniszuschlag von 50 S. Nach Auffassung des Bundes­
ministeriums für Landesverteidigung dienen Meldungen von Krankheiten, 
Unfällen oder Haftzeiten, die dem pünktlichen Antritt des Präsenzdienstes 
entgegenstehen, nicht dem Interesse des Wehrpflichtig�n, �on�ern dem der 
Ergänzungsbehörden. Dazu kommt, daß der Wehrpflichtige In der Beleh­
rung zum Einberufungsbefehl auf die Verpflichtung zu derartigen Meldun­
gen bei strafrechtlicher Ahndung aufmerksam gemacht wird. Die Prüfung 
der Volksanwaltschaft in diesen Fällen ist noch nicht abgeschlossen, da 
zum Teil die Erledigung anhängiger Verwaltungsverfahren abgewartet 
werden muß. Im Zusammenhang mit der Gebührenpflicht wird jedoch 
auch auf die Ausführungen zu Fall 5 . 1  verwiesen. 
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Einzelfälle 

5 . 1  Vergebührung eines Terminersuchens ; unzweckmäßige Praxis bei der Ein­
berufung 

1 56 

VA Zl. 32 1 - Z 1 /79 

Der Vater des O. M. , Lienz, wandte sich mit folgendem Anliegen an die 
Volksanwaltschaft : 
Sein Sohn, der eine Lehre in Reutte absolviere, sei durch öffentliche Kund­
machung aufgefordert worden, sich in Lienz der Musterung zu unterzie­
hen. Da der Musterungstermin auf einen Dienstag gefallen sei und auf­
grund der verkehrstechnischen Lage für die Musterung ein Aufwand von 
drei Arbeitstagen nötig geworden wäre, habe sich der Vater des M. mittels 
Postkarte mit dem Ersuchen an das Militärkommando gewendet, entweder 
einen anderen Wochentag (Freitag) oder einen anderen Ort für die Muste­
rung vorzusehen. Kurz darauf habe der Wehrpflichtige an seiner Lehrstelle 
die Verständigung erhalten, daß er sich am Freitag in Lienz zur Stellung 
einfinden könne. Etwa ein Monat später sei dem Vater, der seinerzeit die 
P�JStkarte an das Militärkommando geschrieben hatte, ein Besche!d vom 
Fmanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern zugestellt worden, 1 0  dem 
ihm eine Stempelgebühr von 70 S sowie ein Zuschlag von 35 S vorgeschrie­
ben wurde, da die Karte als Antrag gewertet worden und daher Gebühren­
pflicht angenommen worden war. M., der seine Karte als Bitte und Infor­
mation aufgefaßt habe, sah in dieser Vorgangs.weise eine "bürgerferne" 
Handlung und führte darüber Beschwerde. Weiters brachte er folgendes 
vor :  

Bei der Stellung habe sein Sohn seinen Lehrvertrag vorgelegt, aus dem 
ersichtlich war, daß die Lehrzeit bis Feber 198 1 dauere . Trotz dieser offen­
kundigen Tatsache wurde ihm mitgeteilt, daß er mit einer Einberufung zum 
Herbsttermin 1 980 zu rechnen habe. Wenn er jedoch seine Lehrzeit vor 
dem Präsenzdienst absolvieren wollte, so hätte er einen Antrag auf Auf­
schub, der mit 70 S zu vergebühren sei, zu stellen. Im Interesse seiner 
Berufsausbildung habe M. einen derartigen Antrag auch sofort zu Proto­
koll gegeben, den er zu vergebühren gehabt habe. 
Der Vater des M. wandte sich im Namen seines Sohnes deshalb an die 
Volksanwaltschaft, weil er die Auffassung vertrat, daß die vorgenommenen 
Vergebührungen zwar möglicherweise dem Gesetz entsprechen, nicht aber 
dem Sinn einer bürgernahen Serviceverwaltung. Der Beschwerdeführer ver­
trat die Auffassung, daß insbesondere die Vergebührung des zu Protokoll 
gegebenen Antrages ungerechtfertigt erfolgt sei, da die Militärbehörden 
aufgrund der Unterlagen von sich aus eine Verschiebung des Einberufungs­
termines ins Auge hätten fassen können. 
Die Volks anwaltschaft stellte fest, daß die in Beschwerde gezogenen Ver­
gebührungen den gesetzlichen Bestimmungen entsprachen. Die Postkarte 
des M. war als Antrag auf Verlegung des Stellungstermines aufgefaßt und 
diesem auch stattgegeben worden. Ein solcher Antrag unterliegt der 
Gebührenpflicht. Da er jedoch nicht mit einer 70-S-Bundesstempelmarke 
versehen war, wurde er vom Militärkommando notioniert und der Notio­
nierungsbefund an das Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern wei­
tergeleitet, von dem sodann die Gebührenvorschreibung inklusive des 
Erhöhungsbetrages erfolgte. 
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Wenn sich auch die Militärbehörde bei dieser Vorgangsweise an das Gesetz 
gehalten hat, so scheint es der Volksanwaltschaft doch zweckmäßig, sich 
damit auch über den Einzelfall hinaus auseinanderzusetzen. In den öffentli­
chen Stellungskundmachungen ist kein Hinweis auf die Stempelpflicht von 
allfälligen Mitteilungen oder Anträgen enthalten. Es scheint verständlich, 
daß der Bürger eine Postkarte, mit der er aus bestimmten Gründen um eine 
yerschiebung ersucht, ei�er Terminvers�hi.ebung gleichhält, wie sie f!1it 
Jeder anderen Behörde, wie etwa der Poltzel, getroffen werden kann. Eme 
derartige Terminverschiebung wäre jedoch nicht als Antrag zu werten und 
daher auch nicht gebührenpflichtig. Die Volksanwaltschaft ist der Auffas­
sung, daß die unterschiedliche Behandlung solcher Mitteilungen eines 
Betroffenen aus der öf�entl.ichen Stellungsk�ndma�hung . ersichtlich sein 
sollte, sodaß der Bürger m die Lage versetzt wird, seme Pfltchten zu erken­
nen, und auf diese Weise jedenfalls der Erhöhungsbetrag nicht zum Tragen 
kommt. 
Zum zweiten Teil der Beschwerde, daß für einen Aufschub in jedem Fall 
ein gebührenpflichtiger Antrag erforderlich sei, stellt die Volksanw.,!-ltschaft 
fest, daß es sich auch hier um keinen Einzelfall handelt. Ahnliche 
Beschwerden wurden von Schülern vorgebracht, die infolge von Klassen­
wiederholungen bereits im wehrpflichtigen Alter waren und, obwohl für die 
Mil itärbehörde aufgrund der besuchten Schulstufe die Notwendigkeit eines 
Aufschubes ersichtlich war, dennoch einen Antrag auf Aufschub haben ein­
bringen müssen. Die Volksanwaltschaft ist der Auffassung, daß in Fällen, in 
welchen für die Militärbehörde aufgrund vorgelegter Zeugnisse die Dauer 
einer Lehr- oder Schulzeit klar ersichtlich ist, die Behörde von sich aus den 
Einberufungstermin entsprechend abstimmen sollte, ohne daß es dazu eines 
gebührenpflichtigen Antrages bedürfte, noch dazu, wenn die Behörde 
bereits anläßlich der Stellung von den Umständen in Kenntnis gesetzt wird . 
Die V olksan:�valtschaft nimmt daher den vorliegenden Fall zum Anlaß, ent­
sprechende Uberlegungen in administrativer und allenfalls legislativer Hin­
sicht anzuregen. 

5.2 Ungerechtfertigte Dauer eines Verfahrens zur Festsetzung der Höhe der 
Naturalwohnungsvergütung 
VA Z/, 26 Z - 5/80 Z/ .  5 1 93 1 / 1 / 80 
Vizeleutnant R. R., Klagenfurt, besaß sei.t 1 �66 ei.ne !'Jaturalwohnung. If!1 
August 1 976 habe er erfahren, daß beabsichtigt sei, die Höhe der monatli­
chen Vergütung erstmals bescheidmäßig festzusetzen. R. leistete zu diesem 
Zeitpunkt eine Vergütung von 96 S monatlich und wartete nunmehr die 
bescheidmäßige Festsetzung ab. Erst dreieinhalb Jahre später, nämlich im 
November 1 979, erhielt er einen Bescheid, mit dem die Höhe der Vergü­
tung rückwirkend mit August 1 976 auf 546 S erhöht wurde. Aufgrund die­
ser rückwirkenden Festsetzung ergab sich ein Rückstand von über 
1 7  000 S, der nun von R. gefordert wurde. R., der sowohl in der rückwir­
kenden Festsetzung als auch in der Dauer des Festsetzungsverfahrens einen 
Mißstand erblickte, wandte sich mit Beschwerde an die Volksanwaltschaft. 
Aufgrund der durchgeführten Prüfung, in deren Rahmen auch der Bundes­
minister für Landesverteidigung befaßt wurde, stellte die Volksanwaltschaft 
fest, daß die rückwirkende Festsetzung rechtmäßig war. Der Verwaltungs­
gerichtshof ist nämlich mit einem mit verstärktem Senat gefaßten Erkennt-
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nis von sei?er b.isherigen Rechtsauffassung abgegangen, d�ß eine . Fests�t­
zung für die Zelt vor der Erlassung des Festsetzungsbescheides keme Wir­
kung entfalten könne. Nach der jüngsten Rechtsprechung kann jedoch ein 
rechtsbegründender Verwaltungs akt auch Rechte zum Gegenstand haben, 
deren Auswirkungen sich auf die Vergangenheit erstrecken. Somit stand 
die rückwirkende Vorschreibung an den Beschwerdeführer mit der Judika­
tur in Einklang. 
Zu dieser Rechtslage vertritt die Volksanwaltschaft die Auffassung, daß es 
oberstes Gebot der Behörde sein muß, das entsprechende Verfahren zügig 
und ohne unnötigen Aufschub durchzuführen, damit dem einzelnen nicht 
vermeidbare Nachteile entstehen. Im vorliegenden Fall konnte der Bundes­
minister keine Gründe für die Dauer des Verfahrens ins Treffen führen, die 
einer früheren Erledigung des Verfahrens im Wege gestanden wären. Die 
Volksanwaltschaft muß daher davon ausgehen, daß die Verfahrensverzöge­
rung in der mangelnden Sorgfalt der bearbeite'.1den Behörde begründet ist. 
Nach Auffassung der Volksanwaltschaft war die Dauer des Verfahrens für 
den Bürger unzumutbar, zumal ihm dadurch insofern Schaden entstand, als 
er nunmehr gezwungen gewesen wäre, den angewachsenen Betrag von 
über 1 7 000 S in einem zu begleichen. Die Tatsache, daß dem Beschwerde­
führer schließlich Ratenzahlungen genehmigt wurden, vermag die Verfah­
rensverzögerung nicht gutzumachen, doch war dies die einzige Möglich­
keit, den Beschwerdegrund zu beheben. 
Die Volksanwaltschaft hat in der Dauer des Festsetzungsverfahrens einen 
Mißstand festgestellt. Eine weitere Maßnahme mußte im Hinblick auf die 
Lage des Falles unterbleiben. 

5.3 Nichtanerkennung eines beruflichen Nachteiles durch die Einberufung zu 
Waffenübungen 

1 58 

VA ZI. 56 - Z 5/80 ZI. 53 5 1 21 1 180 

E. A., Graz, geboren 1 955,  war Student an der Technischen Universität in 
Graz. Um einen möglichst frühen Studienabschluß zu erreichen, hatte er 
seinen Präsenzdienst in Form des geteilten Grundwehrdienstes in der Zeit 
von Juli bis September 1975 sowie von Juli bis September 1 976 geleistet. Im 
November 1 978 wurde er zur ersten Truppenübung einberufen, die er auch 
ableistete. Im September 1 980 erhielt er einen Einberufungsbefehl für eine 
Truppenübung im November 1 980 .  Da er die Absicht hatte, im Dezember 
1 980 seine zweite Diplomprüfung abzulegen, um damit das Studium abzu­
schließen, stellte er einen Antrag auf Verlegung des Einberufungstermines. 
In seinem Antrag schilderte er sowohl seinen bisherigen Studienfortgang als 
auch die Tatsache, daß er mit einer Studiendauer von nur zehn Semestern 
bei einer Ablegung der Diplomprüfung zum vorgesehenen Termin der erste 
Diplomingenieur seines Jahrganges wäre. Zugleich legte er eine Bestäti­
gung der Un�versität .Gr�z bei, aus der der Term.inplan für die Diplof!1P.rü­
fung hervorgmg sowie eme Befürwortung der DIplomprüfungskommissIon 
für eine Verlegung des Einberufungstermines. 
Das Militärkommando Oberösterreich wies den Antrag auf Aufschub der 
Truppenübung ab. In der Begründung wurde einzig der Gesetzestext wie­
derholt und die Voraussetzungen angeführt, unter welchen ein Aufschub 
gewährt werden kann. Die Militärbehörde ging mit keinem Wort auf das 
Vorbringen des Beschwerdeführers ein, sondern stellte dazu lediglich fest, 
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daß die Gewährung eines Aufschubes die Erreichung des Ausbildungszieles 
gefährde und die ständige Aufrechterhaltung der für die Einsatzbereit­
schaft des Bundesheeres notwendigen Struktur der Reserveverbände in 
Frage stellen würde. 
A., der die Meinung vertrat, sein Antrag sei zu Unrecht abgelehnt worden, 
wandte sich daraufhin mit Beschwerde an die Volksanwaltschaft. 

Der von der Volksanwaltschaft um Stellungnahme ersuchte Bundesminister 
für Landesverteidigung stellte dazu fest, das Militärkommando habe 
"gewichtige militärische Erfordernisse geltend gemacht . . .  und vor allem 
unter dem Aspekt, daß zwischen dem Ende der Truppenübung und dem 
Prüfungstermin ein Zeitraum von mehr als drei Wochen gelegen ist" . Des­
senungeachtet gab der Bundesminister jedoch Weisung, den Einberufungs­
befehl für die gegen�tändliche Trupp�nübung z.urüc.kzuziehen, .weil es ihm 
aufgrund der Bestätigung der Techmschen UmversItät Graz mcht vertret­
bar erschien, den Wehrpflichtigen der Gefahr eines Verzugs in seinem Stu­
dium auszusetzen. 
Die Volksanwaltschaft stellt dazu fest, daß das Militärkommando seiner 
Entscheidung lediglich allgemeine Ausführungen zugrunde gelegt hat. 
"Gewichtige militärische Erfordernisse" dieser Art könnten einen Aufschub 
von Truppenübungen niemals ermöglichen und somit die im Wehrgesetz 
vorgesehen� Befreiungsmöglichkeit ad absu�dum führen. Die Volksa?­
waltschaft Ist daher der Auffassung, daß bel Anträgen auf Aufschub tn 
jedem Einzelfall sorgfältig zu prüfen ist, ob den berechtigten Interessen des 
Wehrpflichtigen gewichtigere militärische Erfordernisse entgegenstehen. 
Schon aus diesem Gesetzeswortlaut ist der Wille des Gesetzgebers erkenn­
bar, den berechtigten Interessen des Einzelnen soweit Rechnung zu tragen, 
soweit es die militärischen Erfordernisse zulassen. Würde die Gewährung 
eines Aufschubes von der Truppenübung die ständige Aufrechterhaltung 
der für die Einsatzbereitschaft des Bundesheeres notwendigen Struktur der 
Reserveverbände schlechthin in Frage stellen, so würde eine gesetzliche 
Bestimmung, die einen derartigen Aufschub möglich macht, ins Leere 
gehen. Es scheint daher der Wille des Gesetzgebers gewesen zu sein, im 
jeweiligen Einzelfall die Erfordernisse zu prüfen. 

Im Beschwerdefall hat das Militärkommando weder auf die Einwände des 
Beschwerdeführers noch auf seine militärische Verwendung bei der Trup­
penübung Bedacht genommen. Zur Annahme des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung, der Bescheid sei unter dem Aspekt erlassen worden, 
"daß zwischen dem Ende der Truppenübung und dem Prüfungstermin ein 
Zeitraum von mehr als drei W. ochen gelegen ist", stellt die Volksanwalt­
schaft fest, daß eine solche Uberlegung im Bescheid mit keinem Wort 
erwähnt ist. Abgesehen davon, daß lediglich ein Zeitraum von mehr als zwei 
Wochen zur Verfügung gestanden wäre, schiene es aber der V olksanwalt­
schaft doch problematisch, dies als ausreichenden Vorbereitungszeitraum 
vor einer Diplomprüfung anzusehen. 
Nach Auffassung der Volksanwaltschaft hat die Militärbehörde einen 
Bescheid erlassen, ohne ein ordentliches Verfahren durchzuführen, das 
Grundlage für eine Entscheidung hätte bieten können. Aus dem Ansuchen 
des Beschwerdeführers war nicht nur der kürzestmögliche erfolgreiche Stu­
dienfortgang erkennbar, sondern auch das Bestreben, seinen staatsbürgerli­
chen Pflichten auf beste Weise nachzukommen. Der Antrag auf Aufschub 
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wurde zu einem Zeitpunkt gestellt, als der Beschwerdeführer unmittelbar 
vor Studienabschluß stand, wobei er angab, was auch durch die Technische 
Universität Graz bestätigt wurde, daß eine AbJehnung zu einer Ve�zöge­
rung von etwa fünf Monaten führen würde. Die Volks anwaltschaft Ist der 
Auffassung, daß ein solches Ansuchen geeignet sein müßte, eine sorgfältige 
Abwägung der Interessen vorzunehmen, bevor eine Entscheidung getroffen 
wird. Dies umsomehr, als derartige Entscheidungen geeignet sind, die Ein­
stellung des Staatsbürgers zum Bundesheer entscheidend zu beeinflussen. 
Die Volksanwaltschaft hat daher der Beschwerde des A. Berechtigung 
zuerkannt. Im Hinblick auf die Weisung des Bundesministers für Landes­
verteidigung war eine weitere Maßnahme entbehrlich. 
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